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Claus Leggewie 

Von der Krise des Kapitals zur Krise der Partei 
— Zur Entwicklung der KPF seit der 

„historischen Niederlage‘ vom März 1978 


1. Probleme der Linken nach der Niederlage der französischen Linksunion 


„Gäbe es in der Bundesrepublik eine artikulationsfähige politische Linke, die Nie- 
derlage des Gemeinsamen Programms der französischen Linken dürfte für sie kein 
Anlaß zur Trauer sein — denn dieses Programm verdiente Mißtrauen, sein Sieg hät- 
te vermutlich rasch zu einer noch größeren Niederlage geführt.“ (Koch 1978:1) — 
Mag sein. Aber es drängt sich der Verdacht auf, daß diese Aussage nur eine pragma- 
tische Variante jener „Neuen Philosophie“ ist, die aus ihrer intellektuellen Dauer- 
skepsis heraus offensichtlich schon jede Veränderbarkeit der bürgerlichen Verhält- 
nisse für unmöglich hält — da doch die alles abtötende „negative Vergesellschaftung“ 
- (vel. verschiedene Beiträge in den letzten Heften des „Leviathan‘“) schon so weit ge- 
diehen ist, wie es den Anschein hat. In alter Frische präsentiert dagegen E. Gärtner 
den Ausgang der französischen Wahlen als quasi-normalen Geschäftsvorgang der 
Linken, wonach in der Konsequenz auch dauernde Niederlagen irgendwann zum 
Sieg führen; sogar der Fitermann-Erklärung, die den zynischen Ton für die Bewälti- 
gung der Wahlniederlage durch die KPF angab und alle Schuld den Sozialisten zu- 
schob, gewinnt er noch „andeutungsweise‘‘ geübte Selbstkritik ab (Gärtner, 1978: 
424). Die Bedeutung der Wahlniederlage, die Christine Buci-Giucksmann in einem 
interview dagegen zutreffend als „historische Niederlage“ bezeichnet hat (Interview 
in „links“ Nr. 102), scheint mir in diesen Äußerungen verkannt zu werden; die vor- 
herrschende Position der westdeutschen Linken zu Frankreich in den letzten Jahren 
war die, daß man sich den konjunkturellen Trends genau anpaßte: Der Sieg der 
Linksunion und die Qualität ihres „Gemeinsamen Regierungsprogramms‘“ war eine 
ausgemachte Sache, solange beide günstige Meinungsumfragen hinter sich hatten, 
und als sich das änderte, galt auch schon das Gegenteil für besiegelt. Welche Proble- 
me die Wahlniederlage für die Linken aufgeworfen hat, ist bislang nicht recht deut- 
lich geworden. 

Die entscheidende Frage lautet doch, welche selbstverschuldeten und welche 
externen Gründe dafür geltend gemacht werden können, wenn die Linksunion mit 
einem relativ weitentwickelten antikapitalistischen Reformprogramm (zu dessen 
Kritik vgl. Rehfeldt 1978; Leithäuser 1976 und 1978; Leggewie 1977) ihr Ziel nicht 
erreicht und sozusagen „hundert Meter davor“ scheitert — so sehr, daß heute auf 
der Seite der Linken nur noch ein Scheiterhaufen übrig geblieben urd der Phönix, 
der aus dieser Asche steigen soll, auch noch nicht zu sehen ist. Wenn also am Stich-. 
tag für eine bislang beispiellose unitäre und majoritäre Dynamik, die die Demosko- 
pie zeitweise bis auf 56 % veranschlagt hat, eine Niederlage herauskommt, dann 
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kann dies kaum an den so oft ins Feld geführten „Ungerechtigkeiten‘‘ des französi- 
schen Wahlsystems liegen; denn im März haben die Kandidaten der Linksunion ge- 
nauso von den knappen Wahlentscheidungen mit Vorsprüngen von ein paar hundert 
Stimmen vor dem Gegenkandidaten profitiert wie die Rechte, von der im übrigen 
wichtige Bestandteile auf die Einführung des Verhältniswahlrechts drängen (vgl. als 
Wahlanalyse Le Monde 1978 und C. Ysmal 1978 a und b). Was vielmehr zu disku- 
tieren ist, ist die Frage der Klassengrenzen einer elektoralen Strategie, d.h. aber der 
gesamte Rekurs des „Eurokommunismus‘ auf das bürgerliche politische System, 
das nach den bisherigen Erfahrungen eine wirksame ‚50 %-Klausel“ gegen parlamen- 
tarische Linksmehrheiten zu errichten in der Lage ist. 

Eine komplementäre Expansionsgrenze bestimmt ja die Entwicklung der KPF, 
die sich auf dem elektoralen Niveau der Periode des Kalten Krieges reproduziert: 
seit Jahrzehnten stagniert sie bei 20 % Wähleranteil — ein Faktor, der darauf ver- 
weist, daß die Partei bei allen historischen Wandlungen der französischen Gesell- 
schaft und trotz aller inneren Wandlungen ein starres, ungleichzeitiges Verhältnis 
gegenüber einem fixen Wählerpotential einnimmt, wobei sie übrigens auch nur etwa 
ein Drittel der Arbeiterstimmen auf sich vereinigen kann (Althusser 1978). 

Was also zur Debatte steht, ist der Charakter des Bündnissystems, in das sich 
die Linksparteien hineinbegeben müssen, wenn sie von der Logik „qualitativer Mehr- 
heiten‘ der klassenbewußten Avantgarde zur quantitativen der „antimonopolisti- 
schen Bündnisse“ mit dem Volk übergehen, d.h. also: ihre hegemonialen Strategien 
(vgl. Buci-Glucksmann 1975 für die französische Gramsci-Rezeption). 

Der zweite Punkt, über den nach dem 19. März zu diskutieren ist, betrifft die 
Identität des „Eurokommunismus“ selbst: inwieweit trifft die bereits vor dem 19. 
März geäußerte Vermutung zu, wonach ein autistischer Reproduktionsreflex die Par- 
teien der Linksunion, besonders aber die KP, zum abrupten Abbruch der unitären 
Strategie geradezu zwingt und das Moment der „Klarheit vor der Einheit‘‘ — gemeint 
als sektiererische und spalterische Selbstvergewisserung der eigenen, subkulturell ab- 
geschotteten Identität — wieder an die erste Stelle setzt (dazu auch u.a. R. Debray, 
1978)? Auch hier liegen ja die weitreichenden Implikationen auf der Hand: „die“ 
Partei läßt sich ohne radikalen Wandel ihrer selbst nicht authentisch und konsequent 
„entstalinisieren“, und möglicherweise ist sie nicht das geeignete Instrumentarium, 
als „politischer Arm“ der Arbeiterbewegung den Bruch mit der bürgerlichen Politik- 
Jorm herbeizuführen, solange sie sich-von der Form her als klassenmäßig organisier- 
te Gegenmacht, vom Inhalt her aber als gemischt proletarisch-technokratische Mas- 
sensekte präsentiert und in sich das gesamte Arsenal bürgerlichen Etatismus repro- 
duziert (Althusser 1978). Es steht außer Zweifel, daß in der. Nachkriegsperiode die 
KP oftmals Ausdrucksform und Artikulationsforum sozialer Kämpfe gewesen ist; 
auch die sukzessiven Entstalinisierungsschritte sind unverkennbar (eine „Los von 
Moskau“-Bewegung, eine „Liberalisierung‘“ des Parteilebens, eine „Entdogmatisie- 
rung“ der Ideologie in der Staats- und Diktaturfrage, die „Öffnung“ auf nichtprole- 
tarische Schichten hin, nämlich technische Intelligenz und Katholiken, ein „kultur- 
politisches Tauwetter‘‘) — aber es scheint so, als komme gegenwärtig der stalinisti- 
sche Untergrund der Partei wieder nach oben und bringe den liberalen Putz zum 


Abbröckeln, als sei die Desavouierbarkeit der Partei an eine absolute Grenze gesto- 
ßen (vgl. Grün/Wittenberg 1977). 

Hier stellt sich also ein Kernproblem des Eurokommunismus, das sich in allen 
westeuropäischen Ländern mit starken KPen auf identisch-unidentische Weise wie- 
derholt: in Italien kann die KP deswegen nicht mehr auf alte Identitäten und Selbst- 
verständnisse pochen, weil sie zur Institution des politischen Systems selbst gewor- 
den ist, während diese Probleme in Frankreich schon an der Schwelle zu dieser In- 
stitutionalisierung aufbrechen. (Daraus resultiert der oft wiedergegebene Eindruck, 
die Partei „wolle gar nicht regieren‘ o.ä.) Gemeinsam ist beiden Phänomenen der 
nachhaltige Funktionswandel der kommunistischen Parteien. Sie waren jahrzehnte- 
lang reale oder mindestens symbolische Ausdrucksmittel latenter oder offener Re- 
volten, Negationen der herrscher.den politischen und gesellschaftlichen Kultur, Kri- 
stallisationspunkte sozialer Konflikte. Historisch auf jeweils besondere Weise haben 
die Linksparteien und dabei besonders die Kommunisten diesen Anspruch sowohl 
wegen der Eigendynamik ihrer gegenkulturellen, identitätsstiftenden Strategien als 
auch aufgrund ihres Kontextes im Spätkapitalismus aufgeben müssen (und nicht 
verraten 0.ä.). Der Versuch von Althusser u.a., in der Diktatur-Debatte diesen Pro- 
zeß Theoretisch aufzuhalten und eine orthodoxe Gegenreform der Partei gegen die 
im XXI. Parteitag offensichtlich gewordene Widerspruchsentwicklung und tenden- 
zielle Auflösung der alten Parteiform in verschiedene, nur rhetorisch kombinierbare 
Parteipraktiken einzuleiten, bleibt diesem alten Bild von der Partei der „prä-euro- 
kommunistischen‘ Phase verpflichtet; auch der gegenwärtige Distanzierungsversuch 
Althussers wird z.B. von Alain Touraine, einem der führenden Theoretiker der 
„neuen sozialen Bewegungen“, als ebenfalls noch zu kurz gegriffen kritisiert (Nou- 
vel Observateur 22.5.78). 


2. Zum „Scheitern“ der Linksunion 


Zur Klärung der Frage nach den Erfolgsbarrieren einer eurokommunistischen Poli- 
tik in Frankreich und Westeuropa ist ein Rückblick auf die Geschichte der Linken 
in den letzten zehn Jahren (und darüber hinaus) notwendig. Denn man steht heute 
vor der Doppelniederlage des Mai 1968 und des März 1978. Die Erfahrung des Mai 
1968 — der irreversible Geburtsakt (zugleich auch eine Renaissance) eines anderen 
Verständnisses von Politik und Sozialismus — ist in die Fortentwicklung der parla- 
mentarischen und außerparlamentarischen Linken eingeflossen, ohne sich dort orga- 
nisatorisch und ideologisch wirklich zu verankern. Der allgemeine Niedergang der 
extremen Linken, die nach dem Bruch der Linksunion vom September 1977 zur 
eifrigsten Verfechterin des GRP wurde und bei den Wahlen einen relativ hohen 
Stimmenanteil von enttäuschten Anhängern der Linksunion bekam, belegt dies. Das 
„Erbe des Mai“ traten paradoxer-und doch notwendigerweise die traditionellen Par- 
teien der Arbeiterbewegung an, auf die sich nach 1972 die Erwartungen eines wirk- 
lichen Wandels konzentrierten. Aber eine Wiederannäherung derbeiden Pole — 1968 
und 1972 — hat seither nicht wirklich stattgefunden, weil es sich bei der Linksunion 
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um einen Regierungsvertrag zwischen den Parteispitzen handelte, deren „Öffentlich- 
keit‘ hauptsächlich in den ritualisierten Formen bürgerlicher Politik aufging. Der 
Widerspruch zwischen antiautoritärer Bewegung und Partei wurde nicht wirklich 
durch eine „Union von unten“ aufgelöst; vielmehr verblieb die Linksunion auf der 
Ebene professioneller Politik und in einem Feld, in dem die ideologische Hegemonie 
der Rechten in Frankreich sich als konsistent erwiesen hat: der Ökonomie. Bereits 
in der Vorphase der Wahlen ist gezeigt worden, daß das GRP (das gerade im außen- 
wirtschaftlichen Bereich zahlreiche Schwachstellen hat) nur unter der Bedingung ei- 
ner Politisierung der Produktionsverhältnisse realisierbar sein wird, nicht aber in der 
immanenten Logik dieser Produktionsweise selbst (vgl. Kolm 1976 und Granou 1976). 
Der Ökonomismus der Linksunion wirkte dagegen entpolitisierend, denn es war we- 
nig überzeugend, ein begrenztes linkskeynesianisches Programm aus der Phase der 
letzten Hochkonjunktur als des Mittel einer sozialistischen Transformation zu prä- 
sentieren und auch für ein linkes Krisenmanagement nur einen naiven Populismus 
(„französisch einkaufen!“) und eine linke Variante des Wachstumsfetisch anzubie- 
ten. Mit der Konzentration auf dasGRP hat sich eine Reziprozität des Unvermögens 
und des Irrtums innerhalb der linken Bewegung ergeben: „die gesamte Linke, ob 
klassisch-institutionell oder nicht, folgt einer tragischen Zick-Zack-Bewegung: von 
der Bewegung ohne Programm zum Programm ohne Bewegung ... Beide Strategien, 
die klassische, frontale Aufstandsbewegung wie die parlamentarisch-juridische, die 
weitgehend von oben dirigiert, sind gescheitert“ (Chr. Buci-Glucksmann, 1978:20). 

In der litaneiartigen Bekräftigung des GRP als „einziger Lösung‘‘ (für alles) 
wird der Kontaktverlust zwischen KPF und „Massen“ (Sozialer Bewegung) deutlich: 
es wäre falsch zu behaupten, das GRP habe seit 1972 nicht mobilisierend gewirkt; 
zu kritisieren ist vielmehr der Modus dieser Mobilisierung selbst, der auf sehr tradi- 
tionelle Weise von der Kraft der Parole, des Kontrakts (mit Sozialisten und Wählern) 
und der Selbstdarstellung überzeugt war, erst in zweiter Linie von den realen und 
widersprüchlichen, von der jeweiligen Parteibasis auch durchaus konträr interpretier- 
ien Kampfbasis der wiedervereinigten Linksparteien, der gegenüber sich das GRP 
leicht als selektives Kontrollmittel einsetzen ließ. 

Wenn ınan das GRP kritisiert, dann nicht nur wegen seiner zahlreichen Fehl- 
schlüsse und wegen der Inkompetenz seiner „alternativen Wirtschaftspolitik‘“, son- 
dern auch wegen seiner Eixpertenfixiertheit. Wie lächerlich waren die Auftritte der 
jeweiligen brain trusts von KP und Sozialisten, die dem staunenden Volk kundtaten, 
welche Nationalisierungen und Lohnsteigerungen „die Wirtschaft‘ aushalten könne 
und welche nicht! Hierin weist sich die fehlende Repräsentanz des Spektrums sozia- 
ler Bewegungen, die Frankreich in der letzten Dekade erlebt hat und die die Parteien 
nur über Umarmungsstrategien „inkorporiert‘ haben, chne deren Kern zu begrei- 
fen (z.B. die Verbeugungen der KP vor der Selbstverwaltungsformel und deren De- 
gradierung zur „offiziellen“ Ideologie der Sozialisten). Denn was die Existenz dieser 
sozialen Bewegungen andeutet, war weniger die Krise der bürgerlichen Ökonomie 
als die Krise der bürgerlichen Gesellschaft. Während die traditionelle Linke — bis auf 
signifikante Ausnahmen vor allem in der CFDT-Gewerkschaft — letztlich auch an 
der Rekonstruktion der bürgerlichen Ökonomie arbeitete und beispielsweise sehr 
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konservative Vollbeschäftigungsstrategien entwickelte, zielten die genannten Bewe- 
gungen auf die Rekonstruktion der Gebrauchswertdimension ab (vgl. dazu Wagner 
1976). Indizien dafür waren das Auftreten der Ökologiebewegung, aber auch das 
Vordringen anti-etatistischer Ideologien, die von sozialistischen Theoretikern mani- 
pulativ aufgegriffen wurden (Juillard 1977; Rosanvallon 1977; dagegen Poulantzas 
1977) Auch die (hochabstrakte) Debatte, die im Anschluß an Gramsci von Althus- 
ser, Buci-Glucksmann u.a. in der KP und völlig an der offiziellen Stamokap-Theorie 
vorbei um den Charakter der „ideologischen Staatsapparate‘‘ geführt wurde, deutet 
auf die Bedeutung dieser Bewegung hin, die vom klassischen Politikbegriff (Erobe- 
rung der Macht mit einer Politik) wegführte und den sogenannten „Reproduktions- 
sektor“ und den Protest gegen die kapitalistische Arbeitsteilung schlechthin in den 
Vordergrund schob (vgl. dazu ausführlicher Colombel 1975, Buci-Glucksmann 1975 
und Bosquet 1973). 

Die Konzentration des GRP auf den Staatsapparat, den es zu erobern und zu 
demokratisieren gilt, hat die Linksunion empfindlich gemacht für die bürgerlichen 
Gegenstrategien, die sich im März als effektiv erwiesen haben, Denn das erstaunlich- 
ste Faktum auf der Ebene der Wahlanalyse war dabei die Wiedergeburt des sozialde- 
mokratisch inspirierten „Zentrums“, des parteienmäßigen Ausdrucks eines staatli- 
chen Reformismus. Dieser Reformismus von oben ist Resultat nicht nur der Exi- 
stenz einer linken Opposition, die es mit eigenen Waffen zu schlagen gilt, sondern 
auch der Veränderungen der Klassenkonstellationen der französischen Gesellschaft 
im Gefolge einer langfristigen Umstrukturierung ihrer ökonomischen Grundlagen 
und der politischen Krise der bisher herrschenden Klassenallianz. In diesem Prozeß 
lagen Chancen und letztendliches Scheitern der Linksunion begründet. Denn die Par- 
teien der Rechten und der Linken — forciert durch die im Wahlsystem angelegte Bi- 
polarisierung — konkurrieren um bürgerliche Schichten, die bislang weder im derzeit 
herrschenden Block aus Finanzbourgeoisie, traditionellem Kleinbürgertum,. indu- 
strieller und Handelsbouigeoisie und freien Berufsgruppen noch in den Adressaten- 
gruppen der traditionellen Linken vertreten waren: das sogenannte „neue Kleinbür- 
gertum“, besonders Angehörige von Angestelltenberufen, technische Intelligenz, 
Staatsdiener (vgl. dazu ausführlich Granou 1977 und 1978). Für die Fraktion der 
Finanzbourgeoisie, die in der Nachfolge des Gaullismus, aber über diesen hinausfüh- 
rend eine Modernisierung und Internationalisierung der französischen Ökonomie 
einleitete und konsequent „Akkumulationsreserven‘“ in weniger durchkapitalisier- 
ten Bereichen, d.h. aber auch in der Domäne des traditionellen Kleinbürgertums, er- 
schloß, und die weiterhin diesen Trend in einer globalen Austeritätspolitik ebenfalls 
auf Kosten der „rückständigen“ Fraktionen des Bürgertums zu beschleunigen sucht 
(Barre-Pläne), war das neue Kleinbürgertum bereits zu Anfang der 70er Jahre der 
gesuchte Allianzpartner, auf den die Reformpolitik Giscards zugeschnitten war. 
Hierin liegt die Ursache für den Bruch der „Rechtsunion‘“ zwischen Chiracs Neo- 
gaullismus und Giscard/Barres „fortgeschrittener liberaler Gesellschaft“. Die Dyna- 
mik der Linksunion hat in den Wahlen nach 1974, als sie noch die ‚‚präsidentielle 
Mehrheit“ repräsentierten, diese Hoffnungen enttäuscht; besonders die Sozialisten, 
aber auch die KP konnten mit der Programmatik des GRP und der Ausdehnung des 


staatlichen Sektors attraktiv erscheinen. Die „expertokratische‘ Profilierung beider 
Linksparteien (und auch die Existenz des linksliberalen Partners) ist dieser Entwick- 
lung geschuldet, genauso wie das Ballastabwerfen bis 1976/77 vonseiten der KP: 
Diktaturfrage, proeuropäische Haltung, Bekräftigung der Atomstreitmacht usw. 
Lange Zeit wurde der Realitätsgehalt der giscardistischen reconquista der 1974 ff, 
abgewanderten Wählergruppen unterschätzt. Aber eine genauere Analyse der Wahl- 
ergebnisse von 1978 zeigt deutlich, daß die Wiedererstarkung der Mitte die Schran- 
ke der weiteren Expansion der linken Akklamationsbasis ist und bedeutsamer war als 
die Querelen der Linken, deren Wählerpotential relativ konstant blieb. Der Binbruch 
vollzog sich bei den sozialistischen Wählern, die im zweiten Wahlgang keine ‚„repu- 
blikanische Disziplin‘ zugunsten des KP-Partners übten, sondern anders als 1976/77 
zur UDF Giscards zurückkehrten (Ysmal 1978 b). Die KP behielt ein relativ stabiles 
Wählerpotential, konnte also in die angepeilten Schichten ebenfalls nicht weiter ein- 
dringen. 

Diese Veränderung der Klassenstrukturen, die die gesamte französische Nach- 
kriegszeit bestimmt hat und sich gegenwärtig unter den Kriseneffekten noch be- 
schleunigt, ist von den Linksparteien rezipiert und wahltaktisch beantwortet, nicht 
aber wirklich strategisch integriert worden. Es war klar, daß mit der Verknappung 
der Ressourcen im Krisenprozeß das ursprüngliche optimistische Projekt einer brei- 
ten „antimonopolistischen Front“, die in der Tat nur die obersten Spitzen der fran- 
zösischen Klassengesellschaft ausschloß, von zahlreichen Widersprüchen durchzogen 
sein mußte. Das führte die Parteien gleichermaßen zur Aufgabe der unitären Strate- 
gie und zur Verstärkung der Binnenkonkurrenz innerhalb der Linksunion, die sich 
konkret in der Zerfaserung der jeweiligen politischen Linie von 1972 in zahlreiche, 
sich widersprechende „Linien“ auswirkte. Diesen Prozeß möchte ich — bezogen auf 
die einleitenden Fragestellungen nach den Identitätsproblemen einer „eurokommu- 
nistischen“ Partei — bei der KP nachzeichnen. 


3. Schwierigkeiten eines französischen ‚Eurokommunismus“ 
zwischen Liberalisierung und Restalinisierung 


Die Partei machte mit und nach dem 22. Parteitag nach allen Seiten propagandisti- 
sche Angebote,.die sich zu einem diffusen Spektrum aller möglichen Images von der 
Partei zusammenfügen: zunächst setzte sie ihr auf dem Parteitag deutlich gemachtes 
liberales „aggiornamento“ fort, indem sie beispielsweise noch deutlicher als zuvor 
für osteuropäische Dissidenten eintrat und die Sowjetunion immer unverblümter als 
„Anti-Modell‘“ eines „Sozialismus in den Farben Frankreichs“ erscheinen ließ. Wei- 
terhin ließ sie ein breiteres Spektrum von Meinungen und Tendenzen in der Partei- 
presse zu, die auf eine innere Demokratisierung im Sinne des auf dem 22. Parteitag 
formulierten Anspruchs schließen ließen. Darüberhinaus öffnete sie sich verbal ei- 
nem Bereich, den sie noch kurz zuvor als anarcho-syndikalistisch oder linksradikal 
denunziert hatte, indem sie klassische Forderungen der CFDT nach Selbstverwal- 
tung, Dezentralisierung und Abbau der Arbeitsteilung aufnahm. Diese Haltungen 
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waren gemünzt auf die bürgerlichen Bestandteile der potentiellen Linksunion-Anhän- 
gerschaft, die eher den Sozialisten zuneigten und deren Führungs- und Leitungskom- 
petenzen die KP in den erweiterten staatlichen Sektor, auch auf kommunaler Ebe- 
ne, einbringen wollte. Auch in der Partei selbst wurde ihnen seit langem in Gestalt 
von „Expertenmeinungen“ größeres Gewicht beigemessen (s. Laurens/Pfister 1975). 
Hinter diesem Ansatz verbirgt sich die Aufstiegsofferte in und über die Partei an An- 
gestellte, technische Intelligenz und Leitungspersonal aller Art, dessen Funktion mit 
einer von der KP anvisierten Reform des französischen Staatsapparates deutlich auf- 
gewertet würde. Auch der industriellen Bourgeoisie gegenüber machte die Partei mit 
der Andeutung einer „nationalen Union“, d.h. einer protektionistischen Außenpoli- 
tik gegen die „atlantische‘‘ Deformation des Gaullismus durch Giscard /Barre und 
besonders die BRD-Konkurrenz Avancen. 

Andererseits führte die Partei einen rigiden Abgrenzungskampf gegenüber den 
Sozialisten, wobei sie sich Praktiken und einer Sprache bediente, die eindeutig an 
die stalinistische Ära und die Strategie „Klasse gegen Klasse‘ zwischen 1928 und 
1934 erinnert (vgl. Racine/Bodin 1972 und Pannequin 1977). Damit sollte die He- 
gemonie als „die“ Partei der Arbeiterklasse wiederhergestellt werden, die mit der 
Expansion der Sozialisten und ihrem Übergewicht in der Linksunion in Gefahr ge- 
raten war. Ganz im Widerspruch zum populistischen und technokratischen Jargon 
setzte sich hier eine ouvrieristische Komponente durch, die sich vulgärtheoretisch 
auf einen Neuaufguß der Verelendungstheorie stützte. Denn der ab September 1977 
eindeutig bevorzugte Hauptadressat der KP waren die — klassentheoretisch nicht 
weiter definierten — „Armen“, wohinter sich ein Konglomerat von Niedriglohnemp- 
fängern, Hauptinflationsgeschädigten und Arbeitslosen verbirgt. Elleinstein hat die 
Verluste der KP in ihren Hochburgen und in den urbanen Zonen, in denen die Ar- 
beiterklasse ein relativ hohes sozioökonomisches und kulturelles Niveau hat, auf die- 
se prononcierte Hervorhebung der „Arbeiter‘‘-Identität der Partei und die Betonung 
ihres Alleinvertretungsanspruchs zurückgeführt (Elleinstein 1978). 

Welche Gründe kann man für diesen Rückzug auf bewährte Bastionen anfüh- 
ren — einen Prozeß, den Claudin als „‚pathologisch‘“ bezeichnet hat? (Claudin 1978) 
Die KP hat bereits in mehreren Phasen ihrer Geschichte den Sozialisten die Unter- 
stützung entzogen, immer dann, wenn diese die halbe Macht besaßen und die bür- 
gerliche Republik in eine politische Krise geraten war. Der: Duclos der 50er Jahre, 
den Panneguin in seinen Erinnerungen zitiert, könnte wörtlich der Marchais von 
1978 sein: „Für die Union, wenn wir sie anführen, gegen die Union, wenn sie uns 
entgleitet.‘“ Welche Logik soll dahinter stehen, wenn nicht das eigene Reproduk- 
tionsinteresse als Partei, als geschlossene Gesellschaft, die von der Differenz zu an- 
deren Parteien und zur bürgerlichen Gesellschaft lebt (und dieser dabei doch so ähn- 
lich werden kann!). Zweifellos waren bei der Entscheidung zum Alleingang auch 
strategische Momente ausschlaggebend, etwa die „Furcht vor der sozialdemokrati- 
schen Dampfwalze‘“‘ (Juillard), die unvermindert unter Druck zu stehen schien, oder 
die Weigerung, angesichts der sich aufdrängenden Schwierigkeiten die Krise zu „ma- 
nagen‘‘ und dabei Konflikte mit den im breiten Bündnis integrierten und den außer- 
halb stehenden Linkskräften, zu denen keine wirkliche Verbindung gegeben war, zu 
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provozieren. Aber wichtiger noch war, daß Identität und organisatorische Struktur 
im Wandlungsprozeß der französischen Gesellschaft selbst stark ins Schwanken gerie- 
ten, und beidem folglich der Vorrang vor riskanten Experimenten auf unbekanntem 
Terrain gegeben wurde. Deswegen grenzte sich die Partei,nach allen Seiten ab und 
bildete eine zweite, fürs Wählerpublikum vorrangige Frontlinie gegenüber der nicht- 
kommunistischen Linken. Eine geradezu autistische Konfliktneigung überwog somit 
die durch die Linksunion eingeleitete Dynamik der Wiederherstellung einer einheitli- 
chen Arbeiterbewegung und die Ansätze zu einer „„hegemonialen Strategie‘ im Sin- 
ne Gramscis. Im „eurokommunistischen‘ Prozeß mußte sich dieser alte Reflex noch 
verstärken, weil interne und äußere Identitätsreferenzen durch die Entrussifizierung 
und die Liberalisierung der gesamten Parteikultur wegfielen. Die Partei hat bislang 
eigentlich nur die Stufe des Polyzentrismus erreicht; sie vermag auch andere soziali- 
stische Zielvorstellungen zu benennen als den „realen Sozialismus‘‘, aber die Verän- 
derung der Partei, die mal wie ein gut geführtes kapitalistisches Privatunternehmen, 
mal aber noch wie eine konspirative Großtruppe auftritt, ist noch sehr widersprüch- 
lich. In diesem Widerspruch gedeihen derzeit sowohl das „jugendliche‘‘ Image als 
auch die noch vielfach internalisierte Zensur- und Kontrollpraxis. 

Der Entwicklungsprozeß des PC selbst hatte die alte Konfrontation von Sta- 
linismus und Sozialdemokratie, verkörpert in Thorez und der alten SFIO, obsolet 
gemacht, Grenzen verwischt, Aktionsspielräume und Argumentationsmonopole auf- 
gehoben. Es war aber viel leichter für eine stalinistische als für eine destalinisierte 
Partei, im Bündnis zu bleiben. 

An der Oberfläche präsentierte sich die Partei periodisch seit 1974/75 hart 
und unversöhnlich und provozierte damit — nach altem stalinistischen Muster — ge- 
nau jene Verhaltensweisen, die sie zuvor beim Partner/Gegner kritisiert hat. Das 
ganze war ein in der Vergangenheit immer geglücktes Vabanque-Spiel: genauso wie 
die Phase der Union weniger dem PC als den Sozialisten Zulauf gebracht hat, hat die 
Phase des Bruchs den Sozialisten mehr Einbußen verursacht als dem PC. Indessen 
zeigt ja der Wahlausgang, daß dieses Mal nur der Rückgang der Sozialisten, nicht 
aber die Stabilisierung der KP gelang, die abgesehen von 1968 ihr schlechtestes Er- 
gebnis seit 1958 erzielte. 

(Ohne daß hier auf die ebenfalls von starken Divergenzen bestimmte Entwick- 
lung der Sozialisten seit dem 19. März eingegangen werden kann, soll hier ein Hin- 
weis auf die schwierige Situation des CERES-Flügels gemacht werden. Als Minder- 
heitenfraktion mit der Propagierung und Realisierung der unitären Strategie gerade- 
zu der Kern der neuen Sozialistischen Partei von Epinay (1971) wurde der CERES 
bereits 1974 aus der Parteiführung verdrängt. Heute, mit dem Bruch der Linksunion, 
deren Scharnier sie war, ist er tendenziell ‚überflüssig‘ in dem Sinn, daß seine ob- 
jektive Funktion wegen der zentrifugalen Tendenzen in der Linksunion kaum noch 
gefragt ist. Die Furcht vor dem Rückfall in die Bedeutungslosigkeit wurde deswegen 
auf dem letzten CERES-Colloquium genauso thematisiert wie die Notwendigkeit, 
gegenüber „neo-travaillistischen“ (sozialdemokratischen) Positionen die Union de la 
gauche zu-beleben und weiterhin gegen die historische Spaltung der französischen 
Arbeiterbewegung in Sozialdemokratie und Stalinismus anzukämpfen, vgl. Le Mon- 
de 27.6.78). 
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4. Chancen einer „Neuen Linken“ — mit oder gegen die Partei? 


Nur unter Einbeziehung dieser „pathologischen“ Struktur ist die vehemente Reak- 
tion Althussers und anderer Beiträge zur schon vor der Niederlage aufgetauchten in- 
nerparteilichen Opposition zu verstehen. Natürlich wußten diese Parteimitglieder 
auch schon vor dem März 1978 vom „Krankheitsbild“ ihrer Partei; daß sie jetzt ei- 
nen so tiefen Schnitt am Patienten ansetzen, hängt damit zusammen, daß eine Re- 
konstruktion der Linken derzeit nur noch über eine radikale Selbstkritik bis hin zur 
Perspektive der völligen Neuorganisation kommunistischer Kader in formellen und 
informellen Zusammenhängen neben und außerhalb der Partei für möglich gehalten 
wird. Die Thesen Althussers, die weit über die parallele Kritik Elleinsteins hinausge- 
hen, lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 

1. Das Verhältnis zwischen Parteimitgliedern und Parteiführung ist so gestaltet, 
daß die Mitglieder ohne reale Einflußmöglichkeiten auf die Formulierung der „Par- 
teilinie“ waren und als reine Akklamationsbasis gedient haben. Dieser Degradierung 
auf die Statistenrolle entspricht die Haltung der Kritiklosigkeit gegenüber Entschüs- 
sen der Parteiführung und der Theorieverlust der KP. 

2. In der Partei herrschen quasi-militärische Kommandostrukturen vor, d.h. 
aber, es werden bürgerliche Formen der Politik in.der praktizierten Form des Zen- 
tralismus reproduziert und sogar noch verstärkt. Aktionsfeld dieser Struktur ist der 
vertikale Organisationszusammenhang der Partei, zwischen deren einzelnen Mitglie- 
dern und Zellen keine horizontalen Verbindungen, d.h. aber auch keine demokrati- 
sche Debatte, Kaderbildung und kollektive Führungsselektion bestehen. Klassisches 
Beispiel und aktueller Anknüpfungspunkt der innerparteilichen Opposition ist der 
Versuch der Parteiführung, selbstkritische Reflexionen der Wahlniederlage und des 
Bruchs der Linksunion durch vorgegebene Parolen abzuwürgen. Der horizontalen 
Debatte wird die Parteipresse als Plattform entzogen, ihre bloße Existenz wird als 
„Praktionsbildung‘‘ gebrandmarkt (vgl. dazu auch J. Rony 1978 und Molina/Vargas 
1978). Die aktuelle Konvergenz der verschiedenen oppositionellen Gruppen, die 
sich derzeit außerhalb der Parteipresse (in „Politique-hebdo“, „Le Monde“, „Le Ma- 
tin‘ usw.) artikulieren, besteht in der Vorbereitung eines baldigen 23. Parteikongres- 
ses, dessen Vordiskussion bereits ein demokratischeres Vorgehen praktizieren solle. 

3. Das Reproduktionsinteresse der Partei verkörpert sich insbesondere in ih- 
rem Funktionärskörper, dessen Aufstiegsambitionen nur innerhalb bzw. mittels der 
Parteiarbeit zu realisieren sind, und die von diesem materiellen Interesse her bereits 
zu harten Vertretern des status quo in der Partei werden müssen. Auch hier ent- 
spricht die KP ganz dem Bild bürgerlicher professioneller Politik, dem sie permanent 
ihre Reverenz erweist. 

4. Die offizielle Ideologie der Partei, die Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus (vgl. Boccara 1971 und zur Kritik Valier 1977), ist neben ihren Schwä- 
chen in der Erklärung der kapitalistischen Verhältnisse und bei der Fundierung 
einer sozialistischen Strategie vor allem ein Herrschaftsmittel; in kodifizierter Form 
ist sie das Bindeglied zwischen den verschiedenen Gruppen von Parteimitgliedern 
und ein separates Aktionsfeld der Parteiintellektuellen. Gegen den damit verbunde- 
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nen Verfall der marxistischen Theoriebildung (bzw. ihr gänzliches „Verschwinden“ 
aus der Partei) setzen Althusser u.a. schon seit längerem das Postulat einer Renais- 
sance der Marxschen Theorie; dies ist der eigentliche Inhalt ihrer „Orthodoxie“ in 
der Diktaturfrage und ihres Insistierens auf einer marxistischen Stalinismus-Kritik 
(zu deren Schwäche vergl. aber Breuer 1977 und Touraine 1978). 

Es fragt sich nun, welche Richtung und welches Ausmaß eine innerparteiliche 
Opposition unter dem Banner dieser Kritik annehmen kann, die bis 1978 eigentlich 
nur von Vertretern der extremen Linken geäußert worden ist, bzw. die auf eine Stär- 
kung und einen Alleinherrschaftsanspruch der Sozialisten hinauslief (M. Rocard: 
„Die KP ist eine ganz und gar unnütze Partei!“). In der Vergangenheit sind innerpar- 
teiliche Oppositionsströmungen meist auf die in der Partei leicht isolierbaren Intel- 
lektuellen beschränkt geblieben und ohne Echo außerhalb der Partei geblieben (vor 
allem 1939, 1948 ff. und 1956). In Relation dazu sind die oppositionellen Strömun- 
gen gegenwärtig sehr viel breiter und effektiver, da sie zwar von Intellektuellen, be- 
- sonders aus derkommunistischen Studentenorganisation U.E.C. ausgehen, aber nicht 
auf diese beschränkt bleiben (vgl. die Erklärung von 16 Arbeitern und Parteimitglie- 
dern in politique-hebdo 312 vom 22.5.78); da sie ferner die „horizontale Debatte“ 
bereits institutionalisiert haben (vgl. das „Manifest der 350° im „Monde“ vom 19. 
Mai); da sie schließlich Unterstützung außerhalb der Partei sucht und findet (vgl. die 
Initiative von KP-Mitgliedern mit Vertretern anderer Linksgruppierungen, ein neues 
Wochenmagazin „Maintenant“ als Diskussionsforum für die Rekonstruktion der Lin- 
ken aufzubauen, und (seltene) gemeinsame Erklärungen von KP- und PS-Mitgliedern 
“ in verschiedenen Regionen). 

Die Reaktion der Parteiführung ist dementsprechend hart und konventionell. 
Die gegenwärtig iaufende Debatte bezeichnet sie in gewohnter Manier als von den 
„bürgerlichen“ Medien (welcher Begriff von „hegemonialer Strategie“ muß hier 
noch erst gewonnen werden!) gesteuerte „Kampagne-der-Sozialdemokratie-im-Bünd- 
nis-mit-der-Großbourgeoisie‘“ — schon von der Diktion her ein Rückfall in die stalin- 
istische Steinzeit; die wirksamste.Karte in diesem Spiel ist wie ehedem die Karte des 
„Anti-Intellektualismus‘“, mit der die Isolierung der Wortführer, besonders von Alt- 
husser und der U.E.C., betrieben werden soll, die als traditionalistische Abweichler 
von der Linie des 22. Parteitags gebrandmarkt und mit der sich gleichfalls formieren- 
den altstalinistischen Fronde unter Jeannette Vermeersch-Thorez identifiziert wer- 
den. 

Zwar wuchern alle Repräsentanten der innerparteilichen Opposition mit dem 
Pfund ihrer relativ breiten Basis; die Breite und zugleich die Desorientiertheit des 
Widerstands oder des Unbehagens in den Parteizellen belegt die Analyse von Abeles/ 
Kaisergruber (1978, vgl. auch Heft 23 von „Dialectiques‘‘ mit einem Protokoll einer 
Zellenversammlung mit Etienne Fajon, einem „Parteifalken‘‘). Aber es scheint zu- 
letzt wieder so, als sei die von der Parteiführung ausgespielte Karte ein Trumpf: das 
anfängliche Klima des Einverständnisses mit den Kritikern scheint innerhalb der Par- 
tei einem doppelten Mechanismus zum Opfer zu fallen, nämlich dem alten Reflex 
der Einstimmigkeit und der „Solidarität“, der immer gegen die Zweifler gerichtet 
war, und dem Manöver, kritische Positionen mit formellen Argumenten (z.B. Veröf- 
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fentlichung außerhalb der Parteipresse) innerparteilich solange zu neutralisieren, bis 
ihren Vertretern der Atem ausgeht. Wenn jemand die Hoffnung hatte, die innerpar- 
teiliche Debatte würde zu Auseinandersetzungen und zum schließlichen Nachgeben 
des Politbüros und des Parteisekretariats führen, dann ist diese Hoffnung gründlich 
getäuscht worden: diese sind nicht aus ihrer Verschanzung herausgetreten, sondern 
sie haben sie verstärkt. 

Helene Parmelin, langjähriges KP-Mitglied und bereits 1956 anläßlich der un- 
säglichen Behandlung des Chruschtschow-Rapports in der KPF in der Opposition, 
hat als Grund dafür auch die tiefgehende Internalisierung stalinistischer Verhaltens- 
weisen in der Partei angeführt: ‚Es stimmt, daß wir in einer Art Rückkehr in die 
schwärzeste Vergangenheit leben. (...) seit dem Chruschtschow-Bericht hat niemand, 
weder links noch rechts, eine wirkliche Analyse des Stalinismus gemacht. Wenn sich 
etwas in der Partei tut, dann tut sich etwas, aber mit einer unheimlichen Langsam- 
keit. Wir haben immer noch den Stalinschen Klotz am Bein. ( ... ) Der Stalinismus 
bestimmt noch das ganze Parteileben — auch wenn man sich als antistalinistisch ver- 
steht ... Die Methoden sind die gleichen geblieben, der Stalinismus ist in den Sitten 
dieser Partei.“ (Nouvel Observateur 10.7.78) 

Der Bericht des Politbüro-Mitglieds Poperen vom 19. Juni gibt Aufschluß über 
die Bewältigung der Krise durch die Parteiführung: In diesem Bericht wird anerkannt, 
daß es in der Partei eine „außergewöhnliche Debatte“ gegeben habe; deren Teilneh- 
mer werden mit Hinweis auf die Mehrheitsverhältnisse in der Partei zur Normalisie- 
rung aufgerufen, d.h. man will die Debatte intra muros führen und zur Tagesord- 
nung übergehen. Als Ziele der Partei wird die Erringung von 6 Millionen Wählerstim- 
men 1981 (Präsidentschaftswahl) und die Ausdehnung der Mitgliederzahl auf 700 000 
angegeben — Ausweis dafür, daß es auf der bisherigen Linie mit all ihren Widersprü- 
chen weitergeht und die Erscheinung der Partei weiterhin doppelgesichtig sein wird: 
Partei der Arbeiterklasse und liberale Volkspartei zugleich. 


5. Ausblick: ein „dritter Wahlgang‘ von unten? 


Einige Kommentatoren haben nach der Wahlniederlage von der Möglichkeit eines 
„dritten Wahlgangs“ gesprochen — in Form des Aufflackerns sozialer Kämpfe, die 
seit 1974 praktisch permanent zurückgegangen sind. In diesem Zusammenhang kon- 
zentriert sich das Interesse darauf,ob die Wahlniederlage und damit auch die Nieder- 
lage einer: „Politisierung der Gewerkschaften‘ und ihrer totalen Orientierung auf die 
GRP zu einer Demobilisierung auch im Bereich der sozialen Kämpfe gegen Arbeits- 
losigkeit und Reallohnverlust in den Betrieben führen wird oder ob sich eine umge- 
kehrte Reaktion ergeben wird, und wie sich die Linksgewerkschaften jeweils verhal- 
ten werden. Eine eindeutige Aussage ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt kaum zu tref- 
fen, aber es können zwei wesentliche Gesichtspunkte für eine Tendenzbestimmung 
genannt werden. Erstens: in der CFDT-Gewerkschaft wird mehrheitlich die Position 
vertreten, die der Vorsitzende E. Maire mehrfach zur Wahlniederlage der Linksunion 
geäußert hat, wonach die Verpflichtung der Gewerkschaften auf das GRP als einzige 
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Krisenlösung und auf zugehörige politische Parteien (CFDT/PS — CGT/KP) dermobi- 
lisierend gewirkt habe und die Wiederherstellung der syndikalistischen Autonomie 
erforderlich sei. 

Wenn man so will, kehrt die CFDT mit dieser impliziten Selbstkritik zu den 
Positionen von 1977, ihrer damals formulierten „Plattform“, zurück, die als Doku- 
ment des Unabhängigkeitswillens gegenüber den politischen Parteien gelten kann. 
Die „politische“ Mobilisierung gegen die Barre-Pläne und gegen die darin enthaltene 
Austeritäts- und Einkommenspolitik seit 1974 hat in der Tat nicht verhindern kön- 
nen, daß die Reallöhne gefallen und Massenentlassungen vorgenommen worden sind, 
die wiederum die Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse im privaten Sektor auf ein 
Minimum reduziert haben. Dieses Resümee ist aber zugleich eine implizite Kritik 
der gesamten Konfliktstrategie der Linksgewerkschaften der letzten Jahre, die im 
Verhältnis zur kooperativen Strategie anderer westeuropäischer Gewerkschaften un- 
term Strich tatsächlich wenig eingebracht hat: Arbeitsbedingungen und Lohnniveau 
sind in Frankreich relativ schlecht bzw, niedrig (Le Monde 1977). Die militante 
Strategie betrieblicher Langzeitkämpfe hat sich insofern als Sackgasse erwiesen, und 
— darauf hat zu Recht H.G. Haupt (1978: 10 f.) hingewiesen — war möglicherweise 
nur Indiz fehlender institutioneller Regelungen. 

Die CFDT zieht daraus und aus dem unübersehbaren Zugewinn der kooperati-. 
ven Gewerkschaften (Force Ouvriere, CFTC, Branchen- und gelbe Gewerkschaften) 
bei Betriebswahlen der letzten Zeit den Schluß, daß eine Verhandlungsstrategie ge- 
genüber Staat und Unternehmen angebracht und der durch den Legitimationsdruck 
des Versprechens einer „Politik der sozialen Öffnung‘“ seitens Giscard /Barre eröff- 
nete Spielraum auszunützen sei — sozusagen ein Reformismus nach Maß, der von ei- 
nem realistischen Kalkül des aktuellen Kampfpotentials ausgeht. Nach dem Wahlsieg 
waren Staat und Unternehmen auch zunächst bereit, einige Forderungen des GRP 
mit kräftigen Abstrichen zu realisieren: Erhöhung des Mindestlohns auf 1800 Francs 
(= 900 Mark), möglicherweise auch Arbeitszeitverkürzung und andere Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen. Aber selbst dieser schmale Sockel sozialer Maßnahmen droht 
gegenwärtig einzustürzen und einer Verschärfung der Austeritätspolitik zum Opfer 
zu fallen. Denn die Wachstumsbasis des französischen Kapitals 1978 war sehr schmal 
(praktisch stagniert die Produktion seit 1974) und die vom Weltmarkt gesetzten 
Zwänge nehmen ständig zu: zu nennen ist hier der enorme Konkurrenzdruck im In- 
vestitionsgüterbereich, die Dauer-Rezession der Textil-, Schuh-, Schiffs- und Stahl- 
branchen, und der Verfall der gesamten Konsumgüterbranche (vgl. ausführlicher 
Rehfeldt und Leithäuser 1978 sowie der letzte Bericht der Unternehmerorganisa- 
tion CNPF). 

Der Spielraum für eine kooperative Gewerkschaftspolitik ist in diesem Rah- 
men äußerst gering. Punktuell geht deswegen gegenwärtig auch der „soziale Frieden“ 
zu Ende, der seit 1974 außer in einigen von Schließung bedrohten Unternehmen der 
Stahl- und Textilbranche herrschte. Dieser zweite, in die Analyse einzubeziehende 
Faktor wird erhärtet durch das Wiederaufflammen wilder Streiks bei Renault im 
Mai/Juni 1978, die an die harten sozialen Kämpfe vor 1974 erinnern, in die gerade 
prosperierende Unternehmen durch die Aktion einer im wesentlichen ausländischen 
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Schicht gering qualifizierter Schicht- und Bandarbeiter (die O.S, = ouvriers speciali- 
ses) hineingerieten. Möglicherweise deutet sich damit wieder der Primat von Forde- 
rungen bezüglich der Restrukturierung der Arbeitszeit und des Abbaus der kapitali- 
stischen Arbeitsteilung vor Lohnforderungen an (so die Vermutung von M. Bosquet 
in Nouvel Observateur 709 v. 12.6.78 und des CFDT-Sekretärs H, Prevost, politique- 
hebdo 306, 25.3.78). Die CGT-Gewerkschaft, in deren Reihen Kritik an der GRP- 
Fixiertheit eigentlich vor und nach dem 19. März nur von der PS-nahen Carassus- 
Gruppe zu hören war, verfolgt im Bezug auf die beiden genannten Bewegungen 
(Trend zur kooperativen Verhandlungsstrategie und Aufflackern qualitativer For- 
derungen) eine zur KP-Strategie analoge Haltung: sie profiliert sich verbal als ent- 
schiedene Verfechterin der Arbeiterinteressen. Aber es scheint so, als ob dort auch 
erst das Trauma des 19. März überwunden werden muß. 
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Gerhard Leithäuser 
Ungelöste Probleme einer 
wirtschaftspolitischen Alternative in Frankreich 


1) Vorbemerkungen 


Ziel des folgenden Beitrags ist die Analyse von politischen und ökonomischen Gren- 
zen und Möglichkeiten der wirtschaftspolitischen Alternative, die im französischen 
Gemeinsamen Regierungsprogramm (GRP) enthalten war. Das GRP war die am wei- 
testen entwickelte wirtschaftspolitische Alternative, die von linken politischen Par- 
teien in Westeuropa bisher vorgelegt wurde. Gedacht war das GRP als eine wichtige 
Etappe auf einem nationalspezifischen Weg zu einer französischen Form des Sozia- 
lismus. Im politischen Bereich hatte es die Aufgabe, die politischen Positionen der 
drei Parteien zu vereinheitlichen, die das GRP unterzeichnet haben. Diese Aufgabe 
hat es im Wahlkampf nicht überstanden. Die „Dynamik der Einheit‘, die vom GRP 
zunächst freigesetzt wurde, ist von den Profilierungsstrategien der Parteiapparate 
zerstört worden. 

Um zu einem Verständnis des Bruchs in der Linksunion zu kommen, werden 
zunächst dessen Ursachen im französischen Wahlsystem und den Wahlkampfstrate- 
gien der Parteiapparate ausgelotet. Im folgenden dritten Teil wird versucht aufzuzei- 
gen, aus welchen wirtschaftspolitischen Problemen und sozialpolitischen Defiziten 
der jüngeren französischen Wirtschaftsentwicklung die Reformforderungen des GRP 
entstanden sind. Im vierten Teil werden dann die im engeren Sinne ökonomischen 
Grenzen und Möglichkeiten des GRP untersucht. 

Der Beitrag konzentriert sich im wesentlichen auf die politische und ökono- 
mische Alternative des GRP. Die komplexen gewerkschaftlichen Strategien gegen- 
über dem GRP werden nur am Rande erwähnt. Die weitergehende gesellschaftspoli- 
tische Alternative der „autogestion“, d.h. der französischen Varianten einer räte- 
demokratischen Arbeiterselbstverwaltung, die insbesondere von der Gewerkschaft 
CFDT aufgegriffen und weiterentwickelt, aber auch von den politschen Parteien dis- 
kutiert wurde, kann in diesem Beitrag ebenfalls nicht behandelt werden. 


2) Der Bruch der Linksunion und die selbstverschuldete Wahlniederlage 


Am 22. September 1977 ist die französische Linksunion an der Aktualisierung ihres 
GRP gescheitert. Die Sozialistische Partei (SP), die Kommunistische Partei (KP) und 
die Splitterpartei-Bewegung der radikalen Linken konnten sich auf die Fortschrei- 
bung ihres Programms vor allem in einem Punkt nicht einigen: Die Zahl der Tochter- 
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gesellschaften von Industriegruppen, die verstaatlicht werden sollten. Weitere Punk- 
te, die die atomare Bewaffnung Frankreichs, die unterschiedlichen Auffassungen 
über die Finanzierung des GRP, Einkommensverteilung, Institutions-und Wahlrechts- 
probleme und vieles andere mehr haben in der Kontroverse zwischen SP und KP 
vom September 1977 bis März 1978 nur eine untergeordnete Rolle gespielt. 

Das GRP war ein Programm, dessen politische Funktion auf eine vereinheit- 
lichte Wahlkampfstrategie der drei Vertragsparteien gerichtet war. Eine „Dynamik 
der Einheit“ sollte geschaffen werden, die den Wahlsieg ermöglichen sollte. Das 
GRP, das 1972 unterzeichnet wurde, hat diese Aufgabe erfüllt. 1974 ist Mitterrand, 
der Generalsekretär der SP, bei den Präsidentschaftswahlen nur knapp unterlegen. 
Bei Kommunalwahlen im Frühjahr 1977 konnte die Linksunion eine große Zahl von 
wichtigen Städten erobern. Im September 1977 — vor dem Bruch der Linksunion — 
konnte sie It. Meinungsumfragen rd. 56 % der Wählerintentionen auf sich vereinigen. 
Die äußerst scharf geführte Polemik zwischen SP und KP hat die „Dynamik der Ein- 
heit“ zerstört. Im ersten Wahlgang hat die Linke nur rd. 49 % der Wählerstimmen 
auf sich vereinigen können. 

" Das GRP war über die reformorientierten Inhalte hinaus in erster Linie ein 
Wahlprogramm. Den Linksparteien ist ebenso wie den Rechtsparteien die Koppe- 
lung ihrer Wahltaktik an präzise gesellschaftspolitische Inhalte zumindest nach den 
verlorenen Wahlen eher hinderlich als vorteilhaft. Eine Neuauflage oder Aktualisie- 
rung des GRP ist nicht mehr beabsichtigt. Das liegt in den Besonderheiten der poli- 
‚tischen Sphäre integrierter bürgerlich-kapitalistischer Systeme begründet. Unter 
Durchschnitisbedingungen wirtschaftlicher Stabilität, die von der Höhe der Arbeits- 
losengquote wesentlich geprägt wird, ist das Wählerverhalten auch langfristig erstaun- 
lich beständig. Stimmengewinne sind nur schwer zu erzielen. Sie werden in beschränk- 
tem Umfang möglich, wenn programmatische Vorstellungen von den jeweils konkur- 
rierenden Parteien übernommen werden. Ein ausformuliertes Programm wie das 
GRP hat in dieser Konstellation vor allem zwei Nachteile. Es ist ein Kompromiß für 
die Parteien der Linksunion gewesen, mit denen weite Teile der Parteibasis und der 
Stammwähler nur bedingt einverstanden waren, insbesondere in der KP. Damit ist 
es zum Auslöser von Konflikten innerhalb der Parteien der Linksunion geworden. 
Die festgeschriebene Programmatik war bei der Gewinnung neuer Wählerschichten 
nur bedingt, d.h. für die SP, nicht aber für die KP von Vorteil. Daran ist die Links- 
union letztendlich gescheitert. 

Die Linksunion hat sich nach den verlorenen Wahlen in ihrem Kern als Wahl- 
bündnis zweier Parteiapparate zu erkennen gegeben. Geschickt wurde das Bedürfnis 
nach Einheit der Linken in den Parteien und Gewerkschaften, das im Bewußtsein 
weiter Teile der französischen Wähler Voraussetzung der Regierungsübernahme 
durch die Linke ist, in der ersten Phase nach 1972 genutzt. Die französische Wähler- 
schaft zerfällt in drei Blöcke: ein Drittel links, ein Drittel rechts und ein Drittel, der 
sogenannte „Sumpf“ der Wechselwähler. Diese Teilung geht bis weit ins 19. Jahr- 
hundert zurück. Trotz tiefgreifender Strukturänderungen in Wirtschaft und Gesell- 
schaft hat sich an diesem Wählerverhalten in Zeiten relativ ungestörter wirtschaftli- 
cher Entwicklung nicht viel geändert. Die französische Rechte übt seit 1958, als 
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de Gaulle an die Macht kam, ohne Unterbrechung nahezu uneingeschränkt die Re- 
gierungsgewalt aus. De Gaulle hatte 19583 die parlamentarische Demokratie mit Ver- 
hältniswahlrecht in eine Präsidentialdemokratie mit Mehrheitswahlrecht verwandelt. 
Die gaullistische Partei konnte sich mit populistischen Thesen durchsetzen und aus 
dem „Sumpf“, dem Drittel der Wechselwähler, die zur konservativen Mehrheitsbil- 
dung erforderlichen Stimmen binden. 

Das Mehrheitswahlsystem hat bei der Festigung konservativer Mehrheiten im 
französischen Parlament und damit für die Bildung einer konservativen Regierung 
eine wesentliche Funktion. Wahlkreis-Arithmetik, d.h. die Festlegung der Wahlkrei- 
se, erlaubt es, konservative Abgeordnete in vielen Fällen mit einer erheblich gerin- 
geren Stimmenzahl ins Parlament zu schicken. Gewählt wird in zwei Wahlgängen. 
Im ersten Wahlgang wird der Kandidat gewählt, der die absolute Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen auf sich vereinigt. Nur rd. 1/7 der Kandidaten sind in der vergan- 
genen Wahl im ersten Wahlgang durchgekommen. Im zweiten Wahlgang ist gewählt, 
wer die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erzielt. Für die Linke wie für 
die Rechte bedeutet dies, daß sich der oder die jeweils schlechter plazierten Kandi- 
daten zurückziehen und nur der jeweils erstplazierte Kandidat im Rennen bleibt. 
Das Mehrheitswahlsystem hat zweifelsohne dazu beigetragen, Frankreich in zwei 
Blöcke, einen linken und einen rechten, zu spalten. Es zwingt aber auch den Partei- 
en innerhalb eines Blocks zwei einander widersprechende Strategien auf. Vor dem 
ersten Wahlgang müssen sich die Parteien profilieren, gegebenenfalls auch zu Lasten 
ihrer linken Konkurrenten, um ihre Kandidaten innerhalb des linken Blocks an die 
erste Stelle zu bringen. Eine Woche später, im zweiten Wahlgang, müssen sie sich ei- 
nigen, damit die Stammwähler des Zweitplazierten ihre Stimmen auf den Erstpla- 
zierten übertragen. Gut funktionierende Stimmenübertragungen innerhalb des lin- 
ken und des rechten Blocks sind wahlentscheidend: 57 von 491 Abgeordneten sind 
im zweiten Wahlgang mit einer Mehrheit von unter 1 % vor dem Kandidaten des 
gegnerischen Blocks gewählt worden. 

Die offiziellen Wahlergebnisse des ersten Wahlgangs sind aus der Tabelle 1 er- 
sichtlich. 

Die Linke hat mit rd. 49 % gegenüber der Rechten zwar einen klaren Sieg da- 
vongetragen, sie hat jedoch die zum Sieg im zweiten Wahlgang erforderlichen 52-53 % 
nicht erreicht. Mit rd. 46 % liegt die Rechte gute 2 Prozentpunkte zurück. Die von 
ihr befürchtete Legitimitätsfalle jedoch hat sich nicht geöffnet. Ein ernstes Legitimi- 
tätsproblem für das politische System Frankreichs wäre entstanden, wenn die Linke 
im ersten Wahlgang knapp über 50 % der Wählerstimmen auf sich vereinigt, d.h. die 
Mehrheit der französischen Bevölkerung hinter sich hätte, die Rechte aber auf Grund 
der Wahlkreis-Arithmetik im zweiten Wahlgang im Parlament eine knappe Mehrheit 
der Abgeordneten durchgebracht hätte. Soziale Unruhen sind für diesen Fall nicht 
ausgeschlossen worden. 

Tabelle 2 zeigt nun, daß die Rechte diesem Schicksal entgangen ist. 


"Das französische Wahlsystem hat die Niederlage der Rechten im ersten Wahlgang in 
einen komfortablen Wahlsieg im zweiten Wahlgang verwandelt. Der Rechten wurde 
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Tabelle 1: Anteile der Parteien im 1. Wahlgang 


% Linke/Rechte insgesamt 
Extreme Linke 3.33 
KP 20.55 
sp 22.58 
BRL 2.11 48,57 
Gaullisten 22.62 
Giscardisten 23.84 46.46 
Ökologen 2.14 
Sonstige* 2.77 


* Die „Sonstigen“ können zu je ıd. 1 % der Linken und der Rechten, der Rest der extremen 
Rechten zugeordnet werden. 


Quelle: Le Monde, La defaite de la gauche, 1978, $. 76 


Tabelle 2: Verteilung der Parlamentssitze im 2. Wahlgang 


Parteien Altes Parla- neu gewählt Neues Parla- Linke/Rechte Zugänge 
ment 1.Wahlgg. 2.Wahlgg. ment insgesamt Abgänge 
KP 74 4 8 86 +12 
sp 95 1 103 104 +9 
BRL 13 - 10 10 - 3 
Sonstige 2 _ 1 i (201) 4 
Gaullisten 173 31 119 150 - 23 
Giscardisten 119 32 106 138 +17 
Sonstige 15 - 2 2 (291) — 13 
Insgesamt 491 68 423 491 491 _ 


Quelle: Le Monde, La defaite de la gauche, S. 89 


ein Vorsprung von 90 Abgeordneten beschert. Der Reformpolitik des Präsidenten 
Giscard d’Estaing, von der kennzeichnenderweise seit seiner Wahl 1974 nichts ver- 
wirklicht wurde, würden im politischen System auch in Zukunft keine Hindernisse 
mehr entgegenstehen (1). 

Das französische Wahlsystem enthält einen Profilierungszwang und einen Eini- 
gungszwang. Es hat die Konflikte zwischen SP und BRL auf der einen und der KP 
auf der anderen Seite gewiß nicht hervorgebracht, aber es hat bestehende Divergen- 


1 In einer kleinen Schrift, die uraltes konservatives Gedankengut Frankreichs nicht unge- 
schickt modernisiert, entwirft der französische Präsident ein neoliberales Konzept mit 
Reformen wie Dezentralisierung, neues qualitatives Wachstum etc. Bisher wurde von die- 
sem Konzept nicht einmal ein Ansatz verwirklicht. Giscard d‘Estaing, V., Democratie 
Francaise, Paris 1976 
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zen verschärft. Profilierungstendenzen und „Einigungsbestrebungen kennzeichnen 

die französische Arbeiterbewegung seit der Gründung der KP auf dem Kongreß von 

Tours (2). Die Spaltung der Arbeiterbewegung in einen kommunistischen und einen 

sozialdemokratischen bzw. sozialistischen Flügel, die nicht nur in Frankreich nach 

dem ersten Weltkrieg sich durchgesetzt hat, hat die Möglichkeiten gesellschaftlicher 

Veränderung bis heute in den kapitalistischen Ländern stark eingeschränkt. Der 

Aufbau von bürokratisch organisierten Parteiapparaten mit fest angestellten, besol- 

teten Parteiarbeitern hat die Spaltung auch in Frankreich verfestigt. 

Dem Kampf um gesellschaftliche Veränderungen werden Grenzen gezogen, 
die sich aus den Reproduktionserfordernissen des Parteiapparates bestimmen lassen: 
Reproduktionserfordernisse ideologischer und materieller Natur, die in der feindli- 
chen Umwelt bürgerlich-kapitalistischer Geseilschaften nur schwer zu erfüllen sind. 
Es kann deshalb nicht davon ausgegangen werden, daß eine Verschärfung der Klas- 
senauseinandersetzungen die ideologische und materielle Reproduktion des Partei- 
apparates sicherstellt, sondern sie vielmehr gefährdet. Professionalisierte Parteiappa- 
rate entwickeln vorzugsweise politische Strategien, die ihr Reproduktionsinteresse 
nicht in Frage stellen. Tendenziell favorisieren sie deshalb politische Strategien, die 
‘den Bestand bürgerlich-kapitalistischer Produktionsverhältnisse, aus denen sie ihre 
Reproduktionserfordernisse ziehen, günstigstenfalls vordergründig in Frage stellen. 
Der Parteiapparat der KP reproduziert sich materiell über Mitgliederbeiträge, Spen- 
den, Verkäufe von Publikationen bzw. wesentlich durch Einkünfte aus Geschäftsun- 
ternehmen, insbesondere Export-Import-Unternehmen, die mit sozialistischen Län- 
dern Handel treiben. Der Parteiapparat reproduziert sich, indem er seine ökonomi- 
sche Basis, seinen Mitgliederbestand und sein Wählerpotential mindestens auf ‚„ein- 
facher Stufenleiter“ sicherstellt. Er reproduziert sich ideologisch durch die Weiter- 
entwicklung und Verbreitung einer in seinem Selbstverständnis ‚‚tevolutionären‘“ 
Theorie, die in unterschiedlichen Graden von Vertiefung auch an Parteischulen ver- 
mittelt wird. Sie besteht heute für die französische KP aus einer nationalspezifischen 
Ausprägung der „Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus‘, die mindestens 
den Vorteil hat, daß sie nicht mit den Reproduktionsbedürfnissen des Parteiappara- 
tes in Konflikt gerät. Die Klassenanalyse liest sich dann auch folgerichtig auf weiten 
Strecken wie eine Arbeitsmarktstudie, in der nach „Schichten‘‘ Ausschau gehalten 
wird, in denen neue Mitglieder geworben oder die in ein „breites antimonopoliti- 
sches Bündnis“ aufgenommen werden können (3). Ein besonderes Problem der fran- 
zösischen KP ist die schnelle Rotation insbesondere der jüngeren Mitglieder, die nur 
wenige Jahre in derPartei bleiben. Elleinstein, ein kommunistischer Parteihistoriker, 
setzt sich mit diesem Problem anhand parteioffizieller Quellen auseinander und 
kommt zu einem jährlichen Mitgliederschwund von rd. 10 %, der aber zu niedrig 
sein dürfte (4). 

7 Auf dem Gründungskongreß der KP hat die Unterstützung der Oktoberrevolution bzw. 
Sowjetunion eine wichtige, wenn nicht die ausschlaggebende Rolle gespielt. Siche Fre- 
ville, Jean, La nuit finit a Tours, Paris 1970, S. 177 £f. 

3 Boccara, Paul, u.a., Der staatsmonopolitische Kapitalismus, Frankfurt 1972. Hier das Ka- 


pitel II, Die Klassen der Gesellschaft, S. 154 ff. 
4 Eleinstein, Jean, Le PC, Paris 1976, S. 98/99 
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Sicher ist, daß in Frankreich heute die Zahl der ehemaligen Mitglieder ein 
mehrfaches der gegenwärtig eingeschriebenen Mitglieder beträgt. Im Juni 1976 hat- 
te die KP rd. 500 000 Mitglieder. Über gegenwärtige Mitgliederzahlen liegen keine 
verläßlichen Informationen vor. Die ehemaligen Mitglieder der KP spielen zweifels- 
ohne bei der Bewußtseinsbildung der französischen Bevölkerung eine wichtige Rol- 
le. Nicht zuletzt über die ehemaligen Mitglieder hat die KP das Bewußtsein der fran- 
zösischen Bevölkerung von den Möglichkeiten gesellschaftlicher Veränderung, das in 
der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg nicht wieder entwickelt werden 
konnte, wachgehalten — wenn auch in diesem Fall auf einem Wege, der vom selbst- 
gesteckten Ziel der Partei weit wegführt. 

Die Sozialistische Partei ist eine Gründung aus unterschiedlichen sozialdemo- 
kratischen oder sozialistischen Strömungen, die sich 1971 zusammengefunden ha- 
ben. Frangois Mitterrand, der sich als „‚charismatischer‘“ Staatsmann gebärdet und 
durch die Medien als solcher feiern läßt, ist ihr erster Sekretär, der über diese Partei 
politische Ambitionen durchsetzen will. Er hat wesentlich dazu beigetragen, die Par- 
tei auf ein Wahlergebnis knapp hinter den Gaullisten zu führen (Tabelle 1). Inner- 
halb der Partei wird er vom linken Flügel, dem CERES, politisch bekämpft, der sich 
die nichtgelöste Aufgabe gestellt hatte, die Verbindung zur KP politisch zu gestalten 
(5). Die Reproduktionsinteressen der SP gehen über die der KP hinaus. Die SP pro- 
duziert zusätzlich das Image des Staatsmannes Mitterrand, der als Präsidentschafts- 
kandidat aufgebaut wird. Die SP sucht neue Wählerreservoirs nach rechts, aber auch 
unter den traditionell kommunistischen Wählern. Sie gerät dabei notwendig mit der 
KP in Konflikt, die bei den Präsidentschaftswahlen 1981 diesmal einen eigenen 
Kandidaten, höchstwahrscheinlich Marchais, aufstellen wird. In den knapp verlore- 
nen Präsidentschaftswahlen 1974 war Mitterrand dagegen der einzige Kandidat der 
Linksunion. 

Die Spaltung der Arbeiterbewegung nach dem Ersten Weltkrieg bzw. der Ok- 
toberrevolution ist in Frankreich nicht Ausdruck organisationspolitischen Fehlver- 
haltens gewesen. Sie ist aus den wirtschaftlichen und politischen Entwicklungspro- 
zessen des letzten Drittels des 19. Jahrhunderts freigesetzt worden. Die nationale 
und internationale Ausbreitung der kapitalistischen Produktionsweise ging mit der 
Verallgemeinerung des Lohnarbeitsverhältnisses einher, die gleichzeitig verbunden 
war mit der Abschottung nationaler Arbeitsmärkte und deren Segmentierung in Ar- 
beiter, Angestellte, Branchen, Gewerkschaften etc. Der vereinheitlichenden Ten- 
denz, die durch die Ausbreitung des Lohnarbeitsverhältnisses hervorgerufen wurde, 
wirkte eine Partikularisierung entgegen, die sich über spezifische Arbeitsmärkte kon- 
stituiert und sich jeweils in besonderen Bewußtseinsformen niederschlägt. Die Orga- 
nisationen der Arbeiterbewegung haben auch in Frankreich auf der politischen und 
der gewerkschaftlichen Ebene aus den Reproduktionsinteressen ihrer miteinander 
konkurrierenden Apparate heraus die partikularisierenden und weniger die verein- 
heitlichenden Tendenzen der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung aufge- 
nommen und verfestigt. 


5 ""Eine erste, wenn auch noch nicht sehr gründliche Geschichte der SP gibt Pfister, Thierry, 
Les socialistes, Paris 1977, Zur Funktion des CERES siehe $. 44 ff, 
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Am 22. September 1977 ist die Linksunion an der Aktualisierung ihres GRP 
gescheitert. Bis zum ersten Wahlgang haben sich die Linksparteien bis aufs Messer 
bekämpft und sich dem partikularisierenden Profilierungszwang unterworfen. In vor- 
geblich politischen Auseinandersetzungen sind die wesentlichen Probleme, mit de- 
nen die sich verschärfende Weltwirtschaftskrise die französische Bevölkerung in zu- 
nehmendem Umfang konfrontiert, allmählich nur noch am Rande erwähnt worden. 
Die Linke aber kann in Frankreich nur an die Regierung kommen, wenn sie die glei- 
chermaßen in der gesellschaftlichen Entwicklung angelegte Tendenz zur Vereinheit- 
lichung aufgreift und verwirklicht. Die französischen Wähler haben in der Präsident- 
schaftswahl 1974, in den Kommunalwahlen 1977 und zahlreichen Meinungsumfra- 
gen gezeigt, daß sie der „Dynamik der Einheit‘ vertrauen. Es ist hier nicht der Ort, 
die Argumente zu überprüfen, mit denen KP und SP versucht haben, ihren Konfron- 
tationskurs zu begründen, d.h., ob Mitterrand nach den Kommunalwahlen plötzlich 
eine Rechtswendung vollzogen oder die KP Order aus Moskau erhalten hat, durch 
einen möglichen Wahlsieg der Linksunion Westeuropa nicht zu destabilisieren. Die 
KP hat offenbar von der „Dynamik der Einheit‘ in weitaus geringerem Maße Vor- 
teile gezogen als die SP. Meinungsumfragen zufolge hat die SP zeitweise rd. 25 bis 
27 % der Wählerintentionen auf sich vereinigen können, während die KP beird. 21% 
stagnierte. Beide Parteiapparate haben die Sprengwirkung ihrer Profilierungsstrate- 
gie offenbar unterschätzt, nicht zuletzt, weil sie deren tief verankerte gesellschaftli- 
che Bestimmungsgründe nicht berücksichtigt haben. Die KP hat ihre Sperrminorität 
voll ausgespielt. Sie hat ihre Zustimmung zu einer Vereinbarung, ihre im Linksblock 
zweitplazierten Kandidaten zurückzuziehen und ihren Wählern zu empfehlen, erst- 
plazierte sozialistische Kandidaten zu wählen, erst nach dem ersten Wahlgang erteilt. 

Nach dem ersten Wahlgang, als feststand, daß die Wahlen mit hoher Wahrschein- 
lichkeit im zweiten Wahlgang nicht mehr gewonnen werden konnten, haben sich die 
Generalsekretäre und hohen Funktionäre der Parieiapparate am Montag, dem 13. 
März 1978 von 18.00 bis 23.00 Uhr zusammengesetzt und versucht, ihre Profilie- 
rungsstrategie durch eine Einigungsstrategie zu ersetzen. In rd. 3 Stunden wurde 
eine überraschend substantielle und ausgewogene politische Erklärung verabschiedet, 
in der alle Streitpunkte der vergangenen Monate beigelegt, oder ihre Lösung auf spä- 
ter verschoben wurde. Glaubhaftigkeit bei den französischen Wählern konnte mit 
diesem Dokument nicht wieder erzeugt werden. Wer kann Verständnis dafür auf- 
bringen, daß über politisch-programmatische Probleme, an denen monatelange Ak- 
tualisierungsverhandlungen gescheitert waren und über die von September 1977 bis 
Ende Februar 1978 zwischen den Linksparteien erbittert polemisiert wurde, in fünf 
Stunden Einigung erzielt werden konnte? Oder anders gefragt: warum wurde diese 
politische Erklärung, die nach dem ersten Wahlgang in fünf Stunden über die Bühne 
gebracht werden konnte, nicht bereits im vergangenen Herbst verabschiedet? Die 
„Dynamik der Einheit“ wäre erhalten geblieben und die Wahl mit an Sicherheit 
grenzender Währscheinlichkeit gewonnen worden. 

Alle wahlentscheidenden politischen Fehler wurden von den Parteiapparaten 
ohne Konsultation der Parteibasis auf typisch „demokratisch-zentralistische‘“ Weise 
— „national-stalinistisch‘“, nicht nur in der KP — von den Parteispitzen gemacht. 
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Auch nach der selbstverschuldeten Wahlniederlage scheint die Selbstgefälligkeit der 
Apparate ungebrochen. Mitterrand: „Kurzum, sie (die Kommunisten, G. L.) haben 
die Niederlage, die sie sich gewünscht haben“. Für die KP erklärte Fitermann, Mit- 
glied des Politbüros, daß alles Übel daher rühre, „weil sich die sozialistischen Führer 
in ihren Einschätzungen geirrt haben“ (6). Die Apparate der beiden großen Parteien 
des ehemaligen Linksbündnisses sind vom einwöchigen Einigungszwang zwischen 
beiden Wahlgängen befreit erneut auf Konfrontationskurs gegangen. Doch regt sich 
jetzt die Basis in beiden großen Parteien. Die Apparate haben zunehmend Schwie- 
rigkeiten, mit den erprobten Techniken die Diskussion zu kanalisieren, reglementie- 
ren und schließlich abzuwürgen. Die politischen Folgen der selbstverschuldeten Nie- 
derlage sind noch nicht abzusehen. Daß die Parteiapparate erneut den Konfronta- 
tinskurs eingeschlagen haben, kann auf den sich verstärkenden Legitimationsdruck 
ihrer jeweiligen Parteibasis zurückgeführt werden. Sie versuchen ihre innerparteili- 
chen Schwierigkeiten nach außen gegen den ehemaligen Bündnispartner zu wenden, 
denn anhaltende Unruhe an der Basis gefährdet die Reproduktionssituation der Ap- 
parate. — Tiefgreifende gesellschaftliche Veränderungen in Frankreich aber sind oh- 
ne Regierungsübernahme durch die wie auch immer vereinigte Linke nicht möglich. 
Nicht Konfrontations-, sondern nur Einigungsbestrebungen können zu diesem Ziel 
hinführen. Die „demokratisch-zentralistische‘‘ Bestimmung des politischen Kurses, 
die durchaus nicht ausschließlich Eigenschaft der kommunistischen, sondern in Ab- 
stufungen auch der sozialistischen und der sozialdemokratischen Parteien ist zieht 
im Kontliktfall tendenziell das Reproduktionsinteresse des Apparates gesellschaftli- 
cher Veränderung vor. Gesellschaftliche Veränderung wird deshalb ohne Verände- 
rung der innerparteilichen Entscheidungsstruktur nicht nur in Frankreich nahezu 
unmöglich. 


3)  Reformforderungen als Ergebnis der französischen 
Wirtschaftsentwicklung bis 1973 


De Gaulles Machtergreifung 1958, der Beginn der V. Republik mit ihren zurückge- 
nommenen demokratischen Rechten, hat Frankreich die Möglichkeit einer beschleu- 
nigten wirtschaftlichen Entwicklung geöffnet, nachdem die Voraussetzungen für die 
Beendigung des Algerien-Krieges geschaffen und westafrikanische Kolonialprobleme 
für Frankreich gelöst worden waren. Schnelle wirtschaftliche Entwicklung drückt 
sich auch in der vergleichsweise schnellen Veraligemeinerung des Lohnarbeitsverhält- 
nisses in Frankreich aus. Aus der Tabelle 3 wird ersichtlich, daß der Anteil der Lohn- 
abhängigen an den Erwerbstätigen von 1965 bis 1972 immerhin um 5.1 Prozent- 
punkte angestiegen ist. 


6 Le Monde 15.4.78 
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Tabelle 3: Anteil der Lohnabhängigen an den Erwerbstätigen (in %) 


1965 1968 1972 
Frankreich 74,1 75.9 79.2 
Bundesrepublik 80.6 81.2 84.1 
Großbritannien 93.3 92.9 92.2 


Quelle: Page, J.-P. (Hrsg.), Profil Economique de la France, Paris 1975, 5. 39 


Das ist eine — auch im Vergleich zur Bundesrepublik — schnelle Entwicklung. Nur 
England, ein seit langem reifes kapitalistisches Industrieland, hat mir rd. 92 % eine 
erheblich breitere Verallgemeinerung des Lohnarbeitsverhältnisses erreicht. 

Die sechziger und die beginnenden siebziger Jahre sind eine Periode, in der die 
französischen Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts leicht über dem EWG-Durch- 
schnitt liegen. In allen Zeitabschnitten der Tabelle 4, einschließlich der beginnenden 
siebziger Jahre, hat Frankreich höhere Zuwachsraten als die Bundesrepublik. Nur 
Japan liegt mit Abstand vor den übrigen relevanten kapitalistischen Industrienatio- 
nen. 


Tabelle 4: Jährliche Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts (konstante Preise; in %) 


Durchschn. Durchschn. Durchschn, 1971 1972 1973 
1960-72 1960-65 1965-72 
EWG 5.1 5.3 4,9 3,5 4.1 6.0 
darunter: 
Frankreich 5.8 5.9 5:7 5.5 5,5 6.3 
Italien 5.1 5.3 4.9 1.4 3.1 5,9 
Bundesrepublik 4.5 5.0 4.2 2.7 3.0 5.4 
Großbritannien 2.7 3.3 2.4 1.4 3.5 5,4 
USA 41 4.8 3,6 3:2 6.1 5.9 
Japan 10.6 10.1 10.8 6.2 9.7 11.0 


Quelle: Page, J.-P. (Hısg.), S. 33 


Verallgemeinerung des Lohnarbeitsverhältnisses, relativ hohe Wachstumsraten des 
Bruttosozialprodukts charakterisieren die französische Wirtschaftsentwicklung zwi- 
schen 1958 und 1972. Wichtig ist es, an dieser Stelle festzuhalten, daß das französi- 
sche Wirtschaftswachstum mit sprunghaft erhöhten Investitionsquoten nach 1960 
verbunden ist, die auf eine Intensivierung der Arbeit hinweisen (7). Entsprechende 
Verkürzungen der wöchentlichen Arbeitszeit sind jedoch vor 1968, wie ein Ver- 
gleich mit den USA und der Bundesrepublik zeigt, ausgeblieben. Die durchschnittli- 
che wöchentliche Arbeitszeit ist mit rd. 44 Stunden im internationalen Vergleich 
auch 1972 noch immer sehr hoch. 


7 Carte, I.-J., Dubois, P., Malinvaud, E., Abreg& de la croissance frangaise, Paris 1973, 
S.79 ff. j £ 
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Tabelle 5: Durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit in der gewerblichen Wirtschaft 


1966 1969 1972 
Frankreich 45.9 45.4 44.0 
Bundesrepublik 43.7 43.8 42.7 


USA 41.4 40.6 49.6 
Quelle: Page, J.-P. (Hrsg.), 1975, 5. 39 


Die Wachstumserfolge, die vor allem durch eine erhebliche Intensivierung der Arbeit 
erzwungen wurde, sind nur zu einem Teil in Verkürzungen der wöchentlichen Är- 
beitszeit umgesetzt worden. Die Einkommensverteilung ist ebenfalls relativ unverän- 
dert geblieben. Eine neuere Studie weist nach, daß sich die Disparitäten zwischen 
Empfängern hoher und Empfängern niedriger Löhne von 1954 bis 1972 insgesamt 
gesehen vergrößert haben. Im Zuge der Mairevolte 1968 hat sich dagegen der Ab- 
stand zwischen den hohen Referenzlöhnen und den niedrigen Referenzlöhnen 
{= Disparität) verringert und ist seitdem wieder geringfügig gestiegen (8). Bei der 
Binkommensverteilung (Lohneinkommen und sonstige Einkommen) ist Frankreich 
zusammen mit den USA in der Ländergruppe mit der ungleichmäßigsten Einkom- 
mensverteilung, wie eine Studie der OECD aufzeigt, wenn auch hier eine leichte 
Tendenz zu einer Abnahme der Ungleichheit in den Jahren 1966/67 — 1972 sich 
durchzusetzen scheint (9). Die Mairevolte hat in Frankreich 1968 von der Studen- 
tenrevolte ausgehend auf die Lohnabhängigen übergreifen und zu Massenstreiks und 
Fabrikbesetzungen führen können, weil die Intensivierung der Arbeit in diesem 
Land bis 1968 keine spürbare Verkürzung der Arbeitszeit und keine Tendenz zu 
einer als gerechter empfundenen Einkommensverteilung hat sichtbar werden lassen. 
Die „Verringerung der Ungleichheit“ spielt deshalb auch in allen Parteiprogrammen, 
nicht zuletzt auch in GRP, eine zentrale Rolle. An diesem Punkt läßt sich exempla- 
risch verdeutlichen, wie Reformforderungen unmittelbar aus den Defizitsituationen 
der französischen Wirtschaftsentwicklung entstanden sind. 

Das gaullistische Konzept der wirtschaftlichen Entwicklung sollte verhindern, 
daß Frankreich den Anschluß an die heute sogenannte trilaterale Führungsgruppe 
USA, Japan, Bundesrepublik verliert. Eine staatsinterventionistische Industriepoli- 
tik wurde eingeleitet, die unter dem Stichwort „industrieller Imperativ‘ konzipiert 
wurde (10). Zumindest teilweise Autarkie Frankreichs gehörte zur Zeit de Gaulles 
noch zum Programm. Frankreich sollte ökonomisch und technologisch wieder auf 
Weltniveau gebracht werden. Dem Rüstungssektor kam, wenn auch uneingestanden, 
die Rolle des Antriebsaggregats im forcierten Akkumulationsprozeß zu. Das gaulli- 
stische Streben nach nationaler Unabhängigkeit wurde ökonomisch umgesetzt in zu- 


DT ERRICRERNEELNESSEREERENREIRER VSESTRL SEEN RER 

8 Centre d’Etude des Revenus et des Couts. Dispersion et disparites de salaires en France 
au couzs des vingt dernieres anndes, Paris 1976, 8. 147. 

9 OECD Economic Outlook, Occasional Studies, Income Distribution in OECD Countries, 


. July 1976,58. 16 und S. 26, 
10  Stoleru, Lionel, L‘imp£ratif industriel, Paris 1969, gibt die regierungsoffizielle Version 
der Ära nach de Gaulle, 
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sätzliche staatliche Nachfrage nach Rüstungsgütern, die in Frankreich entwickelt 
und produziert werden sollten. Auf diese Weise entstand die französische Atom- 
streitmacht, die den Bau von Atomunterseebooten, Kampfflugzeugen, Raketensyste- 
men, elektronischen Steuerungsvorrichtungen etc. nach sich zog und den Auf- bzw. 
Ausbau entsprechender Industrien einleitete. Es ist jedoch Frankreich nicht gelun- 
gen, die entwickelten Technologien in wesentlichem Umfang in den zivilen Bereich 
zu leiten. Der Aufbau einer nationalen Computerindustrie ist weitgehend geschei- 
tert. Auch im zivilen Flugzeugbau oder in der Atomtechnologie haben sich die fran- 
zösischen Firmen in der internationalen Konkurrenz nicht durchsetzen können. Nur 
im militärischen Bereich hat Frankreich große „Exporterfolge“ erzielt. Frankreich 
ist heute nach den USA und der UdSSR der drittgrößte Waffenexporteur der Welt 
(11). Die politische und militärische Instabilität ist auf diese Weise in Krisengebie- 
ten, insbesondere in Afrika, vergrößert worden. 

Das gaullistische Konzept des industriellen Imperativs hat die außenwirtschaft- 
liche Verflechtung Frankreichs mit den Weltmärkten möglicherweise verzögert, auf 
Dauer aber sicher nicht einschränken können. Die Exportquote Frankreichs ist im 
Vergleich zur Bundesrepublik relativ niedrig (siehe Tabelle 6). Sie hat erst ab 1969, 
d.h. nach de Gaulles Rücktritt und einer relativen Lockerung der Autarkiepolitik 
stärker zugenommen. 


Tabelle 6: Exportquoten kapitalistischer Industrieländer (Anteil der Exporte am Bruttosozial- 
produkt in %) 


1962 1969 1972 
Frankreich 9.9 10.7 13.1 
Bundesrepublik 15.4 19.6 19.4 
Italien 10.5 14.0 16,7 
Japan 8.3 9.4 11.8 
USA 3.7 3.9 4.3 
Niederlande 35.2 33:7 38.8 


Quelle: Nach Page, J.-P. (Hrsg.), S. 285 


Bemerkenswert ist die niedrige Exportquote eines großen Landes wie der USA, de- 
ren Exportvolumen weltmarktbeherrschend ist. Die Dominanz des Binnenmarktes 
der USA ist zunächst 1972 noch ungebrochen. 1977 hat sich die Situation der USA 
infolge hoher Erdölimporte jedoch grundlegend verändert. Am entgegengesetzten 
Ende der Skala stehen die Niederlande als kleines Land mit extrem hoher Export- 
quote von rd. 39 % im Jahre 1972, die eine national orientierte Wirtschaftspolitik 
nahezu ausschließt. Auch Frankreich muß, wie die folgenden Abschnitte zeigen 
werden, auf Grund seiner zunehmenden außenwirtschaftlichen Verflechtungen mit 
zunehmendem Verlust an Autonomie bei der Durchsetzung reformorientierter Wirt- 
schaftspolitik rechnen. 

Schwächen der französischen Industriestruktur lassen sich an der Exportstruk- 
tur dieses Landes im Vergleich zur Bundesrepublik kenntlich machen: 


li La France trafiquant d‘armes, Paris 1974, 8. 5 


Tabelle 7: Exportsiruktur (Anteil von Produktgruppen am Gesamtexport in %) 


Frankreich Bundesrepublik 

1962 1971 1962 1971 

Industrieerzeugnisse 74.0 75.9 90.2 91.1 
landwirtschaftliche Erzeugnisse 14,3 17.2 2.2 3.7 


Rohstoffe 11.7 6.9 7,6 5.2 
Quelle: Nach Page, J.-P. (Hısg.), S. 286 


Der Anteil der Industrieerzeugnisse an den Gesamtexporten ist mit rd. 75 % im Ver- 
gleich zur Bundesrepublik mit rd. 90 % relativ niedrig und bestätigt, daß Frankreich 
noch immer Schwierigkeiten hat, auf dem Weltmarkt quantitativ und qualitativ kon- 
kurrenzfähig zu werden. Das autozentrierte gaullistische Industrialisierungsmodell 
hat sich auf dem Exportsektor nicht bewährt. Frankreich hat den Anschluß an die 
trilaterale Führungsgruppe der kapitalistischen Länder bis 1973 nicht gefunden, 
wenn auch Krisenkonstellationen nach englischem oder italienischem Muster bisher 
vermieden werden konnten. 

Auf dem Hintergrund dieser recht groben und auf Teilbereiche konzentrierten 
Skizze der französischen Wirtschaftsentwicklung von 1958 bis 1973 läßt sich bereits 
verdeutlichen, von welchen wirtschaftlichen Struktur- und Entwicklungskomponen- 
ten das gemeinsame Regierungsprogramm ausgeht. Es baut auf der Umverteilung 
von Zuwächsen auf, die aus einem relativ störungsfreien Wachstumsprozeß herrüh- 
ren. Die hohen sozialen Kosten dieses Wachstumsprozesses, die von den konservati- 
ven Regierungen nicht. aufgefangen wurden, sollen durch entsprechende Infrastruk- 
turinvestitionen kompensiert werden. Die zumindest bis 1968 extrem ungleiche 
Verteilung der Lohneinkommen bzw. der Einkommen im weitesten Sinne sollte 
durch Erhöhung der Mindestlöhne und Umverteilungsmaßnahmen gemildert werden. 
Relativ umfangreiche Nationalisierungen sollten die Durchsetzungschancen einer 
demokratischen Wirtschaftsplanung, insbesondere der Investitionsplanung erhöhen. 
Extrem autoritäre und letztendlich disfunktionale Entscheidungsstrukturen im 
Staat, in den nationalisierten und privaten Unternehmen sollten durch Dezentralisie- 
rungen und Demokratisierung u.ä. abgebaut werden. 

Das GRP erweist sich als reformorientierte Wirtschaftspolitik im Verständnis 
eines linken Keynesianismus (12). Die Einkommensumverteilung bewirkt zweifels- 
ohne eine Verstetigung der effektiven Nachfrage, insbesondere für den in Frankreich 
umfangreichen Sektor der Klein- und Mittelbetriebe im Konsumgüterbereich. Die 
Bereitstellung von umfangreichen Infrastrukturinvestitionen im Wohnungsbau, in 
der medizinischen Versorgung, im Bildungs- und Ausbildungsbereich etc., hätte zu- 
mindest teilweise zu Lasten der Rüstungsaufträge erfolgen können und damit öko- 
nomischen Effizienzkriterien besser entsprochen. Unter Einbeziehung des erweiter- 


12 "Deutschmann, Christoph, Der linke Keynesianismus, Frankfurt 1973, S, 75 ff. gibt eine 
im wesentlichen auf englische Verhältnisse zugeschnittene Version von Theorie und Poli- 
tik des linken Keynesianismus, insbes. $. 75 ff. 
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ten nationalisierten Sektors wäre ein schrittweiser Übergang zu einer neuen Qualität 
des Wirtschaftswachstums nicht ausgeschlossen gewesen. Die Anteile der Plansteue- 
rung hätten zu Lasten der Marktsteuerung erhöht werden können. Dank der Ver- 
staatlichung des gesamten Bankensystems wären Finanzierungsprobleme der Pro- 
gramme leichter lösbar gewesen. 

Dem französischen Staat kommt bei der Durchführung des GRP eine zentra- 
le Rolle zu. Die theoretische Verankerung im Links-Keynesianismus, soweit bei die- 
sem Programm von theoretischer Fundierung überhaupt gesprochen werden kann, 
stützt sich auf den Staat als Instrument im Reformprozeß. Die beiden großen Par- 
teien, die SP und die KP, treffen sich in einem nahezu grenzenlosen Optimismus 
hinsichtlich der Durchsetzungsmöglichkeiten staatlicher Interventionen. Der fran- 
zösische Staat hat zweifelsohne im internationalen Vergleich relativ große Durch- 
setzungspotentiale. Die Grenzen staatlicher Eingriffe jedoch sind vermutlich viel 
enger als die Vertragsparteien des GRP es wahrhaben wollten. Die SP zieht ihren 
Interventionsoptimismus aus technokratischen Konzepten, die ihr von ihren zahl- 
reichen Mitgliedern im öffentlichen Dienst angedient werden. Die KP findet eine 
Begründung für die Durchsetzbarkeit des Staatsinterventionismus mit Hilfe eines er- 
weiterten nationalisierten Sektors in der Theorie des staatsmonopolitischen Kapita- 
lismus (13). Von konstitutiver Bedeutung für den Interventionsoptimismus sind die 
Korrespondenz zwischen staatlichen und „demokratisch-zentralistischen‘ Entschei- 
dungsstrukturen in den beiden Parteien. Elleinstein sieht diese Beziehung nur in ei- 
ner Richtung als. Einfluß des französischen staatlichen Zentralismus auf die KP, 
wenn er sagt: „Die französische Zentralisation, die Jakobinertradition, erklärt zum 
Teil einen tiefergehenden und deshalb länger dauernden stalinistischen Einfluß als 
in der italienischen kommunistischen Partei‘ (14). — Im Falle einer Regierungs- 
übernahme durch die französischen Linksparteien also wäre die Wahrscheinlichkeit 
groß gewesen, daß die vertikalen Entscheidungsstrukturen im Staat und in den bei- 
den Parteien sich wechselseitig verfestigen, wenn nicht verstärken. Elleinsteins Ver- 
sicherung hat dann wenig Gewicht: „Die KP schlägt den demokratischen Zentralis- 
mus nicht als Organisationsmodell für Staat und Gesellschaft vor‘‘ (15). Demokrati- 
sierung im Staat, verbunden mit der erforderlichen Dezentralisierung, aber ist ohne 
Demokratisierung innerparteilicher Entscheidungsstrukturen schwer vorstellbar. Es 
wird an dieser Stelle deutlich, daß der links-keynesianische Interventions-Optimis- 
mus in der französischen Parteienkonstellation der Linksunion sich geradezu als 
ideale theoretische Referenz erweisen muß, denn er bestätigt die bestehende demo- 
kratisch-zentralistische Organisation der beiden Linksparteien. 

Das GRP scheint, wenn es verwirklicht worden wäre, an die Grenzen des ka- 
pitalistischen Systems vorzustoßen. Es bleibt jedoch ein Reformprogramm, das in 
3 Boccara u.a., Der staatsmonopolistische Kapitalismus, a.a,0., geben im Kapitel “Natio- 

nalisierungen“, S, 586 ff., zahlreiche Beispiele eines heillosen Optimismus hinsichtlich 

der Durchsetzbarkeit staatlicher Interventionen. 
14 Elleinstein, Jean, Lettre ouverte en Francais sur la R£publique du Programm Commun, 


Paris 1977,8. 93 
15 ebendort, S, 92 
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vielen Bereichen, wie im folgenden Abschnitt zu zeigen sein wird, durchaus nicht 
ungeeignet ist, die Effizienz der bestehenden kapitalistischen Produktionsweise in 
Frankreich zu verbessern. Die Frage stellt sich, ob mit einem solchen Programm die 
Grenzen der kapialistischen Ordnung durchbrochen werden können, indem der Re- 
formprozeß über eben diese Grenzen hinausgetrieben wird und ob sozialistische 
Formen der Produktion, der Verteilung und des menschlichen Zusammenlebens we- 
nigstens in Ansätzen verwirklicht werden können. Einige Elemente zur Beantwor- 
tung dieser Frage sollen im nächsten Abschnitt zusammengetragen werden. 


4) Ökonomische Grenzen und Möglichkeiten eines 
reformorientierten Regierungsprogramms 


Das französische GRP war auf dem Hintergrund eines relativ störungsfreien Wirt- 
schaftswachstums konzipiert. Zur Zeit seiner Unterzeichnung war die Weltwirt- 
schaftskrise, die mit hohen Arbeitslosenquoten erst 1975 voll in Erscheinung tritt, 
in ihrer vollen Tragweite noch nicht erkannt. Dem GRP wird 1978 deshalb eine wei- 
tere Aufgabe zugeschoben, für die es nicht ausgelegt ist. Aus dem Programm müssen 
Strategien der Krisenüberwindung entwickelt werden. Diese zusätzliche Aufgabe 
aber drängt das GRP verstärkt in die Argumentationsmuster des linken oder auch 
des traditionellen Keynesianismus. Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß 
einer linken Regierung die Durchsetzung ihres Reformprogramms durch die Krise 
erleichtert wird, sondern die Grenzen werden enger gezogen. Die neue Weltwirt- 
schaftskrise tritt in Frankreich stärker noch als in der Bundesrepublik als Stagfla- 
tion in Erscheinung. Die Arbeitslosigkeit betrifft in Frankreich gegenwärtig nahezu 
6 % der Lohnabhängigen und wird 1978 nach einer Prognose der OECD noch um 
rd. 200 000 zunehmen. Trotz harter Deflationspolitik ist es der Regierung Barre 
nicht gelungen, die Inflationsrate wesentlich unter 10 % zu drücken. Die Wachstums- 
rate des Bruttosozialprodukis hat sich auf rd, 2.5 % eingespielt. Die französische 
Leistungsbilanz ist strukturell defizitär. Die Stabilisierungspolitik der Regierung 
Barre war im Vergleich zur Bundesrepublik nicht erfolgreich. Die Stabilität des so- 
genannten „magischen Vierecks“ wurde in Frankreich bei weitem nicht erreicht. 
Auch in Frankreich ist Geldweristabilität unter der konservativen Regierung 
inzwischen längst zum Oberziel staatlicher Wirtschaftspolitik avanciert. Monetaristi- 
sche Konzepte haben dazu Argumentationen geliefert. Hinter den monetaristischen 
Konzepten kommt die vorkeynesianische Neoklassik wieder zum Vorschein, die Key- 
nes im ersten Buch seiner „Allgemeinen Theorie“ selbst noch einer Kritik unterzogen 
hatie. Um zu einer neuen Ausgangslage des Akkumulationsprozesses zu gelangen, 
rauß die Kapitalrentabilität wieder hergestellt werden. Die systematische Deflations- 
politik, die in den entwickelten kapitalistischen Ländern versucht wird, soll zur Ver- 
billigung der Elemente des Kapitals führen. Die Hinnahme einer relativ hohen Ar- 
beitslosigkeit soll dabei die Durchsetzung einer Senkung der Realliöhne bzw. der 
Lohnquote erleichtern (16). Abgesehen von Militärdiktaturen an der Peripherie der 


16 Die Argumentationsmuster der Neoklassik, in denen Fiexibilität aller Preise, einschließ- 
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Tabelle 8 


1973 1974 1975 1976 1977 
F BRD F BRD F BRD F BRD F BRD 


Verbraucher- v 
preise (%) + 73 +69 +13.7 +70 +117 +60 +96 +45 +94 +39 
Arbeitslosen- ) - 2) 
quote (%) 2.3 1.2 2.9 2.6 4.9 4.8 5.9 4,7 5:7 4.5 
Wachstum des 

sealen 

BSP(% +65 +49 +39 +05 +01 -26 +52 +56 +25 +25 
Leistungsbilanz 

(Mrd. US- 

Dolad) -0.7 +43 -59 +96 e +39 -60 +34 -32 +35 


1) 1. Halbjahr 1977 2) 2. Vierteljahr 1977 
Quelle: SVR 77/78 


kapitalistischen Entwicklung, z.B. Chile oder Argentinien, in denen substantielle 
Reallohnsenkungen von rd. 25 — 35 % erzwungen wurden, ist diese Wirtschaftspo- 
litik in entwickelten kapitalistischen Ländern bisher nicht, zumindest aber nicht in 
ausreichendem Maße, durchsetzbar gewesen. Die Investitionsschwäche, gemessen an 
der Netto-Anlageninvestition, setzt sich in allen entwickelten kapitalistischen Län- 
dern mit der Ausnahme von Japan fort, d.h. der kapitalistische Akkumulationspro- 
zeß ist nachhaltig gestört. 

Grenzen der Durchsetzbarkeit eines reformorientierten Regierungsprogramms 
lassen sich an zwei Bereichen aufzeigen, im außenwirtschaftlichen und im Bereich 
der Restriktionen reformorientierter Staatstätigkeit. — Grenzen im außenwirtschaft- 
lichen Bereich können in einem einfachen Szenario deutlich gemacht werden. Eine 
linke Regierung erhöht die effektive Nachfrage durch zusätzliche Staatsausgaben 
und substantielle Lohnerhöhungen. Brachliegende Kapazitäten werden erneut aus- 
gelastet und Neuinvestitionen in relevantem Umfang vorgenommen. In Frankreich 
führte diese Politik zu einer sofortigen sprunghaften Erhöhung der Importe von 
Rohstoffen und Ausrüstungsgütern. 1977 hatte Frankreich bereits ein Außenhan- 
deisdefizit (Leistungsbilanz) von rd. 3 Mrd. US-Dollar (siehe Tabelle 8). Das Defizit 
würde schnell ansteigen, die Devisenreserven wären in wenigen Monaten auf einen 
kritischen Umfang zusammengeschmolzen, der die Aufnahme von Devisenkrediten 
notwendig machen würde. Damit wird der internationale Währungsfonds eingeschal- 
tet, dessen harte, Auflagenpolitik im oben skizzierten neoklassischen Theoriever- 
ständnis verankert ist. Diese Auflagen, die bei der Vergabe von Devisenkrediten vom 
internationalen Währungsfonds erzwungen werden, greifen — wie etwa das italieni- 
sche Beispiel zeigt — tief in die nationalstaatliche Wirtschaftspolitik ein. Die betref- 


lich der Löhne, auch nach unten, postuliert wird, tangiert in diesem m.E. für die Krisen- 
überwindung entscheidenden Bereich verschiedene Varianten der marxistischen Akku- 
mulations- bzw. Entwertungstheorien. Siehe hierzu auch Sherman, Howard, J. Stagfla- 
tion, A Radical Theory of Unemployment and Inflation, New York 1976, 5. 89 ff. 
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fenden Defizite des Staatshaushalts, Tarife öffentlicher Unternehmen, Geldmengen- 
regulierung und vieles andere mehr. Das portugiesische Beispiel zeigt sehr eindring- 
lich die politischen Konsequenzen auf, die aus der Auflagenpolitik des internationa- 
len Währungsfonds entstehen können (17). Sie ist mit reformorientierter Wirtschafts- 
politik schlechterdings unvereinbar. 

Eine empirische Analyse der Kapitalkreisläufe würde die außenwirtschaftli- 
chen Grenzen nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik noch deutlicher nachzeichnen. 
Hier kann von der Marxschen Analyse ausgehend nur grob und abstrakt skizzierend 
vorgegangen werden (18). Der Gesamtkreislauf des Kapitals kann zerlegt werden in 
den Kreislauf des Geldkapitals, des Warenkapitals und des produktiven Kapitals. In 
entwickelten kapitalistischen Industrieländern sind Geld- und Warenkapitalkreisläu- 
fe grundsätzlich grenzüberschreitend und mit außenhandelspolitischen Instrumen- 
ten nur begrenzt steuerbar. Die beschleunigte Internationalisierung des Kreislaufs 
des produktiven Kapitals spätestens seit den sechziger Jahren potenziert die Proble- 
me der Außenwirtschaftspolitik. Transnationale Unternehmen haben tendenziell die 
Möglichkeit, sich den Zwängen nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik zu entziehen, 
können aber andererseits Steuervergünstigungen und Finanzhilfen vergleichsweise 
leicht erhalten. Unter diesen Bedingungen werden die Durchsetzungsmöglichkeiten 
reformorientierter Staatstätigkeit stark eingeschränkt. 


Tabelle 9: Umfang des erweiterten öffentlichen Sektors 


Anteil in % an: Vorgesehene Verstaatlichungen Erweiterter öffentlicher 
im ‚Gemeinsamen Programm‘ (1) Sektor (2) 

Zahl der Unternehmen unter 1% unter 1% 

Erwerbsbevölkerung rund 4% rund 13% 

Bruttoinlandsprodukt 2 5% o 14% 

Ausgaben für Forschung 

und Entwicklung er 13 % = 80% 

Industrieinvestitionen > 15% “ 50% 

Beschäftigung in der 

Industrie 5 9% “ 26 % 

nicht-landwirtschaftliche 

Exporte ö 20% = 30% 


(1) Kommunistische Auslegung 
(2) nach den Verstaatlichungen des Gemeinsamen Programms 


Quelle: Nach Le Pors, Les Bequilles du Capital, Transfers Etat-Industrie: Critere de Nationalisa- 
tion, Paris 1977,8. 212 


17 Näheres s. Leithäuser, Gerhard, Der Internationale Währungsfonds (IWF) und die einge- 
schränkte Souveränität nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik, Blätter für deutsche und 
internationale Politik, 3°78 

18 Marx, Karl, Das Kapital, Zweiter Band, MEW 24, Berlin 1972, insbes. Erster Abschnitt. 
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Die Frage stellt sich, ob das Nationalisierungsprogramm, so wie es im französi- 
schen GRP vorgesehen war, bessere wirtschaftspolitische Steuerungsmöglichkeiten 
erlaubt hätte. Auf die Darstellung des Nationalisierungsprogramms im einzelnen soll 
hier verzichtet werden. Anzumerken bleibt, daß der Dissens zwischen SP und KP 
am 22. September 1977 über den Umfang der Nationalisierungen nach den Annähe- 
rungen der Verhandlungspositionenen eine Zahl von Beschäftigten betraf, die erheb- 
lich unter 100 000 liegen dürfte. Das maximale Gesamtprogramm der Nationalisie- 
rungen für Banken, Versicherungen und Filialen der neuen Industriegruppen betrug 
dabei rd. 650 000 Beschäftigte. Der Auslöser des Dissens und des Bruchs in der 
Linksunion steht in keinem Verhältnis mehr zu den unabsehbaren Folgen der durch 
ihn verschuldeten Wahlniederlage (19). Tabelle 9 gibt Hinweise über den Umfang 
des erweiterten Öffentlichen Sektors, d.h. einschließlich der im GRP vorgesehenen 
Nationalisierungen. 

Die Tabelle erweckt den Eindruck, als ob über den öffentlichen Sektor in 
Frankreich, erweitert um die im GRP vorgesehenen Verstaatlichungen, der Akkumu- 
lationsprozeß des französischen Kapitals aus der privatwirtschaftlichen Verwertungs- 
rationalität herausgebrochen werden könnte. Die Kontrolle über 80 % der Forschungs- 
und Entwicklungsausgaben in Frankreich, die zu einem wesentlichen, wenn nicht 
zum überwiegenden Teil bisher bereits aus öffentlichen Mitteln finanziert wurden, 
scheint eine langfristige Steuerung des qualitativen Wachstumsprozesses zu erlauben. 
50 % der Investitionen in der Industrie würde in Frankreich nach den Nationalisierun- 
gen im öffentlichen Sektor vorgenommen. Über die Verstaatlichung des Geld- und 
Kreditsektors, der Versicherungen als Geldkapitalsammelstellen wäre die Investitions- 
finanzierung der privat verbliebenen Investitionen, soweit sie über langfristige Kre- 
dite getätigt wird, direkt steuerbar. Damit scheint der Schwellenwert zumindest 
knapp erreicht zu sein, von dem an eine qualitativ andere, demokratisch geplante 
Entwicklungsstrategie möglich wird. Grenzen aber werden durch die außenwirtschaft- 
liche Verflechtung und durch den Internationalisierungsprozeß des produktiven Ka- 
pitals gesetzt, der sich nationalen reformorientierten wirtschaftspolitischen Strate- 
gien widersetzt. 

Es bleibt fraglich, ob Nationalisierungen eine bessere Steuerung der grenzüber- 
schreitenden Geld- und Warenkapitalströme erlaubt bzw. ob die transnationalen 
Kreisläufe des produktiven Kapitals bei den komplizierten Beteiligungsverhältnissen 
besser gesteuert werden können. Denkbar ist auch, daß politisch motivierte Sabota- 
ge in Auslandsfilialen zu schweren Störungen in den Produktions- und Zirkulations- 
prozessen der transnationalen nationalisierten Unternehmen führt. Auch die Demo- 
kratisierung von Entscheidungen, so wie sie im GRP vorgesehen war, stößt bei gro- 
ßen transnationalen Unternehmen im In- und Ausland auf große Schwierigkeiten, 
die sich in jahrelangen blockierenden Gerichtsverfahren niederschlagen können. 
„Nationalisierungen in einem Land‘‘ werfen bei transnationalen Unternehmen in 
der ersten Phase schwer lösbare Probleme auf, es sei denn, die nationalisierten Un- 
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19 Le Monde, dossiers et documents, le Dossier des Nationalisations, Nov. 1977,8. 15 
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ternehmen verfolgen eine Geschäftspolitik — wie etwa das nach dem Zweiten Welt- 
krieg verstaatlichte Automobilunternehmen Renault oder die französischen natio- 
nalisierten Banken — die sich von den erwerbswirtschaftlichen Strategien privater 
Unternehmen nicht unterscheidet. 

In Frankreich verfügen die nationalisierten Banken bereits heute über 40% der 
Einlagen, die Genossenschaftsbanken über weitere rd. 40 % (20). Die Privatbanken 
haben mit rd. 20 % der Einlagen dennoch in der Industrialisierungsstrategie seit 1958 
die ausschlaggebende Rolle gespielt. Die nationalisierten französischen Banken hal- 
ten sich in ihrem Geschäftsgebaren streng an die international üblichen privatwirt- 
schaftlichen Standards. Kooperationsabkommen zwischen deutschen Großbanken 
und französischen Staatsbanken sind dann auch nicht ungewöhnlich. Die französi- 
schen nationalisierten Banken sind bisher nicht einmal zur Lösung von Finanzie- 
rungsproblemen der französischen Wirtschaftsplanung bevorzugt eingesetzt worden. 
Der nationalisierte, von der Zentralbank straff geführte Bankensektor hätte die 
Möglichkeit, über eine selektive Kreditpolitik bei der Verwirklichung der Planziele 
einer demokratischen Wirtschaftsplanung steuernd einzugreifen und außenwirt- 
schaftlich absichernd zu wirken, indem Kapitaiflucht vereitelt wird. — Eines der 
größten Währungsprobleme jedoch, die Sicherung der Parität des französischen Fran- 
ken nach der Regierungsübernahme durch die Linke, kann auch ein nationalisiertes 
Bankensystem nicht garantieren. Einer massiven Spekulation gegen den französi- 
schen Franken könnte ein nationalisiertes französisches Bankensystem angesichts 
des Volumens der Transaktionen nicht länger als einen Tag widerstehen. Koopera- 
tion mit ausländischen Zentralbanken und Regierungen ist in einem solchen Fall er- 
‚forderlich. Sie wird informell organisiert und ist ohne politische und wirtschaftliche 
Konzessionen nich zu haben. Die Grenzen, die einer reformorientierten Wirtschafts- 
politik durch die in den letzten 10 - 15 Jahren stark zunehmende außenwirtschaftli- 
che Verflechtung gesetzt werden, sind hier nur grob angedeutet. Sie spielen in der 
Diskussion um linke gesellschaftspolitische Strategien noch immer nicht die Rolle, 
die ihr auf Grund ihrer Bedeutung zukommen würde (21). 

Grenzen für eine reformorientierte Wirtschaftspolitik liegen weiterhin in den 
restriktiven Handlungsspielräumen des Staates, Französische materialistisch orien- 
tierte staatstheoretische Untersuchungen, die außerhalb der Theorie des staatsmo- 
nopolistischen Kapitalismus stehen, haben versucht, diese Grenzen reformorientier- 
ter Staatstätigkeit in den Griff zu bekommen. Auf sie kann in diesem Zusammen- 


20 ebendort, S. 49 

21 Auch in der Diskussion in der Bundesrepublik um die Jahresgutachten des Sachverständi- 
genrates werden die Grenzen, die alternativen wirtschaftspolitischen Strategien durch au- 
Benwirtschaftliche Verflechtung gesetzt werden, nicht hinreichend berücksichtigt, z.B. 
Baisch u.a., Die Wirtschaftskrise in der BRD, Leviathan 2/77 oder die Vorschläge zur Be- 
endigung der Massenarbeitslosigkeit, Blätter für deutsche und internationale Politik, 577. 
Auch das diesjährige Gegengutachten dieser Gruppe bringt in diesem Bereich kaum neue 
Einsichten. Siehe Memorandum ‘78: Alternativen der Wirtschaftspolitik, Blätter für deut- 
sche und internationale Politik, 5°78. 
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hang nicht im einzelnen eingegangen werden (22). Im Gegensatz zur deutschen 
„Ableitungsdiskussion“ treten in der französischen Diskussion politische Probleme 
stärker in den Vordergrund. In unserem Zusammenhang sollen die Bezüge zur key- 
nesianischen Theorie besonders hervorgehoben werden. 

Mit dem Fortschreiten der neuen Weltwirtschaftskrise traten die keynesiani- 
schen Potentiale des GRP stärker in den Vordergrund, die auf eine als zufriedenstel- 
lend angesehene Auslastung bestehender Kapazitäten über die Steuerung der effekti- 
ven Nachfrage zielt (23). Angesichts der Tatsache, daß in den meisten entwickelten 
kapitalistischen Industrieländern Defizite der Öffentlichen Haushalte in den letzien 
Jahren in größerem Umfang hingsnornmen wurden und die Neuverschuldung der 

taaten stark angestiegen ist, weist auch das Beispiel Frankreichs und der Bundesre- 
publik daraufhin, daß entgegen monetaristischen Beteuerungen das Gewicht keyne- 
sianischer Politiken noch immer groß ist. Die Arbeitslosigkeit wäre ohne Haushalts- 
defizite zweifellos erheblich höher und die neoklassisch inspirierten Versuche zur 
Durchsetzung von Reallohnsenkungen nicht zuletzt deshalb weiter vorangetrieben. 
Die fade Monetarismus-Fiskalismus-Debatte reproduziert in der Theorie die restrik- 
tiven Möglichkeiten des Staates, in hochentwickelten kapitalistischen Ländern eine 
kohärente Wirtschaftspolitik zu konzeptionalisieren und durchzusetzen. 

Keynes hat bereits in seinem 1936 verwandten Vorwort zur deutschen Ausga- 
be der Allgemeinen Theorie zum Interventionsoptimismus beigetragen und gesagt, 
daf seine Theorie „viel leichter den Verhältnissen eines totalen Staates angepaßt 
werden‘ könne und im folgenden Satz einschränkend dargelegt, obwohl seine Theo- 
vie für die Verhältnisse angelsächsischer Länder ausgearbeitet sei, bleibe sie dennoch 
„auf Zustände anwendbar, in denen die staatliche Führung ausgeprägter ist“ (24). 


ran en BERNER ERBEN 


22 Wichtige Arbeiten der jüngeren französischen Staatsdiskussion, die hier nicht ausführlich 
kommentiert werden können, sind Guillaume, Marc, Le capital et son double, Paris 1975; 
de Brunhoff, Suzanne, Etat et capital, Paris 1976; Poulantzas, Nicos (Hrsg,), La crise de 
I‘&tat, Paris 1976; Association pour la Critique des Sciences Economiques-et Sociales, Sur 
l’Etat, Colloque de Nice, 8/9/10. Sept. 1976, Contradietions 1977; Poulantzas, L*etat, le 
pouvoir, le socialisme, Paris 1978. 

23 Einen Höhepunkt der wirtschaftspolitischen Polemik der KPF gegen die Sozialistische 
Partei steilt der Artikel von Philippe Herzog dar: Vouloir rampre pour changer. Herzog 
ist einer der führenden Ökonomen der KPF, Mitglied des Zentralkomitees und der Ver- 
handlungsdelegation zur Aktualisierung des Gemeinsamen Regierungsprogramms. Dort’ 
wird u.a. ausgeführt: „Weit entfernt, ein Programm, das der Krisen wegen überholt ist, 
vorzuschlagen, halten wir es für dringend erforderlich, das Gemeinsame Programm zu ver- 
wirklichen, gerade weil unser Land eine solche Krise kennt‘. Über die Politik der soziali- 
stischen Partei urteilt Herzog folgendermaßen: „Es handelt sich darum, das Gemeinsame 
Programm in der Versenkung verschwinden zu lassen, um eine sozialdemokratische Wirt- 
schaftspolitik zu versuchen, deren Inhalt der Politik von Herrn Barre und Herrn Schmidt 
gleicht“. Le Monde, 11.12.1977. Herzog polemisiert in seinem Beitrag gegen einen Arti- 
kel von Jacques Gallus, Sekretär der Wirtschaftskommission der Sozialistischen Partei, 
„Retour a la raison‘“ (zurück zur Vernunft), Le Monde, 28.11.1977, der seine Lesart 
nicht ausschließt. (Übersetzungen: G. L.) 

24 Keynes, John Maynard, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Gel- 

‘ des, Deutsch von Fritz Waeger, Berlin 1955,85. IX. 
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In der Tat setzt die Durchsetzung keynesianischer Wirtschaftspolitik einen starken, 
totalen Staat voraus. Das nationalsozialistische Deutschland ist denn auch das einzi- 
ge Land gewesen, das mit wirtschaftspolitischen Strategien, die denen des Keynesia- 
nismus verwandt sind, und unter Bedingungen „ausgeprägter staatlicher Führung“ 
die Vollbeschäftigung relativ schnell wieder erreicht hat. Umfassende Interventions- 
. strategien übertragen jedoch die Anarchie privatkapitalistischer Produktion in den 
Staatsapparat, oder — um mit Kalecki zu sprechen, der wirtschaftliche Krisenzyklus 
wird in einen politischen Krisenzyklus transformiert (25). Bei Poulantzas wird der 
Staat zum „kondensierten Kräfteverhältnis“, das klassentheoretisch begriffen ist, 
und die Interventionspotentiale bestimmt (26). Franz Neumann hat die Grenzen 
des totalen Staates mit ausgeprägter Führung im Nazi-Deutschland untersucht und 
die Exzesse des politischen Krisenzyklus ausgelotet (27). 

Die sozialistischen „sozialdemokratischen‘‘, aber auch die kommunistischen 
Staatsvorstellungen (soweit sie in der Orthodoxie der Theorie des staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus verankert sind) gehen von schier unbegrenztem Interventions- 
optimismus aus. Sie sehen im Staat ein Instrument für ihre fortschrittsoptimistischen 
Machbarkeitsvorstellungen. Sie gründen sich wesentlich auf einen Autonomie-An- 
spruch des Staates, mit dem er sich „besondert‘, aber nur scheinbar „neben und 
außer“ der zivilen Gesellschaft steht und deshalb zum Instrument der Reformpoli- 
tik brauchbar würde. Durch sein Reproduktionsinteresse ist der Staat jedoch auf 
die Revenuen von Arbeit und Kapital verwiesen und deshalb durch die Möglichkeit 
von Finanzkrisen in seinem Bewegungsspielraum grundsätzlich begrenzt. Aus dieser 
Konstellation heraus entwickelt sich ökonomischer Staatsinterventionismus als ra- 
tionalisierender Mitvollzug der kapitalistischen Entwicklung. Der französische Staat 
beschränkt seine Interventionen tendenziell auf den Ausgleich von Selbstregulie- 
rungsdefiziten bzw. die Verhinderung von Instabilitäten im kapitalistischen Produk- 
tions- und Zirkulationsprozeß. Produziert wird damit im Bewußtsein die Vorstel- 
lung von Unbeweglichkeit und Beharrungsvermögen des französischen Staates, über 
dessen Reformbedürftigkeit in allen Parteien, links wie rechts, Einigkeit zu bestehen 
scheint. Die Wege aber, die zu einer Reform des französischen Staates führen, schei- 
nen ebenso blockiert zu sein wie seine Handlungsfähigkeit. Es wäre gewiß falsch, 
diese Konstellation zu personalisieren und beispielsweise den leitenden Staatsbe- 
amten und Technokraten anzulasten. Nahezu alle sind auf französischen Elite-Uni- 
. versitäten ausgebildet und verfügen zweifelsfrei über beste Fachkenntnisse und In- 
tentionen, aber auch das, was in Frankreich „Sens de l’Etat‘‘ (ungefähr: Verant- 
wortlichkeit gegenüber dem Staat) genannt wird (28). Schließlich zeichnet sie ein 


25 Kalecki, Michael, Politische Theorie der Vollbeschäftigung, in Meißner, W./Frey, B.S. 
(Hrsg.), Zwei Aufsätze der Politischen Ökonomie, Marxismus und ökonomische Theorie 
der Politik, Frankfurt 1974, 5. 176 ff. 

26 Poulantzas, Nicos, l’Etat, le Pouvoir, le Socialisme, Paris 1978, S. 135 ff. 

27 Neumann, Franz, Behemoth, Struktur und Praxis des Nationalsozialismus, 1933-1944, 
Frankfurt 1977, insbes. 5, 615 ff, 

28 Siehe hierzu die Studie von Birnbaum, Pierre, Les sommets de I’Etat, Essai sur l‘Elite du 
pouvoir en France, Paris 1977, insbes. S. 92 ff. 
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traditionsbewußter Koprsgeist aus, der sie auch dann noch zusammenhält, wenn sie 
einander politisch bekämpfen (gegebenenfalls auch in den Verhandlungsdelegatio- 
nen zur Aktualisierung des GRP). Der relative Immobilismus des französischen Staa- 
tes aber hat eine folgenreiche Konsequenz. Er fördert die Entsendung charismati- 
scher Persönlichkeiten, wie z.B. de Gaulle, an die Spitze des Staates, die dann mit 
zweifelhaften verfassungsrechtlichen Grundlagen am Staat, insbesondere an den de- 
mokratischen Gremien, vorbeiregieren unter Ausnutzung plebiszitärer Verfahren. 
Auch für den Präsidentschaftskandidaten der Linksunion von 1974, Mitterrand, 
wurde von der Sozialistischen Partei und sympathisierenden Medien die Konstruk- 
tion einer charismatischen Persönlichkeit für unerläßlich erachtet. 

Immobilismus charakterisiert die Grenzen des französischen Staatsinterven- 
tionismus, Staatsinterventionen, die einander aufheben, subtile Korrekturen und 
propagandistische Schachzüge dienen dem Management des status quo in der fran- 
zösischen Klassengesellschaft, die auch auf der politischen Ebene in zwei antagoni- 
stische Lager geteilt ist. Die Stabilisierungsbemühungen der Regierung Barre, die 
seit 1976 im Amt ist, sind gescheitert. Das Scheitern ihrer Politik jedoch gesteht sie 
nicht ein und nimmt für sich die Leerformel in Anspruch, das bestmögliche in der 
weltweiten Krisensituation für Frankreich getan zu haben, allerdings ohne die 
selbstgesteckten Ziele erreichen zu können. Auch das Scheitern der Rechten in der 
Stabilisierungspolitik ist ein wichtiges Indiz für die Restriktionen, denen auch re- 
formorientierter Staatsinterventionismus unterworfen bleibt. Frankreich hat einen 
umfangreichen totalen Staat im keynesschen Sinn, dessen Zentralismus auch von 
liberal-konservativer Seite als ‚‚französisches Übel“ bezeichnet wird (29). Die wirt- 
schaftspolitischen Interventionspotentiale des französischen Staates scheinen nahe- 
zu unbegrenzt zu sein: sie reichen von der Bankenüberwachung über Preiskontrol- 
len bis hin zu weitreichenden Polizeivollmachten. Jedoch der französische Staat 
steht Gewehr bei Fuß. Die Interventionspotentiale können auch nicht annähernd 
ausgeschöpft werden. Auf diese Weise tritt im französische Staat als „kondensiertes 
Kıäfteverhältnis“ im Sinne von Poulantzas die gesellschaftspolitische Patt-Situation 
in Erscheinung. Sie ist das Ergebnis der französischen Klassenkämpfe, die die fran- 
zösischen Linksparteien auf der politischen Ebene nicht zu führen wußten. 

Grenzen für reformorientierte Wirtschaftspolitik werden vor allem von der 
zunehmenden außenwirtschaftlichen Verflechtung und hier insbesondere von der 
beschleunigten Internationalisierung des Kreislaufs des produktiven Kapitals und 
weiterhin von den Restriktionen, denen staatliche Handlungspotentiale grundsätz- 
lich unterworfen sind, gesetzt. Beide Grenzziehungen aber existieren nicht ohne 
inneren Zusammenhang nebeneinander, sondern verstärken sich tendenziell gegen- 


29 Titel des Buches von Peyrefitte, Alain, Le Mal Francais, Paris 1976. Der Verfasser, par- 
teiloser, aber den Gaullisten nahestehender Justizminister, gibt eine über 500 Seiten rei- 
chende Aufzählung der Widersprüche, Ungereimtheiten, Konfusionen etc. des französi- 
schen Staates, unter denen französische Staatsmänner von Henri IV bis de Gaulle und 
Giscard d’Estaing zu leiden hatten. Die Ursachenerklärung und die „Skizze einer The- 
rapie‘ aber bleiben mehr als bescheiden. 
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seitig. Restriktionen und Ineffizienz außenwirtschaftlicher Staatsinterventionen, 
z. B. bei der Stabilisierung des Frankenkurses oder der Steuerung transnationaler 
Unternehmen, selbst wenn sie nationalisiert sind, verstärkt das Gewicht außenwirt- 
schaftlicher Störpotentiale. Die Ausdehnung der Weltmarktabhängigkeit ihrerseits 
verstärkt die Restriktionen, die reformorientierten Staatsinterventionismus inner- 
halb der französischen Staatsgrenzen kennzeichnet. Ein Prozeß der Entstaatlichung® 
des ehedem keynesianischen „totalen Staats‘‘ zeichnet sich ab. Staatsfunktionen 
werden in einem langwierigen, historisch nachweisbaren Prozeß aus der national- 
staatlichen Verfaßtheit herausgebrochen und tendenziell internationalisiert, d.h. in- 
ternationalen Institutionen wie dem internationalen Währungsfonds, dem EG-Mini- 
sterrat, der UNI, der Weltbank übertragen. In der internationalisierten Sphäre zeich- 
net sich ein Restaatlichungsprozeß ab, indem die vormals nationalstaatlich organi- 
sierten Staatsfunktionen neu gebündelt werden. Völlig offen ist heute, ob dieser 
Prozeß der nationalen Entstaatlichung bzw. der internationalen Restaatlichung ge- 
lingt. Angesichts der Widersprüche und Instabilitäten, die die kapitalistische Produk- 
tionsweise kennzeichnen, ist die Neuformierung weltstaatlicher Institutionen zur 
Steuerung grundsätzlich gestörter Selbstregulierungsmöglichkeiten zwingend erfor- 
derlich. Ein wie auch immer geartetes ‚Absterben‘‘ des bürgerlichen Staates ist in 
diesem Prozeß nicht erkennbar, wohi aber wird der national verfaßte Staat tenden- 
ziell reduziert auf seinen harten Kern — die Repressionsfunktion, d.h. die Ausübung 
des Anpassungszwangs, mit dem die unmittelbaren Produzenten den streng erwerbs- 
wirtschaftlich organisierten Produktions- und Zirkulationsprozessen unterworfen 
werden. 


5)  Schlußbetrachtung 


Die selbstverschuldete Wahlniederlage der Linksunion zwingt zu kritischem Über- 
denken der politischen Fehler. Die Parteiapparate der SP und der KP aber widerset- 
zen sich jeder Form von Selbstkritik. Sie reagieren auf die unruhigere Parteibasis 
mit einer Verstärkung ihrer Kritik an der jeweiligen Konkurrenzpartei. Damit aber 
folgen sie ihrem Reproduktionsinteresse und vertiefen die Spaltung der französi- 
schen Arbeiterbewegung. Während in der SP die Kritik am Apparat, an Mitterrand 
und Rocard, den beiden wichtigsten Vertretern des Kurses, der zur Wahiniederlage 
geführt hat, diffus bleibt, hat Louis Althusser in der bürgerlichen Zeitung „Le Mon- 
de“ in einer Artikelserie die Linie und die Organisation seiner Partei einer scharfen 
Kritik unterzogen, weil sie zum Bruch in der Linksunion am 22. September 1977 
beigetragen hat (30). Nach der zweifellos pertinenten Kritik fordert der Philosoph 
die Partei auf, „aus der Festung herauszukommen“ und eine Linie der „Volksunion“ 
zu verfolgen. In vier Punkten skizziert er eine Alternative, in denen er seine Forde- 
rungen zusammenfaßt: 1) Die marxistische Analyse soll „gerettet“ und zu neuem 


30  Althusser, Louis, le qui ne peut plus durer dans le parti communiste, Le Monde, 25/26/ 
27/28. April 1978. j 
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Leben erweckt werden; 2) die innerparteilichen Entscheidungsstrukturen, d.h. der 
demokratische Zentralismus, soll reformiert werden; 3) eine konkrete Klassenana- 
Iyse der französischen Gesellschaft soll erarbeitet werden; 4) Aufbauend auf diesen 
drei Forderungen soll die Linie der Volksunion „ohne Reformismus und Sektaris- 
mus“ entwickelt werden. — Der Parteiapparat der KP hat die Schlußfolgerungen 
Althussers zurückgewiesen. Er hat Diskussionen und Kritik in der Partei zwar will- 
kommengeheißen, sich aber geweigert, die Parteipresse für die Diskussion zu öffnen. 
Der Parteiapparat der KP hofft offenbar auch diesmal, sich den innerparteilichen 
Veränderungen entziehen zu können. Unterschätzt Althusser die Verfestigung des 
Apparates? — Bereits 1956 nach dem geheimen Bericht Chruschtschows über die 
Verbrechen Stalins wäre Gelegenheit gewesen, die Partei zu destalinisieren. Die Par- 
teispitze hat erst Jahre später zugegeben, daß sie im Besitz des Berichts gewesen ist. 
1968 hat sich in Frankreich die Möglichkeit eröffnet, die bürgerliche politische und 
geselischaftliche Hegemonie in Frankreich zu überwinden. Die Direktion der fran- 
zösischen KP hat diese Gelegenheit nicht wahrgenommen, sondern an der Rekon- 
struktion des status-quo-ante aktiv mitgearbeitet. Sie ist auch diesmal, wie die letz- 
te Sitzung ihres Zentralkomitees vom 26./27. April 1978 deutlich macht, zur Ver- 
änderung ihrer innerparteilichen Entscheidungsstrukturen, die nicht zu Unrecht als 
„national-stalinistisch‘‘ gelten, nicht bereit. Damit aber hat die eurokommunistische 
Strategie über die französische Wahlniederlage hinaus in ganz Westeuropa einen 
schweren Rückschlag erlitten. 

Die Diskussion über die Wahlniederlage in Frankreich beschränkt sich bisher 
auf die politische Ebene und droht dort festgeschrieben zu werden. Die Grenzen der 
Durchsetzbarkeit eines reformorientierten Programms geraten in den Hintergrund. 
Sie sind jedoch für eine Allianz zwischen SP und KP von existentieller Bedeutung. 
Besonders der nahezu grenzenlose, staatstheoretisch aber keineswegs fundierte In- 
terventionsoptimismus ist politisch explosiv. In ihm treffen sich reformistische und 
stalinistische IBusionen. Der Interventionsoptimismus entfaltet seine eigene Dialek- 
tik, die im Fall einer Regierungsübernahme sich leicht gegen ihre Urheber richten 
kann. Nachdem sie die Durchsetzbarkeit ihres Programms proklamiert und sich im 
Wahlkampf als sozialistische oder kommunistische Macher empfohlen haben, könn- 
te ihre reformorientierte Wirtschaftspolitik schnell an objektive Grenzen stoßen und 
sich ihre Versprechungen leicht als undurchführbar erweisen. In der Wählermeinung 
stehen die selbsternannten Macher da als Versager, die, einmal an der Regierung, die 
enttäuschten Massen nur noch mit einer allerdings am längsten funktionsfähigen 
Staatstätigkeit im Zaum halten können — der Repression. Hier können ihnen ihre 
Parteierfahrungen aus dem demokratischen Zentralismus nützlich sein, der mit den 
vertikalen bürokratischen Entscheidungsstrukturen im Staatsapparat eng verwandt 
ist. Mit der Opposition gegen ihre Wirtschaftspolitik könnten sie versuchen ebenso 
fertigzuwerden wie mit ihrer innerparteilichen Opposition. Urn schließlich angesichts 
der zunehmenden Internationalisierung des Kapitals und der abnehmenden staatli- 
chen Steuerungspotentiale bei einer Wirtschaftspolitik des rationalisierenden Mit- 
vollzugs zu enden, der der inneren Logik der Kapitalbewegungen entspricht und ih- 
nen zum Durchbruch verhilft. Die vorgeblich reformorientierte Wirtschaftspolitik 
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würde sich dann von ihrer konservativen, neoklassisch inspirierten Gegenposition 
weit weniger als programmatisch vorgesehen unterscheiden. 

Die Diskussion über die politischen und wirtschaftspolitischen Strategien, die 
nach der selbstverschuldeten Wahlniederlage einzuschlagen sind, hat erst begonnen. 
Es bleibt abzuwarten, ob sie zu einer neuen Qualität reift, die ein solideres Funda- 
ment einer Allianz zwischen SP und KP bildet, ohne die gesellschaftliche Verände- 
rungen in Frankreich ausgeschlossen sind. 
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Analysen zur Entwicklung in Italien in der PROKLA: 


Michele Saivati: Der Ursprung der gegenwärtigen Krise in Italien, in: PROKLA 
Nr. 4 (1972) 

Anita Römer: Krise und Gewerkschaftspolitik in Italien,in: PROKLA 19/20/21 
(1975) 

Altvater/Genth: Eurokommunismus als Strategie in der Wirtschaftskrise in Ita- 
lien, in: PROKLA Nr. 26 und 27 (1977) 

Kallscheuer/Rafalski/Wenzel: Italien zwischen Stabilisierung und Übergang (I) 
in: PROKLA Nr. 29 (1977) 
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Elmar Altvater 
Politische Implikationen der Krisenbereinigung 
— Überlegungen zu den Austerity-Tendenzen in Westeuropa 


1.  Washeißt Austerity? 


„Tendenziell wird das Problem der Austerity von der Neuen Linken 
ähnlich diskutiert wie das Problem der Krise vor ein paar Jahren, 
nämlich unklar und aufjeden Fall verspätet.“ 
(Rossana Rossanda, Il Manifesto, 29.10.1976) 


Mit der Dauer der gegenwärtigen Wirtschaftskrise verändert sich auch die Vorstel- 
lung von ihrem Charakter, ihrer Funktion und ökonomisch-politischen Bedeutung. 
Gewöhnt an eine larıge Phase ökonomischer Prosperität, im Bewußtsein von der 
Steuerbarkeit der Wirtschaft mit dem modernen wirtschaftspolitischen Instrumenta- 
rium des keynesianischen Interventionismus gingen zu Beginn der Krise 1973/74 so- 
wohl die Regierungen (mit ihren wissenschaftlichen Beratern) als auch die meisten 
Gewerkschaften und Parteien der Arbeiterklasse davon aus, daß der „konjunkturelle 
Einbruch“ mit einer Politik der Produktionsankurbelung, sei es durch Ausweitung 
der privaten und staatlichen Nachfrage, durch Schaffung neuer Arbeitsplätze im 
staatlichen Bereich oder durch Lenkung der Investitionen, zu überwinden sei. Die 
Krise wurde als bloße quentitative Reduzierung ökonomischer Größen verstanden, 
dem im Sinne der traditionellen antizyklischen Wirtschaftspolitik kompensierend 
mit der Ausweitung staatlich zu beeinflussender Quantitäten entgegengewirkt wer- 
den könne. Erst langsam macht sich die Erkenntnis breit, daß die Krise eine quelita- 
tive Veränderung in der kapitalistischen Entwicklung einzuleiten scheint: vom Ver- 
hältnis von Ökonomie und Politik, über Veränderungen wirtschaftspolitischer Kon- 
zeptionen, die Verschiebung der gesellschaftlichen Schichtung, Umstrukturierung in 
der technologischen und organisatorischen Basis des Produktionsprozesses, der Bran- 
chenstruktur bis hin zu Veränderungen im System politischer Institutionen und des 
Bewußtseins der Massen. Als „Knotenpunkt der Entwicklung“ erfordert die Krise 
also politische Reaktionen, die ihrer — gegenüber der konjunkturellen Entwicklung 
nach dem zweiten Weltkrieg —- neuen Qualität Rechnung tragen. Dies gilt sowohl für 
die staatliche Wirtschaftspolitik als auch für Alternativkonzeptionen der Arbeiterbe- 
wegung. Dieser Problemstellung ist der nachfolgende Aufsatz gewidmet.* 

Wir beschränken uns dabei auf eine wirtschaftspolitische Strategie, für die ein 
Begriff wieder in Mode gekommen ist, der seinen Ursprung in Großbritannien im 
Jahre 1948 hat: Austerity. Bezeichnet wird damit die „äußerste Strenge der Haus- 


* Für Anregungen und Kritik bin ich vor allem Hans Kastendiek dankbar. 
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haltsführung‘“ des damaligen Schatzkanzlers im Labour-Kabinett Sir R. St. Cripps, 
der damit die Inflation eindämmen wollte, um eine drohende Abwertung des briti- 
schen Pfundes zu verhindern — was ihm im übrigen nicht gelang. Wenn wir uns auf 
die Austerity-Politik konzentrieren, dann mit einer Einschränkung und mit mehre- 
ren zu explizierenden Absichten. Die Einschränkung ergibt sich daraus, daß in kei- 
nem Land eine durchgängige, andere als restriktive Momente nicht enthaltende Wirt- 
schaftspolitik der Austerity durchgeführt wird. Vielmehr haben wir es allenthalben 
mit einer Mischung aus rechtskeynesianischer Expansion und Restriktionsprogram- 
men im Staatshaushalt und bei der Lohnpolitik zu tun. Die Art dieser Mischung ist 
wiederum abhängig von der Position des jeweiligen Landes auf dem Weltmarkt. Die 
tiefe Ungleichmäßigkeit der Entwicklung findet ihren Ausdruck in der sehr unter- 
schiedlichen Zahlungsbilanzsituation der hochentwickelten kapitalistischen Länder. 
Einige weisen strukturell Überschüsse auf (BRD, Japan), andere ebenso strukturell 
Defizite (Großbritannien, Italien), während dritte Länder wie Frankreich oder USA 
aus sehr unterschiedlichen Gründen eine „mittlere‘‘ Position einnehmen. Die Mög- 
lichkeiten zu expansiven wirtschaftspolitischen Maßnahmen sind daher sehr ungleich 
verteilt, ebenso wie der ökonomisch-politische Druck zu einer Politik der Restrik- 
tionen und der Lohnkostensenkung. Die Tendenz zur Austerity ist infolgedessen in 
Italien oder Großbritannien wesentlich stärker ausgeprägt als etwa in der BRD, ob- 
wohl auch hier das „stop and go“ der Wirtschaftspolitik beherrschend ist und ex- 
pansive Politik keineswegs bedeutet, daß restriktive Ausgabenpolitik und Druck auf 
die Lohnentwicklung keine Bedeutung mehr haben würden. 

Die Absichten, die wir mit diesem Aufsatz verfolgen, lassen sich wie folgt kenn- 
zeichnen: Mindestens genauso wichtig wie die „strengen Sparmaßnahmen‘, die 
Austerity bezeichnen, ist die ideologische Seite einer Politik der Sparsamkeit und 
Strenge; mit ihr wird auch eine „neue Moral“ in der Politik umschrieben, die mit 
den „Vergeudungen“ der Prosperität, mit der „Maßlosigkeit‘ in der Konsumtion, 
der Verschwendung mit Energie usw., mit den „übermäßigen“, korporativen Grup- 
penansprüchen an das Sozialprodukt Schluß zu machen verspricht. Darin ist ein 
durchaus konservativer kulturkritischer Einschlag impliziert, so wie wir ihn von Er- 
hards Maßhalteappellen bis zu der Verteilung von Verantwortlichkeiten für die Kri- 
se .durch den ‚Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung‘ her kennen. Diese ideologische Seite von Austerity stellt sich durchaus 
als herrschaftliches Mittel dar, wie wir noch genauer sehen werden. Aber diese Mo- 
mente von Austerity werden nicht nur negativ besetzt, sondern politisch gewendet: 
„Austerity ... bedeutet Strenge, Leitung, Ernsthaftigkeit und in erster Linie Gerech- 
tigkeit.“ (1) Hier wird Austerity also zu einem alternativen gesellschaftspolitischen 
Entwurf umgedeutet, der eine antikapitalistische Absicht deklariert. Es ist allerdings 
die Frage, ob diese Absicht realisierbar ist, und ob nicht beim Sich-Einlassen auf eine 
„revolutionäre Austerity‘‘ die Austerity gegenüber der Revolution obsiegt. Um diese 


i Enrico Berlinguer, Austerität — Gelegenheit zur revolutionären Erneuerung Italiens, in: 
Barca, Berlinguer, Gruppi u.a., Sozialismus für Italien. Programm einer gesellschaftlichen 
Umgestaltung, Hamburg/Westberlin 1977, S. 211 
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Frage zu beantworten, wird es allerdings notwendig sein, die Mechanismen der kapi- 
talistischen Krise zu betrachten und dabei nicht nur die ökonomische Seite der „Be- 
reinigung‘“ zu untersuchen, sondern gerade die politischen Prozesse im Krisenverlauf 
in die Analyse einzubeziehen. Es geht ja in der Krise nicht nur darum, (alternative) 
Konzeptionen der Wirtschaftspolitik zu entwickeln, sondern vor allem auch darum, 
die politischen Prozesse der Krise mit ihren negativen Wirkungen für die Arbeiterbe- 
wegung in den Griff zu bekommen. 


2. Ökonomische und politische Krise 


„Wirtschaftspolitik wird also gemacht, um soziale Strukturen zu ver- 
ändern.“ 

(Orlando Letelier über die Wirtschaftspolitik der chilenischen Junta 
kurz vor seiner Ermordung in der Nähe der chilenischen Botschaft in 
Washington 1976) 


Das zuletzt aufgeworfene Problem des Charakters und der Funktion der Krise be- 
darf allerdings der Erläuterung. In der Regel wird ja nur die eine Seite der Krise gese- 
hen: Das Moment der Instabilität, der Zuspitzung von Konflikten, des Heranreifens 
von Klassenbewußtsein, jedenfalls der Desillusionierung und der produktiven Lern- 
prozesse über die gesellschaftliche Situation der vor allem von der Krise Betroffenen, 
der arbeitenden (und zu einem großen, zu großen Teil arbeitslosen) Bevölkerung (2). 
Entgegen dieser Vorstellung, die noch zu Ende der 20er Jahre die Strategie und Tak- 
tik und alltägliche Politik der Parteien der Kommunistischen Internationale bestimm- 
te, zeigt es sich aber auch, daß in der Krise ökonomisch („Bereinigüngskrise‘‘) und 
politisch (Entstehen und Stärkung konservativer Tendenzen) die Herrscaft bürger- 
licher Vergesellschaftungsformen oder anders ausgedrückt: die Hegemonie des Bür- 
gertums eher gefestigt wird. Diese Seite der Krise veranlaßt manche Theoretiker, in 
Vereinseitigung des Problems Begriff und Wirklichkeit der Krise, jedenfalls in der 
BRD, schlichtweg in Frage zu stellen (3). Doch haben wir es hier mit einem — auflös- 
baren — Paradoxon zu tun, das zugespitzt so formuliert werden kann: Trotz Stabili- 
tät des politischen Systems auch in der ökonomischen Krise bedarf die bürgerliche 


2 Die „Verelendungstheorie‘, sofern man auf der Grundlage der Marxschen Bemerkung 
über „Verelendung‘ überhaupt von einer Theorie sprechen kann, konstruiert in ihrer rigi- 
desten Form einen Zusammenhang zwischen kapitalistischer Akkumulation, Verelen- 
dung und Bewußtseinsbildung und macht sich daher unfähig zur Formulierung adäquater 
Politik. Vgl. zur Kritik: Woif Wagner, Verelendungstheorie — die hilflose Kapitalismus- 
kritik, Frankfurt/Main 1976 i 
3 So per saldo jedenfalls Claus Koch und Wolf Dieter Narr, Krise — oder das falsche Prinzip 
Hoffnung, in: Leviathan, Heft 3/1976. Zur Replik: Elmar Altvater/Jürgen Hoffmann/Wil- 
li Semmier, Alltagspolitik — Prinzip ohne Hoffnung, in: Leviathan Heft 2/1977. Vgl. 
auch Wolfgang Fach/ÜUlrich Degen, Einleitung: Zum „wissenschaftlichen‘‘ Stellenwert 
der Legitimitätsdiskussien, in: dies. (Hrsg.), Politische Legitimität, Frankfurt/Main und 
New York 1978 
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Herrschaft der ökonomischen Krise, um sich reproduzieren zu können. Dies gilt es 
zu erläutern. . 

In der ökonomischen Krise nimmt die Integrationskraft der bürgerlichen Ge- 
sellschaft ab, insofern sie ihre Grundlage in der ökonomischen Prosperität hat. Die 
Krise der „auf dem Wert beruhenden Produktionsweise“ (Marx) wirkt immer dop- 
pelt im Sinne der Doppelbedeutung des Wertbegriffs: als Verwertungskrise und als 
Sinnkrise. Theorien über die „Legitimationskrise des Systems“ (4) haben dies sehr 
wohl begriffen, indem sie mit der Annahme von der grundsätzlichen Steuerbarkeit 
der Wirtschaft, also erfolgreicher Krisenvermeidungsstrategien des bürgerlichen Staa- 
tes arbeiten. Gerade weil sie — in verschwiegen ökonomistischer Weise — dem öko- 
nomischen System für die Herrschaftsreproduktion durch Sinngebung (Produktion 
von Wohlstand) so wesentliche Bedeutung beimessen, kommen sie zur Auffassung, 
daß der Staat alles tun müsse und auch könne, um ökonomische Krisen zu vermei- 
den — auf die Gefahr hin der Transponierung der zur Krise treibenden Widersprüch- 
lichkeit in das politische und Wertesystem der Gesellschaft. So weit, so richtig. Nur 
wird die These fragwürdig bei ihrer Voraussetzung: der tatsächlichen Steuerungska- 
pazität des Staates, die er nun einmal in einer auf dem Wert und der Verwertung be- 
ruhenden Produktionsweise nicht hat (5). Die ökonomische Krise setzt sich dann 
aber fort und wird nicht bloß „verdrängt“ oder in andere strategisch weniger wich- 
tige zentrale Bereiche verschoben. Sie erfaßt die politischen Institutionen und zwar 
sowohl die materiell faßbaren (Staat, Parteien, Gewerkschaften) als auch die imma- 
teriellen, wie die Wertvorstellungen, Motivationen, politischen Haltungen. Dabei ist 
jedoch zu berücksichtigen, daß diese in den modernen bürgerlichen Gesellschaften 
eine ausgesprochen große Flexibilität und Reagibilität auf die Herausforderungen 
der Krise aufweisen. Ihre Krise kann cher als Friktion bei der Anpassungsbewegung 
an neue Situationen interpretiert werden. Doch das hängt wesentlich von dem „sub- 
jektiven Faktor“, der Arbeiterbewegung ab, inwiefern die Krise lediglich Friktionen 
der Rationalisierung indiziert oder zur tatsächlichen Hegemoniekrise des Bürgertums 
wird. 

Wie vollzieht sich der Prozeß „von der ökonomischen zur politischen Krise‘(6)? 
Es verändern sich in ihrem Verlauf die Klassenverhältnisse. In der Krise nimmt die 


4 Hierzu Jürgen Habermas, Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, Frankfurt/Main 
1973, und Claus Offe, Strukturprobleme des kapitalistischen Staates, Frankfurt/Main 
1972. Wir können uns an dieser Stelle nicht mit den Annahmen auseinandersetzen, die 
der Begründung der „Legitimationskrise‘‘ zugrundeliegen. Vgl. aber Fach/Degen, a.a.O. 

5 Zu diesem Problem vgl. die Beiträge im Handbuch 5: Staat, (hrsg. v. Brandes/Hoffmann/ 
Jürgens/Semmler), Ffm-Köln 1977, und stellvertretend für viele andere Beiträge Blanke/ 
Jürgens/Kastendiek, Zur neuren marxistischen Diskussion über die Analyse von Form 
und Funktion des bürgerlichen Staates. Überlegungen zum Verhältnis von Politik und 
Ökonomie, in: Probleme des Klassenkampfes, Nr. 14/15, 1974, 8.51 ff, 

6 Diesen Prozeß analysieren Joachim Hirsch und Roland Roth, Von der ökonomischen 
zur politischen Krise — Perspektiven der Entwicklung des Parteiensystems in der BRD, 
in: links Nr. 92, Oktober 1977. In diesem Beitrag wird die politische Krise allerdings 
noch zu sehr in einer Art Entsprechungsverhältnis zur ökonomischen Krise (mit Zeitver- 
zögerung und anderen Verarbeitungsweisen) verstanden, 
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Erwerbsquote ab, da insbesondere Alte und Frauen aus der aktiven Bevölkerung 
ausscheiden und sich in Haus und Familie zurückziehen (müssen). Aufgrund der um- 
fangreichen Rationalisierungen nimmt die industrielle Beschäftigung ab, während 
zumindest relativ der tertiäre Bereich (Dienstleistungen) zunimmt. Auch die Anteile 
der sogenannten Selbständigen (Unternehmer usw.) stagnieren, da trotz der enor- 
men Konzentrationsprozesse und der Vernichtung von kleinen Kapitalen viele Ar- 
beitslose in selbständiger (und arbeitsintensiver) Kleinproduktion oder in Dienstlei- 
stungen noch eine Perspektive zu finden versuchen. Es bildet sich ein System der 
Schwarzarbeit (vor allem allerdings in Italien) heraus, das neben dem „offiziellen‘ 
noch einen „verborgenen“ Arbeitsmarkt entstehen läßt. Anders als in der Prosperi- 
tät, wo Schwarzarbeit neben dem eigentlichen Job zur Aufbesserung des Einkom- 
mens gemacht wird, ist Schwarzarbeit in der Krise für viele zur einzigen, nicht ga- 
rantierten, unterbezahlten Erwerbsquelle geworden (7). Außerhalb der traditionel- 
len Institutionen des Schutzes der Arbeit und der Arbeitskraft (also außerhalb der 
Gewerkschaften), der Zuständigkeit und Wirksamkeit gesetzlicher Bestimmungen, 
der Sozialversicherung, bildet sich somit eine Schicht innerhalb der Arbeiterklasse 
heran, die ihre Interessen garnicht mehr in den traditionellen Formen geweikschaft- 
licher Kämpfe, tarifvertraglicher Absicherung und Forderungen an den Staat und 
Regelungen durch den Staat vertreten können. Diese Verschiebungen im Klassen- 
und Schichtengefüge der Gesellschaft und in der Struktur des Arbeitsmarktes, die in 
Italien mehr als in Frankreich oder der BRD hervortrsten, bleiben politisch nicht 
konsequenzenlos. Es entwickeln sich nämlich auf dieser Grundlage neue politisch- 
kulturelle Formen gegenüber dem „Produktivismus‘ der traditionellen Arbeiterbe- 
wegung (8). Dieser traditionellen, auf produktiver Arbeit aufbauenden Ethik ent- 
sprechen die Bedürfnisse breiter Schichten gerade der Jugendarbeitslosen kaum. Sie 


7 Wir haben es bei dem „zweiten Arbeitsmarkt‘“ mit einer spezifisch italienischen Eıschei- 
nung innerhalb des Blocks der hochentwickelten kapitalistischen Länder zu tun, zumin- 
dest was die Größenordnung anbelangt. Nach Schätzungen verschiedener Autoren „ver- 
mittelt‘‘ der zweite Arbeitsmarkt bis zu 2.7 Mio Menschen, die unter Arbeitsbedingungen 
arbeiten müssen, die nicht innerhalb des offiziellen Vertragssystems der Arbeitsmarktpar- 
teien ausgehandelt worden sind. In der Krise wird dieser zweite Arbeitsmarkt noch ausge- 
weitet durch entsprechende Kapitalstrategien. Die Dezentralisierung der Produktion (De- 
centramento), die Ausgliederung von bestimmten Arbeiten aus der Fabrik bis in die 
Heimarbeit der Familien (fabbrica diffusa) sind Methoden des Kapitals, um diesen zwei- 
ten Arbeitsmarkt zu erschließen und gleichzeitig gewerkschaftlich geschützte Arbeit ab- 
zubauen. Vgi. dazu den Beitrag von Gunther Aschemann und Cornelia Frey in diesem 
Heft. Eine quantitative Analyse gibt Giorgio Fua, Occupazione e capacita produttive: la 
realta italiana, Bologna 1976. Nach Luigi Frey geht 11.2 v.H. des Arbeitsangebots über 
den zweiten, schwarzen Arbeitsmarkt. Vgi. den Bericht über die offizielle Untersuchung 
in: Unita, 18.5.78. Daß sich auch in der BRD diese Tendenzen in der Krise über die be- 
triebliche Personalplanung durchzusetzen beginnen, hat E. Hildebrandt in Prokla 26 auf- 
gezeigt. eg j 

8 Eine Analyse der Hintergründe und (problematischen) politischen Konsequenzen dieses 

„‚Produktivismus‘ gibt Christel Neusüß, Produktivkraftentwicklung, Arbeiterbewegung 

und Schranken sozialer Emanzipation — entwickelt anhand der Rätediskussion und der 

Rationalisierungsdebatte der 20er Jahre, in: Prokla 31, Heft 2/1978 
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haben zwar den „Traum von einem festen Job, aber auch den Traum von einer ganz 
anderen Arbeit“ (9). Daher gibt es nicht nur das Problem der Arbeitslosigkeit als 
quantitatives, ökonomisches Problem der Anzahl von Arbeitsplätzen und von Ar- 
beit Suchenden, sondern als ein qualitatives Problem des Charakters der Arbeit oder 
gar der Arbeit schlechthin. „Wir haben Arbeitslose“, sagt Trentin, „und es sind viele; 
und auf der anderen Seite haben wir auch Erscheinungsformen einer gereiften Öko- 
nome, d.h., daß immer weniger junge Leute dequalifizierte ‚Dreckarbeit‘ akzeptie- 
ren. ... Ein junger Mann von mittlerem kulturellem Niveau, der die Pflichtschuljah- 
re duichlaufen hat, will nicht die repetitive Arbeit in den rückständigen Betrieben 
machen. Es gibt also das Problem einer Veränderung der ‚Qualität‘ der Arbeit für 
eine neue industrielle Politik ...‘“ (10) Es zeigt sich hier also, daß Arbeitslosigkeit 
nicht nur eine zu behebende Mangelerscheinung, nämlich Mangel an Arbeitsplätzen, 
sondern bereits in — wenn auch perverser Form — Ausdruck des Reichtums, der Ent- 
wicklung der Produktivkraft der Gesellschaft ist. Die darin sich andeutenden Mög- 
lichkeiten zur Erweiterung der „disposable time‘“ (11), zur Entfaltung des allseiti- 
gen Individuums verkehren sich allerdings in die wirkliche Misere der Arbeitslosig- 
keit und verschärfter Arbeitsbedingungen für viele der Beschäftigten. Das bürgerli- 
che System reproduziert sich also gerade auch dadurch, daß es selbst bei steigendem 
Reichtum aufgrund der Entwicklung der Produktivkräfte immer wieder den Mangel 
produziert, sich also als Herrschaft des Mangels erhält. Die Vergeudung von Arbeits- 
kraft — indem sie entweder nicht gebraucht, oder wenn sie gebraucht wird, übermä- 
Big, ausbeuterisch beansprucht wird; die Vergeudung von Energie und natürlichen 
Ressourcen; die Vergeudung von Produktionsmitteln, die stillstehen, oder von Wa- 
ren, die vernichtet werden, haben so einen herrschaftlichen Sinn der Systemerhal- 
tung und nicht nur eine ökonomische Funktion im Prozeß der Kapitalakkumulation. 
Aber je mehr diese Erscheinungen nicht mehr nur als ein Problem der Ungleichver- 
teilung zwischen arm und reich begriffen werden, sondern als Ausdruck der reichen 
Entwicklung der Produktivkräfte der Gesellschaft, bilden sich neue Wertvorstellun- 
gen, neue Sinngebungen, Motivationsstrukturen, Handlungsmuster, Politikformen 
heraus. Die traditionellen Identitäten geraten somit in die Krise, wobei zu berück- 
sichtigen ist, daß in der ökonomischen Krise nur zum Ausdruck kommt und ver- 
stärkt, zugespitzt wird, was sich schon als Erfahrungen und Bedürfnis in der Phase 
zuvor, nicht zuletzt auch als Resultat der Klassenkämpfe seit Ende der 60er Jahre 
herausgebildet hat. 


9 Giovanna Pajetta, in: Il Manifesto, 3. Juli 1977 

10 „in der Krise haben sich die Prioritäten gewerkschaftlicher Politik verändert“ — Ein In- 
terview mit Bruno Trentin (CGIL), in: Prokla 31, Heft 2/1978, S. 176 

11 In der berühmten, vielzitierten Stelle aus den „Grundrissen“ (Karl Marx, Grundrisse der 
Kritik der Politischen Ökonomie, Berlin 1953, S. 592. ff.) entwickelt Marx den Gedanken, 
daß sich mit wachsendem Reichtum dieser immer weniger an der angewandten Arbeits- 
zeit messen könne, sondern an der freien Zeit (disposable time): ‚Die Schöpfung von viel 
disposable time außer der notwendigen Arbeitszeit für die Gesellschaft überhaupt und je- 
des Glied derselben (d.h. Raum für die Entwicklung der vollen Produktivkräfte der Ein- 
zelnen, daher auch der Gesellschaft) ...‘“ (S. 595) 
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Dies stellt sich heute als schwer zu lösendes Problem sowohl für die Arbeiter- 
parteien als auch für die Gewerkschaften heraus. Denn zunächst manifestiert sich 
diese Erscheinung als Disgregation, als Spaltung der Arbeiterbewegung, als Krise der 
traditionellen Organisationen und ihrer Politik. Und natürlich ist es das Interesse de: 
Gegenseite, diese Spaltungen zu schüren und aufrechtzuerhalten, und jedenfalls zu 
verhindern, daß sich aus der Disgregation, die ja auch eine produktive, progressive 
Seite hat, eine neue politische Identität, Geschlossenheit und Handlungsfähigkeit 
der Arbeiterklasse und der subalternen Schichten entwickelt. 

Wir wollen uns nun die Frage nach den Bewußtseinsprozessen in der Krise auf 
dem Hintergrund von Arbeitslosigkeit stellen. Die vorliegenden Untersuchungen 
{wenig genug) und Arbeitshypothesen lassen eine gesicherte Vermutung zu, die Paul 
Mattick in seiner Darstellung der Arbeitslosigkeit und Arbietslosenbewegung in den 
30er Jahren schon formulierte, „daß mit steigender Verelendung der Massen eher 
eine Abnahme als eine Zunahme ihrer revolutionären Tendenzen verbunden ist‘ (12). 
Empirische Untersuchungen (13) ergeben das gleiche Resultat. Die individuellen 
und kollektiven Verarbeitungsformen von gesellschaftlichen Erfahrıngen der Ar- 
beitslosigkeit resultieren eher in einer Destruktion von sozialer Identität, von lebens- 
perspektivlichen Hoffnungen und Planungen, in Ängsten, in der Ausschaltung der 
— nicht nur negativ zu bewertenden — Sozialisationsleistungen des kapitalistischen 
Arbeitsprozesses (14). Die Konsequenz dieser Verarbeitungsformen von Arbeitslo- 
sigkeit für die Arbeiterbewegung lautet in den Worten Paul Matticks (es lohnt sich, 
ausführlich zu zitieren): „Die Tätigkeit der politischen Arbeiterbewegung in relativ 


nn nm 


12 Paul Mattick, Arbeitslosigkeit und Arbeitslosenbewegung in den USA 1929 — 1935, 
Frankfurt/Main 1969, $. 109 i 

13 Hierzu vgl. die Beiträge in Ali Wacker (Hırsg.), Vom Schock zum Fatalismus? — Soziale 
und psychische Auswirkungen der Arbeitslosigkeit, Frankfurt/Main und New York 1978. 
Eine sehr gute Problembeschreibung geben Josef Esser, Wolfgang Fach, Werner Väth, 
Strukturelle Arbeitslosigkeit und politisches Konfliktpotential. Die Krise der saarländi- 
schen Stahlindustrie, in: Prokla 31, Heft 2/1978, S. 115 £f., insbes. S. 126 — 132 

14 Arbeit ist das organisierende Prinzip des Lebens für ganze Arbeitergenerationen gewesen, 
und ist es für große Teile der Arbeiterschaft auch heute noch, Umso schlimmer ist es, 
wenn Arbeiter arbeitslos werden, geht ihnen damit doch auch ein sinnstiftendes Prinzip 
verloren. Nicht nur die materielle Verschlechterung oder Not bei Arbeitslosigkeit ist da- 
her Problem, sondern gerade der Verlust des Zentrums, um das das Leben organisiert ge- 
wesen ist: die Arbeit. Welch bedeutsamer Wert der Arbeit — immer verstanden als pro- 
duktive Arbeit — beigemessen wird, zeigt sich auch im ‚Entwurf eines Programms zur 
Umgestaltung Italiens‘ der KPI, wo es mehrfach heißt: „,.... um die Werte der produkti- 
ven und schöpferischen Arbeit zur Grundlage des Wachstums des Landes zu machen ...““ 
„Eine neue Werteskala muß sich in erster Linie auf einer Wiederaufwertung der produk- 
tiven und gesellschaftlich nützlichen Arbeit gründen ... ““ in: Der kommunistische Vor- 
schlag — P.C.I., Hamburg 1978, S. 27. Es läßt sich zeigen, daß diese Vergesellschaftungs- 
funktion des Arbeitsprozesses, seine „Produktivität‘‘ im Sinne von Werterzeugung (dies 
im doppelten Sinn: Werte als materielle Werte, Tauschwerte, und Werte im Sinne von 
aktivitätsleitenden Wertvorstellungen), mit seinem Charakter, z.B. mit dem Übergang zur 
Fließbandproduktion wechselt. Hierzu vgl. die Bemerkungen zum Fordismus von Anto- 
nio Gramsci, Philosophie der Praxis — Eine Auswahl, Frankfurt/Main 1967, insbes. S. 
376 ff. Zum Problem vgl. auch Christel Neusüß, a.a,0. 
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stabilen Zeiten ist hauptsächlich auf die Umformung der Ideologien gerichtet. Aber 
selbst in Krisenzeiten, in starken kapitalistischen Ländern, bleibt der Arbeiterbewe- 
gung nicht viel mehr als die ideologische Beeinflussung, da die praktisch-reformisti- 
sche Arbeit im großen Maße behindert ist. Die Zugehörigkeit zu solchen Organisatio- 
nen und die Arbeit in ihnen bringt deshalb keine sofortigen Resultate, sondern be- 
deutet nur einen Extra-Aufwand von Geld, Zeit und Energie, den sich allgemein nur 
die Arbeiter erlauben können, denen es noch verhältnismäßig gut geht. Die Arbeits- 
losen haben jedoch nichts zu opfern, weder Zeit noch Geld; sie können an keiner 
Politik auf längere Sicht interessiert sein, da ihre augenblickliche Lage nach soforti- 
ger Änderung drängt. Nicht die Erweiterung ihres Horizonts, sondern die Verengung 
entspricht ihren direkten Notwendigkeiten am besten. Die Organisationsaktivität 
würde sie in ihrem auch weiterhin individuell zu leistenden Existenzkampf eher be- 
hindern als unterstützen. Dieser Existenzkampf wird stets schwerer, zermürbender 
und zeitraubender, je mehr die Verelendung um sich greift, je tiefer der Einzelne in 
ihr versinkt. Wieviel der sozialistischen Ideologie sie unter Umständen auch aufge- 
nommen haben mögen, ihre jetzige Existenz zwingt sie oft zu Handlungen, die die- 
ser Ideologie schroff entgegenstehen, womit diese als praktisch wertlos stets mehr 
verblaßt.‘“ (15) 
Es gehört nicht viel Fantasie dazu, um diese Sätze auf die Arbeitslosigkeit in 
den 70er Jahren zu übersetzen. Sicher, das materielle Elend ist abgeschwächter, in 
den kapitalistischen Metropolen reichen die Zipfel der „‚Konsumgesellschaft‘‘ noch 
bis in die Arbeitslosigkeit hinein, aber die Konsequenzen für die sozialistische Arbei- 
terbewegung sind doch sehr ähnlich. Ähnlichkeit heißt nicht Identität, und daher ist 
es notwendig auch auf die Verschiedenheiten zu verweisen. Wir hatten betont, daß 
bei Arbeitslosigkeit die vergesellschaftende Potenz des Arbeitsprozesses verloren- 
geht und daher die Identitätskrise entsteht: das „sinnstiftende Organisationsprinzip 
ihrer Lebenswelt‘ (16) geht verloren. Doch müssen hier auch Reaktions- und Verar- 
beitungsweisen berücksichtigt werden, die bei dem Teil von Arbeitslosen entstehen, 
der nicht in dieser geschilderten traditionellen Weise über den Arbeitsprozeß und 
die daraus hergeleitete Werteskala und Moral sozialisiert worden ist. Dies gilt für ei- 
nen großen Teil jugendlicher Arbeitsloser, die gar nicht oder nur kurze Zeit im Ar- 
beitsprozeß engagiert waren, und für alle diejenigen, für die das Arbeitsplatzrisiko 
immer hoch war und die angelernte oder ungelernte Arbeit geleistet haben. Für sie 
hat ihre „Identität sich von der Arbeit schrittweise abgekoppelt‘“‘ (17); hier entwik- 
keln sich gegenkulturelle und subkulturelle Formen, die sich nur schwer zur Kultur 
der traditionellen Arbeiterbewegung vermitteln lassen. 
Die politische Identitätskrise der traditionellen Arbeiterbewegung hat auch 
(also nicht allein) damit zu tun, daß unter den veränderten Existenzweisen der Mas- 
sen der Lohnabhängigen in der Krise deren Integrations- und Anziehungskraft „als 
praktisch wertlos stets mehr verblaßt‘“ und neue, bislang nicht gekannte Formen ge- 


15 Paul Mattick, a..0.,$. 109 £f. 
16 Josef Esser, Wolfgang Fach, Werner Väth, a.a.O., S. 127 
17 ebenda, S. 128 
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sellschaftlichen Lebens und politischer Aktivität entstehen; die These von den „zwei 
Gesellschaften“ oder „zwei Kulturen“, so problematisch sie auch sein mag, hat hier 
eine materielle Basis; und auch die These von der „Krise des Marxismus“ ergibt nur 
einen Sinn, wenn sie auf die veränderten Lebens-, Erfahrungsbedingungen und die 
ebenfalls veränderten Verarbeitungsformen (zu denen ja die Theorie gehört) in einer 
„Neuen Linken“, deren Vergesellschaftung ganz anders erfolgt (ist) als in der tradi- 
tionellen Arbeiterbewegung, bezogen wird. 

Ökonomische Krise, Arbeitslosigkeit und Verschlechterung der Existenzbedin- 
gungen können zwar eine Legitimationskrise des Systems erzeugen, es entstehen 
auch Krisenmomente im politischen System. Doch springt damit keineswegs quasi- 
naturwüchsig ein Zugewinn an Machtpositionen, an Hegemonie, an Einfluß der Ar- 
beiterklasse in der Gesellschaft heraus. Die Wirkungen der Krise verteilen sich also 
nicht nach den Regeln des Nullsummenspiels: was des einen Legitimationsverlust, 
ist des anderen Hegemoniegewinn. Die Dramatik der Krise für die Arbeiterbewegung 
eigibt sich vielmehr daraus, daß die Krisenfolgen auch für sie zunächst negativ sind. 

So weit die eine Seite des Paradoxons: Die ökonomische Krise ist nicht zu- 
gleich auch bürgerliche Hegemoniekrise. Die Ökonomie scheint gegenüber den Verge- 
sellschaftungsbereichen von politischem und kulturellem System, von sozialen Ver- 
hältnissen und Einrichtungen für den Zerfall bürgerlicher Hegemonie gar nicht ent- 
scheidend zu sein: „ ... In den Ländern des fortgeschrittenen Kapitalismus besitzt 
die herrschende Klasse politische und organisatorische Reserven, die sie beispiels- 
weise in Rußland nicht besaß. Das bedeutet, daß auch die schlimmsten Wirtschafts- 
krisen keine unmittelbaren Rückwirkungen auf politischem Gebiet haben. Die Poli- 
tik ist immer und sehr weit zurück hinter der Ökonomie. Der Staatsapparat ist sehr 
viel widerstandsfähiger als man oft meinen könnte, und in Zeiten der Krise gelingt 
es ihm, Kräfte zu organisieren, die dem Regime treuer ergeben sind als die Tiefe der 
Krise vermuten ließe.‘“ (18) 

Doch kommen wir nun zur anderen Seite des benannten Paradoxons. Offen- 
sichtlich reicht zur Erhaltung der bürgerlichen Hegemonie selbst in politisch stabilen 
Gesellschaften wie der BRD die Integrationskraft des politischen Systems nicht aus. 
Vielmehr wird die Krise der Ökonomie, die einerseits die Legitimationsbasis durch- 
löchert und daher die Mobilisierung der Reserven des politischen Systems erforder- 
lich macht, selbst zu emem Moment der Sicherung der Herrschaft. Dies kann in 
einer Gesellschaft, deren Entwicklung als Akkumulation von Kapital erfolgt, auch 
gar nicht anders sein. Die Probleme, die der weiteren Kapitalakkumulation im Wege 
stehen, müssen ausgeräumt werden, um die gesellschaftliche Dynamik in Gang zu 
halten. Also geht es darum, alle Bedingungen zu zerstören, die die Profitabilität des 
Kapitals reduziert haben, und alle Vorbedingungen zu schaffen, auf deren Grundla- 
ge eine neue Periode von Verwertung und Akkumulation möglich wird. Die Metho- 
den dazu sind: Entwertung von Kapital in seinen Formen als Warenkapital durch 


18 Antonio Gramsci, zitiert nach Karin Priester, Zur Staatstheorie bei Antonio Gramsci, in: 
Das Argument, 104, Juli/August 1977, S. 517 
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absoluten oder relativen Preisverfall, als produktives Kapital durch Stillegungen, Ab- 
schreibungen, Verschrotfungen von Anlagen, als Geldkapital durch Real-Zinsverfall 
und Kursverfall (beides gleichzeitig!); Erhöhung der Ausbeutungsrate durch Um- 
strukturierungen des Produktionsprozesses, Intensivierung der Arbeit und Begren- 
zung der Löhne zur Senkung der Lohnstückkosten. Die Krise kann nur überwunden 
werden, indem sie ihre Funktionen ausspielt. Es tritt in diesem Zusammenhang her- 
vor, daß im Gegensatz zu anderen Gesellschaftsformationen die kapitalistische Pro- 
duktinsweise ihren Herrschaftszusammenhang ökonomisch und politisch vermittelt, 
daß die geselischaftliche Entwicklung als Akkumulation von Kapital erfolgt und nur 
dann Kapital akkumuliert wird, wenn die Profitabilität des Kapitals diesem Zweck 
angemessen ist. 

In der Keynesschen Theorie war die Einsicht enthalten, daß die Herstellung 
der „Grenzieistungsfähigkeit desKapitals“ durch Steigerung der effektiven Konsum- 
und Investitionsnachfrage mit ihren Multiplikatoreffekten für Einkommen und Be- 
schäftigung erfolgen könne. Die im Keynesianismus, also der Interventionspolitik 
auf kurze Sicht nicht mitberücksichtigten langfristigen Kapazitäts- und Strukturef- 
fekte haben den Keynesianismus obsolet werden lassen. Im neoklassischen, mone- 
taristischen Paradigma hingegen wird die Profitabilität dadurch herzustellen ver- 
sucht, daß das Kapital möglichst von allen „übermäßigen“ Belastungen durch Staats- 
ausgaben, die ja Steuern kosten, und vor allem von „zu hohen“ Löhnen entlastet 
wird. Der Vorschlag der Austerity mündet infolgedessen immer in eine Politik der 
Lohnstückkostensenkung und der Restriktion der Staatsausgaben. 

So stellt es sich — wenn wir zusammenfassen — heraus, daß die Ärise des Ka- 
pitals nicht zugleich auch eine Krise der bürgerlichen Herrschaft ist. Dies liegt ein- 
mal an der Reagibilität und relativen Stabilität des politischen Systems in den ent- 
wickelten bürgerlichen Gesellschaften, und zum anderen daran, daß vermittelt über 
Klassen- und Schichtendifferenzierung und Bewußtseinsprozesse die Krise des Kapi- 
tals auch die Arbeiterbewegung mit sich reißt. Zum anderen aber — und dies haben 
wir als Paradoxon bezeichnet — braucht das Kapital die ökonomische Krise zu sei- 
ner „Regeneration“. Dies ist auch für die Reproduktion der bürgerlichen Hegemonie 
von Bedeutung, da Entwicklung als Kapitalakkumulation erfolgt. Diese hängt je- 
doch von der Profitabilität ab, und so hat die Krise die ökonomische „Funktion“, 
die Bedingungen für die Kapitalverwertung jeweils wieder zu verbessern. Dies impli- 
ziert einen Angriff auf materielle und politische Errungenschaften der Arbeiterbe- 
wegung, die ihm in einer Situation der Schwächung widerstehen und gleichzeitig Al- 
ternativen der Entwicklung formulieren muß. Darin gerade besteht die Schwierig- 
keit der Strategie der Arbeiterbewegung in der Krise (19). 


19 Über diese Probleme berichten Renate Genth/Elmar Altvater, Politische Konzeptionen 
und Schwierigkeiten der KPI in der Krise — ein Aufriß von Problemen einer Strategie der 
Arbeiterbewegung, Teil I und I, in: Prokla 26/1976 und Nr. 27/1977. Eine kritische Po- 
sition dazu nehmen ein: Otto Kallscheuer/Traute Rafalski/Gisela Wenzel, Italien: Grat- 
wanderung zwischen, Stabilisierung und Übergangsprozeß (D: Die Offensive des heır- 
schenden Blocks, in: Prokla 29/1977. Vgl. auch den Beitrag der Autoren in diesem Heft. 
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3 Austerity-Politik in Aktion 


„Unter den gegenwärtigen Umständen (ist) die Wiedererlangung 
eines vernünftigen wirtschaftlichen Wachstums und einer Verringe- 
rung der Arbeitslosigkeit unerläßlich ... Dementsprechend ist das 
Komitee der Ansicht, daß in der Politik der Industrieländer derzeit 
der Dämpfung des Preis- und Kostenauftriebs Priorität eingeräumt 
werden sollte.‘ 

(Interimskomitee IWF nach JG 77/78, 8..35) 


Von einer Reduzierung des Kostenauftriebs versprechen sich die Wirtschaftspoliti- 
ker eine Senkung der Inflationsrate, die sich auch 1978 im OECD-Bereich wieder 
beschleunigte, eine Erhöhung der Investitionsneigung, gleichgewichtiges Wachstum 
und nicht zuletzt auch den Abbau der Arbeitslosigkeit, die mit offiziell 17.5 Mio 
Menschen im OECD-Bereich (20) trotz Wachstumsraten des BSP von 3 — 4 v.H. dra- 
matische Ausmaße angenommen hat. Dies alles sind Zielsetzungen, die in der wirt- 
schaftspolitischen Programmatik der kapitalistischen Staaten fest verankert sind. 
Nicht zu Unrecht werden sie als „magisches Dreieck““ bezeichnet, weil es bislang 
niemals gelungen ist, alle Ziele — Vollbeschäftigung, Preisstabilität und ausgegliche- 
ne Zahlungsbilanz -- gleichzeitig zu realisieren (21). Von den neoklassisch monetari- 
stisch inspirierten Theoretikern wird diese Erfolglosigkeit der keynesianischen Wirt- 
schaftspolitik angelastet, die erstens mit expansiver Fiskalpolitik das Geldvolumen 
stärker aufgebläht habe alsesdem Wachstum des Output entsprochen habe, die zwei- 
tens mit der Reallokation der Ressourcen zugunsten des Staates, was sich in der Zu- 
nahme der Staatsquote in allen entwickelten Ländern ausdrücke, die Aktivitäten des 
privaten Sektors beschränkt habe, die auf dieser Grundlage drittens Spielräume ge- 
schaffen habe, in denen sich der Gruppenegoismus mit seinen Ansprüchen an das So- 
zialprodukt unbeschränkt entfalten konnte („Anspruchsinflation‘‘), und die deshalb 
viertens auch die weltwirtschaftlichen Ungleichgewichte mit der „Neigung zu Han- 
delsbeschränkungen“ provoziert habe. Die galoppierende Inflation seit Ende der 
60er Jahre und erst recht die Krise der 70er Jahre sei die unentschuldbare Bankrott- 
erklärung des Staatsinterventionismus. 

Während der Keynesianismus von der notwendigen Könmiplökentifuinktlon 
der staatlichen Interventionen für die Expansion der Wirtschaft ausging, hält die 
monetaristische Wirtschaftspolitik gerade die Intervention des Staates über ein der 
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20 Vgl. die Wiedergabe der offiziellen Daten in Neue Zürcher Zeitung vom 4./5.6.1978 

21 Die Zielerreichung hängt natürlich von deren Definition ab: Ist Preisstabilität beiOv.H. 
Preissteigerung erreicht oder bereits bei 4 v.H.? Gilt Arbeitslosigkeit von 1.5 v.H. im Jah- 
resdurchschnitt als Vollbeschäftigung oder stehen 6 v.H. Arbeitslosigkeit für Vollbeschäf- 
tigung? Zu einem solchen Definitionstrick vgl. Henry C. Wallich, Federal-Reserve-Gover- 
'nor aus den USA, im „Spiegel‘‘ vom 22.5.1978, wo er ausführt: „In den USA muß des- 
halb eine offizielle Arbeitslosenrate von nicht weit unter sechs Prozent als Vollbeschäfti- 
gung gelten, und diese Marke ist fast erreicht. Damit sind die USA bei einem nicht nur 
für sie, sondern auch für die übrige Welt wichtigen Ziel angelangt‘‘ — durch simplen Defi- 
nitionstrick. Vgl. dazu auch kritisch: Michael Bolle, Globalsteuerung und ökonomische 
Krise, in: Brandes/Hoffmann/Jürgens/Semnler, a.a.0., S. 309 
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tatsächlichen Expansion entsprechendes Maß hinaus für das destabilisierende Ele- 
ment. (Starbatty sprich von der ‚Instabilität des öffentlichen Sektors‘‘) (22). Die 
Krise ist also als politisch verursacht vorgestellt. Es ist an dieser Stelle nicht möglich, 
mit dieser Krisenbegründung eine Auseinandersetzung zu führen (23). Wichtig ist 
vielmehr, daß die alternativen wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die wir mit dem 
Begriff der Austerity bezeichnet haben, in ganz spezifischer Weise in den Akkumu- 
lationsprozeß und damit auch das Klassenverhältnis eingreifen. Eine Politik der 
„Dämpfung des Preis- und Kostenauftriebs‘“ hat unausgesprochen die Hebung der 
Profitabilität des Kapitals zum Ziel, und bedient sich gerade deshalb restriktiver 
Maßnahmen im Staatshaushalt und bei der Lohnpolitik. Denn durch die ersteren 
wird das Kapital deshalb entlastet, weil der Staat seinen Zugriff auf ökenomische 
Ressourcen verringert, und durch die letzteren gewinnt das Kapital, da sich die Ver- 
teilung des Wertiprodukts zu seinen Gunsten verbessert. 


3.1. Die Begrenzung der „Lohnstückkosten“ 


Die Dämpfung des Anstiegs der „Lohnkosten je Produkteinheit“ (Lohnstückkosten) 
bezieht sich auf die Veränderung der Relation zwischen dem Bruttoeinkommen (je 
abhängig Beschäftigten) und dem Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen (Produk- 
tivität). Es handelt sich hierbei also um eine Maßzahl, mit der der Lohnanteil an der 
Produktivität gemessen wird. Ist 1976 der Bruttolohn je beschäftigten Abhängigen 
in der BRD 23.985 DM, und beträgt das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 
31.469 DM, dann sind die Lohnstückkosten 0.76. Anders ausgedrückt: Von jeder 
einzelnen DM des Bruttoinlandsprodukts je Erwerbstätigen entfallen 76 DPf auf 
Löhne und Gehälter (je abhängig Beschäftigten). Interessant wird diese Aussage im 
zeitlichen Ablauf bzw. im internationalen Vergleich. Steigen die Löhne schneller als 
die Produktivität, dann steigen die Lohnstückkosten. Gerade deren Steigerung wird 
mitverantwortlich gemacht für Krise und Arbeitslosigkeit. Korteweg unterscheidet 
ganz auf der Basis monetaristischer Vorstellungen zwischen friktioneller, strukturel- 
ler und konjunktureller Arbeitslosigkeit und der Arbeitslosigkeit aufgrund zu hoher 
Lohnstückkosten: „,... unemployment also arises from lack of profitability of priva- 
te economic activity due to real wage increases continuously in excess of labor pro- 
ductivity’“ (24) Diese Arbeitslosigkeit haben nach seiner Auffassung die (Arbeiter 
und vor allem die) Gewerkschaften selbst zu verantworten, und sie müssen daher da- 
für zur Verantwortung gezogen werden: „One way, therefore, to make labour 


22 "Joachim Starbatty, Konjunktur und Konjunkturpolitik im letzten Jahrzehnt, in: Beihef- 
te der Konjunkturpolitik, Heft 24, Berlin 1977,8. 22 

23 Vgl. dazu die in der Prokla 30-und 32 geführte Diskussion 

24 Pieter Korteweg, a.2.0., S. 163. Wie wir gesehen haben, argumentiert auch der Sachver- 
ständigenrat ähnlich. Auch in anderen Ländern finden wir die Konstruktion eines Schein- 
Zusammenhangs zwischen Lohnstückkosten und Arbeitslosigkeit. Vulgär kommt dieser 
auch in der Formel zum Ausdruck, daß Lohnverzicht zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
beitragen könnte ... 
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unions going for wage increases stay within labor productivity growth limits would 
be to make trade unions completely responsibie for the organization, operation and 
financing of the unemployment insurance system for workers.‘ (25) Die Ideologie, 
daß alles im System der freien Marktwirtschaft schon bestens funktionieren würde, 
wenn sich nur die Marktteilnehmer vernünftig verhalten würden, schlägt voll durch. 
Nur, was ist eigentlich die Vernunft in einer Klassengesellschaft? Die Logik des Sy- 
stems als Sachzwang der Kapitalakkumulation ist gegen die Logik der Arbeiterklasse 
gerichtet, was sich denn auch bei einer näheren Analyse der Strategie der Senkung 
der Lohnstückkosten zeigt. 

Zunächst zeigt es sich bei näherem Hinsehen, daß in der Kalkulation der Lohn- 
stückkosten nur die bezahlte, nicht aber die unbezahlte Arbeit gezählt wird. In un- 
serem obigen Beispiel würde die Differenz zwischen 1 und 0.76, nämlich 0.24 auf 
den Profitanteil je Produkteinheit (,‚Profitstückkosten‘‘ könnte man sagen) entfal- 
len (26). Bei einer Produktivitätssteigerung reduziert sich die zur Produktion eines 
bestimmten Warenguantums aufzuwendende Arbeit, so daß je Produkteinheit (je 
Ware) weniger Arbeit enthalten ist. Dies gilt aber sowchl für die bezahlte als auch 
für die unbezahlte Arbeit, wenn man einmal von der vergegenständlichten Arbeit 
{im konstanten Kapital, also in den Vorleistungen) absieht. Betrachten wir zunächst 
Änderungen der Produktivität in ihrer Wirkung auf Lohnstückkosten: Bleibt der 
Lohn gleich, dann verteilt er sich als „‚Preis für die bezahlte Arbeit‘ auf ein größeres 
Warenquantum (Fall 1) bzw. es kann bei einem gleichbleibenden Warenquantum 
Arbeit eingespart, es können also Arbeiter entlassen werden (Fall 2). Welcher dieser 
beiden möglichen Fälle eintritt, hängt von der konjunkturellen Lage ab. In der Pro- 
sperität bei steigender Nachfrage wird eher der erste Fall eintreten. In der Depres- 
sion eher der letztere, was ja nichts anderes besagt, als daß die Strategie der Lohn- 
stückkostensenkung durch Produktivitätsanstieg immer auch die Möglichkeiten von. 
Entlassungen impliziert, wenn sie nicht mit einer expansiven Politik gekoppelt ist. 
Gehen wir jetzt vom Fall 1 aus, dann vergegenständlicht sich bei einer Produktivi- 
tätssteigerung die Arbeit in einer größeren Warenmenge, von der bei konstantem 
Lohn und konstanten Preisen die Arbeiterklasse einen relativ geringeren Teil zurück- 
kaufen kann (wenn der Preis pro Wareneinheit konstant bleibt), obwohl absolut der 
Reallohn gleichgeblieben ist. Die unbezahlte Arbeit, deren Resultate in Form des 
Profits angeeignet werden, mag von der Arbeitszeit her nicht ausgedehnt worden 
sein; sie resultiert aber in einer größeren Warenmenge, die ans Kapital fällt. Im Fall 
2 würde auf die Arbeiterklasse von einer konstanten Warenmenge ein kleinerer Teil 
entfallen, auf das Kapital dementsprechend ein größerer. Wenn wir also das Verhält- 
nis von bezahlter und unbezahlter Arbeit mitberücksichtigen, zeigt es sich, daß die 


25 Pieter Korteweg, a.a.0., S. 164 

26 Anzumerken ist bei der Berechnung der Lohnstückkosten auch noch, daß zwar die Pro- 
duktivität (der Wert im Nenner der Relation) in konstanten Preisen, der Lohn je Beschäf- 
tigten aber in laufenden Preisen wiedergegeben wird. Daraus resultiert eine Aufblähung 
der Lohnstückkosten, die sich propagandistisch aber gut verwerten läßt. Dazu vgl. Schoel- 
ler/Semmiler/Hoffmann/Altvater, Entwicklungstendenzen des Kapitalismus in West- 
deutschland (II), in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 16, 1974, S. 97 £. 
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Strategie der Senkung der Lohnstückkosten letztlich darauf hinausläuft, die Vertei- 
lung des Wertprodukts zugunsten des Kapitals zu verändern, indem die Produktivi- 
tätszuwächse ungleich verteilt werden. Erst Lohnsteigerungen in Höhe der Produkti- 
vitätszuwächse (in realen Größen) erhält die Verteilung konstant, wenn wir von In- 
flation absehen. (Die Rationale monetaristischer Argumentation läßt sich nur mit 
der Existenz der Inflation begründen, für die sie aber keine Erklärung haben). Nur 
dann bleiben die Nachfrageverhältnisse gleich. Bei einer Verschiebung der Lohn- 
stückkosten nach unten würde unter der Annahme, daß aus den Löhnen zum aller- 
größten Teil konsumiert wird, die Konsumquote absinken. Entsprechend müßte die 
Investitionsnachfrage übermäßig steigen, um den Nachfrageausfall zu kompensieren, 
wenn man davon absieht, daß innerhalb der Konsumquote vom Massenkonsum zum 
Luxuskonsum auch Verschiebungen stattfinden können. Dies hat jedoch langfristig 
Konsequenzen für die Struktur der Ökonomie, da ja die Produktionsmittel produ- 
zierende Abteilung ausgedehnt werden müßte zu Lasten der Konsumgüter-Abteilung. 
Es zeigt sich, daß die Strategie der Begrenzung der Lohnstückkosten nur bewertet 
werden kann, wenn man ihre Wirkungen im Reproduktionsprozeß des Kapitals Be- 
trachtet und nicht nur die Kosten- und Preiswirksamkeit sieht. 

Das Problem kompliziert sich weiter, wenn wir danach fragen, was denn 
eigentlich Produktivitätssteigerungen sind. Bisher haben wir sie lediglich als quanti- 
tative Größe betrachtet, die durch sehr unterschiedliche Prozesse zustandekommen 
kann: (1) durch Steigerung der /ntensität der Arbeit, die von echten Produktivitäts- 
steigerungen ja statistisch nicht unterschieden wird; (2) durch Rationalisierungen 
der Arbeitsorganisation im Betrieb, um den Arbeitsprozeß flüssiger zu gestalten; (3) 
durch Erhöhung der Arbeitsmobilität, d.h. durch die Möglichkeit der Verschiebung 
von Arbeitern inner- und zwischenbetrieblich je nach der Rentabiilität und Produk- 
tivität ihres Einsatzes; (4) durch Verringerung von Fehlzeiten aufgrund von Absen- 
tismus, Fluktuation und Arbeitsunterbrechungen (Streiks), d.h. durch Sicherung ei- 
nes möglichst kontinuierlichen Produktionsflusses. 

Alle bisher genannten Maßnahmen sind Rationalisierungen ohne Investition, 
wie sie ganze Perioden der Kapitalakkumulation gekennzeichnet haben (27) und 
auch in der gegenwärtigen Krise wieder relevant sind. Aber damit sind die Möglich- 
keiten der Produktivitätssteigerung keineswegs ausgeschöpft. (5) Es werden Ratio- 
naisierungen vorgenommen, die gleichzeitig die Kapitalintensität steigern, also Ie- 
bedige durch vergegenständlichte Arbeit substituieren. Hierbei ist also der Produkti- 
vitätseffekt einer Umstrukturierung des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital 
im Produktionsprozeß geschuldet (28); (6) auch die Umstrukturierung der Bran- 
chen hat Produktivitätseffekte, wenn hochproduktive Branchen schneller wachsen 


27 Dies gilt wesentlich für das „italienische Wirtschaftswunder“, insbesondere nach der Kri- 
se 1963/64 bis 1969. Vgi. dazu Augusto Graziani, Aspetti strutturali dell'economia italia- 
na nell‘ultimo decennio, in: ders. (Hrsg.) Crisi e ristrutturazione nell'economia italiana, 
Torino 1975 und Michele Salvati, Der Ursprung der gegenwärtigen Kiise in Italien, in: 
Probleme des Klassenkampfs, Nr. 4/1972 

28 Zur neuesten Entwicklung: Alfred Frosch, Mikroprozessoren — zentrale Technologie ei- 
ner umfassenden Rationalisierung, in: Prokla 31/1978 
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als weniger produktive, Dieser Struktureffekt hat in der Entwicklung eine große 
Rolle gespielt (er war aber in den 50er Jahren größer als in den 60er Jahren). Mit ge- 
zieiten strukturpolitischen Maßnahmen wird in der gegenwärtigen Krise versucht, 
diesen Effekt wieder zu mobilisieren, insbesondere im Hinblick auf die Erhaltung 
oder gar Steigerung der internationalen Wettbewerb sfähigkeit. 

Diese noch grobe Erfassung von Maßnahmen der Produktivitätssteigerung ver- 
deutlicht, daß es nicht ausreicht für eine Analyse der Austerity-Politik, nur das Ver- 
hältnis von Lohn- und Produktivitätssteigerungen zu beschreiben. Es sind hiermit 
auf betrieblicher, branchenmäßiger und gesamitgesellschaftlicher Ebene größere Um- 
strukturierungen verbunden, die sowohl die Klessenverhältnisse, die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der arbeitenden Bevölkerung als auch das Verhältnis von Öko- 
nomie und Politik betreffen. Gehen wir nun dazu über, die Maßnahmen zur Beein- 
flussung der Löhne zu untersuchen. 

Gerade wegen der tiefgreifenden Einschnitte, die Maßnahmen zur Produkti- 
vitätssteigerung bedeuten, sind hier längere Fristen bei der Strategie der Dämpfung 
des Lohnkostenanstiegs zu kalkulieren. Infolgedessen wird versucht, nach einer Pha- 
se der Klassenoffensive direkten Druck auf die Löhne und deren Entwicklung, und 
das heißt natürlich auch, Druck auf die Organisationen der Arbeiterklasse auszu- 
üben. Hier wird aktuell, was wir im Zusammenhang mit der ökonomischen und po- 
litischen Krise ausgeführt haben: Indem sich das Bürgertum in der Krise auf sein 
„ureigenstes Terrain‘‘, die Ökonomie, zurückzieht, kann es die Wirkungen der öko- 
nomischen Krise als politisches Disziplinierungsmittel einsetzen. Bei verbreiteter 
Arbeitslosigkeit ist es tatsächlich schwerer für die Gewerkschaften, Lohnsteigerun- 
gen durchzusetzen oder auch nur das Reallohnniveau zu halten, als in der Prosperi- 
tät; ihre Unterworfenheit unter die Bedingungen des Marktes werden hier sehr deut- 
lich. So kommt es, daß das Reallohnniveau stagniert (oder gar in der BRD 1975/76 
leicht im Durchschnitt gesenkt wird) und selbst bei militanten Arbeitskämpfen 
Lohnerhöhungen kaum durchgesetzt werden können. In einem Lande wie Italien, 
mit hochentwickelter Arbeiterbewegung und Klassenkampferfahrungen, zeigt sich 
diese Situation des ökonomischen Drucks daran, daß seit Beginn der Krise die im- 
mer noch erreichten Reallohnsteigerungen (für die Beschäftigten) zu einem immer 
größeren Teil von der Automatik der gleitenden Lohnskala abgedeckt werden, und 
also die Bedeutung der gewerkschaftlichen Kämpfe für die Lohnpolitik relativ ge- 
ringer geworden ist (29). Also macht sich der ökonomische Druck sehr bemerkbar. 

Doch wird dieser Druck politisch verstärkt, womit ein Dilemma der Arbeiter- 
bewegung deutlich wird, das Trentin sehr genau bezeichnet hat: daß es die Arbei- 
terklasse und ihre Organisationen zwar verstanden haben, in der Zeit der Voilbe- 
schäftigung ihre Stärke zur Erringung von materiellen Erfolgen und politischen 
Machtpositionen auszunutzen und so daran mitgewirkt zu haben, das Kapital in die 


29 Vgl. dazu Unita, 11.6.1978, wo eine Untersuchung der Banca d‘ Italia wiedergegeben 
wird, nach der von 1969 bis etwa 1974/75 der Anteil der Lohnerhöhungen aus der Lohn- 
gleitklausel (scala mobile) an den Gesamtlohnerhöhungen — bei saisonalen Schwankun- 
gen — rund 60 v.H. beträgt und seitdem auf ca. 85 v.H. im Jahresdurchschnitt 1977 ange- 
stiegen ist. 
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Krise zu bringen, aber große Schwierigkeiten in der Krise haben, einen positiven, 
produktiven Ausweg zu finden, und der Gegenoffensive des Kapitals ein wirksames 
Konzept entgegenzusetzen (30). Die politischen Angriffe auf die Löhne sind deshalb 
überhaupt möglich, weil die in den Löhnen sicherzustellende Reproduktion der Ar- 
beitskraft zu einem nicht unbedeutenden Teil politisch reguliert ist. Große Teile der 
Qualifikation der Arbeitskraft und der „Reparatur des Arbeitsvermögens‘“ im Ge- 
sundheitssystem sind staatlich und daher der direkten Konfrontation von Lohnar- 
beit und Kapital entzogen. Aber das ist nicht alles. 

Ein Teil der Lohnkosten (vom Unternehmen aus betrachtet) wird für Sozial- 
abgaben aufgewendet, die zum Beispiel gekürzt werden können, oder zu einem grö- 
ßeren Teil von den Arbeitern und zu einem geringeren Teil von den Unternehmern 
gezahlt werden, was auf eine Reduzierung des verfügbaren Einkommens hinausläuft, 
oder aber fiskalisiert, d.h. vom Staat getragen und durch Steuern gedeckt, d.h. ver- 
mittelt auch wieder von den Arbeitern in Form der Verringerung des verfügbaren 
Einkommens getragen werden. Auch können die Beiträge zur Sozialversicherung 
insgesamt erhöht werden, wodurch ja ebenfalls die verfübaren Löhne gesenkt wer- 
den, ohne daß die zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern ausgehandelten 
Lohnsteigerungen betroffen würden. 

So zeigt es sich, daß und wie durch „ökonomische Sachzwänge“ infolge der 
Massenarbeitslosigkeit und durch politischen Druck eine „sozial verantwortliche 
Lohnpolitik‘‘ herbeigeführt werden soll, die letztlich auch auf eine Veränderung des 
politischen Kontextes abzielt, in dem sich die Organisationen der Arbeiterklasse be- 
wegen. Ganz im Sinne neoklassischer Vorstellungen (die mittlerweile die wirtschafts- 
politischen Konzeptionen von Regierungen und internationalen Instanzen weitge- 
hend beherrschen) wird beispielsweise von der OECD gefordert, daß erstens die Re- 
gierungen den Rahmen für die Tarifauseinandersetzungen zwischen Lohnarbeiter- 
organisationen und Kapitalorganisationen formen, also vor allem für Preisstabilität 
(mit monetaristischer Politik) sorgen, und sich um das Verständnis in der Bevölke- 
rung für den Zusammenhang von Lohnentwicklung und allgemeiner wirtschaftlicher 
Entwicklung kümmern sollen; daß zweitens von der Regierung quantitative Leitli- 


30 Mit dieser Entwicklung ist das — nicht nur — operaistische Konzept der „centralita ope- 
raia‘‘ in die Krise geraten. Dies besagt, daß mit der Krise, Arbeitslosigkeit, Umstrukturie- 
rung des Produktionsprozesses, Veränderung in der Klassenzusammensetzung, Verschie- 
bung im Verhältnis der „Ebenen“ — vom Betrieb bis zur Ebene des politischen Institutio- 
nensystems — im Sinne einer Veränderung ihrer jeweiligen politischen Bedeutung, Ent- 
stehung von neuen politisch-kulturellen Formen auch die politischen Konzeptionen und 
Strategien, die von der „produktiven Arbeit‘ als Zentrum ausgehen, fragwürdig gewor- 
den sind, Dazu vgl. Massimo Cacciari, Classe operaia e bisogni (Interview über „Operais- 
mo e centralita operaia‘‘) in: Citta futura, Nr. 26, 23. November 1977 und vor allem die 
Beiträge zu einem Kongreß zum Thema Operaismo e centralita operaia im November 
1977 in Padova, abgedruckt (gekürzt) in: Rinascita, 6.1.1978. Als Buch erschienen: Na- 
poletano/Tronti/A ccornero/Cacciari, Operaismo e centralita operaia, Roma 1978. Ob es 
gerechtfertigt ist, an die Stelle der „Arbeiterautonomie“ der Operaisten nun die „Auto- 
nomie des Politischen‘“ zu setzen (so jedenfalls zieht Mario Tronti Konsequenzen aus der 
„‚crisi della centralitä operaia‘‘) sei dahingestellt. Vgl. auch die Beiträge von Kallscheuer/ 
Rafalski/Wenzel in diesem Heft. 


58 


nien für die Lohnpolitik Vörgegenen werden sollen, an denen sich die Verhandlungs- 
partner zu orientieren haben; und daß drittens „formelle oder informelle Kommuni- 
kationsformen zwischen Regierungen, Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisatio- 
nen ... als Mittel der Sicherung von Verpflichtungen in Bezug auf eine Mäßigung von 
Lohnforderungen und -abschlüssen‘ (31) eingerichtet werden sollten. 

Sowohl die Politik der Senkung von Lohnstückkosten, die an der Gestaltung 
der Produktivität ansetzt, als auch die Politik der Lohnbegrenzung führen zu einer 
Veränderung des politisch-institutionellen Rahmens, in dem der Klassenkonflikt 
ausgetragen werden kann. Auf diese Weise trägt das bürgerliche kapitalistische Sy- 
stem der Tatsache Rechnung, daß eine „Bereinigung“ der Krise zweierlei bedeutet: 
nämlich Wiederherstellung der Profitabilität des Kapitals und Rationalisierung des 
politisch-institutionellen Rahmens als Grundlage weiterer Entwicklung. Insgesamt 
laufen diese Formierungsversuche auf eine vertikale Strukturierung der Gesellschaft 
hinaus, in der der horizontale Klassenkonflikt durch staatlich organisierte Vermitt- 
lung moderiert und den Erfordernissen der Entwicklung des Kapitals untergeordnet 
werden soll. Die diesem gesellschaftspolitischen Konzept entsprechende Ideologie 
wird von der Neoklassik geliefert, woraus sich ja gerade deren Aufschwung in den 
70er Jahren erklärt (32). 


3.2. Staatliche Restriktionsprogramme 


Der Sachverständigenrat faßt in seinem Jahresgutachten 1977/78 die „Maßnahmen 
und Sonderprogramme, die die einzelnen Regierungen 1977 beschlossen haben‘, 
wie folgt zusammen: 

;— eine Ausweitung oder Verlängerung der Abschreibungserleichterungen für priva- 
te Investitionen sowie eine steuerliche Begünstigung von Eigenkapitalbildung (Frank- 
reich, Belgien, Niederlande, Bundesrepublik), 

— partielle Anpassungen der Einkommensteuer an den Preisauftrieb (Frankreich, 
Belgien, Niederlande, Bundesrepublik), 

— die Erhöhung von Verbrauchssteuern und von öffentlichen Tarifen (Frankreich, 
Italien, Großbritannien, Belgien, Bundesrepublik), 

— eine Erhöhung der Mehrwertsteuer (Niederlande, Dänemark, Italien, Bundesrepu- 
blik), 

— Anreize für zusätzliche Beschäftigung in privaten Unternehmen durch eine befri- 
stete Subventionierung der Lohnkosten (Frankreich, Belgien, Niederlande, Großbri- 


31 OECD, Socially responsible wage policies and inflation, Paris 1975, S. 65. Bei diesen 
„‚Vorschlägen‘“ handelt es sich natürlich nicht um „ganz neue‘‘ Ansätze der Organisierung 
des Klassenkonflikts, sondern um schon längst in verschiedener Form praktizierte Rege- 
lungen der Einkommenspolitik in vielen Ländern. Dennoch ist wichtig, daß vermittelt 
über internationale Organisationen per „Erfahrungsaustausch‘“ Veraligemeinerungen kor- 
porativer Strukturen nahegelegt werden. 

32 Diese politische Restrukturierung bleibt außerhalb der Darstellung dieses Problemauftis- 
ses. Hier müssen weitere Forschungen ansetzen. Vgl. auch Anm, 55 
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tannien — und, so können wir hinzufügen, auch Italien — Verf.), 

— spezielle Maßnahmen gegen die Jugendarbeitslosigkeit und zur Vergrößerung des 
Angebots von Ausbildungsplätzen (Frankreich, Belgien, Italien, Großbritannien, 
Bundesrepublik), 

— eine zeitweilige Option für ältere Khäiiehtder: vorzeitig aus dem Erwerbsieben 
auszuscheiden ... (Frankreich, Großbritannien). (33) 

Mit diesen Maßnahmen ist allerdings nur eine Dimension staatlicher Krisenver- 
meidungsstrategie bezeichnet, diejenige der Beeinflussung von Rentabilität und Ar- 
beitsmarkt. Ihre Wirkung ist allerdings fragwürdig, wie insbesondere die Zunahme 
der Arbeitsiosigkeit bis Mitte 1978 im EG-Bereich verdeutlicht. Die andere Dimen- 
sion betrifft die direkten Einsparungen im Staatshaushalt, die zum Teil zwar in den 
Maßnahmebündeln benannt sind (Erhöhungen der Verbrauchssteuern und von öf- 
fentlichen Tarifen), die aber noch weitergehen: Um die Haushaltsdefizite zu verrin- 
gern, sind in der BRD mit dem Haushaltsstrukturgesetz vom August 1975 für die 
kommenden Jahre in Höhe von 5.1 Mrd. DM 1976, 6.6 Mrd. DM 1977 und 11.4 
Mrd. DM 1978 Einsparungen vor allem im sozialen Bereich vorgenommen worden, 
darunter als größter Brocken die Kürzung von staatlichen Zuschüssen an die Arbeits- 
losenversicherung, was zur Erhöhung von Arbeitslosenversicherungsbeiträgen führte 
(34). In Italien wird seit 1976 ein Austerity-Programm größten Ausmaßes prakti- 
ziert (‚„‚Stangata“; d.h. Politik des Schlags mit dem Knüppel). Durch Steuer- und Ta- 
tiferhöhungen sind rund 6000 Mrd. Lire (ca. 24 Mrd. DM), das sind 4.5 v.H. des 
Volkseinkommens eingespart worden. Im Jahre 1978 sollen durch Steuererhöhun- 
gen weitere 2800 Mrd. Lire mehr eingenommen und gleichzeitig die Ausgaben des 
Staates um 3200 Mrd. Lire reduziert werden (35). Auch in Großbritannien werden 
umfangreiche Einsparungen in Höhe von ca. 2.5 Mrd. Pfund Sterling vorgenommen, 
um das Finanzierungsdefizit der öffentlichen Haushalte von 9 v.H. auf 5 v.H. des 
Bruttosozialprodukts zu senken. Gleichzeitig wird die Restriktion der Öffentlichen 
Haushalte noch in den Ländern mit defizitärer Zahlungsbilanz komplettiert durch 
eine restriktive Geld- und Kreditpolitik, so daß die auf der anderen Seite durchge- 
führten oder immerhin geplanten Maßnahmen zur Beschäftigungsausweitung kon- 
terkariert werden (36). 

Diese Restriktionen lassen sich nicht als Ausdruck und Versuche der Behe- 
bung der strukturellen Fiskalkrise des Staates erklären. Sie sind zwar Reaktionen 
auf das mit dem konjunkturellen Abschwung und dann im Verlauf der Krise retar- 
dierende Steueraufkommen. Äber entscheidend ist die Tatsache, daß das Staatsdefi- 
zit im Unterschied zu früheren Phasen der Akkumulation von Kapital destabilisieren- 


33 Jahresgutachten 1977/78,5.48 

34 Wolfram Laaser, Die Fiskalpolitik in der Wirtschaftskrise 1974/75, in: Prokla 28/1977, 
8.3 ff. 

33 Vgl. Maria Luisa Pesante, La Situazione economica ..., 2.2.0., S. 33; Der Corriere della 
Sera berichtet (30. Mai 1978), daß die Auste srity-Maßnahmen, ie 1978 neu geplant wer- 
den, jede Familie im Durchschnitt 60 060 Lire (150 DM) kosten wird, 

36 Nach Darstellungen im Jahresguiachten, Neue Zürcher Zeitung, Le Monde, OECD-Obser- 
ver 
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den und keine antizyklisch-stabilisierenden Effekt hat. Denn einmal haben die da- 
von ausgehenden inflationistischen Impulse negative Zahlungsbilanzeffekte, und 
zum anderen eigeben sich daraus weitere Einschränkungen der Rentabilität des Ka- 
pitals infolge der — wie die Neoklassiker ganz richtig analysieren — Umverteilung 
von Ressourcen vom privaten zum staatlichen Bereich. (Allerdings begreifen sie 
nicht, daß dies nur innerhalb der Rahmenbedingungen des kapitalistischen Systems 
negativ ist, und bei Änderung des Rahmens positiv wirken könnte!) Die innerhalb 
des bestehenden Systems notwendige Rückverteilung von Ressourcen ergibt sich aus 
den Veränderungen der Kapitalstruktur im Prozeß der Akkumulation. Da die Kapi- 
talintensität sehr stark angestiegen ist, müssen für die Schaffung eines neuen Arbeits- 
platzes (also nicht für die Mobilisierung eines schon bestehenden, nicht besetzten 
Arbeitsplatzes) steigende Kapitalsummen investiert werden; nach Berechnungen des 
DIW schaffen 23.5 Mrd. DM gerade 199.000 Arbeitsplätze (37). Bei nur mäßig stei- 
gendem oder stagnierendem Sozialprodukt können aber die großen Kapitalsummen 
nur durch Ausweitung der Investitionsguote aufgebracht werden, Dies bedeutet auf 
der anderen Seite eine Senkung der Konsumquote, und zwar sowohl der privaten als 
auch der staatlichen. Die Verbesserung der /nvestitionsmöglichkeiten scheint also 
ebenso wie die Förderung der /Investitionsneigung durch Profitanreize das Restrik- 
tionsprogramms des Staatshaushalts erforderlich zu machen. 

So vervollständigt sich die Begründung für Austerity: Aus den Veränderungen 
der Kapitalstruktur ergeben sich in der Krise Zwänge, die sowohl auf eine Umvertei- 
lung vom öffentlichen zum privaten Sektor verweisen, als auch Begrenzungen der 
„Lohnstückkosten‘ erfordern, um die „Profitstückkosten‘“ entsprechend zu erhö- 
hen. Nur so scheinen sich Investitionsmöglichkeiten und Investitionsneigung der 
Unternehmer verbessern zu lassen — zum Zwecke der Schaffung von Arbeitsplätzen, 
wie es zur Begründung heißt. Die Vermittlungen dieser „Sachzwänge‘“ sind vielfältig 
und komplex; sie erscheinen als Notwendigkeit der Inflationsbekämpfung, des Zah- 
lungsbilanzausgleichs, der Ankuibelung der Investitionen oder der Reduzierung des 
Staatsdefizits. Ihr Rationale ist jedoch immer das gleiche: Wiederherstellung von 
ökonomischen und politischen Bedingungen der Verwertung von Kapital und Schaf- 
fung eines dazu funktionalen sozialen Rahmens und politischen Institutisnensy- 
stems. 


37 Nach Frankfurter Rundschau, 12. Januar 1978 
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4. Die Intemationalisierung der Austerity 


„,... die ungelösten Beschäftigungsprobleme (legten) ... eine erschrek- 
kende Neigung offen, aus kurzfristigen Motiven die Fortentwicklung 
der internationalen Arbeitsteilung und damit die Verbesserung des 
allgemeinen Wohlstands zu behindern.‘ 
(Sachverständigenrat, JG 1977/78, $. 2) 


Da es sich bei der Krise der 70er Jahre um eine Weltmarktkrise handelt, ist es wenig 
verwunderlich, wenn in allen entwickelten kapitalitischen Ländern ähnliche, durch 
die historischen Bedingungen jeweils akzentuierte Problemlagen entstehen, die zu 
ähnlichen Lösungsstrategien in der staatlichen Wirtschaftspolitik Anlaß geben. Daß 
der westdeutsche Sachverständigenrat von den ‚Maßnahmen und Sonderprogram- 
men‘“ der Regierungen der Europäischen Gemeinschaft sagen kann, sie „ähneln sich“, 
hat mit dem Weltmarktcharakter der Krise zu tun. Der wirtschaftspolitische ‚„Para- 
digmenwechsel‘“, von dem die Rede war, ist folglich auch keine Angelegenheit, die 
sich auf einzelne Länder begrenzen ließe: Die Austerity ist international: sie er- 
scheint als Barre-Plan in Frankreich, als ‚‚Stangata‘“ in Italien, als Restriktionspro- 
gramm in den USA usw. In diesem Problemaufriß der Austerity kann es nicht da- 
rum gehen, die Wirtschaftspolitiken der einzelnen Länder im einzelnen und intensiv 
zu prüfen. Hier wollen wir uns damit auseinandersetzen, daß die Austerity von den 
im Gefolge der Weltmarktintegration nach dem zweiten Weltkrieg geschaffenen in- 
ternationalen Organisationen und Institutionen ‚„‚transportiert‘‘ wird. 

Trotz der feststellbaren Ähnlichkeiten ist die Betroffenheit doch höchst unter- 
. schiedlich. Was Ungleichmäßigkeit der Entwicklung im Kapitalismus bedeutet, wird 
erst so recht in der Krise klar: Denn nun kann sich relative Zurückgebliebenheit in 
absoluten Nachteil verwandeln. Die Unterschiede in der Entwicklung der Produktiv- 
kraft der Arbeit, Unterschiede in der Preis- und Lohnentwicklung machen sich bei 
Weltmaiktverflechtung in „strukturellen Ungleichgewichten‘“ der Zahlungsbilanz 
und entsprechenden Kursverschiebungen bemerkbar. Die Stärke bzw. Schwäche ei- 
nes Landes findet also einen konkreten, meßbaren Ausdruck, der sich als ökonomi- 
scher Sachzwang politisch geltend macht. „Transportmittel“ der Zwänge ist das 
Geld als internatinales Zahlungsmittel, das Länder mit strukturellen Defiziten der 
Zahlungsbilanz brauchen, um ihre Schulden und nicht nur die Schulden, sondern 
auch auf Dauer die Importe, bezahlen zu können. Eine Zeitlang ist die Bezahlung 
der Importe mit eigener Währung möglich, aber wenn diese Währung stetig auf den 
Devisenmärkten in größerer Menge angeboten als nachgefragt wird, sinkt der Wech- 
selkurs und entsprechend teurer werden die Importe. Infolgedessen — und wegen 
der negativen, nämlich inflationistischen Wirkungen einer Währungsabwertung — 
entwickeln die betroffenen Länder von sich aus ein Interesse an einer binnenwirt- 
scaftlichen Politik, die die Exporte fördert, die Importe begrenzt oder Geldkapital 
aus anderen Ländern anzieht, d.h. dem ausländischen Kapital Anlagemöglichkeiten 
eröffnet. Wenn hier von den „betroffenen Ländern‘‘ die Rede ist, dann ist das aller- 
dings nicht so zu verstehen, alsob es sich hierbei um ein durchgängiges, widerspruchs- 
freies Interesse „‚des‘“ Landes handeln würde. Es gibt schließlich innerhalb des Kapi- 
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tals Fraktionen, die an einer Währungsabwertung profitieren, nämlich bestimmte 
Teile des Finanzkapitals, auch manche Teile des exportorientierten Kapitals, bei 
dem in die Produktion der Exportwaren wenig zu importierende Rohstoffe und 
Halbfertigwaren eingehen. Auch die Arbeiterklasse hat kein ungebrochenes Interes- 
se an einer Politik des Zahlungsbilanzausgleichs durch Exportförderung und Import- 
reduzierung. Denn die in der Regel eingeleiteten Maßnahmen steilen auf Kostenre- 
duzierung ab, und das heißt dann Senkung der Lohnstückkosten und Restriktion 
der Staatsausgaben; politische Programmatiken also, die wir im vorangegangenen 
Abschnitt erörtert haben. 

Es wird aber jetzt klarer, daß die skizzierten Austerity-Maßnahmen durch den 
Weltmarktzusammenhang aufgeherrscht werden und mit der Notwendigkeit des Zah- 
lungsbilanzausgleichs ihre Begründung finden. Umgekehrt scheint für Länder mit ei- 
ner strukturell überschüssigen Zahlungsbilanz (wie die BRD) kein Zwang zur Auste- 
rity ableitbar zu sein, im Gegenteil; in der Diskussion 1977/78 wird gerade von den 
Überschußländern wie der BRD oder Japan eine expansive Politik erwartet, damit 
sie auf dem Weltmarkt die Rolle einer „Lokomotive“ der Weltkonjunktur spielen 
und mit steigender Nachfrage die anderen Länder ‚„mitziehen‘‘. Diese ‚„Lokomotiv- 
theorie‘ ist aber auf starken Widerstand gestoßen, da offensichtlich die Gefahr ver- 
mutet wurde, daß mit expansiver Politik und dementsprechend höheren Preissteige- 
rungsraten die günstige Konkurrenzposition auf dem Weltmarkt verloren gehen 
könnte (38). Die Konkurrenz zwischen nationalen Kapitalen wandelt sich zum Kon- 
kurrenzkampf (der „feindlichen Brüder“, wie Marx vom Konkurrenzkampf der Ein- 
zeikapitale in der Krise sagt), in dem nicht erwartet werden kann, daß die Länder 
mit günstiger Ausgangsposition diese in Frage stellen würden. Allerdings gibt es ein 
gemeinsames Interesse an der Erhaltung der Weltmarktintegration, jedenfalls daran, 
daß durch die strukturellen Defizit- bzw. Überschußsituationen der Zahlungsbilan- 
zen nicht die Tendenzen einer Einschränkung des Waren- und Kapitalverkehrs auf 
dem Weltmarkt bis zum Kollaps des Welthandels, wie als Folge der Weltwirtschafts- 
krise der 30er Jahre, vorwärtsgetrieben werden. Die im langen Weltmarktaufschwung 
entstandene Internationalisierung der Produktion wird zu einem Hindernis für Au- 
tarkiepolitik. Die Besorgnisse über Tendenzen dieser Art kommen in den Ausfüh- 
rungen des Sachverständigenrates, wie sie oben (als Motto) zitiert worden sind, deut- 
lich zum Ausdruck. 

Anders als in der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre existiert heute ein kom- 
plexes internationales System von Institutionen, die die Aufgabe haben, die aus den 
Ungleichgewichten und Unausgeglichenheiten der Zahlungsbilanzen resultierenden 
Schwierigkeiten im internationalen Zahlungs- und Handelsverkehr anzugehen. Hier- 


mm 


38 Die „Lokomotivtheorie‘“ war in der ersten Jahreshälfte 1978 ein Streitpunkt vor allem 
zwischen den USA und einigen westeuropäischen Ländern auf der einen Seite und der 
BRD und Japan auf der anderen Seite. Von den letztgenannten Ländern wurde eine be- 
deutsame Ankurbelung des Wachstums zur Förderung der Weitmarktnachfrage erwartet. 
Die BRD mit ihrem strukturellen Warenexportüberschuß, der sich funktional in die Re- 
produktionsstruktur einpaßt, konnte natürlich nicht darauf eingehen, bedeutend mehr , 
Waren zu importieren ... j 
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bei spielen neben bilateralen Abkommen insbesondere die Europäische Gemein- 
schaft und der Internationale Währungsfonds eine Rolle. Ihre Möglichkeiten erge- 
ben sich aus Kreditlinien, die sie den Defizitländern in ‚harter Währung‘‘ einräumen 
können (39). Wie im Geschäfts- und Kreditverkehr zwischen Banken und privaten 
Unternehmen auch, so wird die Kreditvergabe an Bedingungen gebunden, die den 
die Kredite in Anspruch nehmenden Ländern gestellt werden. Dies geschieht nicht 
in Form von Verträgen mit internationaler Gültigkeit, sondern als ‚‚stand-by-arrange- 
ment‘‘ das zwischen dem IWF und dem betreffenden Land getroffen wird. Dabei 
bekundet das die Kredite in Anspruch nehmende Land in einer einseitigen formel- 
len Absichtserklärung (‚letter of intent‘), welche wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men durchgeführt werden sollen, um die Ursachen des strukturellen Defizits zu be- 
seitigen. Im Grundsatz werden die „letters of intent‘‘ mit dem IWF abgesprochen, 
und je nach der politischen und ökonomischen Position des Landes können sich sei- 
ne Vorstellungen mehr oder weniger durchsetzen. Ganz im monetaristischen Sinne 
"wird regelmäßig die Zusicherung im „letter of intent“ erwartet, daß erstens die in- 
ländische Kreditausweitung beschränkt und zweitens der Devisenverkehr liberali- 
siert wird bzw. bleibt (40). In vielen Fällen sind diese allgemeinen Absichtserklärun- 
gen allerdings konkretisiert und quantifiziert worden. So kündigt die britische Re- 
gierung im „letter of intent‘“ vom Dezember 1976 an, daß sie das Haushaltsdefizit 
des Staates drastisch reduzieren würde, daß die Expansion der inländischen Kredite 
begrenzt werden, daß die Handelsbilanz einen Überschuß bringen solle und daß die 
Durchschnittsverdienste der Arbeitnehmer um nicht mehr als 10 v.H. steigen soll- 
ten. Am 14. April 1977 kündigt die italienische Regierung in einem ebensolchen 
„letter of intent‘“‘ an, daß sie die Leistungsbilanz aktivieren (was 1977 auch gelun- 
gen ist), die inländische Kreditexpansion strikt begrenzen, das Haushaltsdefizit auf 
13.000 Mrd. Lire (gegenüber ursprünglich noch geplanten 15.000 Mrd. Lire) redu- 
zieren wolle. Darüber hinaus kündigt die Regierung auch die Modifikationen der sca- 
la mobile sowie die Fiskalisierung eines Teils der Sozialversicherungsbeiträge der Ar- 
beitgeber an (41). Ganz offensichtlich wird hierbei, daß Austerity-Politik internatio- 
nal abgestimmt wird. Wie wir schon am Beispiel der Interpretationen der ökonomi- 
schen Lage und der Empfehlungen zur Behebung von ‚„‚Ungleichgewichten“ seitens 
der OECD gesehen haben, sind die Rezepte neoklassisch-monetaristischen Zuschnitts. 
Dabei allerdings wird ein Widerspruch produziert zwischen den in den „letters 

of intent‘‘ niedergelegten restriktiven Maßnahmen auf nationalstaatlicher Ebene 
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39 Zur Funktionsweise der internationalen Organisationen vgl. Deutsche Bundesbank, Inter- 
nationale Organisationen und Abkommen im Bereich von Währung und Wirtschaft, Son- 
derdrucke der Deutschen Bundesbank, Frankfurt/Main, März 1978 

40 Hierzu die Analyse von Rolf Knieper, Stand-by-Arrangements des Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF), unveröff, Manuskript, Bremen 1978 _ 

41 VgL die Überblicke des Sachverständigenrates im Jahresgutachten 1977/78 über „wirt- 

schaftspolitisch wichtige Ereignisse im Ausland‘, S. 35 ff., sowie Presseberichte in Neue 

Zürcher Zeitung, Le Monde, Corziere della Sera, Eine Analyse der Rolle des IWF liefert 

Gerhard Leithäuser, Der internationale Währungsfonds (IWF) und die eingeschränkte 

Souveränität nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik in seinem Einflußbereich, in: Blätter 

für deutsche und internationale Politik, März 1978, S. 290 £f. 
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und der Kreditausweitung auf internationaler Ebene. Denn im Prozeß der „Demo- 
netisierung des Goldes‘“ und seitdem die Goldkonvertibilität des Dollar (der immer 
noch die wichtigste Weltwährung ist) aufgehoben worden ist (August 1971), sind 
die Schranken der internationalen Kreditausweitung nur noch politisch ausgehan- 
delt. Die sogenannten „Sonderziehungsrechte‘“ des IWF sind mehrfach aufgestockt 
worden und vergrößern somit die Weltliquidität, die wiederum eine Bedingung für 
die Realisierung inflationistischer Preispolitik darstellt (42). Und darüber hinaus ist 
aufgrund des permanenten Defizits der US-Zahlungsbilanz (43) und der Nicht-Re- 
patriierbarkeit von Teilen der sich im Ausland befindenden Dollars ein Kreditmarkt 
(Eurodollarmarkt) entstanden, dessen Volumen gegenwärtig auf mehrere hundert 
Milliarden Dollar geschätzt wird. Dieser Markt entzieht sich fast jeder Kontrolle und 
ist gerade für die großen Konzerne und die Banken bei liberalisiertem Devisenver- 
kehr eine Quelie für Kredite, wenn deren Expansion binnenwirtschaftlich begrenzt 
wird. Mit anderen Worten: die vom IWF erwarteten Maßnahmen der Erhaltung oder 
Schaffung eines freien Devisenverkehrs und der Kreditrestriktion im Inland stehen 
in einem unversöhnlichen Widerspruch zueinander. Allerdings haben diese unverein- 
baren Maßnahmen durchaus Konsequenzen. Denn zum Euromarkt haben die gro- 
ßen Konzerne und die Banken Zugang, nicht aber das kleine und mittlere Kapital, 
so daß sich mit den restriktiven Maßnahmen die Ausleseprozesse in Richtung weite- 
rer Konzentration in der Wirtschaft verstärken dürften. Weil die Maßnahmen, die im 
„letter of intent‘“ genannt werden, nur global wirken, treffen sie eine Auslese, die 
strukturpolitisch sehr unerwünscht sein kann und längerfristig die strukturellen Zah- 
lungsbilanzprobleme noch verschärft. 

Stand-by-arrangements der geschilderten Art sind im Rahmen der Politik des 
IWF nicht neu. Nur wurden die in den „letters of intent‘“ niedergelegten restrikti- 


42 Im Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank für das Jahr 1977 heißt es: ‚‚Die Finan- 
zierung der Zahlungsbilanzdefizite ... führte im Jahre 1977 zu einer beispiellosen Auswei- 
tung der internationalen Liquidität ... Insgesamt nahmen die Weltwährungsreserven um 
rund 56 Mrd. Dollar ... zu‘‘ (S. 57). Da internationale Liquiditätsausweitung nicht an die 
Zunahme des Goldes gebunden ist, und mit den Sonderziehungsrechten internationale 
Liquidität ohne Basis in der Warenzirkulation eines Landes entstanden ist, kann Liquidi- 
tät tatsächlich aufgrund von internationalen Vereinbarungen erzeugt werden. Im Sommer 
1977 ist beispielsweise eine wenn auch befristete „zusätzliche Finanzierungsvorkehrung‘“ 
in Höhevon 8.7 Mrd. Sonderziehungsrechten (SZR), also von etwa 10 Mrd, Dollar getrof- 
fen worden, die zur Finanzierung von Zahlungsbilanzdefiziten Verwendung finden kann. 
Daß hier Inflationsquellen liegen, dürfte einleuchten. Die Ursache der Inflation ist aller- 
dings damit nicht bezeichnet, nur die Fazilitäten, damit sich die inflationistischen Ten- 
denzen realisieren können. 

43 "Für die Entwicklung des Weltwährungssystems, in dessen Rahmen dem Dollar eine be- 
sondere Rolle als Leit-, Interventions- und Reservewährung zukommt, ist das Zahlungsbi- 
lanzdefizit der-USA notwendig. Denn auf andere Weise kann der Dollar als Weltgeid nicht 
in die internationale Zirkulation geraten. Die USA können sich also im Gegensatz zu al- 
len anderen Ländern permanent verschulden, ohne daß sie dadurch in eine Krise geraten. 
Da Dollarsummen permanent „exportiert‘‘ worden sind, hat sich auf ihrer Basis ein be- 
sonderer Markt, der „‚Euro-Dollar-Markt‘‘“ entwickelt, der außerhalb der Kontrolle der 
Zentralbanken als Finanzierungsrückhalt der multinationalen Konzerne und Banken, 
aber auch der Zentralbanken fungiert. 
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ven Bedingungen in der Regel von schwach entwickelten Ländern und nicht von ka- 
pitalistischen Metropolen wie Großbritannien oder auch Italien formuliert. Darin 
kommt zweierlei zum Ausdruck. Erstens ist dies eine Folge der Veränderung der 
Weltwährungsordnung mit dem Zusammenbruch des Bretton Woods Systems. Bei 
einem System flexibler Kurse, durch das jedoch nicht — im Gegensatz zu den neo- 
klassischen Erwartungen — die Zahlungsbilanzungleichgewichte verhindert, abge- 
baut oder auch nur verringert worden wären (44), werden verstärkt fallweise Rege- 
lungen entweder in direkter Absprache der Regierungen untereinander oder durch 
Einbezug internationaler Organisationen und Institutionen (EG, IWF) zur Behebung 
der Zahlungsbilanzungieichgewichte getroffen. Dies zeigt nur, daß der ‚‚Systemcha- 
rakter‘‘ des Währungssystems verloren gegangen ist, und die Tendenzen’ der ungleich- 
mäßigen Kapitalakkumulation nicht mehr durch das Währungssystem gefiltert — das 
dadurch auch immer wieder in schwere Krisen geraten konnte — ihren Ausdruck 
finden, sondern direkte Konsequenzen tragen, auf die nun die staatliche und die 
überstaatliche Wirtschaftspolitik reagieren. Zweitens zeigt sich hierbei die Wirkung 
der Krise, in der anders als in der allgemeinen Prosperität Zahlungsbilanzdefizite 
nicht in der Erwartung einer stark expandierenden Weltmarktnachfrage auf die 
‚leichte Schulter“ genommen werden können. 

Kann nun die Behauptung aufgestellt werden, die internationalen Institutio- 
nen, vor allem der IWF, würden unter Mißachtung nationalstaatlicher Souveränität 
die Regierungen der betroffenen Länder zu einer Austerity-Politik zwingen? Die 
Frage kann mit einem „nein“ beantwortet werden. Denn obwohl die im „letter of 
intent‘“ niedergelegten Absichtserklärungen mit dem IWF ausgehandelt worden sind, 
entsprechen sie doch bestimmten Fraktionen, Strömungen in der Gesellschaft und 
im politischen System, in den Parteien. Die Restriktionsmaßnahmen bei den Staats- 
ausgaben, die Politik des Drucks auf die Löhne, die Umstrukturierungen im Repro- 
duktionsprozeß liegen auf der strategischen Linie der Antikrisenpolitik eines be- 
stimmten Flügels der Bourgeoisie, und sie entsprechen den theoretischen und wirt- 
schaftspolitischen Vorstellungen des herrschenden „wissenschaftlichen Sachver- 
stands‘. Damit wird nur der Versuch gemacht, ohne Veränderung des kapitalisti- 
schen Akkumulationsmodells die Verwertungsbedingungen des Kapitals wiederher- 
zustellen, d.h. entsprechende redistributive Maßnahmen vorzunehmen, durch die 
die Lohnstückkosten gesenkt werden können. Wenn durch internationale Organisa- 
tionen diese Politik befördert wird, dann heißt das eigentlich nichts anderes, als daß 
es die Arbeiterklasse bei ihrer Programmatik und mit ihren Aktionen nicht mehr 
nur mit dem nationalen Kapital, sondern mit dem kapitalistischen System im Welt- 
maßstab zu tun hat. Darin besteht der Druck, der vom IWF ausgeübt werden kann. 
Empörung über Eingriffe in souveräne Rechte der Nationen ist nicht am Platze, zu- 
mal durch die Internationalisierung des Kapitals dem traditionellen, politischen 
Souveränitätsbegriff sowieso schon die materielle Basis entzogen war. 


44 Vgl, Hans-Eckart Scharter, Währungspolitische Perspektiven für die BRD in der Post- 
Breiton-Woods-Ara, in: WSI-Mitteilungen, Mai 1976 
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5.  Gibteseine „alternative Austerity‘”? 


„Für uns ist die Austerity ein Mittel, um die Wurzeln des Übels an- 
zugehen und die Voraussetzungen zu schaffen für die Beseitigung ei- 
nes Systems, das in eine tiefe strukturelle Krise geraten ist ... Auste- 
ritöt bedeutet Strenge, Leistung, Ernsthoftigkeit und in erster Linie 
Gerechtigkeit...‘ ; 
(Enrico Berlinguer, Austerität — Gelegenheit zur revolutionären Er- 
neuerung Italiens, 1977) 


Die praktizierte Austerity wirft das Problem auf, welche Alternativen von der Ar- 
beiterbewegung dem entgegengesetzt werden können oder sollen. Wie kann es gelin- 
gen, daß die krisenhaften Anpassungsprozesse nicht bloß die Verbesserung der Ver- 
wertungsbedingungen von Kapital und die Herstellung eines politisch-sozialen Kon- 
textes, der ihnen funktional ist, zum Ergebnis haben? Denn dies würde auf die klas- 
sische „Bereinigung“ durch die Krise hinauslaufen und alle Vorstellungen der Arbei- 
terbewegung über gesellschaftspolitische Alternativen weit zurückwerfen. Und wel- 
che politischen Programmatiken und praktischen Schritte müssen unternommen 
werden, um in der Krise politisches Terrain nicht zu verlieren, sondern — im Sinne 
der Ausweitung der Hegemonie der Arbeiterklasse — zu gewinnen? 

Es sind viele Alternativkonzeptionen entwickelt worden, die hier nicht im ein- 
zelnen geprüft werden können. An einem Beispiel wollen wir die Fallstricke von al- 
ternativer Programmatik aufzuzeigen versuchen, am Konzept alternativer Austerity 
der KPI. Weil die Krise keine nur ökonomische ist, müssen alle Programmatiken, die 
sich auf die wirtschaftspolitische Alternative beschränken, zu kurz greifen. Doch 
umgekehrt führt eine Überakzentuierung des politischen Charakters der Krise auch 
zu fragwürdigen Konzeptionen, wobei diejenige der ‚revolutionären‘ oder „alter- 
nativen‘‘ Austerity, die innerhalb der KPI diskutiert wird, insbesondere zu nennen 
ist (44a). Darunter wird ein Programm der Krisenüberwindung verstanden, mit des- 
sen Hilfe vor allem die produktiven Investitionen angeregt und die defizitären Staats- 
haushalte und die Zahlungsbilanz saniert und damit sowohl die Arbeitslosigkeit ver- 
ringert als auch die Inflation reduziert werden sollen. Die Methode zur Erreichung 
dieser Ziele lautet: Einschränkung des übermäßigen Verbrauchs, Verhinderung von 
Spekulation, Kapitalflucht, Steuerhinterziehung, Einschränkung oder Beseitigung 
von „Parasitismus‘, Korruption, Verschwendung im privaten und im öffentlichen 
Bereich. Wir wollen uns damit näher auseinandersetzen, weil diese Umdeutung der 
Austerity für die Politik der größten eurokommunistischen Partei strategiebestim- 
mend geworden ist. 


44a Eine kritische Analyse der Austerity bietet sich auch deshalb an, weil innerhalb der west- 
deutschen Linken manche Gruppierungen sehr leicht geneigt sind, im absoluten Vertrau- 
en in die Weisheit der Politik der KPI die Austerity im Stile von Hofberichterstattung als 
„langwierige Geburt des Neuen: der Hegemonie der arbeitenden Klassen‘ zu bejubeln. 
Nichts lächerlicher und politisch nutzloser als ein solch liebedienerisches Verhalten zur 
KPI als Identifikationsobjekt, vor dem der wissenschaftliche Sozialismus geopfert wird, 
Siehe: Autorenkollektiv, Italien 1978: Alternative Austerity, in: Beiträge zum wissen- 
schaftlichen Sozialismus, Nr. 4/1978 
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Um zu verstehen, wie ein Austerity-Konzept des Maßhaltens, das der Arbei- 
terklasse ja von der Bourgeoisie vorgehalten wird, revolutionär umgedeutet werden 
kann, ist es notwendig, sich einer bestimmten Interpretation des Hegemonie-Begriffs 
zu vergewärtigen. Im Gegensatz zu Gramsci, in dessen Theorie ‚‚Hegemonie‘“ eine 
materialistische Kategorie ist, die einer spezifischen Einschätzung des bürgerlichen 
Staates entstammt und vom ökonomischen Prozeß nicht abgehoben ist (45), wird 
das Konzept der Hegemonie in der Vorstellung der ‚revolutionären Austerity‘ ent- 
materialisiert, idealisiert und moralisiert. Es ist dabei keineswegs zu bestreiten, daß 
Hegemonie, d.h. Überlegenheit in der Leitung und Führung der Gesellschaft, auch 
sehr viel mit moralischer Überlegenheit zu tun hat. Jedoch kann Moral nicht jenseits 
der ökonomischen und politischen Machtstrukturen zur Hegemonie befähigen. Ge- 
nau dies jedoch steht hinter dem Konzept der „revolutionären Austerity‘‘, wie es 
von Teilen der KPI verstanden wird: der Prozeß der Hegemonieausweitung geht vor- 
an, wenn bei der notwendigen Austerity die Arbeiterklasse und insbesondere die 
Kommunisten beispielgebend sind. in der Auseinandersetzung um die aufgrund der 
Krise zu bringenden Opfer und der dafür einzuhandelnden Gegenleistungen meint 
beispielsweise Giorgio Amendola: ‚‚Eine jede Politik der Linken, also der demokra- 
tischen Veränderung oder der gesellschaftlichen Erneuerung, erfordert Austerity, 
Ermsthaftigkeit und Strenge, die die Arbeiterklasse als führende nationale Kraft zu 
akzeptieren verstehen muß. Jede demagogische Politik, auch wenn sie in extremen 
Phrasen auftritt, kann gefährliche zentrifugale Tendenzen begünstigen, die Aus- 
druck für die Abweisung einer nationalen Disziplin sind. Diese aber ist unumhgäng- 
lich für eine erfolgreiche Politik der Erneuerung. Doch darf diese Disziplin nicht 
auferlegt werden, sie muß akzeptiert werden. Und daher erfordert sie Diskussionen, 
breite Beteiligung der Volksmassen, den Konsens der Massen hinsichtlich der durch- 
geführten Maßnahmen. Sie erfordert also Selbstdisziplin. Die Kommunisten müssen 
die ersten bei diesem schwierigen Werk der demokratischen Selbstdisziplin sein...“ 
(46) 

In diesen Ausführungen kommt sehr deutlich das ideologische, das moralische 
Element der Austerity zum Tragen, von dem wir zu Beginn gesprochen hatten. Aber 
diese Moral hat eine Reihe von Tücken, die immer deutlicher zu Tage treten, je län- 
ger die Krise dauert. 

Erstens ist sie ganz in den Wertvorstellungen der traditionellen Arbeiterbewe- 
gung befangen, in der Arbeit und Leistung und Sparsamkeit einen hohen Stellen- 
wert einnehmen, gerade in Abgrenzung zum „prassenden Bourgeois‘‘. Aber diese 
Wertvorstellungen, die aus dem protestantisch-kalvinistischen Repertoire stammen, 
konnten und können nicht als durchgängig akzeptabel betrachtet werden; ihre ge- 


» en einen 


45 Vgl. dazu in deutscher Sprache Karin Priester, a.a.O.; Annegret Kramer, Gramscis Inter- 
pretation des Marxismus, in: Gesellschaft — Beiträge zur Marxschen Theorie 4, Frank- 
furt/Main 1975, S. 65 ff.; De Giovanni/Gerratana/Paggi, Gramsci-Debatte 1: Hegemo- 
nie, Staat und Partei, Hamburg 1978 

46 Giorgio Amendola, Coerenza e Severita, in: Politica ed Economia, August 1976. Das län- 
gere Zitat stammt aus einem Kurzbeitrag von Giorgio Amendola, Quel che bisogna col- 
pire quelche bisogna attuare, in: La proposta comunista, Roma 1976,58. 19 
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sellschaftspolitische, sozialisierende Kapazität dürfte eher rückläufig sein und in der 
Krise erodiert sie weiter mit der Entstehung von Massenarbeitslosigkeit und der dar- 
aus sich ableitenden Schichtendifferenzierung innerhalb der Arbeiterklasse und 
neuer Bewußtseinsformen, von denen wir kurz berichtet haben. Unglaubwürdig 
wird die positiv vorgestellte Austerity-Moral auch deshalb, weil ja in der Krise der 
70er Jahre offensichtlich geworden ist, daß Beschäftigung und wirtschaftliches 
Wachstum nicht mehr parallel verlaufen. Es ist keineswegs einsichtig, wieso Strenge, 
Sparsamkeit, Restriktionen notwendig sein sollen, wenn doch trotz Arbeitslosigkeit 
der „nationale Wohlstand“ (ausgedrückt in den Wachstumsraten des Sozialprodukts) 
noch steigt und nicht etwa fällt. Arbeitslosigkeit und Krise können infolgedessen _ 
immer weniger als Ausdruck von Mangel, an den man sich anpassen muß, begriffen 
werden, und erscheinen immer mehr als Begleiterscheinung des Reichtunms in kapi- 
talistischer Form. Diese Dimension der Krise aber wird in einem Konzept „‚revolu- 
tionärer“ Austerity übersehen. 

"Zweitens sichert überlegene Moral nicht die Durchführung von wirklichen 
Veränderungen in der ökonomischen Struktur und im politischen System zu Gun- 
sten der Arbeiterklasse. „Gesundung des Landes“ heißt — in den Vorstellungen der 
KPI — ein „verändertes Akkumulationsmodell‘“, produktive Investitionen zur Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen vor allem in den zurückgebliebenen Regionen des Südens, 
Erhöhung der Produktivität der Arbeit, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zu verbessern, eine Reform der Staatsmaschinerie usw. Hinter dem Begriff der ‚‚revo- 
lutionären Austerity“ verbirgt sich also nicht nur eine Moral, sondern auch ein wirt- 
schaftspolitisches Alternativkonzept, Bei dessen Realisierungsversuchen zeigen sich 
aber die größten Schwierigkeiten, weil es hier nicht mehr bloß auf das Beispiel über- 
legener Moral, sondern auf die politische Konfliktfähigkeit ankommt, mit der gegen- 
über der Bourgeoisie die Veränderungen errungen werden müssen. Denn es ist klar, 
daß die Krise, die Verschwendung, die Korruption und die Ineffizienz des Staatsap- 
parates (alles Kritikpunkte in der Diskussion um die italienische Krise) nicht nur ne- 
gative Momente sind, über deren Beseitigung sich alle Klassen und Schichten und 
Organisationen einig wären (und sich dann nur noch über den Weg auseinanderset- 
zen würden). Vielmehr sind diese Erscheinungen Momente der Reproduktion der 
Herrschaft im politischen System, dessen markantester Ausdruck die Christdemo- 
kratie ist (47). Über Austerity ist eine Übereinkunft zwischen KPI und DC herzu- 
stellen, wie die Programmabsprachen nach den Wahlen vom Juni 1976 bis hin zum 
Quasti-Eintritt der KPI in die Regierung im März 1978 belegen, nicht aber über 
grundlegende Veränderungen des ökonomischen und politischen Systems. So ist es 
verständlich, wenn Berlinguer im Frühjahr 1978 die feinsinnige Unterscheidung zwi- 
schen „Austerity‘ als der bloßen Sparpolitik und „Austeritä‘ als einer Politik der 
Einsparungen und der Veränderungen im Sinne von Strukturreformen macht (48). 


47 Hierzu Aris Accornero, a.2.Ö0.; auch Carlo Donolo, Mutamento o transizione Pohtica e 
societa nella crisi italiana, Bologna 1977. Vgl. auch Kallscheuer/Rafalski/Wenzel, 2.2.0., 
Prokla 29 


48 Diese Unterscheidung macht Berlinguer nach den für die KPI bestürzenden Ergebnissen 
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Denn es ergeben sich aufgrund der Austerity für eine Partei der Arbeiterklasse eine 
Fülle von Widersprüchen und Schwierigkeiten. Die Austerity ohne gesellschaftliche 
Veränderungen wirkt ungleich. Die Restriktionspolitik mit Beschränkungen der 
Staatsausgaben und Steuer- bzw. Gebührenerhöhungen hat für alle Konsequenzen; 
denn die höheren Strom- und Benzinpreise müssen alle Elektrizitäts- und Benzin- 
verbraucher zahlen. Aber die Möglichkeiten, dies durch Lohnerhöhungen zu kom- 
pensieren, sind ausgesprochen ungleich. Die gewerkschaftlich organisierten beschäf- 
tigten Arbeiter in den großen Fabriken des Nordens haben dazu ungleich günstigere 
Möglichkeiten als die Arbeitslosen des Südens oder auch die vielen Millionen Arbei- 
ter, die zwar über den „schwarzen Arbeitsmarkt‘ einen prekären Job erhalten ha- 
ben, aber ohne gewerkschaftlichen Schutz und andere Absicherungen wenig Chan- 
chen haben, die Reduzierungen der Realeinkommen durch die Austerity abzufan- 
gen. Dadurch gerät also das „Bündnis zwischen Arbeiterklasse, Arbeitslosen und 
denjenigen, die keinen Schutz vor Preissteigerungen haben, in weitere Schwierig- 
keiten‘‘ (49). Eine Partei der Arbeiterklasse, die eine solche Politik trägt, wird dem- 
entsprechend unglaubwürdig bei denjenigen, die für die Austerity zu zahlen haben, 
ohne daß wirkliche Veränderungen im Sinne einer Verbesserung der Lebenslage in 
Sicht wären. Austerity unterstützt somit die Spaltungstendenzen in der Arbeiter- 
klasse und unterminiert folglich auch die soziale Basis der KP. 

Drittens stellt es sich heraus, daß „revolutionäre Austerity“ auch deshalb zum 
bloßen Schlagwort gerinnt, weil die Veränderungen der ökonomischen Strukturen 
und der gesellschaftlichen Verhältnisse und des politischen Systems weit davon ent- 
fernt sind, eine wirkliche Alternative der Entwicklung zu eröffnen. Dann aber be- 
steht immer die Gefahr, daß Austerity, so wie wir es in den vorangegangenen Ab- 
schnitten analysiert haben, lediglich die politische Unterstützung für die ökonomi- 
schen Prozesse der Krisenbereinigung im Sinne einer Rationalisierung des Akkumu- 
lationsprozesses und der Wiederherstellung von Verwertungsbedingungen für einen 
erneuten Aufschwung abgibt. Bloße Veränderung (mutamento) ohne eine Über- 
gangsperspektive zu einem System alternativer Vergesellschaftung [transizione) wä- 
re die Folge (50) und die Arbeiterklasse, bzw. die KPI als wichtige politische Orga- 
nisation der Arbeiterklasse, würde so mit ihrer Politik die Anpassung der ökonomi- 
schen Strukturen und politischen Verhältnisse an die Bedingungen der Kapitalakku- 
mulation unterstützen und auf diese Weise gerade nicht die politische Überlegenheit 
(Hegemonie) bei der Führung der Gesellschaft erweisen, sondern passiv dabei mit- 
wirken, daß das Kapital, das Bürgertum, im Prozeß der Krisenüberwindung seine He- 


bei den Kommunalwahlen vom 14. Mai 1978 am 25. Mai 1978. Er wendet sich rigoros 
gegen deformierte und veikehrte Interpretationen des „historischen Kompromisses“, 
ganz sicher um die verlorene Glaubwürdigkeit der KPI bei einem Teil der Bevölkerung 
(und besonders wichtig: bei einem Teil der Wähler) wiederzuerlangen. Vgl. TI Manife- 
sto, 26. Mai 1978 

49 Luciano Soriente, L‘Austerita e innanzitutto una politica di cambiamento, in: Rinascı- 
ta, 2. Juni 1978 

50 Carlo Donolo, a.a.0.; und Carlo Donolo, Oltre il ‘68 — La societa italiana tra mutamen- 
to e transizione, in: Quaderni Piacentini, Nr. 60-61, 1976, 8.3 ff, 


gemonie festigt. Tendenzen in dieser Richtung werden auch dadurch befördert, daß 
es zwischen Lohnarbeit und Kapital in der Krise nicht nur gegensätzliche sondern 
auch gemeinsame Interessen gibt, nämlich die Krise zu überwinden. Die Gefahr be- 
steht nun darin, daß sich die Arbeiterbewegung in der Hoffnung auf eine beschleu- 
nigte Krisenüberwindung auf den ‚„Reformismus des Kapitals“ einläßt und dabei 
nicht erkennt, daß deren Grundlage Effektivierung, Rationalisierung des Akkumu- . 
lationsprozesses und die Anpassung des sozialen und politischen Kontextes ist. Die- 
se Gefahr ist umso größer, wenn die Massenbewegungen und politisch-institutionelle 
Verankerung der Organisationen (hier geht es allerdings um die KPT) auseinanderfai- 
len, sogar in Gegensatz geraten und Reformpolitik auf der Ebene des politischen In- 
stitutionensystems — vom Parlament bis in lokale Verwaltungen — entwickelt und 
getrieben wird, ohne daß damit die artikulierten Bedürfnisse und Probleme von Be- 
wegungen außerhalb des traditionellen Kerns der Arbeiterklasse noch aufgenommen 
und in einem Konzept der grundlegenden Veränderung integriert würden. Hierbei 
handelt es sich um Probleme, die nicht nur aufgrund subjektiv zu verantwortender 
Fehler, falscher Politik zustandekommen, sondern von der Struktur von Staat und 
Gesellschaft in bürgerlichen Gesellschaften zumindest begünstigt werden. Denn 
durch die Stärke der KPI in der Gesellschaft, was seinen Ausdruck in den Wahlresul- 
taten findet, und durch die Verfahrenheit der Situation von Ökonomie und Politik 
in Italien, die zur Unfähigkeit der DC geführt hat, allein mit klarer bürgerlicher Per- 
spektive einen Krisenausweg zu formulieren, gerät die KPI quasi-naturwüchsig in 
den Bereich des Staatsapparates, sie kann sich nicht aus seinem Bannkreis als prin- 
zipiell oppositionelle Partei heraushalten. Sie wird also zur Regierungspartei (parti- 
to del governo) und muß doch Kampfpartei in der Gesellschaft (partito di lotta) 
bleiben (51). Aber in dieser Widersprüchlichkeit, die in zugespitzter Situation nicht 
ungelöst bleiben kann, besteht die Gefahr der Neigung zur Rolle der Regierungs- 
partei mit der Konsequenz, daß alle diejenigen, die vom Reformismus oder von ei- 
ner „revolutionären Austerity‘‘ nicht zu profitieren vermögen, andere Formen der 
Artikulation und der Organisation ihrer Interessen entwickeln. Ihre Disgregation be- 
darf also der politischen Aggregation, die nicht ohne weiteres im Rahmen der KPI 
zu erfolgen vermag (52). 

Viertens besteht eine Gefahr darin, daß in der strategischen Konzeption der 
soziale Kampf dem politischen untergeordnet wird (53) bzw. daß soziale Verände- 
rungen der Erhaltung der Demokratie hintangesetzt werden (54). Die Krise erzeugt, 
wie wir gesehen haben, gesellschaftliche Disgregation, sie befördert auch korporati- 


si Seit Togliatti gilt die KPI als Regierungs- und als Kampfpartei. Solange sie in der klaren 
Opposition war, hat diese Unterscheidung keine politischen Schwierigkeiten gemacht. 
Dies ist anders geworden, seitdem sie in der indirekten und seit dem März 1978 auch 
direkten Regierungsverantwertung zumindest programmatisch gefordert ist. Vgl. dazu 
Gianni Cervetti, Partito di Governo e di Lotta, Roma 1977. In diesem Text wird die 
offizielle Version der KPI wiedergegeben. Kritisch dazu vgl. Fernando Claudin, Zukunft 
des Eurokommunismus, Berlin (West) 1978, S. 101 ff. 

52 Hierzu den lesenswerten Beitrag von Peter Kanimmeter, XXXX 

53 So Fernando Claudin, 2.2.0. 

54 So Angelo Bolaffi, Ideologia e tecnica del nuovo terrorismo, in: Rinascita, 24. März 1978 
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ve Tendenzen, deren partikularistische Durchsetzung oft genug gesellschaftliche 
Normen sprengt. Ob der Korporatismus als Grundlage für den Terrorismus der ver- 
gangenen Jahre und dieser wiederum als der „bewaffnete Arm der Krise“ angenom- 
men werden kann, sei dahingestellt (55). Wichtig in diesem Zusammenhang ist noch 
etwas anderes: daß mit Austerity, auch mit „revolutionärer‘‘ Austerity, die disgrega- 
tiven Tendenzen nicht eingedämmt, sondern eher noch befördert werden. Die hier 
zur Diskussion stehende Gefahr besteht nun genau darin, daß anstelle der Bekämp- 
fung der sozialen Ursachen von gesellschaftlicher Zerrissenheit, disgregativen Parti- 
kularinteressen, Politik- und Aktionsformen, die sich nicht mehr nach traditionel- 
len Maßstäben messen lassen, der moralische Zeigefinger tritt, mit dem die „,Vertei- 
digung der Demokratie“ an die erste Stelle gesetzt wird und gerade der von Fernan- 
do Claudin warnend kritisierte Substitutionsprozeß von sozialem und politischem 
Kampf eingeleitet oder beschleunigt wird. Gerade wenn das Konzept der Hegemo- 
nie wesentlich als moralische Überlegenheit verstanden wird, ist die Gefahr beson- 
ders groß, Politik im Institutionensystem mit dem Inhalt seiner Verteidigung gegen 
die Angriffe — wie sie Terrorismus zweifelsohne darstelit — gegenüber den sozialen 
Kämpfen der Arbeiterklasse und anderer subalterner Schichten überzubewerten. Die 
Kommunisten müssen „konservativ und revolutionär zugleich‘“ sein, sagte Berlin- 
guer (56), das Problem besteht nur darin, daß das „Konservative“ bereits einen vor- 
gegebenen Inhalt, den es zu bewahren gilt, nämlich das Institutionensystem der bür- 
gerlichen Demokratie, vorfindet, während das ‚‚Revolutionäre‘ sich den Inhalt — 
aber auch die Formen, in denen es sich artikuliert und durchzusetzen tendiert — in 
Massenbewegungen und Kämpfen immer wieder erarbeiten und erkämpfen muß. 


Tr 


55 Achille Occhetto, Difendersi dal braccio armato della crisi, in: Rinascita, 12. Mai 1978, 
Darin vertritt er unter anderem die These, daß der Terrorismus nur die Fortsetzung des 
Korporativismus mit anderen Mitteln sei. Der hier zugrundeliegende Korporativismus- 
Begriff ist anders zu verstehen als in der bislang hier geübten Verwendung: er bezeichnet 
die Durchsetzung von Gruppeninteressen ohne Rücksicht auf Gesichtspunkte des „Ge- 
samtwohls‘‘ oder von Klasseninteressen. Er bezeichnet also einen gesellschaftlichen Zu- 
stand der Zersetzung und eine Gefahr der Durchlöcherung von Normen des Zusammen- 
lebens, auch der Klassen in ihrem Gegensatz. 

56 Corsiere della Sera, 27. Februar 1978 
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Otto Kallscheuer/Traute Rafalski/Gisela Wenzel 

Die KPI heute 

— Aspekte der Identitätskrise der kommunistischen Massenpartei 
Italien — Gratwanderung zwischen Stabilisierung und Übergangsprozeß (Teil I) 


Gegenüber dem von uns in Prokla 29 aufgestellten Fragenkatalog (S. 151 £.) ist im 

Rahmen der Arbeitsteilung der Italiengruppe bei der Vorbereitung dieses Heftes das 

Thema des zweiten Teils auf die KPI eingeschränkt. Die programmatischen Texte 

der italienischen Kommunisten sind zwar in der letzten Zeit en masse ins Deutsche 

übersetzt worden, über die KPI selbst weiß man aber in der westdeutschen Linken 
weiterhin erschreckend wenig, so daß — ähnlich übrigens, wie wir in Teil I für die 

DC feststellen mußten — die hiesigen Debatten über den ‚Historischen Kompromiß‘ 

gewissermaßen stattfinden, ohne seine vorgesehenen Partner überhaupt zu kennen 

(1). Wir beschränken uns im Folgenden möglichst präzis auf „die Partei‘, wie sie in 

der italienischen Linken heißt, wobei es uns — wie im Teil I — nicht darauf an- 

kommt, in der sehr stark ideologisch geführten Auseinandersetzung für und wider 
den ‚Eurokommunismus‘ auf einer der beiden Seiten ‚Stellung zu beziehen‘, son- 
dern darum geht, die in der westdeutschen Linken verbreiteten Wunsch- oder 

Schreckensbilder vom ‚Eurokommunismus‘ zugunsten einer genaueren Erfassung 

der realen (oder System-)Grenzen und Bedingungen der KPI-Politik verblassen zu 

lassen. 

— Im Hauptteil des Artikels (Punkte 1. — 6.) versuchen wir, sowohl das Profil der 
KPI heute empirisch möglichst genau zu beschreiben, als auch Elemente einer 
Strukturanalyse anzugeben, wobei wir — ausgehend von einer Auseinanderset- 
zung mit der aus der neueren Politologie stammenden These, die KPI sei zuneh- 
mend zu einer reinen ‚Wahlpartei‘ oder ‚Allerweltspartei‘ geworden — insbeson- 
dere eingehen auf das gewandelte Verhältnis der KPI zu den sozialen Konflikten, 
um dann — von ihrer sozialen Zusammensetzung, Mitgliedschaft und Kaderbil- 
dung her — die Elemente von ‚nationaler Volkspartei‘, von Klassenpartei und 
‚Regierungspartei‘ in der neueren Entwicklung der KPI zu verfolgen (2). 

— Nach einem Exkurs (Punkt 7.), der — anknüpfend an unsere Ausführungen zum 
politischen System Italiens in Prokla 29 — in der sozialen und politischen Zusam- 
mensetzung der ‚Staatskaste‘ ein spezifisches Widerstandselement gegen die kom- 


1 Zur Behebung des Mangels an Kenntnis über die ‚sozialistische Frage‘ hat Detlev Albers 
in seiner Textsammlung und Einführung zu „Demokratie und Sozialismus in Italien‘, 
Frankfurt/Main 1978, erste Voraussetzungen geliefert. Hier ist noch viel nachzuholen, 
worauf wir an dieser Stelle jedoch nicht eingehen können. 

2 Gegenüber der informativen Übersicht von H. Timmermann im Handbuch „Die politi- 
schen Parteien in Westeuropa“ (Hg. J. Raschke), Reinbek 1978, S. 327 ff. (ausführlichere 
Fassung in: Osteuropa, H. 5/78), die während der Abfassung dieses Artikels erschienen 
ist, versuchen wir v.a. die Dynamik der Entwicklung der KPI im letzten halben Jahrzehnt 
zu bestimmen. 
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munistische Demokratisierungsstrategie aufzeigt, 

— skizzieren wir die Krise der Dezentralisierungsstrategie der KPI (Punkte 8,, 9.); 
um dann 

— im abschließenden Versuch einer Synthese (Punkte 10. — 14.) auch auf einige 
Aspekte der theoretischen Identitätskrise des italienischen Kommunismus einzu- 
gehen. 


Symptome der Parteikrise 


1. Die Kommunalwahlen vom 14. Mai dieses Jahres haben in der KPI — mit der 
größten Wahlniederlage seit 20 Jahren — einen schweren Schock ausgelöst: 9 %, d.h. 
ein Viertel ihrer Wählerschaft von 1976, hat ihr dieses Mal die Stimme verweigert (3). 
Ausnahmezustand im Zeichen der durch die blutige Moroentführung aufgeputschten 
öffentlichen Meinung? Oder Anzeichen einer „Tendenzwende‘“ in dem seit den 50er 
Jahren kontinuierlichen, seit 1975 stürmisch angewachsenen Stimmenzuwachs der 
Kommunisten? Die Tatsache einer so großen Wahlniederlage just in dem Augenblick, 
in dem die Kommunisten ihrem Ziel der Regierungsbeteiligung so nahe gekommen 
sind wie noch nie, hat in der Parteiführung heftige Selbstkritik ausgelöst (4). Diese 
richtet sich zwar nicht gegen den Kern der politischen Linie Berlinguers, die „Politik 
der breiten Verständigung‘ mit der DC, die im Gegenteil — wie die Haltung der KPI 
zu den Referenden vom 12. Juni (5) und die Zustimmung zum neuesten Sparpro- 
gramm Andreottis zeigt — bis an die Grenze der Selbstverleugnung weiter praktiziert 
wird. Berlinguer selbst betont jedoch die Notwendigkeit stärkerer Eigenprofilierung 
und höheren Konfliktbereitschaft gegenüber der DC: ‚Die Physiognomie und auto- 
nome Initiative der Partei ist fließend und farblos geworden“, „austeritä‘“ als Auste- 
ritypolitik mißverstanden, „Strenge“ mit „Rigidität‘ verwechselt worden: „wir wa- 
ren zu großzügig, großzügig bis an die Grenze der Einfalt“. 

Eines der wichtigsten Symptome der Krise der Partei ist die seit 1977 einset- 
zende Stagnation der Parteiorganisation und ein einschneidender Rückgang in der 
Jugendorganisation FGCI (Tab. 1). Am spürbarsten ist dies in den Großstädten 


3 Da es sich hier um Teilwahlen mit knapp 4 Mio Wählern und Schwerpunkt im Süden han- 
delt, sind sie nur bedingt repräsentativ, ein Vergleich müßte sich korrekterweise auf die 
Kommunalwahlen von 1972 beziehen. Vgl. dazu C. Ghini, „Analisi del primo voto dopo 
il 16 marzo“, in: Rinascita n. 20 (19.5.78). Sie bestätigen jedoch einen Trend, der sich 
bereits bei der Wahlniederlage vom 17.4.1977 in Castellamare und im Dezember 1977 
bei den Schulwahlen angedeutet hatte. 


4 Der Wortlaut der Rede Berlinguers auf dem Treffen der Regional- und Föderationssekre- 
täre vom 25.5.1978 ist abgedruckt in: L‘Unita (26.5.1978) 
5 Der relativ hohe Prozentsatz von Wählern, der sich — entgegen dem Votum aller Parteien 


des „Verfassungsbogens““ — für die Abschaffung des Polizeigesetzes (‚‚Legge Reale‘‘)(23 %) 
und des Parteienfinanzierungsgesetzes (43 %) ausgesprochen hat, signalisiert einen deutli- 
chen Vertrauensschwund vieler Wähler gegenüber dem gegebenen Parteiensystem. Beson- 
ders große Legitimationsschwierigkeiten hatte jedoch die KPI, die 1975 selbst noch ge- 
gen das „Legge Reale‘‘ gestimmt hatte. 
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(Turin, Genua, Mailand, Rom und Neapel), aber auch in traditionellen Hochburgen 
wie Bologna (6). Die Ursache sieht G. Cervetti (7) weniger auf Seiten der Arbeiter, 
deren Mitgliedsmoral im Gegenteil hoch sei, als vielmehr in der Enttäuschung und 
Resignation der städtischen Mittelschichten, die nach 1963 zur Partei gestoßen sind 
und des Subproletariats im Süden, dessen Vertrauen in die Veränderbarkeit der Ge- 
sellschaft angesichts der trotz linker Kommunalverwaltung fortdauernden sozialen 
Dauerkrise im Süden verlorengegangen sei. 


Trend zur Wählerpartei? 


2. Die KPI — so schrieben 1969 die ausgeschlossenen Wortführer von // Manifesto, 
„wird zu einer großen ‚Wählerpartei, die die Proteste und Forderungen eines breiten 
Spektrums von sozialen Gruppen aufgreift, und diese auf institutioneller Ebene ver- 
tritt: d.h. sie wird zu einer großen demokratischen und reformistischen Kraft“ (8). 

Hat die KPI — wie ihr von Seiten der ;,‚Neuen Linken“ häufig zum Vorwurf 
gemacht wurde — ihren Klassencharakter verloren, ist sie zu einer modernen Volks- 
partei nach sozialdemokratischem Muster oder gar zu einer reinen Wahlpartei 
(„catch-all-party‘“) geworden? 

Barbagli/Corbetta (9) haben in ihrer jüngst erschienenen empirischen Unter- 
suchung über die Mitglieder- und Führungsstruktur der KPI 1968-1978 dieser These 
widersprochen. Sie zeigen auf, daß das von Togliatti bereits unmittelbar nach dem 
2. Weltkrieg geprägte Selbstverständnis einer Massenpartei, die alie Kräfte des Volks 
erfaßt und sich in allen Poren der Gesellschaft einnistet, von der Parteiführung selbst 
in der Phase des kontinuierlichen Mitgliederschwundes (1954-68) nicht aufgegeben 
worden sei, nach 1968 aber, aufgrund des Mitgliederaufschwungs und der zuneh- 
menden Verankerung in der gesellschaftlichen Realität, zusätzliche Bestätigung er- 
fahre. 

— Zwischen 1968 und 1976 hat sich die Zahl der Parteimitglieder um 301.935, d.h. 
20.2 %, erhöht; der Anteil der KPI-Mitglieder an der Bevölkerung ist damit von 4.2 
6 JIl Maenifesto (2.2.1978) berichtet, daß die Mitgliedswerbung (‚‚tesseramento“) hier 10 % 

unter der des Vorjahres liegt. Vgl. auch L‘Unita (12.1.1978) 

7 Einen guten Einblick in die innerparteiliche Diskussion gibt die vielbeachtete kritische 

Darstellung des gegenwärtigen Zustands der Organisation an der Basis von G. Cervetti, 


Verantwortlicher für Organisationsfragen bei der Direktion der PCI und anderer Regional- 
sekretäre „Il partito oggi, Il rapporto con ke istituzioni e con le masse“ in: Rinascita (6.1. 


1978) 

8 L. Magri, F. Maone, „Die Kommunistische Partei Italiens — Aufbau und Führungsmetho- 
den“ in: Kursbuch n. 26 (Dezember 1971) S. 35 

9 M. Barbagli/P. Corbetta, Partito e movimento: aspetti e rinnovamento del PQI, Iscritti e 


Quadri: 1968 - 1978 in: /nchiesta, a. VIII, n. 31 (Jan./Febr. 78), S. 3 ff. 

Soweit nicht anders vermerkt, stützen sich unsere empirischen Angaben auf diese sehr 
interessante und gründliche Analyse, die an der Universität Bologna in enger Zusammen- 
arbeit mit dem Büro für Wahlen und Statistiken und der Organisationssektion der Direk- 
tion der PCI angefertigt wurde und der eine Fülle von bisher unausgewertetem Quellen- 
material zugrunde liegt. 
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% auf 4.7 %, d.h. um 12.4 % gestiegen. Damit ist eine deutliche Tendenzwende ge- 
genüber dem seit 1954 unaufhaltsam scheinenden Mitgliederschwund zu verzeich- 
nen (Tab. 1), wenngleich die nach dem Krieg überschrittene 2 Millionen-Grenze 
auch heute noch nicht wieder annähernd erreicht worden ist. 

Der Mitgliederzuwachs erfolgt jedoch langsamer als der Wählerzuwachs in die- 
ser Zeit, d.h. auf 1 Parteimitglied fallen 1968 5.72, 1976 7.02 Wählerstimmen (Tab. 
1 — 4. Spalte) — ein sicheres Indiz für den Trend zur Wählerpartei, der von der Par- 
teiführung jedoch keineswegs positiv gesehen wird: 

„Wir sind mit einer sich öffnenden Schere zwischen Stimmen und Mitgliedern 

konfrontiert: dem Zuwachs an Konsens entspricht kein entsprechender Zuwachs an 
Organisationsstärke. Wenn es uns nicht gelingt, die Punkte der Schere anzunähern, 
werden wir nicht in der Lage sein, den Konsens zu halten, geschweige denn zu ver- 
walten. Wir sind keine Meinungspartei: wir müssen eine Massenpartei sein‘. (10) 
— Der Aufwärtstrend in der Mitgliederentwicklung seit 1968 (verstärkt nach 1972) 
hat zu einer nationalen Angleichung der territorialen Ungleichgewichte der Partei 
geführt (dasselbe trifft für die Wählerschaft zu), da der Zuwachs am höchsten in den 
traditionell schwachen Parteizonen (Süden und „weiße“ Regionen) ist (Tab. 4). 
1974/75 erhöht sich der Anteil der Neueintritte in Neapel um 31 %, Salerno 30 %, 
Cagliari 26 %, Brescia 29 %, Verona 28% (11). i 

Dennoch ist die regionale Ungleichheit auch heute noch erheblich, wenn man 

bedenkt, daß 1974 knapp die Hälfte aller Parteimitgliederin den „Roten Regionen“, 
ein Viertel allein in der Emilia-Romagna ansässig waren. 
— Tab. 5 zeigt, daß nach 1968 der Anteil der Jugendlichen im Alter von 18-25 Jah- 
ren erheblich gestiegen ist. Von einer Verjüngung der Partei kann deshalb nicht die 
Rede sein, weil auch der Rentneranteil (der Resistenza-Generation) steigt. Der Jahr- 
gang der 35-45-jährigen ist heute an der Basis, aber auch in den Führungsgremien 
am schwächsten repräsentiert. 

Ein Sonderproblem ist die Entwicklung der kommunistischen Jugendorganisa- 
tion FGCI (Tab. 1 letzte Spalte und Schaubild 1). Sie ist unter dem Eindruck der 
Studentenbewegung 1968/69 auf die Hälfte zusammengeschrumpft; das 1972 ein- 
setzende Wachstum macht bereits 1976/77 einem erneuten Mitgliederschwund Platz. 
Das gestörte Verhältnis zwischen Partei und ihrem Sorgenkind FGCI kommt darin 
zum Ausdruck, daß von 100 Parteimitgliedern 1953 noch 20 der FGCI angehörten, 
1968 sind es noch ganze 7. Das zeigt, daß es der Partei trotz der ungeheuren Politi- 
sierung der italienischen Jugend in den letzten 10 Jahren nur auf der Wählerebene 
(12) gelungen ist, bei der Jugend aktive Zustimmung zu finden. 


10 A. Papuzzi, Una machina celebre e misteriosa, in: Nuova societa (18.3.1977), S. 28 zit. 
nach Barbagli, a.2.0., S. 10 
(Die PCI sieht sich heute mit einem neuen Phänomen des Wechselwählers konfrontiert. 
Es wird von ihr zur Erklärung des überraschenden Stimmenverlusts im Zeichen der Moro- 
entführung herangezogen. Vgl. E. Berlinguers Analayse der Wahlergebnisse in: Z‘Unita 
(26.5.1978) 

11 Il Manifesto, 18.3.1975 

12 Die Stimmen der Erstwähier zwischen 18 und 25 Jahren haben sich bei den Parlaments- 
wahlen 1976 folgendermaßen aufgeteilt: DC (37.3 %); PCI (37.2 %); DP (8.9 %); PSI (6.2 


76 


Schaubild 1: Entwicklung des Organisationsgrads der PCI und der FGCI 1964 — 1977 
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— Ähnlich wie bei den Jugendlichen verhält es sich bei den Frauen. Auch sie haben 
1974/75/76 ganz wesentlich zu dem Stimmenzuwachs der Partei beigetragen (13), 
aber nur wenig Neigung verspürt, sich in der Partei zu organisieren. Die Statistiken 
zeigen, daß sich der Anteil der Frauen in der Partei im nationalen Durchschnitt re- 
lativ kontinuierlich um 20 % bewegt hat und auch die autonome Frauenbewegung 
diesbezüglich kaum Veränderungen bewirkt hat. Beträchtliche Differenzen sind al- 
lerdings auf territorialer Ebene festzustellen: im Süden liegt der Anteil der Frauen 
an der lokalen Parteimitgliedschaft bei 10 %, in der Toscana und Ligurien bei 24 %; 
allein in der Emilia ist ein traditionell überdurchschnittlich hoher Frauenanteil (37.4 
%) zu beobachten. Kurios mutet die Tatsache an, daß vor 1956 die Frauen einen 
höheren Anteil der Mitgliedschaft repräsentierten als heute, doch ist zu vermuten, 


%); MSI (2.9 %); Rad. (2.4 %). (DP = Democrazia Proletaria = Wahlkartell der Neuen Lin- 
ken). Vgl. A. Coppola, L’Italia del 20 guigno, in: Rinascita n. 25 (25.6.1976) 

13 Nach G. Sani, „The Italian Electorate in the Mid-Seventies: beyond Tradition?“ sind 50 
% der Stimmen, die die KPI 1976 erhalten hat, von Frauen abgegeben worden. Zit. nach 
Barbagli, S. 44, Fußnote 77 
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daß dies in den 50er Jahren stärker auf Wunsch des Familienoberhauptes geschah 
als heute (14). 

Entsprechend der gesellschaftlich dominanten Rollenverteilung, die sich bis 
vor kurzem fast bruchlos in der Partei reproduziert hat, sind die Frauen in den Füh- 
rungsgremien unterrepräsentiert: zu 13.5 % sind sie in den Föderationskomitees, zu 
13 % im ZK und zu 6.1 % in der Parteiführung vertreten. Die jüngste Entwicklung 
läßt einen relativen Erfolg der Bemühungen um mehr Frauen in den Führungsgre- 
mien erkennen: Die Zahl der Frauen in den Föderationskomitees ist zwischen 1972 
und 1975 von 639 auf 902 (15) angestiegen, ebenso hat sich der Anteil der KPI-Par- 
lamentarierinnen, der 1968 einen Tiefstand erreicht hatte, bei den letzten Wahlen 
merklich erhöht. Auch die Zahl der über KPI-Listen in die Gemeinde- und Stadtpar- 
lamente gelangten Frauen ist 1975 auf weit über das Doppelte angestiegen (16). 


Partei und gesellschaftliche Konflikte 


3. Dasselbe Phänomen der schwachen Repräsentanz der KPl in den Entscheidungs- 
zentren des Klassenkampfs und der neuen sozialen Bewegung, das wir bereits in Be- 
zug auf Frauen und Jugendliche feststellten, läßt sich auch in Bezug auf die Groß- 
städte beobachten. 

„In den 12 größten Städten konzentriert sich ein großer Teil der Bevölkerung, 
der ökonomischen Potenz, der finanziellen Ressourcen, der Macht und des politi- 
schen Einflusses, der intellektuellen und kulturellen Energien des Landes ... Unsere 
Partei erhält in diesen Städten mehr als 1/5 der Stimmen, aber nur 1/8 der organisa- 
torischen Stärke“ (17). 

Barbagli/Corbetta sind in ihrer Untersuchung schwerpunktmäßig genau auf 
dieses Problem des Verhältnisses zwischen KPI und sozialer Bewegung, deren Zen- 
tren in den Großstädten im Nordwesten des Landes angesiedelt sind, eingegangen. 
Sie unterscheiden 2 Komponenten der sozialen Bewegung (Schaubild 2): 


a) die urbane Komponente, repräsentiert durch die „68er Bewegung“, die mit ihren 
kulturrevolutionären Formen und Inhalten sich über die Studentenbewegung 
hinaus auf eine Vielzahl von Bereichen des städtischen Lebens erstreckt. Sie hat 
ihr Zentrum in den Großstädten im Nordwesten (besonders Mailand), greift aber 
rasch auf die Peripherie, d.h. die übrigen Großstädte des Landes über. 


14 Da sich nach Ansicht vieler Kommunisten die Stärke der Partei in ihrer Mitgliederzahl 
ausdrückte, wurden viele Familienangehörige Parteimitglieder, ohne in der Organisation 
aktiv zu werden. Amendola berichtet, daß er bei der Übernahme der Organisationskom- 
mission Mitte der 50er Jahre zu seinem Erstaunen feststellte, daß viele Föderationen sta- 
pelweise von der Zentrale bezahlte Mitgliedsausweise konservierten, um den damals ein- 
setzenden Mitgliederschwund zu kaschieren. G. Amendola, „Il rinnovamento del PCI“, 
Ed. Riuniti, Roma 1978, S. 62 

15 G. Cemwetti, „Partito digoverno e di lotta‘‘, Ed. Riuniti, Roma 1977 

16 L‘Unita (5.12.1977) 

17 C. Ghini, „Vita politica e partecipazione nelle grande citta‘“, in: Rinascita (23.10.1970), 

S.6 
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Schaubild 2: Vergleich zwischen Mitgliederzuwachs der Kpr (Organisationsgrad 1968 = 100) 
und Intensität der Bewegung 
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b) die Arbeiterkomponente, d.h. die neuen Formen von Betriebskonfliktualität, wie 
sie im „Heißen Herbst“ prototypisch in Erscheinung getreten sind. Auch sie hat 
ihr Zentrum in den Großstädten im Nordwesten, greift aber auch auf einen Teil 
der Provinzstädte mit hoher Arbeiterkonzentration im Nordwesten und Nord- 
osten des Landes über. 

In Bezug auf den Zusammenhang mit dem Mitgliederzuwachs der KPI kommen die 

Autoren zu folgendem Ergebnis: Das gängige Erklärungsmuster, daß sich nach 1972 

in der rückläufigen Phase der sozialen Bewegung über die KPI eine Institutionalisie- 

rung der Konflikte vollzogen habe, trifft nur z.T. zu und muß weiter differenziert 
werden: 

— In den städtischen Zentren der Bewegung im Nordwesten hat es die KPI auch 
nach 1972 schwer, Fuß zu fassen; die Zuwachsrate ist hier weiterhin gering. In 
Mailand liegt die Zuwachsrate 1975 noch immer 15 % unter der von 1968. Es 
kann hier keine Rede davon sein, daß die Bewegung in der Partei aufgegangen ist. 

— Hohe Zuwachsraten lassen sich nach 1972 besonders in den durch die „68er -Be- 
wegung“ beeinflußten Großstädten insbesondere des Südens und in den durch 
die neue Ausweitung der Arbeiterkämpfe in Bewegung geratenen Provinzstädte 
im Nordosten und -westen feststellen. 

„Der organisatorische Aufschwung der PCI läßt sich nicht so sehr auf den Eintritt 

zentraler Sektoren der Bewegung in der Phase ihres Rückflusses zurückführen, als 
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vielmehr auf einen langsamen Prozeß der Absorption der Randbereiche der Bewe- 
gung, der bereits unmittelbar nach 1968 einsetzt.“ (18) 

Die Schlußfolgerung, die daraus für die Charakterisierung der KPI zu ziehen 
ist, lautet: Die Partei zieht ihre Stärke nicht aus der offenen sozialen Dynamik der 
Klassenkämpfe und der kulturrevolutionären Bewegungen, sondern aus der Verein- 
heitlichung und Vermittlung der sozialen Bewegung ins politische System. Sie ist 
keine Avantgarde- und auch nur noch wenig Kampfpartei, sondern politische Ver- 
tretungsinstanz der Arbeiterbewegung und der fortschrittlichen Strömungen im po- 
litischen System (19). 

Ihre nach 1972 zweifelsohne gestärkte Präsenz in der „‚societä civile‘“ ist also 
weit weniger sozial-mobilisierender als politisch-repräsentativer Natur. Die Partei 
sieht ihre Aufgabe schwerpunktmäßig darin, die in der Gesellschaft aufgebrochenen 
Konflikte in einem weitverzweigten kapillaren Institutionensystem repräsentativer 
Natur in den einzelnen Bereichen (Schulen, Krankenhäuser etc.) und auf der unter- 
sten Ebene der staatlichen Verwaltung (Kommunen, Quartiere) mit den unterschied- 
lichen Interessen des eigenen sozialen Blocks und denen des herrschenden Blocks zu 
vermitteln. 


Die KPI als „nationale Volkspartei“ 


4. Wie setzt sich der soziale Block der in der KPI organisierten und repräsentierten 
Kräfte zusammen und welche Veränderungen haben sich im Zeitraum 1968-76 voll- 
zogen? 

Eine Analyse des Wählerzuwachses bei den Kommunalwahlen vom 15. Juni 
1975 und den Parlamentswahlen vom 20 Juni 1976 ergibt, daß es der Partei gelungen 
ist, über ihren traditionellen Wählerstamm des städtischen und ländlichen Proletariats 
und einen Teil der Mittelschichten in den „Roten Regionen“ hinaus Teile der katho- 
lischen Arbeitnehmerschaft, der neuen städtischen Zwischenschichten im Dienstlei- 
stungs- und Bildungsbereich, vor allem aber der Frauen und Jugendlichen für sich zu 
gewinnen. Ein überproportionaler Stimmenzuwachs ist vor allem im Süden zu ver- 
zeichnen. Neapel hat mit 43 % einen höheren KPI-Stimmenanteil als Turin. Wahl- 


18 Barbagli a.a.O., S. 20 

19 Magri/Maone konstatieren 1974, daß sich — verglichen mit 1969 — der Bezug der Partei 
zur Bewegung verbessert hat, daß die Erneuerung des Willensbildungsprozesses aber auf 
halbem Wege steckengeblieben sei, da die politische Linie 
— die Resultante eines politischen Vermittlungsprozesses sei, der die unterschiedlichsten 
Ansprüche und Erwartungen berücksichtigen müsse und daher zwangsläufig pragmatisch, 
wenn nicht gar ambivalent sei 
— aus einem langen und zeitraubenden Vermittlungsweg zwischen Ausarbeitung und Aus- 
führung einer Aktion resultiert, d.h. die Aktion den Ereignissen zwangslläufig nachhinkt 
— in die Kompetenz der Verhandlungsführung von Experten fällt, die eine aktive Teilnah- 
me der Basis immer schwieriger werden läßt. 
L. Magri/F. Maone, „Problemi e organizazzione nell‘esperienza del PCI“, in: „Classe, con- 
sigli, partito‘“, I11Manfesto, Quaderno n. 2, 1974, S. 196 ff. Es handelt sich um eine erwei- 
terte Fassung d&s oben zitierten Kursbuchaufsatzes j 
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Schaubild 3: Entwicklung des Organisationsgrads der verschiedenen sozialen Kategorien der 
KPI 1968 — 1976 
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analysen ergeben, daß nicht in den großen Städten mit der höchsten Arbeiterkon- 
zentration, sondern in den Provinzstädten mit einem ausgeglichenen Anteil von Ar- 
beitern, Handwerkern und Angestellten die Zuwachsrate am höchsten ist. Die natio- 
nale Rolle der Partei erfährt eine Stärkung nicht nur dadurch, daß sie als stärkste 
oder zweitstärkste Partei gezwungen ist, eine politische Führungsfunktion zu über- 
nehmen, sondern auch durch eine wesentlich ausgeglichenere territoriale Verteilung 
ihres Wähleranhangs. 

Die relativ hohe Heterogenität in der sozialen Zusammensetzung nicht nur der 
Wählerschaft, sondern auch der Mitgliedschaft der Partei reicht bis in die unmittel- 
bare Nachkriegszeit zurück. 1946 begründete Togliatti in einer berühmt gewordenen 
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Rede (20) die positive Haltung der KPI zu den traditionellen Mittelschichten. Um 
die Gefahr der gesellschaftlichen und politischen Isolierung der zahlenmäßig schwa- 
chen, auf den Norden konzentrierten Industriearbeiterklasse zu verhindern, die in 
den 20er Jahren die Niederlage der Arbeiterbewegung begründet habe, müsse die 
Partei in ihrer Bündnispolitik der italienischen Sozialstruktur mit ihrem noch relativ 
hohen Anteil kleiner Warenproduzenten Rechnung tragen. 

In Mittelitalien hat das Bündnis aus Arbeiterklasse und traditionellen, städti- 
schen und ländlichen Mittelschichten (Handwerker und Händler in den Städten, 
Bauern und Halbpächter („mezzadri‘‘) auf dem Land) eine nicht nur die Partei, son- 
dern vermittelt übersie auch das gesamte ökonomische und politische Leben bestim- 
mende Stellung gewonnen (21). Die hegemoniale Rolle der KPI in diesen „Roten 
Regionen“ hat ihre materielle Grundlage in einem weitverzweigten, in das nationale 
Wirtschaftssystem organisch eingegliederten Kooperativsystem und in einem alle Le- 
bensbereiche erfassenden Netz sozialer und kultureller Einrichtungen, in denen bis 
heute der Antifaschismus als dominante Ideologie lebendig geblieben ist. Die KPI 
fungiert in diesem demokratischen Block einerseits nach innen als Interessenkoordi- 
nator, andererseits vertritt sie — vermittelt über ihre dominante Position in den Re- 
gional- und Kommunalverwaltungen und als Planungsinstanz der sozialen Entwick- 
lung — dessen Interessen gegenüber der staatlichen und privaten Großindustrie und 
Finanzbourgeoisie, sowie den zentralstaatlichen Instanzen (22). Daß gerade Bologna 
im Frühjahr 1977 zum Zentrum der neuen Studentenbewegung wurde (23), zeigt, 
daß die mit der ‚Marginalisierung‘ der arbeitslosen Studenten und Jugendlichen ver- 
bundenen neuen Widersprüche bislang auch in dem dezentralisierten Institutionen- 
system der „Quartiersräte“ keine angemessene Berücksichtigung gefunden haben. 


... als Klassenpartei ... 


5. Im Norden kommt der Arbeiterkomponente im sozialen Spektrum des Integra- 
tionszusammenhangs der Partei eine wesentlich stärkere Rolle zu, als in den übrigen 
Teilen des Landes; in Piemont, Venezien und der Lombardei beträgt sie über 50 %. 
Die Partei ist jedoch — darauf haben wir bereits oben hingewiesen — in den Klein- 
und Mittelbetrieben der Provinzstädte weitaus stärker gewachsen als in den indu- 
striellen Großbetrieben der Metropolen; daran hat sich trotz der enormen Politisie- 
rung und militanten gewerkschaftlichen Erfahrung der letzten 10 Jahre wenig geän- 


20 P. Togliatti, „Ceto medio e Emilia Rossa, Conferenza tenuta a Reggio Emilia (24.9.1946), 
in: ders., „La questione dei ceti medi‘, Ed. Riuniti, Roma 1973 

21 = Graziani, „Le tre Italie“, in: Quaderni Piacentini a. XVI, n. 65-66 (Febr. 1978), 8.61 

22 M. Serafini, „Come e nato il ‚modello emiliano‘ e come entra in erisi“, in: Il Manifesto 
(23.9.1977) 

23 Th. Bieling, „Acht Tage im Roten Bologna. Die italienische Studentenbewegung in einer 

kommunistisch regierten Stadt“ in: Politikon n. 59 (April 1978), Zum Begriff ‚Marginali- 

ae s. die Artikel zur Jugendarbeitslosigkeit und zur Studentenbewegung in diesem 

eft, 
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dert. Tab. 3 zeigt, daß sich der, die gesamten 60er Jahre bestimmende absolute 

Rückgang der organisierten Arbeiter (24) 1968-71 weiter fortgesetzt hat, aber 1971- 

74 erneut ein großer Zustrom von Arbeitern, insbesondere im Süden, einsetzt. Daß 

die Arbeiterklasse, die mit einem relativ stabilen Anteil von 41 % (unter Einschluß 

von Hausfrauen und Rentnern 60 %) immer noch die weitaus stärkste soziale Kom- 
ponente in der Partei darstellt, heute weit weniger als in den 50er Jahren das Gesicht 
der Partei prägt, hängt nicht nur mit der veränderten Stellung der Partei im politi- 
schen System, dem starken Rückgang von Arbeiterkadern in den Führungsgremien, 
sondern auch mit kulturellen Erscheinungen zusammen, die C. Donolo (25) als Pro- 
zeß einer fortschreitenden „soziokulturellen Homologisierung‘‘ der Arbeiterklasse 
beschtieben hat: Gemeint ist eine soziokulturelle Angleichung des Proletariats an 
die übrige Gesellschaft aufgrund der Erosion der traditionellen Klassenkultur. Diese 

Entwicklung findet nicht zuletzt darin ihren Ausdruck, daß auch die Arbeiter sich 

immer mehr auf der territorialen Ebene der Sektion, als auf der Ebene der Produk- 

tion in Fabrik- und Betriebszellen organisieren. Die Zahl der Fabrikzellen ist von 

11.495 (1954) und 3.819 (1967) auf 653 (1974) zusammengeschrumpft (26). Auf 

territorialer Ebene aber haben es selbst in Zonen mit einem relativ hohen Anteil von 

Industriearbeitern die Arbeiterkader schwer, sich gegenüber den akademisch gebilde- 

ten, verwaltungstechnisch routinierten und fachlich spezialisierten Vertretern der 

Mittelschichten durchzusetzen (27): Der Anteil der — hauptsächlich im Dienstlei- 

stungs- und Bildungsbereich tätigen neuen Mittelschichten an der KPI-Mitgliedschaft 

ist in den Städten zwischen 1971 und 1974 erheblich angestiegen; in den Führungs- 
positionen (Tab. 2) haben sie sich eine dominante Stellung erobert. 

Entscheidend für das zukünftige Verhältnis zwischen KPI und Arbeiterklasse 

wird sein, ob die Partei die sich im Verlaufe der Krise und Restrukturierungsprozes- 

se vollziehenden Veränderungen in der Klassenzusammensetzung nicht nur registriert, 
sondern ihnen aktiv — in Mobilisierung und Organisation — zu begegnen versteht. 

Die dabei wichtigsten Probleme werden in der aktuellen italienischen Diskussion zur 

Klassenanalyse und Klassenpolitik mit den Begriffen ‚Produktions-Dezentralisierung‘ 

und ‚Tertiarisierung‘ bezeichnet: 

— Die Dezentralisierung ganzer Produktionsbranchen ist eine spezifische Form der 
kapitalistischen Rationalisierung, die — in Reaktion auf die kampfstarke Klassen- 
bewegung der Großbetriebe des Nordens (die ‚Rigidität‘ von Arbeitskraft und 
Lohn) — zur regelrechten Spaltung des Arbeitsmarkts geführt hat. Neben dem ge- 
werkschaftlich starken ‚primären Sektor‘ des Arbeitsmarktes existiert ein ‚sekun- 
därer Arbeitsmarktsektor‘ der in der Region ‚verstreuten Fabrik‘ (R. Alquati) v. 
a.in Klein- und Mittelbetrieben und durch die Ausweitung von Heimarbeit, der 
durch schwachen gewerkschaftlichen Organisationsgrad bzw. fehlende tarifliche 
und Arbeitsplatzsicherheit gekennzeichnet ist, und in dem — regional unter- 


24 Nach L. Magri/F. Maone, Kursbuch a.a.O., S. 36 hat sich die Zahl der KPI-Arbeiter von 
856 314 (1954) auf 617 039 (1967) reduziert. 

25 C. Donolo, „Gli aspetti dellfegemonia“, in: Rinascita (7.4.1978) 

26 L. Magri/F. Maone, „Problemi ...‘‘, a.a.0.,S. 213, und G. Cervetti, a.a.O., S. 52 

27 R. Gianotti, „Una leva di quadri dalle lotte operaie“ in:-Rinascita (12.8.1977) 
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schiedlich — die Grenzen von Arbeitslosigkeit, Schwarzarbeit, Saisonarbeit, Un- 
terbeschäftigung etc. verschwimmen (28) (was, wie Trentin in Prokla 31, 8.177 f., 
geschildert hat, auch die Gewerkschaftsbewegung vor ganz neue Probleme stellt). 
— Dazu kommt die Tatsache, daß in den letzten Jahren das numerische Wachstum 
der Arbeiterklasse stagniert, der Anteil der Industriearbeiterklasse an der Erwerbs- 
bevölkerung sogar gesunken ist, während im tertiären Sektor, im Verwaltungs- 
und Dienstleistungsbereich ein erhebliches Wachstum zu verzeichnen ist (29). 
Das hier (v.a. unter den ‚operaistischen‘ Theoretikern in der letzten Zeit viel disku- 
tierte) (30) neue Problem hat Aris Accornero prägnant als „Konflikt zwischen der 
nunmehr auftauchenden politischen Zentralität (der Arbeiterorganisationen in den 
Institutionen) und der infrage gestellten sozialen Zentralität (der industriellen Ar- 
beiterklasse)‘“ auf den Begriff gebracht. Die im März dieses Jahres in Neapel statt- 
findende Arbeiterkonferenz der KPI hat zwar die Sensibilität gegenüber diesen Pro- 
blemen, aber auch die durch rituelle Einmütigkeit und Militanz nur vordergründig 
kaschierte strategische Hilflosigkeit deutlich zum Ausdruck gebracht (31). 

So faßt die Auswertung von 5 000 der Fragebogen, die von den ca. 6000 Teil- 
nehmern der Arbeiterkonferenz ausgefüllt worden waren und deren erste Ergebnisse 
jüngst vorgestellt wurden (32), brennpunktartig die Schwachpunkte der Präsenz der 
Partei in der Arbeiterklasse zusammen: j 
-- Der eher politisch-repräsentative als gesellschaftlich mobilisierende Charakter der 
jüngsten Arbeiterzuwächse im Mitgliedsspektrum der Partei zeigt sich sowohl in der 
Zusammensetzung der Teilnehmer der Arbeiterkonferenz (ca. 2/3 sind nach 68, 
mehr als 1/4 sogar nach 75 in die Partei eingetreten; mehr als die Hälfte der Teilneh- 
mer hatte jedoch keinerlei Aufgaben in der Basisarbeit der Partei, und 61 % keiner- 


28 Die wichtigste neuere Literatur zu dieser Frage haben wir an anderer Stelle in unserem 
Kommentar zur italienischen Diskussion über die ‚zwei Gesellschaften‘, in: Ästhetik und 
Kommunikation-akut, Nr. 2 (vort. September 77) aufgeführt. 

29 Laut CENSIS-Bericht für das Jahr 1977 sind zwischen 1971 und 1976 900 000 Arbeits- 
plätze vor allem in der Bau-, Textil-, Nahrungsmittel- und Chemischen Industrie verloren- 
gegangen. Während in der Großindustrie — allein in FIAT-Mirafiori sind in den letzten 
Jahren durch Blockierung der Neueinstellungen 9 000 Arbeitsplätze verloren gegangen — 
ein Rückgang von 140 000 Stellen zu beobachten ist, verzeichnen die mittleren Unter- 
nehmen und Handwerksbetriebe einen erheblichen Stellenzuwachs. Im Bereich der Zwi- 
schenschichten ist mit 600 000 neuen Stellen, davon allein 470 000 Lehrern, auf der 
Ebene der mittleren Angestellten die größte Expansion zu verzeichnen, Zwischen Arbei- 
tern und Angestellten ist zwar eine Angleichung der Einkommensverteilung, aber eine ge- 
ringe Durchlässigkeit zwischen den Sektoren zu beobachten. Bei den Jugendlichen zeich- 
net sich immer deutlicher die Bevorzugung von Büro- gegenüber der Industriearbeit ab. 
Staatliche Finanzierung und Ausweitung des Tertiärsektors haben sich als die wirksam- 
sten Stabilisierungsfaktoren in der Krise erwiesen (vgl. Z‘Unita, 8.12.1977) 

30 S. die Akten der Paduenser Konferenz vom Ende 1977: Napolitano/Tronti/Accornero/ 
Cacciari u.a., „Operaismo e centralitä operaia‘‘, Roma, Ed. Riuniti, 1978; sowie den 
Kommentar von M.G. Meriggi dazu in aut aut, N. 164, S. 49 ff. 

31 Vgl. dazu die sehr interessanten Beiträge von Accornero, Donolo, Trentin, Garavini, Na- 
poleoni u.a. zum Thema „La classe operaia oggi — composizione materiale e identita cul- 
turale“, in: J] Contemporaneo, Beilage zur Rinascita, 7.4.78 (Nr. 14/78) 

32 S. die Auswertung der Befragung durch Mannheimer/Rodriguez/Sebastiani, in /] Contem- 
poraneo, 2.2.0. 
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lei gewerkschaftliche Aufgaben oder Funktionen) als auch in ihrem Urteil (in mehr 
als der Hälfte der Fälle beurteilten die Befragten die Mitgliedsentwicklung der Partei 
positiv — überdurchschnittlicher Zuwachs v.a. im Süden! — aber nur 13 % halten die 
Aktivität der Partei innerhalb der Fabrik für zufriedenstellend!). Diese Entwicklung 
ist im übrigen durchaus mit der „Krise der Fabrikräte‘, die Bruno Trentin an glei- 
cher Stelle mit schonungsloser Härte beschreibt, im Zusammenhang zu sehen! 

— Ebenso zeigt sich in der Herkunft der Teilnehmer der Arbeitskonferenz deutlich, 
daß die Partei weiterhin im wesentlichen die (Massen-)Arbeiter der Groß- und Mit- 
telbetriebe organisiert (30 % der Befragten kommen aus Betrieben mit 100-500 Be- 
schäftigten; fast 40 % aus Betrieben mit mehr als 1 000, im Süden sogar nahezu 60 
%), mehr als die Hälfte aus dem Metallbereich. Diese männlichen, ca. 30jährigen Ar- 
beiter, die zum großen Teil nach dem ‚heißen Herbst‘ Parteimitglieder geworden 
sind, sind gleichzeitig die ‚garantierten‘ Arbeiter, wie sich an ihrem für Italien ver- 
gleichsweise hohen Beschäftigungs- und Betriebsalter zeigt (anzianitä di lavoro/di 
azienda): 2/3 der Teilnehmer der Arbeiterkonferenz haben zwar bereits in mehr als 
einem Unternehmen gearbeitet, doch nur 7 % haben weniger als 2 Jahre Betriebsal- 
ter; fast 40 % arbeitet seit über 10 Jahren im gleichen Unternehmen und ein weite- 
res Drittel mindestens 5 Jahre. Der gesamte Bereich des „zweiten Arbeitsmarkts‘, 
der prekären, Saison-, Schwarz- und Heimarbeit in der ‚verstreuten Fabrik‘ (der 
‚nicht-garantierten‘ Beschäftigungsverhältnisse) fehlt in der KP-Mitgliedschaft nahe- 
zu völlig: Die Partei organisiert politisch die Arbeiter der Groß- und Mittelbetriebe 
in Nord- und Mittelitalien und der Großbetriebe im Süden. (Ca. 1/3 der Teilnehmer 
der Arbeiterkonferenz nur hält ihr Lebensniveau in den letzten Jahren für ver- 
schlechtert, im Süden jedoch sind es mehr als die Hälfte der Befragten). 

Im Süden hat sich das Gesicht der KPI durch den Mitgliederboom der letzten 
Jahre sicherlich am stärksten gewandelt. Sie hatte hier in den 50er Jahren in den 
Kämpfen für die Agrarreform vor allem auf dem Land Fuß gefaßt; heute ist ihre 
agrarische Komponente (Landarbeiter und Kleinbauern), die 1968 noch 37 % be- 
trug, auf 20 % gesunken, während in den Städten ein erheblicher Zuwachs bei den 
Arbeitern, den neuen Zwischenschichten und — in überdurchschnittlichem Maße — 
auch bei Intellektuellen und Studenten zu beobachten ist. 

Allerdings zeigt die Organisationsstruktur hier ihre größten Schwächen. Die 
Funktionäre haben wenig Klassenkampferfahrung, das Parteileben ist nur unzuläng- 
lich in der gesellschaftlichen Realität verankert, die Tendenzen zu Bürokratisierung 
und Karrierismus sind hier bei Funktionären und Mandatsträgern wohl am stärksten 
ausgeprägt. Die Schwierigkeit der KPI, ihre Rolle als Massen- und Kampfpartei aus- 
zufüllen, hat sich am deutlichsten in ihrer Schwierigkeit mit den Organisationen der 
Arbeitslosen gezeigt. Selbstkritische Stimmen aus den eigenen Reihen betonen, daß 
aufgrund der mangelnden Bedingungen für eine Hegemonie der Arbeiterklasse im 
Süden die kulturpolitische Dimension, „die Reorganisation der Idee des Sozialismus 
unter dem Gesichtspunkt des Massenkampfs“ (33) zu der zentralen Aufgabe wird. 


33 i 6 Vacca, „Dimensione statale e intellettuale massa — per un riesame della questione me- 
ridionale“, in: /I Manifesto (21.5.1978) 
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„Der Knoten der Krise der Sektion liegt hier: daß es ihr nicht gelingt, die ex- 
trem unterschiedlichen Terrains und Kampftypen — Wohnungsfrage, Urbanistik, 
Universität, Umweltschutz, — zusammenzufassen ... Es gelingt der Partei heute 
nicht mehr, sich zum Agent der Vereinigung der Kämpfe zu machen“ (34). 


..und als „Regierungspartei‘ 
Der Funktionär ‚neuen Typs“ 


6. Zwischen 20 und 30 Jahre alt, Parteimitgliedschaft seit 1972, oft jedoch wesent- 
lich jünger, Student oder abgeschlossenes Hochschulstudium, durch die 68er Bewe- 
gung politisiert, heute überzeugter, geradezu leidenschaftlicher Verteidiger der Poli- 
tik Berlinguers, großes Rede- und Verhandlungsgeschick, selbstsicheres Auftreten: 
das ist die Durchschnittserscheinung des neuen Funktionärstyps, der seit Mitte der 
70er Jahre auf mittlerer Parteiebene die Politik und das Alltagsleben der Organisa- 
tion bestimmt. Gegenüber den Selektionskriterien, die jahrzehntelang die Kaderbil- 
dung bestimmt hatten, haben sich damit Veränderungen durchgesetzt, die vielleicht 
radikaler als alles andere das Erscheinungsbild und den Charakter der Partei verän- 
dert haben. 

In den 50er Jahren rekrutierte sich das Führungspersonal der KPI auf der Ebe- 
ne der Sektionen und Föderationen noch im wesentlichen aus der Arbeiterklasse, 
während auf der höheren Ebene und in der Parteiführung Intellektuelle meist klein- 
bürgerlicher Herkunft dominierten, die oft ein jahrzehntelanges, durch den Antifa- 
schismus geprägtes politisches Engagement mit der Partei verband. Heute ist, wie 
Tab. 2 zeigt, auf der Föderationsebene der Anteil der Funktionäre, die aus der Ar- 
beiterklasse kommen, auf 26 % abgesunken; der Rückgang ist besonders stark seit 
Anfang der 70er Jahre, obwohl der Arbeiteranteil an der Basis in dieser Zeit absolut 
und relativ zunimmt. Je höher die Ebene der Delegation ist, desto geringer ist der 
Repräsentationsgrad der Arbeitermitglieder. Im Parlament hat sich der Anteil der 
aus der Arbeiterklasse aufgestiegenen KPI-Parlamentarier von 14.5 % (1953) auf 8.7 
% (1976) reduziert. 

Umgekehrt ist die Entwicklung bei den neuen Zwischenschichten (Angestellte, 
meist im Öffentlichen Dienst oder Bildungswesen, Studenten, Freiberufliche). Aus 
ihnen stammte 1954 3.3 % der Parteimitglieder und 34.5 % der Mitglieder der Föde- 
rationskomitees. 1974 sind es bereits 10.3 % der Parteimitglieder und 50.9 % der 
mittleren Funktionärsebene. 

Daraus ist zu schließen, daß heute nicht mehr Kampf- und Organisationserfah- 
rung im unmittelbaren Produktionsbereich, sondern Kompetenz, Redegewandtheit 
und diplomatisches Geschick, eine fachliche und politische Sozialisation, die meist 
schon außerhalb der Partei erfolgte, die Führungsauswahl bestimmen. Die Partei 
wird zum Sprungbrett einer gesellschaftlichen Karriere, denn sie öffnet heute weit 


34 B.De Giovanni, „I partito oggi“, in: Rinascita (6.1.1978) 
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mehr als früher den Weg zu Positionen und Ämtern, die einen hohen Grad gesell- 
schaftlicher Anerkennung mit sich bringen. 

Von der Gefahr einer Überalterung des Funktionärskörpers, von der Ende der 
60er Jahre viel die Rede war, ist heute nichts mehr zu spüren. Die meist sehr jungen 
progressiv-dynamischen Sektions- und Föderationssekretäre (1976 war über ein 
Drittel von ihnen jünger als 30 Jahre) verfügen jedoch häufig nur über wenig politi- 
sche Erfahrung, die dazuhin — wie oft von der „alten Generation‘“ mit einiger Skep- 
sis betont wird — fast ausschließlich im Zeichen des Erfolgs stand. Ein Drittel ist der 
Partei immerhin erst nach 1969 beigetreten, im Süden sind es z.T. weit über 40 %. 

‚Dieser Generationswechsel hatte sich Mitte der 70er Jahre relativ lautlos voll- 
zogen, da ein großer Teil der alten Generation in die kommunalen, regionalen und 
parlamentarischen Positionen aufgerückt war und so freiwillig den Jungen das Feld 
der organisatorischen Kleinarbeit überlassen hatte. Politisch hat er eine wesentliche 
Festigung der Linie Berlinguers mit sich gebracht, und zwar nicht in erster Linie 
durch eine (im übrigen praktizierte) geschickte Personalpolitik, sondern aufgrund 
der politischen Sozialisation der neuen Generation mittlerer Führungskader. Häufi- 
ger als bei den lokal verankerten und daher autonomeren ‚alten Kämpfern‘ machen 
sich bei den Jungen Aufsteigermentalität und Anpassung nach oben breit. 

. Mit dem Wandel von der Kampf- zur Regierungspartei ist ein Rückgang des 
politischen Lebens in der Sektion verbunden. Barbagli/Corbetta haben aufgezeigt, 
daß insbesondere in den großen Sektionen und dort, wo die Partei stark ist und be- 
reits auf kommunaler und regionaler Ebene regiert, die Beteiligung ziemlich gering 
ist und selbst bei den politischen Diskussionen vor den Parteitagen nicht über 20 % 
hinaus geht. Zudem hat sich das Aufgabenfeld und die politische Intervention auf 
institutioneller Ebene vervielfacht, was eine Zersplitterung der Parteiaktivitäten in 
einer Vielzahl sektorialer Initiativen unter der Kompetenz der jeweiligen Fachleute 
zur Folge hat. 

Die Funktion der Basis reduziert sich dadurch immer mehr auf die Konsens- 
beschaffung und Massenmobilisierung für die von den Funktionären in den Institu- 
tionen vertretene Politik. B. Ferrero, Regionalsekretär von Piemont, warnt vor ei- 
nem „Übermaß von Institutionalismus‘‘, der sich in der Partei breit macht. 

„Es besteht die Gefahr, daß die Partei in den Institutionen aufgeht, daß sie 
diese quasi zum ausschließlichen Terrain ihres Engagements macht‘ (35). 


Exkurs: Zwischenschichten und Staatsbürokratie 
Zur gesellschaftlichen Reservearmee der Democrazia Cristiana 


7. Bereits bei der Analyse der sozialen Basis der KPI in den ‚roten Regionen‘ stell- 
ten wir einen Zusammenhang fest zwischen der Rolle der KPI als institutionellem 
Vermittler sozialer Interessen und der breiten Fächerung des von ihr vertretenen ge- 
sellschaftlichen Blocks, der seit Kriegsende breite Teile der „Zwischenschichten“ 


En 


35 Rinascita, 6.1.1978 
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(der ceri medi) mit umfaßt. Der Vorschlag des „Historischen Kompromisses“ stellt 
nun auch den Versuch dar, dieses in den ‚roten Regionen‘ erprobte Konzept von ge- 
sellschaftlicher Bündnispolitik und institutioneller Vermittlung von der regionalen 
auf die nationale Ebene zu übertragen. Wie insbesondere in der KPI-Diskussion im 
Herbst 1973, als die Hypothese des „Historischen Kompromisses“ formuliert wurde, 
verschiedene KPI-Führer hervorhoben, bilden die „ceti medi‘‘ einen wesentlichen 
Knotenpunkt für die Perspektive einer nationalen Übereinkunft mit der DC (36). 
Denn: 
— auf nationaler Ebene sei die Christdemokratie u.a. die Partei der Zwischenschich- 
ten, während sie gleichzeitig 
— Partei des Staates ist, dessen „Geschichte, dessen Gebrauch und dessen Verwal- 
tung“, wie es Mario Tronti jüngst provokant formuliert hat, in Italien nicht auf 
die Geschichte des Verhältnisses der beiden Hauptklassen zurückgeführt werden 
kann, sondern eine zweite, gleichsam ‚parallele‘ Geschichte bildet (36a). 
Die neue Rolle der KPI als nationaler Regierungspartei rückt nun das Problem des 
Verhältnisses von Zwischenschichten und Staat, das in Italien eine spezifische Ge- 
schichte hat, in dem Maße verstärkt in den Gesichtskreis, wie die KPI versucht, 
„Staat zu werden“, in dem Maße also, wie sie direkt mit der staatlichen (und das 
heißt hier ebenso institutionellen wie sozialen) Identität der DC konfrontiert wird. 
Ehe wir auf die KPI-Konzepte der staatlichen Dezentralisierung eingehen, er- 
scheint es uns daher notwendig, an Überlegungen im ersten Teil des Artikels anknüp- 
fend (Prokla 29), auf einige Zusammenhänge aufmerksam zu machen, die die Rolle 
der „ceti medi‘ innerhalb der gesellschaftlichen Befriedungsstrategie der DC ver- 
deutlichen. Wir beschränken uns hier allerdings auf ein neuralgisches Moment staat- 
licher Vermittlung: auf die ‚burocrazia statale‘ und die „‚ceti medi“ in ihrer Funk- 
tion als politisch-administratives Personal. 
Gemeint ist die Kaste der Staatsbediensteten, die innerhalb des bürgerlichen 
Klientelblocks (d. „Staatsbourgeoisie“, V. Parlato) aufgrund ihrer gesellschaftlichen 
und politischen Relevanz das Kernstück darstellt. Es handelt sich dabei (37) um die 


36 Zur starken Stellung der „ceti medi‘“ unter den Adressaten des „Historischen Kompto- 
misses‘“‘, als dieser im Herbst 1973 formuliert wurde, vgl. beispielsweise Romano Ledda, 
„Prime riflessioni sull’esperienza cilena“, in: Rinascita, n.37 (21.9.1973), S. 8 f. Enrico 
Berlinguer, „Alleanze sociali e schieramenti politici, in: Rinascita, n. 40 (12.10.1973), 
S.3 ff; ferner „Chile — quatro demande‘‘ (Tavola rotonda), in: Rinascita, n. 41 (19.10. 
1973), S. 15 ff.; sowie Ottavio Cecchi, „La macchia d‘olio della ‚classe‘ media“, a.a.O., 
S5.10£. 

36a Mario Tronti in: „Operaismo e centralit® operaia“, a.a.0., S. 292 (aus dem Thesenpapier 
für den Paduenser Kongreß). Auf seine neuerdings in der KPI an Einfluß gewinnende 
Konzeption einer ‚Autonomie des Politischen‘, also der Institutionen gegenüber den so- 
zialen Bewegungen im Rahmen einer sozialistischen Strategie kann hier nicht eingegan- 
gen werden. Vgl. dazu das Vorwort von J. Agnoli zur italienischen Ausgabe „Lo Stato 
del capitale“, Milano, Feltrinelli 1978, S. 7 ff. und die im letzten Teil des Artikels ange- 
führten Arbeiten von Federico Stame. 

37 Soweit nicht anders vermerkt, vgl. f. die folgenden Ausführungen Saverio Caruso, „‚Buro- 
crazia statale e borghesia in Italia“, in: /nchiesta, a.II], n. 11 (iuglio-sett. 1973), S. 29-44; 
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Staatsbürokratie im engeren Sinne, um die staatlichen Bediensteten in den zentralen 
und Außenbehörden der Ministerialbürokratie, die sich 1973 auf ca. 300 000 Perso- 
nen beliefen (38). 

Die Aufblähung des staatlich-bürokratischen Apparates, die ein zentraies Mo- 
ment staatlicher Kontinuität seit dem Faschismus bis zur demokratischen Republik 
darstellt, wurde in den 50er und 60er Jahren von der DC zum System ausgebaut (39): 
es wurde damit, bezeichnenderweise, kurz vor den Wahlen im April 1948 begonnen, 
als der „Kalte Krieg“ ausbrach und die Mehrheitspartei DC nunmehr die Rekonstruk- 
tion des konservativ-zentristischen Herrschaftsblocks ins Auge fassen konnte. 

In dem vorgegebenen Rahmen können wir lediglich auf zwei im Laufe der 
Entwicklung sich herausbildende Konfliktherde aufmerksam machen, die im übrigen 
die widersprüchliche Aufgabe der DC kennzeichnen, organische Partei des Kapitals 
und zugleich Partei des Staates sein zu wollen und zu müssen. Zum einen ist das mit 
den Begriffen von Hörigkeit und Erpressung wohl am ehesten zu charakterisierende 
Verhältnis zwischen DC und „razza amministrativa‘“ gemeint: Eine Staatskaste, die 
sich, aufgrund ihres numerischen und politischen Wachstums der letzten Jahre, als 
Klientel der Democrazia cristiana nur noch in dem Maße versteht, wie diese „Staat 
ist“. Gestärkt aus ihrer wachsenden Identifikation mit dem Staat hervorgegangen, 
tritt sie selbst der politischen Partei DC als Hüterin des Staates von staatsbezogenen 
Wertvorstellungen von staatlicher Kontinuität schlechthin entgegen: Wenn die DC — 
um ein Beispiel anzuführen — „zu weit‘ zu gehen droht anläßlich der Schulreform 
(1972/73), indem sie die klassenspezifischen, gerade auch für die Rekrutierung der 
gehobenen Staatsdiener relevanten Selektionsmechanismen lockert oder — ein ande- 
res Beispiel — wenn die DC die Staatsbediensteten dazu „zwingt“, ganz entgegen de- 
ren korporativen Vorstellungen von einer in sich geordneten Gesellschaft, zur ge- 


38 Nicht berücksichtigt sind hier die Beschäftigten in den sogenannten „burocrazie parallele“ 
(enti parastatali und enti locali autonomi), deren Errichtung seinerzeit mit dem Versagen 
des traditionellen bürokratischen Apparates gerechtfertigt wurde, zugleich aber im Zu- 
sammenhang mit den klientelaren und elektoralistischen Vor- und Fürsorgemaßnahmen 
der DC zu sehen ist. ü 

39 Zur genaueren Kenntnis der DC-Kontrollmechanismen ist wissenswert: 1) Es fand vor 

allem eine erhebliche Vermehrung der Nicht-Planstellen statt (natürlich neben einer sol- 

chen der Planstellen): d.h. über der'Besetzung bzw. Verlängerung der befristeten und/ 
oder sachlich gebundenen Stellen schwebt beständig das Damoklesschwert der politi- 
schen Konjunktur. 2) In der Folgezeit wuchs die Anzahl der offen stehenden Planstel- 
len, während die Zahl der „planmäßig außerplanmäßig‘‘ Eingestellten bei weitem die 
tatsächlichen Planstelleninhaber übertraf und übertrifft. (Bes. die Ministerien für Finan- 
zen, Verteidigung, Öffentliche Arbeiten und das Schatzamt erledigen ihre Arbeiten über- 
weigend mit Nicht-Planstellen-Kräften). 3) Dieses eng verzahnte System von Bürokratie 
und politischer Macht, im übrigen ein wesentlicher Eckstein in dem skizzierten Gebäude 
der „centralita democristiana‘‘ (siehe Teil I, S. 144 ff.), wird ferner durch die Modalitä- 
ten der Stellenbesetzung in Schwung gehalten: Die Besetzung der Nicht-Planstellen er- 
folgt in der Praxis nur zu etwa einem Drittel auf der Basis des üblichen „concorso“, eines 
stark formalisierten Wettbewerbsverfahrens, während in der Mehrheit aller Fälle „andere 

Gründe“ den Ausschlag geben, d.h. daß klientelaren und kooptationsähnlichen Praktiken 

auch hier Tür und Tor geöffnet sind. 
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werkschaftlichen Waffe des Streiks zu greifen, anstatt ihren berechtigten Forderun- 
gen doch gleich stattzugeben. 

Der zweite Konflikttypus rührt aus dem Verhältnis von DC-Staat, dieser ver- 
standen als die politische Organisation der Reproduktion kapitalistischer Produk- 
tionsverhältnisse und einzelnen Kapitalfraktionen. 

Wir haben im früheren Zusammenhang (s. Teil I, S. 144 ff.) Phänomene wie 
Klientelismus, Parasitentum u.ä. in ihrer Funktion als politisches-gesellschaftliches 
Bindegewebe im DC-System herausgearbeitet und uns mit den daraus resultierenden 
„Kosten“ für den ökonomischen Akkumulationsprozeß auseinandergesetzt. Dieses 
Problem wiederholt sich nun im Verhältnis: Kapital auf der einen und scheinbar 
wildwüchsiger und disfunktionaler Staatsbürokratie auf der anderen Seite. Deren In- 
effektivität, ihr unmäßiges Verschlingen enormer Finanzmittel, d.h. letztlich ihre 
Arbeitsunproduktivität sind Bedingungen und Folge zugleich ihrer ‚numerischen 
Produktivität‘, also ihrer politischen Produktivität als „gesellschaftliche Reserve- 
armee‘‘ der DC. 

Der systematische. Ausbau dieses schwerwiegenden Sektors innerhalb des herr- 
schenden Blocks läßt sich nur im Rahmen der ‚ceti medi“-Politik der DC begreifen. 
Zunächst liegt auf der Hand, daß in dem (noch) spezifisch italienischen „System der 
erweiterten Reproduktion von Arbeitslosigkeit“ (siehe Teil I, S. 141) das durch den 
Staat kontrollierte Auffangbecken „Verwaltung und Bürokratie‘ als Stabilisierungs- 
instrument erheblich an Bedeutung gewonnen hat, zudem es sich politisch außeror- 
dentlich flexibel handhaben läßt. Die in dieser Form ausgeübte Kontrolle hoher per- 
manenter Arbeitslosigkeit kommt in erster Linie den „ceti medi‘ „‚zugute‘‘, aus de- 
nen sich die Staatsbediensteten in ihrer Masse rekrutieren. 

Darüber hinaus haben wir es hier mit einer für Italien bezeichnenden und wich- 
tigen Ausprägung gesellschaftlicher Integration durch den Staat zu tun. Wichtig so- 
wohl im Hinblick auf den Funktionswandel in Richtung Staatspartei, den die DC 
während ihrer dreißigjährigen Machtausübung durchlaufen hat, wichtig aber auch 
deshalb, weil es der interklassistisch sich preisenden DC hier gelungen ist, überwie- 
gend aus den Zwischenschichten kommende, tendenziell marginalisierte, Massen in 
prekärer sozialer Lage durch ihre Hereinnahme in den Staat, eben an denselben 
(und an die DC) zu binden. Dieser Prozeß der Einbindung weiter Teile der „ceti 
medi“ in den Staat, im Sinne ihrer auioritären Subsumierung unter ihn, wurde von 
Theoretikern des Korporativismus z.T. vor der faschistischen Machtübernahme in 
Italien bereits gedanklich antizipiert (40). Dieser Prozeß ist in mehrfacher Hinsicht 


40 Im Zusammenhang mit der Theoretisierung der planmäßigen Einbindung der Massen in 
den Staat, wobei den ‚„cefi medi‘“ Vermittlungsfunktionen auf politisch-institutioneller 
Ebene zwischen Bourgeoisie und Proletariat zukommen, ist zuerst der Name Alfredo 
Rocco zu nennen. Unter den italienischen Korporativisten einer der modernsten Köpfe 
sowie ein Mann der Praxis (als langjähriger Justizminister unter Mussolini) ging es ihm 
im wesentlichen: „um eine zeitgemäße institutionelle Strategie des autoritären Staates‘ 
(Ungari). Der Hinweis und weitergehende Überlegungen zu Fragen der Kontinuität ge- 
hen auf eine Vorlesung J. Agnolis zurück („Kapitalismus und Faschismus: Das korpora- 
tive System in Italien“, F.U. Berlin, SS 1978), die, so ist zu wünschen, demnächst als 
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relevant auch für die uns interessierende Frage nach der „Vermittlungs‘-Politik der 
KPI gegenüber Institutionen/Staat wie gegenüber den Zwischenschichten, denn die 
in das streng hierarchische System (bestehend aus 5 Laufbahnen) eingepaßten Staats- 
diener stammen längst nicht aus allen „Schichten des Volkes‘, wie es die aus dem 
antifaschistischen Widerstandskampf stammenden Väter der Verfassung wollten, 
Die Auslesemechanismen zugunsten der subalternen Schichten funktionieren gleich 
mehrfach: die „richtige“ familiäre Erziehung und der richtige schulische Werdegang 
lesen ebenso aus, wie die letzte Selektionsstufe, die Eignungstexts (‚‚concorso‘“), die 
über schichtspezifische Kenntnisse (Dante-Lektüre, lateinischer Zitatenschatz) ein 
ebensolches „savoir faire‘ einfach voraussetzen, und schließlich die Selektions- und 
Aufstiegsnormen innerhalb der Ämter selbst. Mit dem Ergebnis, daß letzten Endes 
die gehobenen und hohen Staatsdiener in ihrer überwiegenden Mehrheit unter sich 
bleiben. Sie kommen hauptsächlich aus Angestellten- und Kleinbürgerschichten, Das 
Bild von der im wesentlichen in sich ruhenden, selbstzufriedenen Kaste der am Staat 
sich orientierenden Bediensteten wird allerdings nachhaltig getrübt, und nicht nur, 
wie wir bereits sahen, aufgrund ihrer existentiellen Bindung an die politische Staats- 
partei DC. Denn die hypertrophe Bürokratisierung des Staates ging (und geht) einher 
mit der „Etatisierung‘“ besonders krisenbedrohter Schichten innerhalb der ‚„‚ceti me- 
di“, denen der Staatsdienst oftmals, wohl oder übel, als letzte Chance bleibt; im we- 
sentlichen handelt es sich um permanent von Arbeitslosigkeit bedrohte intellektuel- 
le Arbeitskraft. 

Dies trifft für ganz Italien zu. Verschärft wird die Situation noch durch die 
ökonomischen und sozialen Auflösungsprozesse im Südteil, im Mezzogiorno (41), 
wo zusätzlich den alten Zwischenschichten der Boden unter den Füßen weggezogen 
wird. Das besonders weit entwickelte Klientel-System der DC im Mezzogiorno so- 
wie, auf nationaler Ebene, der hohe Grad der „Meridionalisierung‘‘ der italienischen 
Bürokratie sind in diesem Zusammenhang zu sehen: Die staatliche Bürokratie ist zu 
einem zentralen (und mehr und mehr einzigen) Vehikel im Mezzogiorno geworden, 
das den von Deklassierung bedrohten Schichten innerhalb der „ceti medi‘‘ zum so- 
zialen Aufstieg bleibt, oder ihnen doch Schutz bietet vor Proletarisierung — bzw. 
präziser — vor Marginalisierung angesichts der Verengung der italienischen Produk- 
tinsbasis. 

Über diese spezifische Problematik hinaus heißt ‚„Etatisierung‘‘ der Zwischen- 
schichten in hohem Maße: Hereinnahme in den Staat von durch Arbeits- und Per- 
spektivlosigkeit bedrohten Mittel-, Ober- und Hochschulabsobenten. Diese finden, 
wenn überhaupt, in der staatlichen Bürokratie einen (zumeist „außerplanmäßigen‘‘) 
Arbeitsplatz, sehr viel seltener indes finden sie hier eine ihrer Qualifikation ange- 
messene Arbeit: Hochschulabgänger verrrichten Arbeiten von Oberschülern bzw. 
„ausführende Arbeiten“. Und selbst Inhaber leitender Positionen hatten aufgrund 
ihrer Ausbildung zunächst nicht vor, in die Staatsverwaltung zu gehen. Umfragen er- 


“Buch erscheint. Sehr informativ auch Paolo Ungari, „Alfredo Rocco e l“ideologia giuri- 
dica del fascismo“‘, Brescia 1974. 


41 S. Carlo Donolo, „Ungleichmäßige Entwicklung und Auflösung gesellschaftlicher Struk- 
turen“, Berlin 1974 
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gaben, daß ca. 60 % der hohen Staatsbediensteten zu ihrem Arbeitsplatz aufgrund 
„passiver Motivation‘ gekommen waren (d.i. Mangel an Alternativen; schnelle Ver- 
dienstmöglichkeit; relative Arbeitsplatzsicherheit, u.ä.), und daß auf die Frage, ob 
sie ihre Berufs, ‚wahl‘ gegebenenfalls wiederholen würden, ca. 50 % mit „no“ ant- 
worteten. 

Diesem Bild der widerspenstigen Einbindung in den Staat widerspricht nur 
scheinbar, daß die Staatsbediensteten sich als die Vertretung des „ceto medio“ 
schlechthin verstehen und nun eben aufgrund ihrer Stellung im Staat sich als wahr- 
haft gesellschaftlich-nationale Kraft sehen, mit Anspruch daher auf besondere Pri- 
vilegien. „Die ceti medi sind Leute, die sich in den Rängen der Freien Berufe und 
der Beamtenschaft qualifiziert haben... Ihnen, mehr als allen anderen, stehen daher 
die Möglichkeit, die Pflicht, ja das Recht zu, die Staatsangelegenheiten zu lenken 
und zu führen.“ (42) Dieses Bewußtsein beseelt im besonderen Maße a) die aus dem 
Mezzogiorno kommenden b) leitenden Beamten. 

Veröffentlichungen in dem Organ der leitenden Beamtenschaft, ‚Burocrazia‘, 
machen im übrigen deutlich, daß selbst schon in den jungen Jahren der Republik 
und des ‚„regime DC“ ein ausgeprägtes Bewußtsein vorhanden war von der politi- 
schen Vermittlungs-Aufgabe des ceto medio im Klassenstaat als Repräsentant staar- 
licher Bürokratie. 

„Die des Beamten ist eine Position für sich‘‘ — so heißt es 1952 in der ‚Burocrazia‘ -—, „‚die ge- 
genüber den anderen gesellschaftlichen Schichten autonom ist. Im Hinblick darauf muß man die 
Geburt der Beamtenschaft als Klasse untersuchen. Die von ihr ausgelöste soziale Mobilität wird 
ohne Zweifel von entspannender Wirkung auf die Klassengegensätze sein, die mit dem Auftreten 
der Arbeiterklasse gegen die Kapitalistenklasse entstanden sind. Mehr noch: die Angestellten- 
und Beamten-Klasse muß den Platz der alten Mittelschichten einnehmen, denn diese, mit Tradi- 
tionen vollgestopft, sozial unbeweglich und andauernd in Krise, sind ständig in Gefahr, Beein- 
flussungen anheimzufallen, ja selbst vom Klassendenken geprägten Einflüssen. Das Beamtentum 
macht deutlich, daß die marxistische Klassenkonzeption überwunden ist, deshalb kommt ihm 
nicht nur soziale, sondern vielmehr politische Bedeutung zu“. 

Angesichts des von häufigen Regierungskrisen, taktischen Manövern, „Korridor‘- 
Kämpfen und ultraschlauen Regierungsformeln geprägten politischen Alltags im 
„regime DC‘ gewinnt für den Durchschnittsbürokraten — trotz des Chaos in seinem 
Amt, trotz eventueller eigener Unfähigkeit zum Beamten — dennoch (und gerade) 
das Bewußtsein vom Staat an Solidität: „Die Regierungen kommen und gehen, der 
Staat bleibt bestehen‘ — sagt eine häufige Redewendung. Die Forderung nach einer 
„allgegenwärtigen Bürokratie‘ wird zur Sicherheitsformel in diesen unruhigen Zei- 
ten politischer und vor allem gesellschaftlicher Krise. 


Krise der Dezentralisierungsstrategie 


8. Jede gesellschaftsverändernde Politik stößt unausweichlich auf das Problem der 

herrschaftssichernden Bürokratie, _die — wie wir sahen — in Italien zudem noch in 

2 „Ceto medio, forza dei paese‘ (M. Vocino), in: }! Tempo, (14. Juni 1954), zitiert nach 
Caruso, a.a.0., S. 34. 
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ganz spezifischer Weise in der historischen und sozialen Realität des Landes verwur- 

zeit ist. Die KPl hat versucht, diesem Problem, das sich mit besonderer Dringlichkeit 

in dem Augenblick stellt, wo sie sich konkret mit den Aufgaben einer Regierungs- 
partei konfrontiert sieht, dadurch Rechnung zu tragen, daß sie: 

a) den Einfluß der konservativsten Gruppen im Staatsapparat durch politisch-parla- 
mentarische Kontrolle von außen ebenso wie durch Förderung gewerkschaftli- 
cher Organisierung von innen heraus zu neutralisieren sucht; 

b) der Machtkonzentration im zentralen Verwaltungsapparat durch eine möglichst 
weitgehende Dezentralisierung der staatlichen Kompetenzen auf die Ebene der 
Regionen und Kommunen und der Herausbildung einer neuen Schicht kompe- 
tenter Verwaltungsexperten entgegenwirkt; 

c) der Gefahr einer ausschließlich technokratischen Verwaltungsreform durch insti- 
tutionell garantierte Einfluß-, Kontroli- und Mitsprachemöglichkeiten der Öffent- 
lichtkeit auf der untersten Ebene der Verwaltung (,‚Ouartiersräte‘‘) zu entgehen 
sucht. 

Wir können uns hier nur darauf beschränken, einige Widersprüche aufzuzeigen, 

— die einerseits aus der Unvereinbarkeit einer breiten Dernokratisierung der Verwal- 

tung mit der konsensuellen Einbindung der „ceti medi‘ und der Politik der Verstän- 

digung mit der DC 

— und andererseits aus der Schwierigkeit, im Zeichen der sozialen Dauerkrise auf 

institutioneller Ebene einen dauerhaften aktiven Basiskonsens zu organisieren, resul- 

tieren. 

Die Wahlen vom 15. März 1975 haben der KPI einen erheblichen Machtzu- 
wachs auf der unteren und mittleren Institutionenebene des Staates erbracht. Hatte 
sich bis dahin ihr unmittelbarer Einflußbereich auf die drei „Roten Regionen“, 20 
Provinzen und einige mittlere Großstädte wie Bologna beschränkt, so waren ihr nun- 
mehr mit einem Schlag mehr als ein Drittel der öffentlichen Positionen im Bereich 
der Kommunal-, Provinz- und Regionalverwaltung zugefallen. Heute übt die KPl in 
14 der 20 Regionen Italiens einen bestimmenden politischen Einfluß aus (43), in 
fast allen Großstädten nördlich Roms, aber auch in Neapel und anderen Städten des 
Südens regiert eine linke Stadtverwaltung. Dies bringt nicht nur den relativ bruchlo- 
sen Integrationsprozeß der KPI in den Staat zum Ausdruck, sondern — mit Über- 


43 Die Zahl der „Roten Regionen“, in denen die Linke die absolute Mehrheit hat, ist über 
die drei traditionellen (Emilia-Romagna, Toscana und Umbrien) auf sechs (Piemont, 
Ligurien und Lazium) angewachsen, in 8 weiteren Regionen (Lombardei, Marche, Cam- 
panien, Abruzzen, Basilicata, Calabrien, Sizilien und Sardinien) ist die Regierung auf 
die äußere Unterstützung der KPI angewiesen. Hier hat die KPI parallel zu der Entwick- 
lung auf nationaler Ebene zunächst eine Einigung auf der Grundlage eines von allen Par- 
teien des „Verfassungsbogens“‘ unterstützten Regierungsprogramms, seit Ende 1977 so- 
gar — wie in Sizilien — auf der Grundlage einer Allparteienregierung angestrebt. Aber 
auch in den ‚„‚Roten Regionen‘ war die PCI um die Einbeziehung der DC in den Regie- 
rungskonsensus bemüht, was nicht zuletzt darin zum Ausdruck kommt, daß sie ihr frei- 
willig die Posten der Präsidentschaft des Regionalrats der Emilia und von Lazium über- 
ließ, die DG jedoch trotz dieses „institutionellen Kompromisses“ keine Gelegenheit ver- 
paßt, ihre Oppositionsrolle bis hin zur offenen Sabotage auszuspielen. 
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nahme konkreter Regierungsverantwortung im Zeichen der Krise — auch verschärf- 
ten Legitimationsdruck gegenüber ihrer eigenen sozialen Basis. 

Von Anfang an kennzeichnete das krasse Mißverständnis zwischen dem. Aus- 
maß der Probleme in den Städten und den zu ihrer Lösung zur Verfügung stehenden 
legalen und finanziellen Mitteln die Situation der „roten‘‘ Administrationen. In 
Großstädten wie Neapel, Rom, Turin und Mailand sind die aus der chaotischen 
Stadtentwicklung der letzten Jahrzehnte resultierenden Strukturprobleme (Boden- 
spekulation und Mangel an sozialem Wohnungsbau, Verkehrschaos und Luftverpe- 
stung etc.) viel zu tief in den lokalen Machtverhältnissen verwurzelt, als daß sie mit 
den Mitteln des „buon governo“, d.h. der unbestechlichen und effizienten Verwal- 
tung allein zu bewältigen wären. Sie werden 2.T. überlagert von neuen Problemen, 
die aus der Jugendarbeitslosigkeit und der zunehmenden Sinnentleerung des Lebens 
resultieren (Jugendkriminalität, Drogensucht, Terrorismus). In diesen Städten ha- 
ben sich seit Mitte der 60er Jahre auf Stadtteilebene zahlreiche spontane Initiativen 
und Basiskomitees gebildet, die es ablehnten, ihre sozialen und politischen Forde- 
rungen weiterhin an den Staat und die Parteien zu delegieren und die stattdessen 
versuchten, die Betroffenen selbst für die Lösung der konkreten Probleme des All- 
tags zu aktivieren und zu mobilisieren. Ihre Aktionen richteten sich direkt gegen die 
zentralisitsche, dem konkreten gesellschaftlichen Lebensprozeß entfremdete Büro- 
kratie, zielten jedoch weniger auf eine Demokratisierung der institutionellen Struk- 
turen, als auf die Initiierung eines massenhaften sozialen Lernprozesses unter den 
Betroffenen ab. 

Die von der KPI im kommunalen Bereich nach dem Vorbild des ‚‚Quartiersrä- 
temodells‘“ von Bologna vorangetriebene Dezentralisierungspolitik stellt ihrer Kon- 
zeption nach einen Vermittlungsvorschlag zwischen den spontanen Basisinitiativen 
und einer am Kriterium der Effizienz orientierten Verwaltungsreform dar. 

Kerngedanke dieser Konzeption von Kommunalpolitik ist, der seit Ende der 
60er Jahre als Massenbedürfnis erkannten Forderung nach einer neuen Qualität und 
Ausweitung der sozialen Dienstleistungen in einer neuen, die Schranken des büro- 
kratischen und repräsentativen Verwaltungssystems sprengenden Form Ausdruck 
zu verleihen: Historische Altstadtsanierung, die den „gemischten Lebensraum“ in 
den Zentren zu erhalten sucht, Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus, Errichtung 
von Kindergärten, Vorschulen und „Ganztagsschulen“, Gesundheitsambulatorien, 
Kulturzentren und Bürgerhäuser, Einschränkung des privaten Verkerhs zugunsten 
des öffentlichen etc. Auf die Planung und Verwaltung sollen alle Betroffenen nicht 
nur kontrollierenden, sondern initiierenden Einfluß haben. 

Die institutionelle Dezentralisierung der Verwaltung im kommunalen Bereich, 
wie sie seit Mitte der 60er Jahre in Bologna entwickelt worden war, hat sich heute 
— abgesichert durch ein nationales Gesetz (44) -—- in den meisten italienischen Groß- 


44 Das am 8.4.1976 erlassene Gesetz 278 über ‚Normen zur Dezentralisierung und Partizi- 
pation der Bürger in der kommunalen Administration“ sieht — mit möglichen Übergangs- 
regelungen — die Direktwahl der „Quartiersräte“ bzw. „consigli di circoscrizione‘‘ vor, 
die Bildung von Arbeitskommissionen, in denen auch interessierte Normalbürger mitar- 
beiten können, Stadtteilversammlungen, die auf Entscheidung des Quartiersrates oder 
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städten durchgesetzt. Aber im Gegensatz zu der Situation unmittelbar nach dem 15. 
Juni 1975 ist heute die Massenpartizipation der Basis weitgehend erlahmt, und zwar 
nicht nur auf Seiten der autonomen Basisinitiativen, bei denen sich — wie im Fall 
der „centri sociali‘ (45) — erneut ein antinstitutionelles Politikverständnis durchge- 
setzt hat, sondern auch auf Seiten der Parteibasis, die sich mit der Delegation des 
parteipolitischen Engagements auf die Mandatsträger in den Institutionen abgefun- 
den zu haben scheint. Die. Ursache dafür ist einerseits darin zu suchen, daß die 
„Quartiersräte‘‘ meist nur ungenügend in der sozialen Realität des Stadtviertels ver- 
ankert sind, die aktive Mitarbeit sich daher im wesentlichen auf die Delegierten der 
linken Parteien und die von der Kommune beauftragten „Experten“ reduziert, so- 
daß auch die „Quartiersräte“ nicht über die Erfahrung einer „demokratischen Büro- 
kratie“, d.h. einer Beschränkung auf Effektivierung und Rationalisierung der Ver- 
waltung hinausgehen. Andererseits ist nicht zu übersehen, daß die Politik der KPI 
heute weit weniger an der Entfaltung neuer Formen der Massenpartizipation und 
Selbstverwaltung, als an der programmatischen Verständigung mit der DC und an ei- 
nem Parteikonsens über die Modalitäten der Machtverteilung orientiert ist. Ange- 
sichts dieser Stillhalte- und Konfliktvermeidungspolitik breitet sich auch innerhalb 
der KPI und der von ihr mitregierten Kommunen erneut Verwaltungsroutine und 
reine Stellvertreterpolitik aus. 

Der institutionell gesicherte Spielraum sozialer Konfliktformen reduziert sich 
immer mehr, die Ausbreitung eines neuen Ordnungsdenkens, das den Staat zum 
Verhaltensmodell aller politischen Kräfte erklärt, vollzieht sich heute auch über die 
neuen gesellschaftlichen Vermittlungsinstitutionen (46). 


einer qualifizierten Mehrheit der Quartiersbevölkerung zustandekommen. Die Kompe- 
tenz des „Quartiersrats‘‘ betrifft a) die Aufstellung und Durchführung des Haushalts- 
plans, b) des Flächennutzungs- und Verkehrsplans und c) die Verwaltung der kommu- 
nalen Einrichtungen wie Schulen, Bibliotheken, sozialer und anderer kultureller Einrich- 
tungen auf Quartiersebene. Wichtig ist, daß das Initiativrecht der Bevölkerung in den Ar- 
beitskommissionen und Stadtteilversammlungen trotz des erheblichen Widerstandes der 
Bürokratie keine wesentliche Beschränkung erfahren hat. Cossutta/Stefanini/Zangheri, 
Decentramento e partecipazione, Ed. Riuniti, Roma 1977 

45 R. Cecchi, G. Pozzo, A. Seassaro, G. Simonelli, C. Sorlini (Hrsg.), Centri sociali auto- 
gestiti e circoli giovanili, Feltrinelli, Milano 1978 
Die Besetzung leerstehender Häuser und Fabriken und ihre alternative Nutzung als „cen- 
tri sociali‘‘geht auf die neuen kulturellen Initiativen der Jugendkollektive seit dem Herbst 
1976 zurück. Das „soziale Zentrum“ wird verstanden als Ort sozialer Selbsterfahrung, in 
dem die Jugendlichen die konkreten Dimensionen ihres Lebens (Wohnung, Arbeit, Frei- 
zeit, Sexualität, Drogen) in einen kollektiven Zusammenhang stellen und auf diese Weise 
den Prozessen zunehmender Zerstörung, Sinnentleerung und Gleichgültigkeit durch Prak- 
tizierung neuer kollektiver Lebensformen (Kritik der Widersprüche Arbeit/Freizeit; Mann/ 
Frau; Privatheit/Öffentlichkeit etc.) entgegentreten. 

46 R. Rossanda, Staat und Anti-Staat. 1! Manifesto (24.8.1977) und R. Canosa, „L’ordine 
pubblico ‚democratico‘ come controlle sociale“ in: Quaderni Piacentini n. 64 (luglio 
1977), 8. 13-27 
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9. Auch die mit der Regionalentwicklung intendierte strategische Zielsetzung einer 
„demokratischen Wirtschaftsplanung‘“ in einem übersichtlichen, organisch verbun- 
denen Raum, des qualifizierten Eingriffs in die Wirtschaftsentwicklung mit dem Ziel 
der „Erweiterung der produktiven Basis“, d.h. die Schaffung produktiver Arbeits- 
plätze in möglichst genossenschaftlich organisierten Betrieben, der Ausgleich räum- 
licher oder sektoraler Ungleichgewichte etc. ist bis heute weitgehend ein Desiderat 
geblieben. 

Die Verabschiedung des Ausführungsdekrets zu dem Gesetz 382 (1975) als 
Teil des Parteienabkommens vom Juli 1977, das auf eine grundsätzliche Neuauftei- 
lung von Kompetenzen und Finanzen zwischen zentraler, regionaler und kommuna- 
ler Ebene abzielt, stellt jedoch — zumindest potentiell — eine erhebliche Einschrän- 
kung des Einfluß- und Machtbereichs der zentralen Bürokratie und damit auch des 
Klientelsysterms der DC dar. Dies erklärt den erbitterten Widerstand, auf den die 
Einrichtungen dieser — in der Verfassung ausdrücklich geforderten (47) autonomen 
Zwischenstufe des Staates zwischen Regierung und Kommune bei Teilen der DC 
von Anfang an gestoßen war. 

Obwohl die Regionen als autonome staatliche Körperschaften mit direkt ge- 
wähltem Parlament, festumschriebenen Gesetzgebungskompetenzen etc. auf Druck 
des föderalistisch orientierten Flügels der DC in der Verfassung verankert worden 
war — im Gegensatz zur KPI, die damals eher zentralistisch eingestellt war — war es 
der DC 22 Jahre lang erfolgreich gelungen, die Regionalisierung zu sabotieren, da 
dies der zentralen Bürokratie einen beträchtlichen Anteil ihrer Macht entzogen und 
der Opposition zugleich die Möglichkeit gegeben hätte, in ihrem Machtbereich un- 
abhängig zu regieren. 

Erst im Zeichen der offenen Legitimationskrise des Staates, die vor allem in 
den gewerkschaftlichen Massenaktionen nach 1969 ihren Ausdruck fand, entstan- 
den die politischen Voraussetzungen zur Installierung dieses neuen staatlichen Ver- 
mittlungsinstruments. Die im Zeichen großer Reformeuphorie 1970 erfolgten ersten 
Regionalwahlen und die Formulierung der autonomen Regionalstatuten wiesen in 
ihrer Zielsetzung jedoch weit über eine bürokratische Dezentralisierungsmaßnahme 
hinaus (48). 

Noch wäre es verfrüht, ein abschließendes Urteil über das Tauziehen zwischen 
Staatsbürokratie, Regierung und rechtem Flügel der DC und der neuen reformfreu- 
digen „Funktionärsschicht der Verwaltungsinteliektuellen‘‘ (49) in den „roten Ad- 


47 Unter der Rubrik „Grundprinzipien“ heißt es in Art. 5 der Verfassung: „Die Republik ist 
eine Einheit und unteilbar; sie anerkennt und fördert die örtliche Selbstverwaltung, soıgt 
für die weitesgehende Dezentralisation der Verwaltung in den staatsabhängigen Diensten 
und paßt die Prinzipien und Methoden ihrer Gesetzgebung den Erfordernissen der Selbst- 
verwaltung und der Dezentralisation an.“ 

In den Art. 114-133 folgt dann die Kompetenzaufteilung zwischen Regionen, Provinzen 
und Gemeinden. s 

48 So können etwa nach dem Statut der Region Emilia-Romagna Gewerkschaften und Ge- 
nossenschaften, Quartiersräte etc. einen inhaltlich gestaltenden direkten Einfluß auf die 
Willensbildung der Regionalregierung nehmen. 

49 John Fraser, „‚L‘intellettuale amministrativo nelle politica del P.C.i.“, Liguori Editori, 
Napoli 1977 
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ministrationen‘ und den linken Parteien über die inhaltliche Ausgestaltung der Re- 
gionen zu fällen. Fest steht, daß es dabei um eine zentrale Machtauseinandersetzung 
über die zukünftige Funktion und Organisationsstruktur des Staates geht. Eine ge- 
genwärtige Zwischenbilanz bringt jedoch nur wenig Hinweise dafür, daß die PCI ih- 
rem strategischen Ziel a) der Einleitung eines neuen Typs ökonomischer Entwick- 
lung auf dem Wege der demokratischen Programmation und b) der Bindung der po- 
litischen Willensbildung an den realen Gesellschaftsprozeß auf dem Wege der Partizi- 
pation trotz ihres Machtzuwachses nach dem 15. Juni 1975 sehr viel näher gekom- 
men ist. Der Ausgang des Stellungskrieges in den regionalen und kommunalen Befe- 
stigungsanlagen wird von folgenden Bedingungen abhängen: 

— Gelingt es der PCI, den übergreifenden Einfluß der konservativen staatlichen Bü- 
rokratie und des ihr gleichgesinnten Verfassungsgerichts auf die inhaltliche Ausge- 
staltung der Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz der Regionen zurückzu- 
drängen? Gelingt es ihr, die Auflösung der überflüssig gewordenen Abteilungen in 
den Ministerien und „parallelen Verwaltungen‘ sowie der funktionslosen parastaat- 
lichen Einrichtungen durchzusetzen? 

— Gelingt es, den neuen Verselbständigungs- und Bürokratisierungstendenzen auf 
regionaler Ebene dadurch entgegenzuwirken, daß die Gesetzgebung transparenter 
gemacht und die Verwaltung an die kommunalen Behörden, bzw. an die dezentra- 
len Kommunalstrukturen delegiert wird? Entscheidend wird hier die im Regierungs- 
entwurf vorliegende gesetzliche Neuregelung der kommunalen Aufgaben, sowie die 
Durchsetzung der Finanzautonomie für Kommunen und Regionen sein. 

— Gelingt es, die gesellschaftliche undparteiliche Basisinitiativen abwürgenden Fes- 
seln des an der Spitze ausgehandelten Parteienkonsens zu sprengen, d.h. der Basis 
eine wirkliche autonome Mitwirkungsmöglichkeit zu sichern? Wo sich linke Politik 
auf die bloße Verwaltung des „status quo“ beschränkt, ist ein Rückfluß der ent- 
täuschten Wähler in die DC und ihr klientelares Interessenvertretungssystem unver- 
meidlich, vor allem im Süden. Wo Technokraten das Feld beherrschen, kann das Er- 
gebnis allenfalls eine Rationalisierung des bürokratischen Verwaltungsapparates sein. 
— Gelingt es der PCI, den Widerspruch zwischen ihrem strategischen Ziel, Ankurbe- 
lung der Wirtschaft und Verbesserung der Dienstleistungen durch Ausweitung des 
„kollektiven Konsums“ und ihrer aktuellen Wirtschaftspolitik der „austeritä‘“, die 
die Konsumfähigkeit der breiten Massen einschränkt und die öffentlichen Dienstlei- 
stungen reduziert, ohne Rückfall in das illusorische „2 Phasen-Modell‘“ zu lösen, das 
die Reformen auf die Phase eines neuen Konjunkturaufschwungs vertagt, ohne zu 
‚bedenken, daß dieser die Schwächung der gegenwärtigen Klassenposition zur Vor- 
aussetzung hat? 


Kommunistischer ‚Transformismus‘ und theoretische Identitätskrise der Partei 
(Versuch einer Synthese) 


10. In der theoretischen Tradition des italienischen Kommunismus lassen sich — 
schematisch vereinfacht und personifiziert in den historischen Parteiführern Gramsci 
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und Togliatti (50) — zwei durchaus verschiedene Bestimmungen des Verhältnisses 

von Klasse und Partei im Prozeß von ‚Revolution‘ oder ‚sozialistischer Transforma- 

tion‘ feststellen: 

— Hegemonie der Arbeiterklasse als Ausweitung der gesellschaftlichen Selbstorgani- 
sation, als Überwindung der Getrenntheit von Ökonomie, gesellschaftlicher Er- 
fahrung und Politik (Gramsci); und 

— Hegemonie der Arbeiterbewegung als Ausweitung der ‚Präsenz‘ der Arbeiterpar- 
tei innerhalb der politischen Institutionen (Togliatti). 

Beide Akzentsetzungen haben nach 1956 im ‚italienischen Weg zum Sozialismus‘ 

koexistiert (z.T. als Strömungen oder ‚Flügel‘ der Partei)(51) und konnten dies in 

dem Maße, wie mit der damals positiv überwundenen Identitätskrise der kommuni- 
stischen Strategie auch ein in den 50er Jahren noch durchaus vorhandenes instru- 
mentelles Verhältnis der KPI zur gesellschaftlichen Selbstorganisation (bzw. ‚Basis‘- 
oder ‚Arbeiterdemokratie‘) und zur politischen (‚repräsentativen‘) Demokratie 
ebenso überwunden wurde wie ein instrumentelles Verständnis von Bündnispolitik. 
Und hier liegt die eigentliche Bedeutung Togliatti‘s, die ihn bis zu einem ge- 
wissen Grade auch als Vorläufer des ‚Eurokommunismus‘ ansehen läßt. Die ‚neue 

Partei‘ als Massenpartei ermöglichte einen nunmehr positiven Bezug zur Präsenz in 

den republikanisch-parlamentarischen Institutionen (VIN. Parteikongreß), gleichzei- 

tig aber auch eine aktive und autonome Massenarbeit der Partei innerhalb der gesell- 
schaftlichen Konflikte und Bündnisbereiche. Dieser — auch durch eine Neuaufnah- 
me Gramsci‘s (52) — veränderte ‚Leninismus‘ des VIII. Parteikongresses bildet also 
nicht nur die Grenze, sondern zunächst einmal die Voraussetzung für die Massendi- 
mensionen der KPI-Politik in den 60er und 70er Jahren, die auch in ihrer vielfälti- 
gen institutionellen Politik in den Regionen und auf parlamentarischer Ebene nicht 
verloren gegangen ist, sondern sich im Gegenteil zur KPI weiterentwickelt hat, die 
wir heute kennen. 

Über mannigfache Rückschläge und Lernprozesse — v.a. nach dem ‚heißen 

Herbst‘ — hat die KPI gleichzeitig eine Ausweitung von gesellschaftlichen Basisorga- 

nen ausdrücken und (z.T.) vorantreiben, wie auch in ihrem ‚langen Marsch durch die 


50 Ein Abschnitt zur historischen Identität der italienischen „kommunistischen Tradition“ 
und den Unterschieden der Übergangskonzeptionen im „Leninismus‘‘ Gramsci‘s bzw. To- 
gliatti‘s mußte aus Platzgründen entfallen. Einen kritischen Überblick über die Entwick- 
lung des italienischen Kommunismus liefert Aldo Natoli, „Sul compromesso storico“, 
in: rivista di storia contemporanea, a.Vl. Fasc. 2, aprile 77, S. 255 ff.; s. auch die Beiträ- 
ge (u.a. von L. Magti, M. Flores, F. Sbarberi, R. Rossanda, M. Telö) in: il manifesto/qua- 
derno N. 5, „Da Togliatti alla nuova sinistra“‘, Roma, Ed. alfani, 1976; für eine für die 
KPI unter Berlinguer charakteristische Togliatti-Interpretation s. G. Vacca „Saggio su 
Togliattie la tradizione communista“, Bari, De Donato Ed,, 1974 

51 Siehe Sophie G. Alf, „Leitfaden Italien“, Rotbuch 127, Berlin 1977, (v.a. S. 166 ff., S. 
285 ff.); Rossana Rossanda, „Die Entstehung von Il Manifesto aus der Krise des Kommu- 
nismus in Italien“, in: dies., „Über die Dialektik von Kontinuität und Bruch“, Frankfurt 
am Main 1975, 8.7 ff. 

52 Siehe Mario Teld, „Note sul problema della democrazia nella traduzione gramsciana del 
leninismo“, in: Problemi del Socialismo, No. 3/1976, S. 129 ff., sowie seinen Beitrag in: 
„Da Togliatti alla nuova sinistra“, a.a.0.,5.83 ff. 
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Institutionen‘ des politischen Systems, aber auch der Staatsapparate im engeren Sin- 
ne ihre eigene Stärke und Integrationskraft als Partei festigen können. Die Partei ist 
damit — zunächst v.a. in den ‚roten Regionen‘, aber in den 70er Jahren (mit dem 
Wiederaufschwung der Mitgliederzahl) auch auf nationaler Ebene — selbst zu einer 
Vermittlungsinstanz oder zu einem institutionellen ‚Filter‘ durchaus unterschiedli- 
cher gesellschaftlicher Interessen geworden, unter denen die gewerkschaftlich orga- 
nisierte Arbeiterklasse nur einen Pol bildet (53). (Die nicht gewerkschaftlich kampf- 
starken Bereiche der ‚emarginierten‘ Arbeitskraft werden durch die KPI ohnehin 
nicht organisiert, sondern allenfalls indirekt — durch Stimmabgabe bei den Wahlen 
— repräsentiert, wobei sich im Süden Italiens inzwischen eine rückläufige Tendenz 
v.a. bei der Jugend zeigt.) 


11. Für diesen durch die kommunistische Massenpartei organisierten und/oder re- 
präsentierten gesellschaftlichen Block hat mın die theoretische Tradition der KPI- 
nicht nur einen strategisch-prospektiven, sondern auch und vor allem einen sozial 
und kulturell integrativen Effekt gehabt, der ohne den Leninismus der II. Interna- 
tionale nicht zu verstehen, aber gleichzeitig — und hier liegt z.B. die Originalität 
des italienischen gegenüber dem französischen ‚Eurokommunismus‘ — nicht auf 
ihn zu reduzieren ist. „Der authentischste Erbe des Reformismus der zweiten In-. 
ternationale‘“ — so skizzierte A. Asor-Rosa, ein in den 60er Jahren aus der Klassen- 
linken zur KPI gestoßener Intellektueller, diese Tradition seiner Partei — „ist in 
Italien die kommunistische Partei, die jedoch gleichzeitig der authentischste Erbe 
der leninistischen Tradition in Italien ist.“ Diese leninistische Tradition hat nach 
Asor-Rosa vor allem die Funktion gehabt, „in das politische System Italiens von 
außen eine in organisatorischer und theoretischer Hinsicht absolute Neuheit einzu- 
führen, die auch heute noch die Grundlage einiger wesentlicher und oft genug in ih- 
rer vorwärtstreibenden und verstärkenden Funktion unterschätzten Nervenstränge 
der kommunistischen Partei bildet: z.B. das Fehlen von organisierten Tendenzen 
(correnti) und eine eigene Methode der Herstellung der Parteieinheit. Aber diese 
Neuheit hat in der Folgezeit nicht, wie dies andernorts geschehen ist, eine Partei 
geschlossenen Typs oder eine sektiererische Gruppe hervorgebracht, sondern ... hat 
sich mit dem substantiellen Wiederaufgreifen der gesamten reformerischen Tradi- 
tion der Arbeiter- und sozialistischen Bewegung verkoppelt und somit die Entste- 
hung einer neuen Massenpartei nicht behindert, sondern begünstigt ...““ (54) Dieser 
Integrationsaspekt ihrer theoretischen Tradition — der die KPI z.B. von den italie- 
nischen Sozialisten unterscheidet (55) — hat aber auch für die Theoriebildung selbst 


nn 


53 Siehe A. Graziani, „Le tre Italie“, in: Quaderni Piacentini, a. XVIL, N. 65-66, Febbr. 78, 
S. 60 ff.; vgl. auch S. Bologna, „La tribü delle talpe‘‘, in: Primo Maggio, N. 8 (1977), 8. 
3 ff. 

54 A. Asor-Rosa, „Le due societ%“, Torino 1977, Einaudi, S. 20 

55 Vgl. die Debatte von G. Arfe, F. Coen, E. Forcella und M. Salvadori in: Mondo Operaio, 
N. 4/aprile 77, S. 57 ff.; sowie G. Amendola, ‚‚Lä ricerca delle ragioni del declino socia- 
lista“, in: Rinascita N. 18/77 
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Folgen, die in Italien oft polemisch als ‚Transformismus‘ bezeichnet worden sind: 
Der theoretische ‚Transformismus‘ der Partei wäre demnach ihre Fähigkeit, neue 
Politiken mit den alten strategischen Formeln zu legitimieren und zu vereinheitli- 
chen (z.B.: der ‚Historische Kompromiß‘ als zweite Etappe der demokratisch anti- 
faschistischen Revolution‘). Alles wandelt sich — die Linie der Partei wandelt sich 
in der Kontinuität (je mehr sie sich wandelt, desto mehr bleibt sie sich treu); dieser 
theoretische ‚Transformismus‘ bildet somit das genaue Pendant zur hochgradigen 
Kontinuität der KPI-Führungsgruppe (56) und — mit Ausnahme der Manifesto- 
Gruppierung — dem Fehlen jeglicher Spaltungen. 

Dieser theoretische Transformismus ist also nicht nur ‚katholische Schläue‘ 
(wie es Massimo Salvadori im November 1976 in der Pluralismus-Debatte in Mon- 
do Operaio treffend formuliert hat), sondern auch Bedingung und Ergebnis der Tat- 
sache, daß in den neuen strategischen Formeln — bisher wenigstens — die alten Klas- 
senidentitäten nicht untergegangen sind; insofern in Italien anders als z.B. in der 
BRD ‚‚die fortschreitende Institutionalisierung des Klassenkonflikts nicht zusam- 
menfällt mit seiner Entpolitisierung“ (57). 


12. Eine Ursache dafür liegt — wie wir in Teil Izu zeigen versuchten — in der Spezi- 
fität des Verhältnisses von Ökonomie und Politik in Italien, die in der Nachkriegs- 
zeit eine ‚reformistische‘ Artikulation proletarischer Klasseninteressen innerhalb des 
italienischen ‚Entwicklungsmodells‘ ebenso verhindert hat wie einen ‚Reformismus‘ 
proletarischer Klassenpolitik im Rahmen eines unter der ‚centralitä democristiana‘ 
funktionierenden politischen Systems. Der Berlinguer‘sche Vorschlag des ‚Histori- 
schen Kompromisses‘ stellte nun den Versuch dar, die von der italienischen Klassen- 
bewegung ausgedrückten gesellschaftlichen Bedürfnisse — soweit sie institutionell 
formulierbar, kontrollierbar, verallgemeinerbar waren — auf dieses politische System 
zu beziehen und in ihm eine langfristige Transformation ohne einen vertikalen 
Bruch einzuleiten, ein Versuch, der zunächst (in seiner ersten Phase 1974-76) durch- 
aus erfolgreich war: „Genau weil diese Bedürfnisse sich zumindest teilweise auf die 
Stärkung präziser Komponenten des politischen (Sub-)Systems richteten — auf die 
Arbeiterorganisationen und insbesondere auf die KPI — hat in Italien die Legitima- 
tionskrise nicht die gesamte institutionelle Struktur betroffen, sondern sich nur auf 
den Regierungsblock bezogen.“ (58) In dem Maße nun, wie die KPI seit dem 20. Ju- 
ni 76 zum subalternen Bestandteil des ‚Regierungsbereichs‘ ohne Regierungsmacht 


.— 


56 Zur Kontinuität ihrer Führungsgruppe als — auch — eine Voraussetzung für die Fähigkeit 
der KPI zum Wandel ihrer strategischen Linie(n), zur Anpassung an gewandelte gesell- 
schaftliche und politische Kräfteverhältnisse s. die interessanten Bemerkungen von U. 
Terracini in seinem „Intervista sul communismo difficile“, a cura di A. Gismondi, Bari, 
Ed. Laterza, 1978, v.a. Kap. 10 (S. 167 ff.); vgl. auch sein Gespräch mit dem Espresso, 
4.6.78, 5. 78 ff. 5 

57 G. E. Rusconi, „Deve essere scientifico il discorso sulla crisi‘“ in: La cittä Futura (=Wo- 
chenzeitung der FGCD, 15.3.78 

58 ebd. 
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wird, ohne bisher in der Lage zu sein, substantielle Reformen in Richtung auf eine 
Veränderung des Modells der erweiterten Reproduktion von Arbeitslosigkeit einzu- 
leiten, wird sie selbst von dieser Legitimationskrise ergriffen, ‚‚mit dem zusätzlichen 
Handicap, nicht einmal über jene Instrumente (staatlicher) Macht zu verfügen, um 
unseren politischen Diskurs zuende entwickeln und präzisieren zu können“ (59). 

Die KPI erleidet also zum ersten Mal selbst auch die Legitimationskrise des 
modernen kapitalistischen Staates (in seiner spezifisch italienischen, jedoch keines- 
wegs ‚rückständigen‘ Ausprägung) (60) gewissermaßen passiv mit. Nach dieser Seite 
ist die Parteikrise der KPI Bestandteil der Krise des italienischen Parteiensystems, 
in der „die Tendenz, daß sich in spätkapitalistischen Gesellschaften das Verhältnis 
von Autonomie gesellschaftlicher Konflikte und institutioneller Vermittlung immer 
mehr auseinanderentwickelt“ (61), durch die ungeheure Politisierung aller gesell- 
schaftlichen Bereiche noch verstärkt wird. 

Diese Entwicklung hat — was das Verhältnis der KPI zur Andreotti-Regierung 
betrifft — innerhalb der Führungsgruppe alte Gegensätze wieder aufbrechen lassen 
(62); vor allem aber hat sie in der erfolgsgewohnten jungen berlinguerianischen 
Funktionärsgeneration regelrechte Panik ausgelöst, zumal nach der Niederlage in 
den jüngsten Regionalwahlen ganze Föderationsleitungen ausgewechselt worden 
sind. Die Erfolgsgleichung des XIV. Parteitags — Ausweitung der institutionellen 
‚Präsenz‘ der Partei durch „Eintritt in den Staat“ = Stärkung der Partei auf Mitglie- 
derebene = Ausweitung ihres Wählerkonsensus — funktioniert nicht mehr; denn 
nicht nur sind Wählerverhalten und die Dynamik der verschiedenen institutionell 
nicht repräsentierten/kontrollierten gesellschaftlichen Konflikte (Studentenbewe- 
gung, Jugendarbeitslosigkeit, Frauenbewegung) zu in dieser Gleichung unbekannten 


59 A. Asor-Rosa, „Le due societa“, S. 66 

60 Siehe dazu die Einleitung Pietro Ingrao‘s zu seinem Buch „Masse e potere“, Roma 1977, 
Rimiti Ed.,S. 9-50 

61 Frederico Stame, ‚Societa civile e critica delle istituzioni‘‘, Milano, Feltrinelli, 1977, S. 
77, vgl. auch die Debatte zwischen F. Cassano, C. Donolo und G. Marramao in: La Citta 
Futura, 24.53.78 

62 R. Rossanda unterscheidet (il manifesto, 21.5.78) drei Positionen im Umkreis der KPI- 
Führung: 1) die KPI soll auf jeden Fallnunmehr, koste es was es wolle, direkt in die Re- 
gierung streben (Lama-Linie in den Gewerkschaften, Pechiolio-Position zur Terrorismus- 
Bekämpfung); 2) Rückkehr in die Opposition, in diesem Zusammenhang ist das Wieder- 
Hochkommen der alten Debatten aus den 50er Jahren vielleicht ein Indiz; 3) die Posi- 
tion, die von Asor-Rosa in einem Artikel in Repubblica vertreten wurde, und von i ma- 
nifesto unterstützt wird: in die Regierung, aber mit Intransigenz bezüglich eines Über- 
gangsprogramms, über das die KPI allerdings derzeit nicht verfügt. Die von Berlinguer am 
25. Mai ausgegebene Orientierung, nämlich die bisher auf der Regierungsebene bezogene 
Linie beizubehalten, allerdings auf kommunaler und regionaler Ebene gegenüber der DC 
eine härtere Gangart einzuschlagen und seine indirekte Kritik an der ‚austerita‘-Version 
von Amendola oder Napolitano (vgl. Genth/Altvater, Prokla 27, S. 108 ff.) können wohl 
mit Fug und Recht als Resultante eines instabilen Gleichgewichts innerhalb der KPI ‚di- 
rezione* betrachtet werden und sind von # manifesto treffend als Einleitung des im näch- 
sten Jahr vorgesehenen XV. Parteikongresses und als Ausdruck starken Widerstandes aus 
der Partei gegen die ‚Kanalarbeiter‘ der KPI (Bufalini, Perna, Di Giulio) gedeutet worden 
(26.5.78) 
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Größen geworden: Dazu kommen die wachsenden Zeichen von Passivität, von ‚Ab- 
wartehaltung‘ unter der Masse der Mitglieder selbst, ‚das Umsichgreifen — und zwar 
auch innerhalb der Partei — eines gewissen Mißtrauens gegenüber der Möglichkeit, 
daß die Politik -- und damit auch die Partei — in der Lage seien, die Verhältnisse 
wirklich zu ändern“ (63). Dieses Mißtrauen richtet sich weniger direkt gegen die 
Linie des ‚Historischen Kompromisses‘ selbst — von der allerdings niemand mehr 
recht weiß, worin sie besteht (64); es ist eher ein deutliches Indiz für die Gefahren 
einer „Trübung jener Konzeption der ‚neuen Partei‘ und der ‚Massenpartei‘, die uns“ 
— so Berlinguer in seiner Mahnrede des 25.5.78 vor den Regional- und Föderations- 
sekretären der KPI — „zu dem gemacht hat, was wir sind: eine Konzeption, nach 
der die Partei nicht an die Gewerkschaften, Massenorganisationen und Lokalverwal- 
tungen ihre eigenen Beziehungen zu den Massen delegiert, sondern ihre eigenen und 
direkten Verbindungen zu ihnen hat und eine permanente Masseninitiative entfal- 
tet.‘ (65) 


13. Genau eine Konzeption der Delegation der Politik an die Institutionen ist aber 
von den KPI-Theoretikern der Linie Berlinguer‘s in den letzten Jahren — unter dem 
Titel des „Primats der Politik“ (66) — vertreten worden, wobei der Zusammenhang 
von Partei — Klasse -- Staat im Zuge einer Neuinterpretation von Gramsci und von 
Togliatti nahezu umgekehrt worden ist. Dieser in der Tat neue Akzent in der italie- 
nischen Gramsci-Debatte aber ist für die westdeutschen Leser im Wust der Überset- 
zungen der frisch aus Italien importierten Theorieprodukte gewissermaßen notwen- 
dig unverständlich — mal abgesehen von der lateinischen Rhetorik —, da ja die 
Schlüsselworte ‚Hegemonie‘, ‚historischer Block‘ usw. offenbar dieselben sind wie in 
Gramsci‘s Schriften. 

Nehmen wir ein typisches Beispiel der neueren Debatte: Die von der Gramsci- 
Tradition geforderte Neuzusammensetzung des Verhältnisses von Gesellschaft und 


63 B. De Giovanni, in der schon wiederholt zitierten Debatte in: Rinascita, Nr. 1 (6.1.78) 

64 Barbagli/Corbetta, a.a.O., S. 40 f., haben in eigenen Umfragen „starke Differenzen zwi- 
schen den KPI-Mitgliedern bezüglich der Interpretation des Historischen Kompromisses“ 
festgestellt; in einer DOXA-Umfrage vom September 77 stimmt zwar die überwältigende 
Mehrheit der befragten Kommunisten dem ‚Historischen Kompromiß‘ zu, aber 16.9 % 
der Befragten sind gegen einen Eintritt der KPI in eine Regierung mit der DC und ca. 
1/3 ist mit der (damaligen ‚Nicht-Mitrauens-)Stellung der KPI gegenüber der Andreotti- 
Regierung nicht einverstanden. Berlinguer selbst sprach im Januar vor dem ZK von „Re 
sten sektiererischer Haltungen“ und von „Zugeständnissen an radikal-extremistische Po- 
sitionen“, die in der Partei wieder aufblühen (L‘Unita, 27.1.78) 

65 L‘Unita, 26.5.78 

66 Hauptexponenten dieser theoretisch-politischen Richtung sind Giuseppe Vacca (vgl. sei- 
ne jüngste Aufsatzsammlung, „Quale Democrazia. Problemi della democrazia di transi- 
zione‘“, Bari, De Donato Ed., 1977) und Biagio de Giovanni (einer der besten Hegelken- 
ner Italiens), dessen Referat auf dem Studienseminar der KPI-Parteischulen und des To- 
glatti-Instituts im Jan. 77 in Rom die vielleicht prägnanteste Darstellung der Konzep- 
tion des ‚Primats der Politik‘ darstellt; dt. Übersetzung in: „Gramsci-Debatte 1“, Ham- 
burg 1978, S. 48-72 
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politischem System (ricomposizione) wurde zunehmend — mit dem Eintritt der KPI 
in die Regierungsnähe — im Sinne einer Neubewertung (riclassificazione) der beste- 
henden Institutionen verstanden, so daß sich der kommunistische Philosoph Cesare 
Luporini angesichts des fatalen Überhandnehmens dieser Begrifflichkeit nicht zu 
Unrecht an die hegelianische ‚Versöhnung‘ erinnert fühlte (67). Im Unterschied zur 
bürgerlich-parlamentarischen Delegation — so G. Vacca — läge in Italien nämlich po- 
tentiell bereits (durch die neuen basisdemokratischen Institutionen der 70er Jahre, 
die Dezentralisierung staatlicher Kompetenzen etc. ...) ein „Repräsentativsystem 
vor, innerhalb dessen das Element der Delegation als bloß technische Vermittlung 
der politischen Neuzusammensetzung“ diene und sich ‚‚die Neuzusammensetzung 
von Technik und Politik im gesamten Körper der Verwaltungsapparate und der Re- 
produktionssphäre verankere“ (68). Und B. De Giovanni datierte Anfang 77 in sei- 
ner Neuinterpretation Togliatti‘s die aktuelle Entwicklung der Partei auf Togliatti‘s 
Begriff der ‚Massenpartei‘ zurück: Durch die ‚Neubewertung‘ des politischen Plura- 
lismus dringe „in die Partei ... in einem immer breiteren Maße, das die Rigidität der 
Beziehung Partei-Klasse zerbricht, in direkter und indirekter Form die Komplexi- 
tät des gesellschaftlichen Lebens ein. Die Interpretation der Beziehung zwischen 
den Parteien bedingt die Konzeption der ‚neuen Partei‘ und umgekehrt. ... Dies be- 
deutet, daß diese Entwicklung in der Parteientheorie auch die Seite der Partei im 
Verhältnis Partei-Klasse betrifft, und zwar als Ausdruck einer einsetzenden realen,. 
irgendwie ‚partizipativen‘ Ansiedlung der Klassen auf der Ebene des Staates.“ (69) 
Das kann so natürlich alles und nichts heißen (und bleibt wörtlich dem deut- 
schen Leser dementsprechend unverständlich) (70); verständlich und für den deut- 
schen Leser deutbar werden Sätze wie die eben zitierten erst vor dem Hintergrund 
einer Art ‚symptomatischen Lektüre‘, die die oben erläuterte soziaF-integrative Funk- 
tion der KPI-Theorie({n) in die Betrachtung einbezieht und hinter den ewig gleichen 
Formeln der ‚Partei neuen Typs‘, der ‚Hegemonie der Arbeiterklasse‘ und (neuer- 
dings) des ‚Pluralismus‘ (71) Probleme, nicht Antworten vermutet. Hinter diesen 
Stereotypen haben sich nämlich die gesellschaftlichen Imperative, unter denen diese 
Integrationsleistung — die ‚organische Funktion‘ — der KPI-Theorie(n) stattfindet, 
gewandelt. Innerhalb des Deutungs- und Handlungsmusters der kommunistischen 
Parteipolitik hat sich der Akzent — oder wie es in der italienischen Debatte heißt: 
das ‚Primat‘ — immer mehr von der Klassenbewegung auf die Rolle der Partei im po- 
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67 Siehe seine Kritik an De Giovanni, in: „Gramsci-Debatte 1“, a.a.0.,$. 102 

68 G. Vacca, „Quale democrazia“, a.a.0., 5. 51 

69 „Gramsci-Debatte 1“, a.a.0., S. 58 (Hervorhebungen von uns). Die Kurzformel ‚Die 
Beziehung zwischen den Parteien (KPI — DC) bedingt das Verhältnis KPI — Arbeiter- 
klasse‘ würde sicher weniger elegant klingen. 

70  V.a., wenn der deutsche Leser als Basisinformation auf dem Klappentext nur lesen kann, 
daß Gramsci „bestimmte Probleme der marxistischen Theorie des Staates und einer Poli- 
tik der vollständigen Umgestaltung“ etc. pp. aufgeworfen habe, ‚‚die neuerdings verstärkt 
in den Mittelpunkt der Politik rücken“. Aber hier ist nicht der Ort, auf die Publikations- 
(und Kommentierungs-)Strategie gewisser Verlage einzugehen ... 

7ı Vgl. dazu G. Tamburrano, „Ilconcetto diegemonia in Gramsci e il,compromesso storico‘ “ 
in: Problemi del socialismo, N.5.(Jg. 1977), v.a. S. 233-238. 
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litischen System verlagert, um nunmehr — nach dem 20. Juni 76 — zunehmend auch 
die Imperative des Parteiensystems der italienischen Republik direkt in den Vorder- 
grund zu rücken (72). „Die Partei‘‘ — so paraphrasierte Carlo Donolo vor einem 
Jahr kritisch die neuen Töne in der Hegemonie-Pluralismus-Debatte — „muß sich 
von ihrer historisch-politischen Beziehung zur Arbeiterklasse lösen und sich viel- 
mehr einerseits auf ihre Kraft zur Organisation der Gesellschaft, andererseits auf die 
Leitung der Institutionen begründen. Also — kann man hinzufügen — ist es auch 
richtig, daß die Hegemonie jener organisierenden Kraft und den Menschen zukommt, 
die sie Tag für Tag reproduzieren: der neuen Verwaltungsklasse. Damit hätten end- 
lich all die Diskurse über den organischen Intellektuellen eine praktische Schlußfol- 
gerung gefunden.“ (73) 

Dezentralisierung und Effizientisierung staatlicher Entscheidungsfindung oh- 
ne Aufgabe der zentralen Rolle desParlaments und der Parteien als der ‚Demokratie, 
die sich organisiert‘ (74) — die so neubewertete (Arbeiter-)Hegemonie wäre keine 
Neuzusammensetzung der bürgerlichen ‚Getrenntheit‘ von gesellschaftlicher Erfah- 
rung und Form der Politik (75), sondern eher eine Neuorganisation des Konsensus, 
eine Lösungsform der Legitimationskrise des spätkapitalistischen Staates (76) durch 
die „irgendwie partizipative“ (De Giovanni) Ansiedlung nicht der Arbeiterklasse, 
sondern ihrer institutionellen Vertretung im politischen System (77). 


14. Es geht uns hier nicht um grundsätzliche Kritik einer Perspektive des sozialisti- 
schen Übergangs, die repräsentativ-demokratische und basis-demokratische Delega- 
tinsformen einschließt (wozu wir in der Tat keine Alternative in entwickelten bür- 
gerlichen Gesellschaften sehen). Hier geht es uns darum zu zeigen, daß hinter einer 
— insbesondere unter den Bedingungen des italienischen politischen Systems — Uto- 
pie von Versöhnung und Konsens durch die kommunistische Neubewertung des 
christdemokratischen Staates eine der wichtigsten Voraussetzungen für einen gesell- 
schaftlichen Transformationsprozeß selbst in die Krise geraten ist: die aktive Dyna- 
mik der Togliatti‘schen Massenpartei, „die uns zu dem gemacht hat was wir heute 
sind“ (Berlinguer). Stattdessen ist die KPI „zum bloßen Verwalter des politisch-in- 
stitutionellen Moments‘ geworden, die für gesellschaftliche Bedürfnisse, Konflikte 


72 Vgl. G. E. Rusconi, „I partiti italiani di fronte ai movimenti collettivi“, in: rivista di sto- 
ria contemporanea, a. V1.,1977, fasc. 4, 8. 552 ff.;$. Bologna, ‚La tribt delle talpe“, in: 
Primo Maggio, Nr. 8, 1977, S. 3 ff. 

73 Donolo, „Mutamento o transizione? Politica e societä nella crisi italiana“, Bologna, Il 
Mulino Ed. 1977, 8.93 

74 De Giovanni und Vacca, 2.2.0. 

75 Diese hat De Giovanni übrigens selbst präzise analysiert. Siehe B. De Giovanni, ‚‚Sulla 
forma borghese della politica“, in: ders., „La teoria politica delle classe nel ‚Capitale‘ ““, 
Bari, De Donato Ed., 1976, S. 125 ff. 

76 Vgl. dazu ausführlich Donolo, a.a.0.; F. Stame, „‚Democrazia autoritaria e movimenti di 
liberta‘‘, in: Quaderni Piacentini a. XVI,N. 62-63, aprile 77,8. 3 ff.,v.a. 8. 9 ff. 

77 F. Stame, „Societä civile e critica delle istituzioni‘‘, a.a.0., S. 79 ff. und passim 


und Subjekte, die außerhalb ihrer entstehen, a posteriori (78) eine Synthese mit den 
Imperativen des Systems der ‚centralitä democristiana‘ versucht. An diesen Imperati- 


ven, am Fortwirken des alten ‚Entwicklungsmodells‘ politischer Herrschaft und 
ökonomischer Reproduktion droht nunmehr der durch die KPI repräsentierte ge- 
sellschaftliche Block in dem Maße, wie er institutionell noch (prekär) stabilisiert 
werden kann, seine soziale und kulturelle Identität zu verlieren. Die Gratwanderung 
zwischen Stabilisierung und Übergangsprozeß findet in Italien heute vor allem inner- 
halb der KPI statt. 

Natürlich sind Prognosen darüber schwierig, ob es der KPlu unter Beibehaltung 
der wesentlichen Orientierungslinien ihrer Politik (und nichts deutet gegenwärtig 
auf einen grundlegenden Wandel hin!) gelingen wird, ihre aktive Massenpräsenz, die 
Dynamik der Togliatti‘schen Massenpartei, wiederzugewinnen (bevor sie möglicher- 
weise in vorgezogenen Neuwahlen wieder in die Opposition verbannt wird). Die ge- 
genwärtige Parteipresse — v.a. die für die Intellektuellen bestimmte Rinascita (79) — 
drückt das Bewußtsein über den schleichenden Verlust an Mobilisierungsfähigkeit 
und Transformationsstrategie in der KPI ebenso deutlich aus wie das Fehlen einer 
politischen Alternative. Und für die Neue Linke gilt — mutatis mutandis — im Grun- 
de dasselbe. 

Dies bedeutet wohlgemerkt nicht, daß die KPl an „Theorielosigkeit‘‘ kranke 
(80); man könnte eher das Gegenteil behaupten. Die theoretische Identitätskrise des 
italienischen Kommunismus erschließt sich jedoch nicht bereits aus der Vielfalt der 
Diskussionen zum Problem der ‚Revolution im Westen‘ innerhalb wie außerhalb der 
KPI (81), die nur überblickshaft zu schildern einen eigenen Artikel erfordern würde. 
Eher liegt die Krise, die die italienischen Kommunisten selbst bereitwillig als ‚Krise 
des Marxismus‘ bezeichnen (82), im Verlust an Integrationskraft der theoretischen 
Diskussion insgesamt in Bezug auf die aktuelle Politik der Partei; anders gesagt: im 
immer schwieriger werdenden oder schwindenden programmatischen Bezug von hi- 
storischer und kultureller Identität der Partei auf die alltägliche Verwaltung/Führung 
(gestione) ihrer Politik auf Massenebene und den verschiedenen Institutionen des 
staatlichen Systems. Gerade in dem Moment also, wo die theoretische Debatte (im 
weiten Sinne) innerhalb wie außerhalb der Partei einen Grad an Vielfalt und Diffe- 
renziertheit wie selten zuvor erreicht, ist ihre Beziehung zur alltäglichen ‚politischen 
Kultur‘ (nicht nur) der Kiassenbewegung zerrissen. 


(Der Artikel wurde Ende Juni 78 abgeschlossen, } 

78 ebda., ,S.66 

79 Siehe als jüngstes charakteristisches Beispiel die Beiträge von L. Paggi, A. Asor-Rosa, B. 
De Giovanni und M. Cacciari in: Rinascita Il Contemporaneo, Nr. 23/78 und die bissigen 
Kommentare dazu im Espresso, 9.7.78 

80 Wie dies G. Ciabatti in den Berliner Heften, Nr. 8 (78), S. 51 (von emem traditionellen 
mil-Standpunkt her) behauptet. 

8 Darum ist sie beim westdeutschen ‚Gramsci-Boom‘ auch überhaupt nicht bemerkt wor- 
den. 

82 Siehe z.B. die Beiträge, die die führenden Theoretiker der KPI G. Vacca und B. De Gio- 
vanni in der Diskussion mit den Thesen Louis Althusser‘s (il manifesto, 4.4.78) veröf- 
fentlicht haben: il manifesto, 28.4.78; 4.5.78 
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Tabelle 1: Mitglieder der KPI, Organisationsgrad, Neueingetretene und ausgeschiedene Mit- 
glieder, Mitglieder der FGCI 1944 — 1977 


Jahr 


1944 


1945 
1946 


i 1947 


1948 
1949 
1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
ı 1955 
1956 
1957 


| 1958 


1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
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Mitglieder Organi- Wahl- 
sations- stimmen tene Mitglie- 

je Mit- 

glied 


1.718.836 
2.068.282 
2.252.446 
2.115.232 
2.027.271 
2.112.593 
2.097.830 
2.093.540 
2.134.285 
2.145.317 
2.090.006 
2.035.353 
1.825.342 
1.818.606 
1.789.269 
1.792.974 
1.728.620 
1.630.550 
1.613.016 
1.636.416 
1.610.696 
1.571.335 
1.530.405 
1.495.662 
1.495.756 
1.498.367 
1.510.502 
1.573.956 
1.611.073 
1.643.716 
1.715.195 
1.797.597 


501.960 


1.797.075 


2.11 


2.87 


3.69 


4.81 


5.72 


5.76 


7.02 


Neueingetre- 


der 


1.352.156 


426.794 
287.848 
126.152 
196.687 
176.235 
145.570 
162.082 
164.421 
160.685 
158.062 
156.698 

96.064 
115.767 
116.390 
141.965 
132.050 
105.159 
129.782 
139.386 
122.159 
108.206 
102.435 

98.067 
101.206 
105.867 
112.627 
151.118 
137.198 
132.774 
155.854 
170,966 


129.351 


in% Ausgeschiede- 
ne Mitglieder 


71.348 
103.684 
263.336 


90.913 
160.333 
166.372 
123.676 
149.653 
213.373 
211.351 
306.075 
123.333 
145.727 
138.260 
196.404 
203.229 
147.316 
115.986 
147.879 
147.567 
143.365 
132.310 
101.112 
103.256 
100.492 

88.384 

99.361 
100.131 

84.375 

88.564 


ERENT AED N 
bDoRLULRNonN 


129.873 127.143 


in% Mitglieder 
der FGCI 


285.216 
463.954 
438.759 
431.826 
442.955 
430.908 
394.314 
358.126 
245.199 
241.747 
229.703 
211.634 
221.042 
182.916 
173.701 
173.699 
173.465 
154.485 
135.510 
125.438 

68.648 

66.451 

85.760 
111.735 
116.335 
118.972 
133.834 
142.200 


Tabelle 2: Soziale Zusammensetzung der Mitglieder der Föderationskomitees und der Mit- | 
glieder der KPI 1947 — 1975 


Mitglieder der Föderationskomitees 


Arbeiter 
Landarbeiter 
Bauern und 
Halbpächter 
Handwerker und 
Händler 
Angestellte und 
Intellektuelle 
Studenten 


Arbeiter 
Landarbeiter 


Bauern und Halbpächter 
Handwerker und Händler 


Angestellte und 
Intellektuelle 
Studenten 


100.0 100.0 


42.4 
4.8 


8.9 
5.0 


40.0 34.8 
4.1 


100.0 


Mitglieder 


1947 1950 


50.4 
21.6 
18.5 

5.2 


3.7 
0.6 


100.0 100.0 


43.1 
9.3 


9.0 
5.3 


34.5 
2.8 


100.0 


‚1954 


48.6 
21.7 
19.7 

6.4 


3.3 
0.3 


100.0 


39.7 
5.4 


81 
5.5 


38.9 
2.4 


100.0 


1960 


47.0 
19.5 
22.6 

7.4 


3.1 
0.4 


100.0 


36.9 34.6 
2.9 


4.3 
5.2 


41.2 
11.8 


100.0 


1972 


56.7 
10.2 
11.6 
11.7. 


7.5 


100.0 


26.2 
1.8 


3.3 
3.7 


50.9 
14.1 


100.0 | 


1974 | 
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| Tabelle 3: Zu- bzw. Abnahme der KPI-Mitgliedschaft in absoluten Zahlen, aufgeteilt nach 


sozialer und gebietsmäßiger Herkunft 


1968 — 1971 
Nordwesten Nordosten Mitte Süden Italien 


Arbeiter 7.232 1.225 i — 3,564 
Landarbeiter — 6.460 A — 13.266 
Bauern und 

Halbpächter y 3 ; — 13,615 
Handwerker 1.437 
Angestellte 3.655 
Intellektuelle 4.577 
Hausfrauen 2.579 
Studenten 3.211 
Rentner 11.479 
Andere 9.413 
Insgesamt 5,901 


++ 


++ t++++++ 
+ +++ 


+ 


+ 21.820 + 31,613 + 77.964 
— 12.146 — 10.756 — 22.218 


Arbeiter 
Landarbeiter 
Bauern und 
Halbpächter 
Handwerker 
Angestellte 
Intellektuelle 
Hausfrauen 
Studenten 
Rentner 
Andere 
Insgesamt 


+ 


— 34.794 
+ 9.474 
+ 8.888 
+ 18.641 
— 10,808 


9.671 — 45.115 
3.523 + 14.235 
5.546 + 16.703 
17.855 + 47.600 
3.552 — 11.092 
+ 1.982 9.603 + 9.139 
29.778 7.712 + 48.214 
71.294 — 11.535 — 1.430 
40.129 + 47.442 +129.218 


an 
un 
[0,1 
+ +++ + +) 


++++++r+r+ [| 
Ei 
ENPW 
DRHro 
Owmo 
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Tabelle 4: Anteil der Neueintritte (an der Mitgliedschaft des entsprechenden J ahres) und der 
ausgeschiedenen Mitglieder (an den Mitgliedern des Vorjahres) nach Gebieten 


Neueingeiretene Ausgeschiedene 
Mitglieder 


Nord- Nord- Mitte Süden Nord- Nord- Mitte 
westen osten westen osten 


er 
NEOSBLEEAANNANKSONNRRANHNND 


- 


Un - RR UND OLD RR LS AND 


6. 
6 
5 
3: 
I 
4 
5 
TE 
6 
8. 
9 
8 
7. 
6. 
7. 
7. 
8. 
8. 
9. 
9. 
9. 
10. 
11. 
7. 


m- 
SNbambvor utbmuvob our buunbunow 


Hau RNA-LoLUDOoOnL PR NUR RL nn AD m 
Sb obUunbLbunbvoaprnorRonneon 
NS2EWMAnNARENnNNnOVLEHRLEUENKRSRHHmUn 
SURUMNAANNRRRORERnNEnNDAnWun 
Buunännappuunapunupammune| 


ANNASPPPBODD BR BU RB BB: 
SNamwvsanoaaanbo Bun 


PS20000o- 
SobubRUURDo 


- 


Tabelle 5: Altersmäßige Zusammensetzung der KPI-Mitglieder 
Jahre 1964 1966 1967 1969 1972 1973 


6.4 


61 undälter 18,7 18.9 18.8 17.9 
Insgesamt 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 
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Tabelle 6: Die Präsenz der KPI auf der zentralen und dezentralen Ebene des Staates nach 
dem 15.6.1975 


Mandate bzw. Positionen in der dezentralen Verwaltung 


Parlament 
Präsident 
Ausschußvorsitz 


von KPI-Vertretern besetzt 


Regionen 
Regionalregierungen 
Präsident 

Regionalversammlung 
Präsident 


Provinzen 
Provinzregierung 
Präsident 
Provinzialversammlung 


Provinzhauptstädte 
Stadtrat 
Stadtverwaltung 
Bürgermeister 


Städte über 5.000 Einwohner 
Stadtverwaltung 
Bürgermeister 


Städte und Gemeinden 
unter 5.000 Einwohner 
Gemeindeverwaltung 

Bürgermeister 


Städte und Gemeinden 
Insgesamt 
Stadtverwaltungen 
Bürgermeister 


Quelle: Almanacco PCI‘ 78, Hrsg. Zentrale Sektion für Presse und Propaganda der PCI, Rom 1978 
Beiheft S. 37 
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Gunther Aschemann/Cornelia Frey 

„Wenn ich arbeite, geht es mir schlecht, 

arbeite ich nicht, ist es das gleiche“ 
Jugendarbeitslosigkeit und Arbeitslosenbewegungen in Italien 


1. Einleitung 


1977 ist in Italien dasJahr, in dem die Jugendrevolte in all ihren Facetten explodiert. 
Durch die täglichen Chroniken der Zeitungen und des Fernsehens geistert das neue 
„Monstrum Jugendlicher‘: mit langen Haaren, in armseligen Jeans, als Stadtindia- 
ner verkleidet oder als Terrorist, treibt es sein Unwesen in allen gesellschaftlichen 
Bereichen. Es ist zu faul zum Arbeiten und überfällt lieber einen Supermarkt oder 
eine Bank; es lehnt sich gegen die Moral und Ordnung der Familie auf und rottet 
sich statt dessen mit Seinesgleichen auf Plätzen und in Kellern zusammen, um sich 
dem Genuß der Droge und der Underground-Musik hinzugeben; in der Schule und 
Universität weigert es sich, etwas zu lernen, verprügelt seinen Lehrer und wirft ihn 
aus dem Fenster; auf den Straßen setzt es Omnibusse in Brand, wirft mit Bomben, 
entführt Menschen und erschießt Polizisten. 

Der Terrorismus der Gegenwart erscheint in Alessi Bild als die natürliche 
‚Frucht dieser Welt der Kulturlosigkeit und Gewalttätigkeit. Die Bürger reagieren mit 
Angst und Schrecken. Die Jugendsoziologen haben schnell eine passende Erklärung 
zur Hand: ein Geist der Irrationalität und Gewalt hat sich der Jugendlichen bemäch- 
tigt — eine Version, die dankbar von Politikern und Medien aufgegriffen und verbrei- 
tet wird. Sie entlastet von eigener Verantwortung. Während die „Jugendfrage“ in 
der Praxis bereits mit den Instrumenten der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
beantwortet wird, veranstalten die politischen Parteien von links bis rechts Kongres- 
se zu diesem Thema, fragen sich nach den strategischen Vor- und Nachteilen für die 
eigene Partei und versuchen, dem politischen Gegner die Verantwortung anzuhän- 
gen. 

Die „Jugendfrage“ ist der sichtbarste Ausdruck der Krise der italienischen Ge- 
sellschaft, die nicht nur eine ökonomische Krise ist, sondern umfassender eine der 
grundlegenden Mechanismen und Werte, die bisher neben der materiellen auch die 
sozio-kulturelle Reproduktion der Gesellschaft garantierten. Die Familie leistet ihre 
traditionelle Integrationsfunktion nicht mehr. Die Schulen und Universitäten mit 
ihren anachronistischen Bildungsinhalten sind disfunktional gegenüber den anderen 
gesellschaftlichen Sektoren. Ihrer eigentlichen Funktionen — Studium, Kultur — 
entkleidet, bilden sie heute Massenghettos der Jugendlichen und erfüllen primär die 
Aufgabe von „Parkplätzen“ für Arbeitslose. 

Im Zentrum des Problems steht die Massenarbeitslosigkeit der Jugendlichen. 
Millionen von ihnen sind aus dem Arbeitsprozess ausgeschlossen oder finden, wenn 
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sie Glück haben, irgendeine Schwarzarbeit auf dem „zweiten Arbeitsmarkt‘ zu 
schlechtesten Bedingungen und niedrigsten Entlohnungen. Diese Situation ist dss 
Resultat einer kapitalistischen Entwicklung in Italien, die in den letzten 15 Jahren 
von einer permanenten Verengung der produktiven Basis und einer zunehmenden 
Verschwendung der produktiven Ressourcen gekennzeichnet ist. Betroffen sind 
nicht nur die Jugendlichen, sondern auch andere Gruppen der Bevölkerung, v.a. 
Frauen und Alte (die „schwache Arbeitskraft‘‘) werden aus den produktiven Sekto- 
ren ausgeschlossen und an den Rand des Systems gedrängt (,‚‚marginalisiert‘‘). 

In den 70er Jahren hat sich der zweite Arbeitsmarkt der Marginalisierten weit 
ausgedehnt, und die Frage der Arbeitslosigkeit stellt sich von daher in Italien ge- 
nauer als eine nach der „Art der Nicht-Beschäftigung“. Diese Entwicklung trägt 
heute ihre Früchte: Spaltungen innerhalb der Arbeiterklasse, zwischen Beschäftig- 
ten und Arbeitslosen bzw. Marginalisierten, die Isolierung der Individuen im Kampf 
ums tägliche Leben, der Rückzug vieler ins Private und die Resignation, dies sind 
nur einige der Formen, in denen sich die soziale Disgregation (Auflösung sozialer 
Beziehungen) ausdrückt. Die sozialen Bewegungen, die aus diesen Prozessen er- 
wachsen, sind ambivalent: zum einen objektives Produkt der Krise, versuchen sie 
zugleich, sich autonome Räume zu sichern, in denen mangels politisch-instituionel- 
ler Ausdrucksmöglichkeiten die eigene Marginalisierung in subkulturellen Lösungen 
sanktioniert wird. 

Die politischen Parteien reagierten auf die „Jugendfrage“ erst, als sie ausgereift 
war. Eine Fülle von Vorschlägen zur Lösung der Jugendarbeitslosigkeit mit den un- 
terschiedlichsten politischen Intentionen wurde aufgetischt im Kampf um die Hege- 
monie unter den Jugendlichen. Ein schließlich ausgehandeltes Kompromißgesetz 
(Gesetz Nr. „285°) widerspiegelt den Gegensatz der politischen Kräfte. Insbesonde- 
re die PCI, die durch die Rebellion der Jugendlichen an erster Stelle getroffen wird, 
macht sich zur treibenden Kraft in der auf Basis des Gesetzes ‚285‘ initiierten Ar- 
beitslosenbewegung. 

Die Geschichte der Realisierung des Gesetzes ist bisher die Geschichte seines 
Scheiterns. Es scheitert nicht nur am Widerstand aus dem Lager der politischen Ge- 
genkräfte in der Industrie, Regierung und öffentlichen Verwaltung, sondern auch an 
den Unzulänglichkeiten in den eigenen Reihen: an der widerstrebenden Haltung der 
Gewerkschaften, sich der Sache der Arbeitslosen anzunehmen, aber auch an der 
mangelnden Attraktivität der Arbeitslosenbewegung, die es bisher nur zu einem be- 
grenzten Mobilisierungspotential unter den Arbeitslosen gebracht hat. 

Der bisherige Verlauf hat deutlich werden lassen, daß eine technokratisch- 
ökonomische Lösung der Jugendfrage kaum möglich ist. Die Reduzierung des Pro- 
blems auf den Aspekt der Arbeitslosigkeit allein geht an den Widersprüchen vorbei; 
die heute die Motivationen und Verhaltensweisen der Jugendlichen bestimmen. Der 
Knoten ist vielmehr auf politisch-kultureller Ebene zu lösen, d.h. über den Zusam- 
menschluß der Jugendlichen in der Perspektive eines gesellschaftlichen Wandels, in 
der die Konturen einer neuen Gesellschaft greifbar werden, die sich die Frage der 
gesellschaftlichen Aibeitsteilung neu stellt und eine Synthese zwischen der konkre- 
ten Veränderung der Ausbildungs- und Produktionsweise und den neuen kulturellen 
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Bedürfnissen herstellt. 

Diese Aufgabe stellt sich umso dringlicher angesichts der Massen von Jugendli- 
chen — und das ist die Mehrheit —, die in der sozialen Disgregation auf die „Kunst, 
sich zu arrangieren‘ zurückfallen und mit politischer Gleichgültigkeit antworten. 


2. Ausmaß und Struktur der Jugendarbeitslosigkeit 
2.1 Quantitative Dimensionen 


Die Vielzahl voneinander abweichender Statistiken und Untersuchungen über die 
Jugendarbeitslosigkeit in Italien machen es unmöglich, ein genaues Bild über das Ge- 
genwärtige Ausmaß dieses Phänomens zu gewinnen. Dies ist vor allem einer Informa- 
tionspolitik seitens der Regierung und des zentralen Statistikinstituts (ISTAT) zu 
verdanken, die vornehmlich in der Absicht betrieben wurde, die tatsächlichen Di- 
mensionen dieses explosiven Phänomens möglichst lange unterhalb der öffentlichen 
Bewußtseinsschwelle zu halten. In diesem Sinne wurde die Jugendarbeitslosigkeit in 
Italien — seit Jahren bereits existent und von anderen Untersuchungen belegt (1) — 
regelrecht „entdeckt“. 1976 wurde der Stand noch offiziell mit 671 000 angegeben 
(2), ein Jahr später, 1977, sprang die Zahl auf 1.14 Millionen hoch. Die Statistiker 
hatten in einer Untersuchung unter den als „‚Inaktive‘ geführten Bevölkerungsteilen 
ca. 500 000 neue Arbeitslose zu Tage gefördert, darunter 2/3 im Alter bis zu 30 Jah- 
ren (3). Angesichts dieser offenkundigen Manipulation der Daten gewinnen Schät- 
zungen an Wahrscheinlichkeit, die bereits Ende 1975 von 2.2 Millionen Jugendlichen 
ohne Arbeit oder ohne festen Arbeitsplatz sprachen (4). 

Diese Situation der Jugendlichen zeigt sich besonders drastisch an der Ent- 
wicklung der Erwerbsquote der Jugendlichen in den letzten 15 Jahren. Eine der be- 
kannten Erscheinungen des „caso italiano“ ist die seit 1963 ständig abnehmende 
Quote der Erwerbstätigen in der italienischen Bevölkerung. Sie nimmt gegenwärtig 
einen der untersten Plätze innerhalb der OECD-Länder ein (5). Diese Tendenz ist 
besonders ausgeprägt in den unteren Altersklassen, wie aus der Tabelle 1 hervorgeht. 


1 E Frey, Tendenze dell’Occupazione, CERES, 3, 1976 

2 ISTAT-Angaben entnommen aus: A. Signorelli (statistischer Anhang) in: D. De Masi und 
A. Signorelli, La Questione Giovanile, Milano 1978, S. 282, Tab. 3 

3 ISTAT, Indagine speziale sull‘ attegiamento della popolazione italiana nei confronti del 

mercato del lavoro, 6 notiziario ISTAT, Serie 3, Foglio 37 

Iraldo Crea, Einleitungsreferat, in: contrattazione No. 25/26, August 77,8. 6 

Nach den korrigierten ISTAT-Daten für 77 ist die Ziffer der aktiven Bevölkerung auf 

21.6 Mio. gestiegen und die Erwerbsquote erreicht damit einen offiziellen Stand von 

38.9 %. Siehe Signorelle (statistischer Anhang), a.a.O., S. 284, Tab. 4 


an 
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Tabelle 1: Erwerbsquote nach Geschlecht und Altersklasse (6) 


| Atterskiase [1964 1966 11968 11970 31972 11973 51974 1975 |1976 


Männer 


14-19 
20-24 


25-29 
| Frauen 


14-19 
20-24 
25-29 


Quelle: Fußnote 6 


Bei den männlichen Jugendlichen zwischen 15 und 29 Jahren nimmt die Rate in al- 
len Altersklassen ab, wobei insbesondere die Halbierung der Quote bei den 14-bis 
19-jährigen ins Auge springt. Bei den Frauen hingegen zeigt sich eine Abnahme nur 
in der untersten Altersklasse. Einige internationale Vergleichszahlen demonstrieren 
das ungewöhnlich niedrige Niveau der Erwerbsquote bei den Jugendlichen in Italien. 
England weist zum Beispiel in der Altersklasse 14-19 der männlichen Jugendlichen 
eine Quote von 61 % auf, Frankreich von 42 %. Bei den 20-24-jährigen liegt Eng- 
land bei 91 %, Frankreich bei 71% (7). 

Dieser Rückgang der Quote bei den Jugendlichen führte darüberhinaus zu ei- 
ner kontinuierlichen Abnahme ihres Anteils an der Gesamtheit der erwerbstätigen 
Bevölkerung. Während dieser nur bei 27.1 % liegt, springt ihr Anteil unter den Ar- 
beitslosen auf 73.8 %, d.h. daß gegenwärtig drei von vier Arbeitslosen zu den Ju- 
gendlichen gehören (8). In den 70er Jahren versiegten allmählich einige der Mecha- 
nismen, die bis dahin noch als Ventil des Arbeitsmarktes funktioniert hatten: die 
Emigration, die Schulen und Universitäten als „Parkplatz“ für Arbeitslose, die Ab- 
sorption der intellektuellen Arbeitskräfte im öffentlichen Sektor. Denn der Emigra- 
tionsfluß geriet ins Stocken, als die Krise 72/73 auch die Zielländer der Emigranten 
erfaßte. Seither zeigt sich eine Umkehr der Tendenz: der Rückfluß der Emigranten 
ist größer als die Emigration ins Ausland (9). Für die Jugendlichen verengt sich da- 
mit nicht nur die Emigration als Ausweg, sondern die schmalen Hoffnungen auf ei- 
nen Arbeitsplatz im eigenen Lande werden durch die Präsenz der Rückkehrer noch . 
geringer, denn die Unternehmer geben den Arbeitern mit Fabrikerfahrung aus dem 
Ausland den Vorzug vor einheimischen Arbeitslosen (10). 


6 Zusammengestellt aus: G. Bottazzi , Movimento sindacale e mercato del lavoro, editrice 
sindacale italiana, proposte No. 34%35, Tab. S. 12 und A. Signorelli (statistischer An- 
hang), a.a.O., Tab, 2, S. 283 

7 G. Fua, Occupazione e capacita produttive: la realta italiana, Bologna 1976, S. 17 

8 A. Signorelli (statistischer Anlıang), S. 279 

9 Il Manifesto vom 3.1.78 

10 La Repubblica vom 22.7.77 


Der zweite Mechanismus, der den vollen Ausdruck der Jugendarbeitslosigkeit 
jahrelang verschleierte, hing mit der Entwicklung zur Massenschule und -universität 
in den 60er Jahren zusammen. 1963 wurde die allgemeine 8jährige Schulpflicht ein- 
geführt (bis dahin waren nur 5 Jahre Elementarschule obligatorisch). Um die Schul- 
reform hatten die Linksparteien, voran die PC, unter der Forderung ‚Recht auf Bil- 
dung für alle“ jahrelang gegen den Widerstand der DC gekämpft. Unter dem Ein- 
druck des „italienischen Wirtschaftswunders‘“ und der vermeintlichen Bedeutung 
der Technologie in der erwarteten Produktionsentwicklung prognostizierten die Pla- 
nungsinstitute der Regierung einen sprunghaft steigenden Bedarf an qualifizierten 
Fachkräften, v.a. im wissenschaftlich-technischen Bereich (11). Die Prognosen hiel- 
ten aber nicht, was sie versprachen. Während in der Industrie dank der eingeschlage- 
nen Entwicklungsstrategie des Kapitals (Intensivierung der Arbeit) die Investitionen 
und die Nachfrage nach Arbeitskräften stagnierten, durchrollte eine Schülerlawine 
die Schulen und ab 69, mit der Generalisierung des Hochschulzugangs, auch die 
Universitäten. War anfangs noch die Ausdehnung der allgemeinen Schulpflicht der 
Grund für die vermehrte Nachfrage nach höherer Bildung, so wird in den 70er Jah- 
ren die Fortsetzung der Ausbildung bei vielen durch das Motiv bestimmt, der Ar- 
beitslosigkeit zu entgehen (12). Doch dies bedeutet nicht Vermeidung, sondern nur 
Aufschub des Eintritts in die Arbeitslosigkeit. 


2.2  Strukturelle Merkmale der Jugendarbeitslosigkeit 


Regionale Verteilung: Die Tabelle 2 zeigt die regionale Verteilung der Jugendlichen, 
die sich in die „Speziallisten“ des staatlichen Arbeitsbeschaffungsprogramms einge- 
schrieben haben. Im Zeitraum von nur zwei Monaten, vom Juli bis August 77, mach- 
ten ca. 650 000 Jugendliche von dieser Möglichkeit Gebrauch (13). Gegenwärtig 
läuft der dritte Einschreibturnus, und ihre Zahl ist aufüber eine Million angewach- 
sen (14). 


Aus der Verteilung springt zunächst der hohe Anteil der südlichen Regionen 
ins Auge mit 61.3 %. Allein in Kampanien haben sich 136 000 Jugendliche eingetra- 
gen, d.h. fast jeder Vierte stammt aus dieser Region. 

Das Nord-Süd-Gefälle zeigt sich augenscheinlich im Vergleich einiger Groß- 
städte. In Neapel haben sich 42 000 eingetragen, in Rom 37 000, dagegen in Mailand 
und Turin nur 8 700 bzw. 7 700. Dieser Unterschied kommt daher, daß im Norden 
nur ein Bruchteil der potentiell Betroffenen sich in die Listen eingetragen haben, In 
Mailand z.B. gibt es 60 000 Jugendliche ohne festen Arbeitsplatz. Die Listenaktion 


1 ı F. Rosti, per una breve storia della riforma, in: Scuola-riforma o controriforma, Rom 
1976,5. 38 

12 L. Frey (problematica) del lavoro gionvanile e processi formativi in Italia, in: A. Cafarelli 
u.a., i giovani ad elevato Ivello d‘istruzione e i mercati del lavoro in Italia, Milano 1977, 
$.15 

13 A. Signorelli, la questione giovanile, a.a.0., S. 75 

14 Il Manifesto v. 9.6.78 
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Tab. 2: Eingeschriebene in die Speziallisten nach Geschlecht und Region (15) 


Region Männlich Weiblich Insgesamt 
absolut relativ absolut relativ absolut 
Piemont 8.880 38,2 14,338 61.8 23.218 
Lombardei 13.449 40.4 19.869 59.9 33.318 
Norditalien 50.371 40.6 73.471 59.4 124.022 
Lazium 36.741 53.1 32.410 46.9 69.151 
Mittelitalien 61.552 48.9 64.267 51.1 125.759 
Kampanien 89.418 65.8 46.536 34.2 136.954 
Sizilien 42.751 52:7 38.429 47.3 81.180 
Süditalien 219.886 57.1 165.222 42.9 384.927 
Italien insg. 331.809 52.3 302.900 47.7 634.709 


Quelle: siehe Fußnote 15 


hat dort so wenig Resonanz gefunden, weil die Jugendlichen in Mailand leichter zu 
einer Schwarzarbeit kommen, wie Autowaschen, Lastwagenentladen usw. Der zwei- 
te Arbeitsmarkt entfaltet sich in Abhängigkeit vom „ersten Arbeitsmarkt“, d.h. 
dort wo Industrie und Handel entwickelt sind. Im Süden ist die Schwarzarbeit zwar 
auch weit verbreitet, doch herrscht auf diesem Markt ein großer Überschuß an Ar- 
beitskräften. Das drückt sich auch in der unterschiedlichen Altersstruktur der ar- 
beitslosen Jugendlichen im Nord-Süd-Vergleich aus. 

Im Norden hat sich v.a. ein hoher Anteil der 15-20-jährigen eingetragen, d.h. 
derjenigen, die auf der Suche nach ihrer Erstbeschäftigung sind. Im Süden dagegen 
entfällt eine relativ hohe Quote auf die 24-29-jährigen, die bereits seit längerem ar- 
beitslos waren. 


Geschlechtsspezifische Verteilung 

Ein weiteres Spezifikum bildet der relativ hohe Anteil der Frauen (16). Während 
von den jugendlichen Beschäftigten nur 38 % Frauen sind, sind es unter den Arbeits- 
losen knapp die Hälfte. Auch hier zeigen sich wieder regional wesentliche Abwei- 
chungen. Im Süden haben sich zwar mehr Männer als Frauen eingeschrieben, den- 
noch entfällt auf nationaler Ebene auch bei den arbeitslosen Jugendlichen weibli- 
chen Geschlechts der größte Anteil (55 %) auf die Südregionen. Darüber hinaus las- 
sen Regionen wie Kampanien mit einer Quote von nur 34 % der Frauen gegenüber 
66 % der Männer darauf schließen, daß das traditional geprägte Rollenverständnis 
der Frau im Süden viele davon abhält, sich als arbeitslos zu begreifen. 


‚15 Tab. entnommen aus: Signorelli, la questione giovanile, S. 76 
16 ° CESPE-Analyse in: Citta Futura, No. 14, 1977 
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Formale Bildungsstruktur 

In der Gesamtheit der Erwerbstätigen waren 1976 nur 16 % im Besitz eines höheren 
Schul- bzw. Hochschulabschlusses. 60 % hatten dagegen nicht einmal die 8jährige 
Pflichtschule beendet. Hier findet sich bei den arbeitslosen Jugendlichen eine deut- 
liche Verschiebung: 64.3 % derer, die auf der Suche nach ihrem ersten Arbeitsplatz 
sind, besitzen das Abitur oder einen Universitätsabschluß. Nur 15.3 % haben nicht 
die Pflichtschule beendet (17). Dieser Trend hin zur ‚‚intellektuellen Arbeitslosig- 
keit‘‘ kommt in. den Speziallisten des staatlichen Arbeitsbeschaffungsprogramms 
noch deutlicher zum Ausdruck, wobei das Niveau im Süden wiederum niedriger als 
in Mittel- und Norditalien liegt. 


3. Widersprüche und Erklärungsansätze der Arbeitsmarktentwicklung 
3.1 Die aktuellen Widersprüche auf dem italienischen Arbeitsmarkt 


Die Arbeitslosigkeit der Jugendlichen ist nur ein Moment in der Gesamtentwicklung 
des Arbeitsmarktes. Sie ist weder aus sich selbst heraus erklärbar, noch für sich al- 
lein überwindbar. Die Frage nach ihren Ursachen führt zurück zu jenen Faktoren, 
die die Restrukturierung des italienischen Arbeitsmarktes in den letzten 15 Jahren 
bestimmt haben. 

Im Zentrum dieser Entwicklung steht der Widerspruch, daß einerseits die or- 
ganisierte Arbeiterklasse bis Ende der 60er Jahre starke Machtpositionen auf ökono- 
mischer und sozialer Ebene ausbauen konnte und bis heute behaupten kann, wäh- 
rend andererseits zur gleichen Zeit Entwicklungen auftraten, die zu dieser Position 
der Stärke im Widerspruch zu stehen scheinen: die sinkende Aktivitätsrate de: Be- 
völkerung, hinter der sich hohe Quoten der Arbeitslosigkeit und Schwarzarbeit ver- 
stecken, ein immer noch relativ hoher Anteil der Beschäftigten in der Landwirtschaft, 
massenhafte Unterbeschäftigung im Süden, die versteckte Arbeitslosigkeit auf Schu- 
len und Universitäten usw. (18). 

Dieser Widerspruch entfaltete sich im Laufe der 60er Jahre, in der Phase der 
„Intensiven“ Kapitalakkumulation. Auf die Massenkämpfe und Lohnsteigerungen 
in der Zeit des ‚italienischen Wirtschaftswunders‘ (1959-62) antwortete das Kapi- 
tal mit einer Strategie der Intensivierung der Arbeit: Kapitalkonzentration, Taylori- 
sierung der Arbeit, Steigerung der Arbeitsrhyihmen. Was aber als Revanche des Ka- 
pitals gedacht war, endete paradoxerweise in einer weiteren Stärkung des Industrie- - 
proletariats (19). Die kapitalistische Restrukturierung der Arbeitsorganisation führ- 
te zur Homogenisierung und Konzentration des Industrieproletariats. Zugleich stand 
das wachsende Bewußtsein der Arbeiterschaft der Dequalifizierung der Arbeit gegen- 
über — eine wichtige Voraussetzung für die Massenkämpfe im „heißen Herbst‘‘ (20). 


17 Signorelli, la questione giovanile, S. 287 

18 M. Paci (Le contradizioni) dei marcato del lavoro, S. 257, in: (sviluppo economico) ita- 
liano e forza-lavoro, hrsg. v. P. Leon und M. Marocchi, Venezia-Padua 1973 

19 a.a.0.,S. 258 

20 a.a.0.,S. 270 ff. 
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Die Stärke der Arbeiterklasse mißt sich, wie die Gegenwart zeigt, aber nicht allein 
an der Machtposition innerhalb der Fabrik, sondern wird ebenso wesentlich durch 
die Entwicklung außerhalb der Fabrik, auf dem Arbeitsmarkt insgesamt, bestimmt: 
Der Ausschluß breiter Schichten aus den produktiven Sektoren, ihre Verdrängung 
in Randbereiche der Produktion, führt in der Gegenwart zu Widersprüchen, die ob- 
jektiv die Position der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter zu schwächen droht. 
Ihre Stärke in der Fabrik, die Macht in der Kontrolle der Arbeitsrigidität und Lohn- 
autonomie, steht in komplementärem Verhältnis zu ihrer Ohnmacht in der Kontrol- 
le über die Disgregation des Arbeitsmarktes außerhalb der Fabrik. Dies ist einer der 
primären Gründe, der die Gewerkschaften zur Revision ihrer seit 69 verfolgten Stra- 
tegie bewegt hat (21). 


3.2 Erklärungsansätze zur Arbeitsmarktentwicklung 


Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hat zunächst Interpretationen gefunden, die 
von der Herausbildung marginalisierter Bereiche keine Kenntnis nahmen. Die sinken- 
de Aktivitätsrate wird mit dem Verhalten der Arbeitskräfte selbst erklärt. Demnach 
erlaubt das gestiegene Familieneinkommen breiten Teilen der Arbeitskräfte (Frauen. 
Jugendliche), sich „freiwillig‘“ vom Arbeitsmarkt zurückzuziehen (22). Die Realität 
widerlegt diese These, denn die Aktivitätsrate ist dort am niedrigsten, wo auch der 
niedrigste Lebensstandard herrscht. 

Andere Autoren (23) führen das Phänomen auf die unzulängliche effektive 
Gesamtnachfräge zurück und begreifen die Inaktiven als „Entmutigte“, die die Ar- 
beitssuche aufgegeben haben, aber weiterhin disponibel sind für einen kapitalisti- 
schen Aufschwung. 

Eine dritte These vertritt die Auffassung, daß sich das Kapital mit der Masse 
der „Entmutigten“ eine industrielle Reservearmee als Druckmittel gegen das Indu- 
strieproletariat geschaffen hat (24). Dieser These widerspricht die Beobachtung, daß 
in den Ländern des entwickelten Kapitalismus die Stärke der organisierten Arbeiter- 
klasse auch durch die Existenz hoher Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung nicht 
notwendig getroffen wird. Dies galt für die Phase der extensiven Entwicklung. In 
der intensiven Phase hingegen selektieren die Unternehmer nach qualitativen Merk- 
malen. Ein Überhang an Arbeitskräften, die diese Qualifikationsanforderungen 
nicht erfüllen, fällt daher als Arbeitskräfteangebot weg. 

Der Arbeitsmarkt kann also nicht mehr als homogenes Ganzes betrachtet wer- 
den, sondern bildet Unterteilungen mit eigenen Spezifika heraus. Darauf stützt sich 


21 Die Gewerkschaftliche Wende vom Februar 78 

22 G. de Meo, (evoluzione e prospettive delle forze di lavoro in Italia, in: (sviluppo econo- 
mico) a.a.O. 

23 La Malfa/S. Vinci, il saggio di pertecipazione della forza lavoro in Italia, in: (sviluppo 
economico) a.a.0. - 

24 L. Meldolesi, disoccupazione ed esercito industriale di riserva in Italia, in: (sviluppo eco- 
nomico) a.a.0. 
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die Interpretation von M. Salvati (25): in Italien existiert neben „modernen effizien- 
ten Sektoren“ eine Reihe „rückständiger ineffizienter Sektoren“, in denen große 
Mengen an Arbeitskräften „eingefroren“ sind. Im Zuge der kapitalistischen Akku- 
mulation wurden sie nicht von den modernen Sektoren aufgesogen, da der Entwick- 
lungsprozeß „vorzeitig“ auf einer vergleichsweise niedrigen Stufe in Stagnation über- 
ging. Der italienische Kapitalismus erreichte ein Stadium der „vorzeitigen Reife“, 
Das Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt ist für Salvati nicht das unvermeidbare 
Ergebnis der kapitalistischen Entwicklung gewesen, sondern durch die spezifischen 
Bedingungen in Italien bestimmt: den Dualismus und den dadurch verzerrten Gang 
der Kapitalakkumulation. Ebensowenig ist für ihn die Selektion unter den Arbeits- 
kräften, der Ausschluß der „schwachen Arbeitskraft‘ (Jugendliche, Frauen, Alte), 
eine notwendige Folge der kapitalistischen Entwicklung. Vielmehr sieht er diese Seg- 
mentierung im Zusammenhang mit den sozialen Umschichtungen, die Anfang der 
60er Jahre mit den massenhaften Wanderungsbewegungen vom Süden zum Norden 
eingeleitet wurden. Im Zeitraum von 58-64 zogen 1.2 Millionen Emigranten aus 
dem Süden in den Norden und substituierten einen Großteil der dort ansässigen Ar- 
beitskräfte (26). 

Nur die Männer der eingewanderten süditalienischen Familien fanden einen 
Arbeitsplatz in der Industrie, während die Frauen und Kinder das Arbeitsangebot 
auf dem Schwarzmarkt vergrößerten. Die marginale Arbeit ist in diesem Sinne nicht 
durch die Industrie produziert worden, sondern es handelt sich — so Salvati — nur 
um eine „Transformation der landwirtschaftlichen Unterbeschäftigung in eine städti- 
sche Unterbeschäftigung“ (27). 

Demgegenüber behauptet M. Paci, daß auch und gerade die modernen Sekto- 
ren des Kapitals die Unterbeschäftigung und Schwarzarbeit produziert haben. Das 
Problem des italienischen Arbeitsmarktes stellt sich also nicht mehr als das der Un- 
ter .ıtwicklung, sondern als das der Überentwicklung des reifen Kapitalismus — ein 
Phänomen, das nicht nur spezifisch für den ‚„caso italiano‘‘ ist, sondern generell, 
wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, für die kapitalistischen Länder in dieser 
Phase gilt (28). In Italien, wo die kapitalistische Entwicklung verspätet eingesetzt 
hat und dann überstürzt verlief, haben sich die typischen Merkmale der Verschwen- 
dung materieller und menschlicher Ressourcen bereits gezeigt, als das Entwicklungs- 
niveau noch auf einer international vergleichsweise niedrigen Stufe stand. Von da- 
her rührt auch heute in Italien das Doppelgesicht von Überfluß und Elend zugleich. 

Paci kommt in seiner Analyse zu dem Ergebnis, daß der nationale Arbeits- 
markt in Italien in drei Segmente mit eigenen Spezifika zerfällt (29): die Märkte für 


25 M. Salvati, le origine della crisi in corso, in: Quaderni piacentini, N. 46, deutsch in: Pro- 
blieme des Klassenkampfes Nr. 4 (1972) 

26 M. Paci, migrazioni interne e mercato capitalistico del lavoro, in: (sviluppo economico), 
a.a.0.,5.195 

27 M. Salvati, il mercato del lavoro in Italia, S. 108, in: lezioni di economia, hrsg. v. S. Bias- 
co u.a., Milano 1977 

28 M. Paci, (le contraddizioni), a.a.O., S. 167 

29 M. Paci, (le contraddizioni), a.a.O., S. 270 
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marginale Arbeit, für Industriearbeit und für intellektuelle Arbeit. Während auf dem 
ersten und dritten Markt an Überfluß an Arbeitskräften herrscht, ist der städtisch- 
industrielle Markt durch eine zunehmende Rigidität sowohl der Nachfrage wie auch 
des Angebots gekennzeichnet. Die erforderlichen Qualifikationen für den Zugang 
zum Industriesektor sind: männliches Geschlecht, zentrale Altersklasse (30-35), 
emotionale Stabilität (vorzugsweise Verheiratete), städtische Sozialisation, Pflicht- 
schulabschluß; d.h. akzeptiert wurden nur Arbeiter mit den robustesten psycho-phy- 
sischen Voraussetzungen für eine intensive Ausbeutung. Jugendliche, Frauen und 
Alte fielen heraus. So gibt es zum Beispiel in Mailand 20 000 unbesetzte Arbeits- 
plätze in der Industrie, während zugleich Hunderttausende von Arbeitslosen, Ju- 
gendliche an der Spitze, auf der Suche nach einem Arbeitsplatz sind. 

Die Rigiditätsmauern bestehen auch gegenüber dem intellektuellen Arbeits- 
markt. Jugendliche mit höherem Bildungsabschluß können sich glücklich schätzen, 
wenn sie einen instabilen Job im tertiären Bereich finden, wie etwa Nachhilfeunter- 
richt, Lehrer an Privatschulen, Touristikführer u.ä. Auf dem Markt für Industrie- 
arbeit fallen sie als „Überqualifizierte‘“‘ durch das Selektionsnetz. Jugendliche mit 
Abitur oder Examen haben nur dann Aussicht auf einen Arbeitsplatz in der Indu- 
strie, wenn sie den Nachweis ihrer Qualifikation verheimlichen (30). Angesichts die- 
ser Bedingungen ist der Zynismus kaum zu übertreffen, wenn Regierungsvertreter 
und Unternehmer auf einem von der Regierung organisierten Kongreß zur Jugend- 
arbeitslosigkeit im Februar 77 von der Verweigerungshaltung der Jugendlichen ge- 
genüber der manuellen Arbeit sprechen. Eine 1975 unter Studenten durchgeführte 
Befragung ergab, daß 66 % von ihnen, im Süden 78 %, bereit wären, ihr Studium 
sofort im Tausch gegen einen festen Arbeitsplatz aufzugeben (31). 


4.  Dezentralisiening der Produktion und Produktion der Marginalisierung 
4.1  Sozio-ökonomische Auswirkungen der produktiven Dezentralisierung 


Der Ausschluß der Jugendlichen, Frauen und Alten aus dem „Markt für stabile Ar- 
beit“ ist die eine Komponente für die Konstitution des marginalen Marktes. Die 
zweite, dazu komplementäre Seite, bildet die Dezentralisierung der Produktion: die 
Auslagerung einzelner Arbeitsgänge aus der Fabrik heraus und ihre Übertragung auf 
kleinere und Kieinstbetriebe bis hin zur Heimarbeit (32). Dort draußen werden die 
ausgestoßenen Arbeitskräfte wieder eingefangen. Die primären Motive dieser Stra- 
tegie liegen im Versuch der Unternehmer, die Kostenvorteile und die größere Flexi- 
bilität der Arbeitskräfte auf dem marginalen Markt zu nutzen. In den kleineren Be- 
trieben liegen die Löhne um ca. 40-50 % unter denen der Großbetriebe. In der Re- 
gel handelt es sich um Schwarzarbeit, bei denen die Sozialabgaben eingespart wer- 
den. Die Arbeitsbedingungen sind schlechter, die Arbeitszeiten länger, Überstunden 


30 Beispiele in der L‘Unita v. 12.7.77 

31 L‘Assedio di Studio e i problemi attuali del diritto all’Universita, CENDIS, Roma 1975 

32 A. Graziani (introduzione) S. 7, in: (tecnologia) e decentramento produttivo, hrsg. v. 
- A. Del Monte und M. Raffa, Torino 77 
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an der Tagesordnung, Bezahlung nach Stücklohn. Die gewerkschaftliche Präsenz ist 
minimal, und für Betriebe unter 15 Beschäftigte gilt nicht einmal das Arbeitsstatut, 
d.h. daß der Unternehmer ohne Kündigungsfrist zur Entlassung berechtigt ist (33). 
Dies ist der Markt, auf dem die Jugendlichen ihr „Glück“ machen können. 
„Ich hab‘ nur Gelegenheitsarbeiten gemacht. Mit vierzehn hab‘ ich angefangen — in einer klei- 
nen Fabrik, wo sonst nur Familienväter arbeiteten. Die Arbeitsbedingungen waren schlimm: 
Gifte, Gase, Zugluft, laufend Unfälle an den Maschinen. Die Arbeitszeit richtete sich danach, 
wieviel Arbeit es gab. Manchmal arbeiteten wir nur vormittags, manchmal zwang uns der Pa- 
drone, auch noch die ganze Nacht durchzuarbeiten. Das Ganze für 500 Lire die Stunde tags- 
über und 600 Lire nachts.“ (Aus einem Interview mit dem 20-jährigen Norberto aus Tiburtina, 
einem römischen Vorstadtviertel) 
Formen der Dezentralisierung und der marginalen Arbeit hat es bereits während der 
50er und 60er Jahre gegeben. Neu in den 70er Jahren ist ihre massive Ausdehnung 
und ihr politischer Charakter. Neben den Rationalisierungsprozessen innerhalb der 
Fabrik ist die Dezentralisierung heute eines der Hauptinstrumente der Unternehmer, 
um die gewerkschaftliche Kontrollmacht in der Fabrik zu schwächen und die alleini- 
ge Verfügungsgewalt über den Gebrauch der Arbeitskraft wiederherzustellen (34). 
Der Form nach erscheint die Dezentralisierung als ein Prozeß der Arbeitstei- 
lung, der sich in ungewöhnlich schneller Abfolge vollzieht und in relativ kurzer Zeit 
die historisch gewachsene Struktur der Arbeitsteilung modifiziert (35). Eine Grenze 
findet die Dezentralisierung notwendig in der Technologie, in der Teilbarkeit der 
Arbeitseinheiten. Diese stellt sich bei einem Hüttenwerk anders dar, als etwa in der 
Textilindustrie. Doch bestimmt die Technik nur die Dimension einer Arbeitseinheit, 
nicht aber den Konzentrationsgrad an einem Ort, d.h. die Größe des Betriebes. Die 
Aggregation bringt zwar in der Regel organisatorische Vorteile, dem können jedoch 
politische Momente, die Kontrollmacht der Gewerkschaften im Betrieb etwa, entge- 
genwirken. Fiat zum Beispiel lagert Drehbänke aus, denn unter technischem Gesichts- 
punkt ist es gleich, ob Bolzen und Schrauben auf einer Drehbank in irgendeiner 
kleinen Werkstatt gedreht werden, oder in einer Werkshalle, in der 300 Drehbänke 
nebeneinander stehen. Der Unterschied ist nur der, daß die Arbeiterkontrolle in ei- 
ner Werkstatt gleich Null ist, während in der Werkshalle mit 300 Drehbänken die 
Arbeiter die Kontrolle über Rhythmen, Arbeitsorganisation, Löhne usw. haben (36). 
Auf diese Weise wird die organisierte Arbeiterkontrolle in der Fabrik zu einem 
Bestimmungsfaktor der Dezentralisierung. In Nord- und Mittelitalien, wo die Arbei- 
terkontrolle sehr viel höher als im Süden ist, ist auch die Dezentralisierung entspre- 
chend mehr verbreitet. An der Spitze liegen die Regionen Lombardei, Toscana und 
die Emilia. Territoriale Untersuchungen in der Emilia haben ergeben, daß 52 %der 
„Hausfrauen‘‘ schwarzarbeiten; in der Provinz Mantova entdeckte man 20 000 
Frauen und Mädchen, die Heimarbeiten machten, das sind 10 % der weiblichen Be- 
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33 S. Brusco, (decentramento produttivo) e divisione del lavoro, in: tecnologia) a.a.0., S. 91 
34 G. Bottazzi, (Movimento Sindacale) a.a.0.,S. 22 

35 $, Brusco, (Decentramento produttivo), a.a.0., S. 89 
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völkerung dieser Provinz; allein in der Provinz Mailand wird die Zahl der Heimarbei- 
terinnen auf ca. 100 000 geschätzt (37); auf nationaler Ebene schließlich wird ihre 
Zahl mit 1.7 Millionen angegeben (38). 

In den Fabriken des Südens ist die gewerkschaftliche Organisierung geringer, 
fällt daher als Motivation zur Dezentralisierung weniger ins Gewicht. Dies erübrigt 
sich in vielen Fällen, denn der Schwarzmarkt reicht in die Fabriken selbst hinein. So 
bringen zum Beispiel Arbeiter ihre eigenen „Lehrlinge“ zur Akkordarbeit in die Fa- 
brik mit, die nicht vom Padrone, sondern von den Arbeitern selbst bezahlt werden 
— zu Hungerlöhnen (39): In Neapel ist es üblich, daß ein Arbeiter einem anderen 
seine Beschäftigung gegen Unterbezahlung abtritt, sich auf diese Weise zum padrone 
des anderen macht. Hafenarbeiter treten ihren Job gegen Provision, an Arbeitslose 
‚ab, während sie selbst einer anderen Beschäftigung nachgehen. Andere Männer brin- 
gen ihren Frauen aus den Fabriken Leder und Stoffe mit, damit die Frauen zuhau- 
se in Heimarbeit Kleider und Schuhe produzieren. 

Der Schuhsektor ist der einzige Bereich im Raume Neapel, in dem Dezentra- 
lisierung überhaupt durchgeführt wurde und wird. In den 60er Jahren wurden mit 
der Einführung der elektrischen Nähmaschine alle Arbeiter ausgestoßen, die nicht an 
diesem Gerät arbeiteten. Kleinstbetriebe oder Heimarbeiter übernahmen ihre Arbeits- 
gänge. Eine zweite Dezentralisierungswelle erfolgte nach dem „heißen Herbst‘, der 
auch die Arbeiter in der Schuhfabrikation mobilisiert hatte. Heute werden ca. 25 - 
50 % des Gesamtprodukts einer Schuhfabrik außerhalb ihrer Mauern hergestellt. In 
Mini-Werkstätten arbeiten Frauen, Lehrlinge, Kinder zehn Stunden am Tag, werden 
entlassen, wenn es keine Arbeit mehr gibt, und verdienen bis zu 50 % weniger als die 
Männer. Die weiblichen „Lehrlinge“ sind die zukünftigen Heimarbeiterinnen (40). 
Diese erniedrigenden Arbeitsbedingungen sind die Pfeiler, auf denen die internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit deritalienischen Schuhindustrie ruht. Das Außenhandels- 
volumen dieser Branche beträgt mehr als das Zweifache des Automobilsektors und 
zeigt gegenwärtig den höchsten Aktivsaldo in der Handelsbilanz (41). 

Neapel hat drei Touristenattraktionen: Pompeji, Vesuv und billige Schuhe. Während täglich tau- 
sende Urlauber aus Mittelmeerkreuzern und Reisebussen zum Schuhbummel durch die Via Ro- 
ma strömen, sitzen nur wenige Meter um die Ecke Mädchen, Kinder und Alte in ihren niedrigen 
Ladenwohnungen, den „Bassi‘, und leimen bei Neonlicht Schuhsohlen und -leder. In den Haupt- 
straßen Neapels blüht der Weltmarkt zu niedrigen Sommerpreisen — 4 000 Lire für ein Paar 
leichte Schuhe — ‚in den Auslagen der Geschäftsstraßen präsentiert sich europäischer Standard, 
und um die Ecke beginnt Hongkong. 

Ähnliche Verhältnisse finden sich auch im Textilsektor. Von den ca. 1.3 Millionen 
Beschäftigten in dieser Branche wird geschätzt, daß 760 000, das sind 63 %, außer- 
halb der Fabrik arbeiten. Konzentriert findet sich die Textilheimarbeit in der kom- 
munistischen Musterregion Emilia, wo das Leben auf dem eigenen kleinen Acker 
37 .L.Frey, Il Lavoro a domicilio in Lombardia, in: (sviluppo economico), a.a.0., 5. 201 

38 Il Manifesto v. 13.10.77 

39 E. Pugliese, (Tl Decentramento produttivo) a Napoli, in: (tecnologia), a.a.0., S. 100 

40 L. Improta, (Il decentramento) produttivo nel settore calzaturiero, in: (technologia), 
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günstige Voraussetzungen für die Heimarbeit der ganzen Familie liefert. Die Familie 
gewinnt hier den Charakter einer undifferenzierten produktiven Einheit. „Sie wird 
zu einem Kettenglied des modernen Fließbandes, das aus der Fabrik herausläuft, 
um sich in den Städten auszustrecken, auf dem Lande, von Haus zu Haus, in tausen- 
den kleiner und kleinster produktiver Einheiten“ (42). 

Die Dezentralisierung wird nicht nur in den traditionellen Sektoren prakti- 
ziert, sondern auch in höher technologisierten, wie zum Beispiel in der Elektronik- 
industrie. „Computer-Herstellung in Heimarbeit‘ lautete kürzlich eine Schlagzeile in . 
der „L‘Unita“, und es ist keine aberwitzige Vorstellung, daß in irgendeiner abgelege- 
nen Berghütte eine Frau zwischen Baby-Pflege und dem Essenkochen für die Fami- 
lie mit einem Lötkolben in der Hand und viel Geduld Transistoren auf vorgedruckte 
Schaltkreise verlötet (43). 

Von anderer Natur ist die Dezentralisierung im Metall- und Chemiebereich. 
Dort werden zunehmend handwerkliche Arbeiten wie Instandsetzung, Maurer- und 
Elektroarbeiten, Transportarbeiten, Säuberung usw. als Auftragsarbeit nach außen 
vergeben und auf diese Weise eine Kostenersparnis erzielt. 

“ Im Zuge dieser Auslagerungsprozesse entstand in den letzten Jahren eine My- 
riade neuer Unternehmen kleinster Dimensionen. Vielfach tauchen diese „Unter- 
nehmen“, vertreten durch einen Mittelsmann, nur für eine Woche auf, produzieren 
für eine begrenzte Nachfrage, um dann wieder zu verschwinden. Diese Entwicklung 
hat auch ihre eigene beschönigende Ideologie. Der Mythos vom ‚‚freien Unterneh- 
mer‘ erblüht wieder, die Unabhängigkeit der „frei“ arbeitenden Familie wird ge- 
priesen. Die Rückkehr zum Unternehmerkapitalismus verspricht einigen die Wieder- 
herstellung der „freien Marktgesetze“, die von den Gewerkschaften außer Kraft ge- 
setzt seien (44). In Teilen der PCI wird das Auftauchen der Kleinunternehmen als 
Zeichen der Deformation ven „normalen Gang des Kapitalismus‘“ begriffen. In ei- 
nem CESPE-Bericht (45) wird die Lebenskraft der Privatunternehmer begrüßt im 
Gegensatz zu den untergehenden „großen Familien‘ (Agnelli, Pirelli) und den „Neu- 
reichen“ (Zanussi, Candy). Die Vitalität der Privatinitiative sei von den Fesseln der 
Kreditinstitute zu befreien, und mit dem Hinweis auf die Möglichkeit von Koopera- 
tivenbildungen wird den Kleinbetrieben eine Entwicklungsperspektive gewiesen. 

Dieser Deformations-These steht die Auffassung gegenüber, daß die Dezentra- 
lisierung und damit verbundene Massenmarginalisierung notwendige Folgen der Ent- 
wicklung des modernen Kapitalismus sind und zugleich notwendige Bedingung für 
das Funktionieren der Akkumulationsmechanismen in dieser Phase (46). Dafür 
spricht, daß die Kleinunternehmen alles andere als autonom sind, sondern in der 
Regel in einem funktionalen Produktionszusammenhang für größere Fabriken ar- 
beiten. Zum Beispiel haben Untersuchungen in der Lombardei ergeben, daß 70 % 
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der „„‚Handwerksbetriebe“ industrielle Fertigung für größere Fabriken betreiben (47). 
Daran sollte man denken, wenn man als Tourist beim Anblick eines Stühlemachers 
in den romantischen kleinen Straßen Roms sich in die gemütliche Atmosphäre des 
Mittelalters zurückversetzt zu fühlen glaubt. 

Der größte Teil der Jugendlichen findet — wenn überhaupt — eine Beschäfti- 
gung in der Kleinindustrie oder im Handwerk. Ihre materiellen Lebensbedingungen 
sind entsprechend elend, sie bleiben zumeist trotz Arbeit noch finanziell abhängig 
von anderen Einkommensgquellen, etwa von den Eltern oder von Nebenbeschäfti- 
gungen. Mehr als die Hälfte der beschäftigten Jugendlichen haben ein Einkommen, 
das unter 200 000 Lire im Monat (ca. 500 DM) liegt. Nur 6.5 % „Privilegierte‘“ ver- 
dienen mehr. als 300 000 Lire (ca. 750 DM) im Monat (48). 

„Ich war eine Zeit lang Bote. Dann hab ich auch mal Kartoffeln geschält oder sauber gemacht — 
alles unterbezahlte Arbeit, wovon ich immer nur eine Woche leben konnte. Die einzige Hose, 
die ich hier anhabe, muß noch über den Winter reichen. Meine Eltern würden mir sicherlich ein 
bißchen Geld zustecken, aber ich schaff*s nicht, sie darum zu fragen, so wie die Dinge bei uns 
zuhause stehen. Mein Vater arbeitet in einer Reinigungsfirma und kriegt 200 000 Lire im Mo- 


nat. Meine Mutter ist Hausfrau‘ (Aus einem Interview mit Vladimiro, einem 23-jährigen Ar- 
beitslosen in Rom, der drei Jahre zuvor sein Fachschulexamen in Nukleartechnik abgelegt hatte). 
„Ich habe vor einem Monat das letzte Mal gearbeitet, Schwarzarbeit in einer Metailfabrik. Seit- 
her bin ich arbeitslos. Meine Eltern machen mir Vorwürfe, Immer wenn ich mich über die aus- 
beuterischen Padroni aufrege, sagen sie mir, ich hätte einfach keine Lust zu arbeiten. Ich bin 
gezwungen, zu Hause zu wohnen, obwohl ich mich überhaupt nicht mit meinen Eltern verstehe. 
Sie sind streng katholisch, wählen DC, vom ersten bis zum zehnten ... bis zu meinem Opa, ei- 
nem alten Faschisten, jetzt tot ... zum Glück.‘“ (Massimo, ein 23-jähriger FGCI-Genosse, der 
aktiv in der Ligenbewegung der Arbeitslosen in Rom mitmacht) 


Auch die Kinderarbeit ist eine weit verbreitete Erscheinung auf diesem Arbeits- 
markt. In der Provinz Neapel werden 50 000 arbeitende Kinder gezählt, in Sizilien 
200 000. 1969 wurde ihre Zahl in ganz Italien auf 500 000 geschätzt. Das Gesetz 
gegen Kinderarbeit von 1967 kommt selten zur Anwendung, da das Arbeitsinspekto- 
rat nicht funktioniert: „Wurden früher im Betrieb arbeitende Kinder vor dem Ar- 
beitsinspektor versteckt, so bringen sie ihm heute ganz offen den Kaffee ins Direk- 
tionsbüro, während er sein Schmiergeld einsteckt‘‘ (49). 

„Ich bin nur ein Jahr lang in die Schule gegangen. Mit sieben hab‘ ich im Obstladen ausgehol- 
fen, dann in Lebensmittelläden und Autowerkstätten. Ich wäre gerne in die Schule gegangen, 
aber wir Jungen, wir gehen alle arbeiten. Doch es reicht nie, denn wir liefern mindestens die 
Hälfte den Eltern ab. Viele klauen auch, reißen den Leuten die Handtasche herunter und kom- 


men in den Knast. Damit mir das nicht passiert, arbeite ich eben‘* (Claudio, ein 13-jähriger aus 
Montesanto, Neapel). 


47 11 Manifesto v. 13.10.77 
48 LaRepubblica v. 1.10.77 
49 Napoli: Disoccupati organizzati, hrsg. v. F. Ramondino, Milano 1977, S. 250 
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4.2  Sozio-kulturelle Auswirkungen der Marginalisierung 
4.2.1 Formen der sozialen Disgregation 


Der Massenausschluß der Jugendlichen aus dem Arbeitsbereich ist nur im engeren 
Sinne eine ökonomische Frage. Die soziale Bedeutung dieses Phänomens ist viel um- 
fassender und reicht bis hin zu den Formen der Bewußtseinsbildung der Jugendli- 
chen. 

Familie und Schule sind heute keine funktionierenden Sozialisationsagentu- 
ren im traditionellen Sinn mehr. Die integrative Funktion der Kernfamilie ist vor al- 
lem durch die Befreiungsbewegung der Frau, aber auch durch andere Gruppen, Ju- 
gendliche, Homosexuelle, in Frage gestellt worden. Die Jugendlichen erleben den 
Widerspruch zwischen der Erfahrung von Ungleichheit, rigider Rollenzwänge und 
sexueller Unterdrückung in der Familie und dem Erlebnis neuer zwischenmenschli- 
cher, sexueller Beziehungen (Lust geht vor Orgasmus) in ihren Gruppen. 

„Bis 16, 17 Jahre kriegst du hier eine rein katholische Erziehung. Das fängt früh an, denn auch 
die italienischen Jugendheime sind in den Händen der Kirche. Das sieht da so aus: um 8 Uhr 30 
mußt du in die Messe gehen. Wie sollman da zu einem eigenen politischen Bewußtsein kommen, 
wenn sie dir eine katholische Schablone in den Kopf pressen: respektiert die Familie! Geht zur 
Schule und studiert! Seid dankbar und tut Gutes! Ich zog mit einer Fußballmannschaft herum, 
die von Priestern organisiert war. Als ich nicht mehr zur Messe ging, war es auch mit dem Fuß- 
ballspielen zu Ende. Die Priester jagten mich weg. Wir sind auch heute noch innerlich an die 
Priester gekettet. Zum Beispiel mit den Frauen: zu denen hab ich mich immer nur von oben 
heruntergelassen. Denn ich fühlte mich als Mann, und die Frauen konnten mir nicht ... Und die 
Priester unterstützten uns darin. Erst mit der Zeit entwickelten wir andere Beziehungen unter- 
einander, und auch zu den Frauen, unter Freunden, so arm wie ich selbst, denn wir sind hier al- 
le arm, alle ohne Ausnahme“ (Massimo, FGCI-Genosse in einem Interview in Rom). 

„Ich hatte die Möglichkeit, die Mittelschule fertig zu machen. Aber gelernt habe ich nichts, es 
ist vor allem der Ort, wo selektiert wird, und zwar Kader, die geschult werden, den Konsens für 
das System herzustellen und damit basta. Ein Beispiel: versetzt wird, wer Hausarbeiten anbringt. 
Wer zu Hause eine schöne, teure Enzyklopädie hat, kann das machen. Bei mir zu Hause gab's ei- 
ne, Mein Vater zahlt noch heute daran. Aber wozu ich in die Schule gegangen bin, weiß ich 
nicht. Für einen Beruf bringt es nichts, Den kriegst du — wenn überhaupt — nur mit Berufserfah- 
rung, und an die kommst du nur, wenn du einen Beruf hast...‘ (aus Interview mit Norberto, 20, 
in Rom) 

Schule und Universität sind von der Gesellschaft heute völlig abgekoppelt und ha- 
ben ihre eigentliche Funktion der Bildung weitgehend verloren. Sie sind den heuti- 
gen Lebensbedingungen und Bedürfnissen der Jugendlichen völlig äußerlich, und 
funktionieren vornehmlich als Treffpunkte, Orte der Aggregation, Knotenpunkte 
der Vergesellschaftung der subkulturellen Verkehrsformen. 

Die Universität bleibt auch nach Beendigung des Studiums für viele der Zu- 
fluchtsort, wo man unter seinesgleichen ist. Es ist aber wichtig, hier Unterscheidun- 
gen zu machen. Die Jugendlichen sind nicht alle Studenten. Zwar ist die Massenschu- 
le und -universität Realität geworden, doch die Klassenselektion existiert weiter. 
Nur 25 % der Jugendlichen aus Arbeiterfamilien macht Abitur, dagegen sind es 74 % 
der Kinder von Angestellten und 97 % der Kinder von Unternehmern und Freiberuf- 
lern. Ein großer Teil der Jugendlichen aus unteren sozialen Schichten fällt frühzeitig 
aus dem Bildungsgang heraus. 
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„Die meisten Kinder aus diesem proletarischen Viertel lernen von klein auf als erstes, daß sie 
den Eltern Geld kosten und daß die Schule sie vom Geldverdienen abhält. Was sie fürs Leben 
bräuchten, lernen sie dort nicht: die Kunst, sich zu arrangieren. Mit 6, 7 Jahren beginnen sie zu 
arbeiten, die Mädchen in Heimarbeit, die Jungen in Bars, Werkstätten, als Brotträger usw. Viele 
kommen erst nach Mitternacht ins Bett. Sie gehen nur unregelmäßig zur Schule, dann wenn der 
Bäcker grad kein Brot hat, zum Beispiel. Im Unterricht kommen sie nicht mit, bleiben sitzen 
und gehen schließlich von selbst von der Schule ab»“ (Mitarbeiterin eines autonomen sozialen 
Zentrums in Neapel). 


Paolo, der mit 7 schon am Obststand arbeitete und hin und wieder auch in die Schule ging, in 
Neapel: „Die Lehrer in der Schule verprügeln mich oft, weil ich so schlecht bin. ‚Besser, du 
gehst arbeiten‘, sagen sie immer, ‚die Schule ist nichts für dich‘. Sie haben Recht, die Schule ist 
nichts für mich. Ich gehe lieber arbeiten.“ 

Trotz der bestehenden Selektion sind die Grenzen zwischen marginalisierten Studen- 
ten und Marginalisierten außerhalb der Universität durchlässiger. Das hängt damit 
zusammen, daß ein Großteil der Schüler und Studenten gezwungen ist, einer Neben- 
beschäftigung nachzugehen. Eine Untersuchung in Ferrara hat ergeben, daß 1975 
ca. 50 % aller Schüler und Studenten eine Beschäftigung ausübten, und zwar nicht 
nur ein paar Stunden Jobberei, sondern ein großer Teil regelmäßig mehr als 30 und 
40 Stunden die Woche (50). Die geteilte Situation der Ausgeschlossenheit ist eine. 
Art Interklassen-Erfahrung, sie trifft Jugendliche aus Arbeiterfamilien wie auch aus 
bürgerlichen. 

(Giorgio, ein 24-jähriger Student, Lotta Continua-Sympathisant, im Gespräch mit Paolo, 23, 
Pflichtschulabschluß) , 

Giorgio: „Es geht doch um den Abbau der Macht des einen, der studiert hat, über den, der nicht 
studiert hat. Denn beide haben dasselbe Kampfpotential. Ich kann vielleicht theoretisieren, wie 
eine Triebstange aussieht, aber unter dem Auto wüßte ich nicht was machen.“ 

Paolo: „Doch, es gibt einen Unterschied zwischen uns. Du kannst meine Sprache verstehen, ich 
aber nicht deine. Ich kann eine Schraube ins richtige Gewinde setzen, du weißt aber im richti- 
gen Moment das richtige Wort zu sagen.“ 

Giorgio: „Aber wir leben doch im selben Dreck. Wenn ich auch vormittags auf die Uni gehe, 
manchmal wenigstens, so laufen wir doch alle durch die Stadt, auf der Suche nach Arbeit. Und 
nachmittags hängen wir ebenso wie du hier in der Vorstadt herum und wissen häufig ebenso we- 
nig wie du, was tun“, 

Die Masse der Jugendlichen findet ihr Bewußtsein außerhalb der Arbeitswelt. Die 
Mechanismen der Politisierung, der Revolte, verlaufen bei ihnen anders, als bei de- 
nen, die den Antagonismus direkt in der Fabrik erleben. Ihren antagonistischen Ge- 
genspieler erkennen sie im Staat, und nicht im Unternehmer. Das drückt sich einer- 
seits in den Protesten der Bewegung 77 aus, andersıseits in der Erwartungshaltung 
vieler marginalisierter Jugendlicher, die vom Staat die Lösung ihrer sozialen Proble- 
me erhoffen. 

Die soziale Instabilität hinsichtlich der eigenen Identität und sozialen Rolle ist 
ein Moment, das die Jugendlichen gleichermaßen betrifft, doch die Formen, in denen 
sie auf die Desintegration reagieren, sind verschieden. Die Schlagzeilen, die das ‚‚mo- 
vimento 77“ und die Anschläge terroristischer Gruppen — meist Jugendliche — ma- 
chen, verdecken leicht die Tatsache, daß der größte Teil der Jugendlichen ihre Si- 
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tuation in der Vereinzelung des täglichen Existenzkampfes erlebt, in der Isoliertheit 
des Alltagslebens und häufig mit politischer Gleichgültigkeit (qualunguismo) rea- 
giert. 


„Hier gibt‘s nur die PC-Sektion im casa di popolo. Und die stinkt mir. Wer sagt, daß er Politik 
macht, geht zur DC oder PC, damit er leichter eine Stelle kriegt. Die Politik ist ein Quatsch, in 
Rußland machen die auch nur, was ihnen gefäilt, Und was soll ich mit der Politik, wenn ich kei- 
ne Arbeit finde. In Mailand, im Norden, da ist viel besser, da gibt‘s in den Städten Straßenplät- 
ze, wo man leicht Arbeit finden kann. Hier aber denkt jeder nur an sich selbst. DC, PC oder Fa- 
schisten — die sind doch alle ein und dasselbe. Und das ganze Geld, das die Gewerkschaften krie- 
gen, wo fließt das hin? Wenn ich einen Arbeitsplatz habe und ein anderer nicht, dann ist mir das 
scheißegal. Ich werd‘ mich doch nicht für ihn kündigen lassen! Und wenn ich ein Auto habe, mit 
dem ich durch Sette Camini kutschieren kann, dann sind mir die Typen im casa di popolo und 
in der PC-Sektion erst recht wurscht. Die verlieren doch nur ihre Zeit‘ (aus Interview mit Gian- 
ni, 26, arbeitslos, in einer Bar in Settecamini, einer trostlosen Borgata (Vorstadt) Roms). 
Andere reagieren auf die täglich erlebte Gewalt des Ausgeschlossenseins mit „ge- 
wöhnlicher‘“ Gegengewalt. Diebstahl und Raub sind in Großstädten wie Rom und 
Neapel an der Tagesordnung. 

Die Sicherheitsvorkehrungen nehmen inlItalien groteske Formen an, Die Römer verrammeln ihre 
Wohnungstüren abends mit Schlössern und Riegeln, mit denen normalerweise Festungen verrie- 
gelt werden. Tagsüber nehmen sie vorsichtshalber nur das Kleingeld für den Kaffee und die Zei- 
tung mit auf die Straße. Steigen sie aus dem Auto, klemmen sie ihr Kofferradio unter den Arm. 
Vor jeder Bank steht ein schwerbewaffneter „cow-boy‘“‘, einer der 180 000 Privatpolizisten in 
Italien (mehr als carabinieri). 


4.2.2 Kultur der Marginalisierung 


Aus den Prozessen der sozialen Disgregation der Gesellschaft sind neue soziale Be- 
wegungen herausgewachsen. Die „Autonomen“, „Stadtindianer‘“ und „Proletari- 
schen Jugendzirkel“ sind kollektive Bewegungen, die sich zum Träger neuer Kultur- 
formen und Ideologien machen in der Auflehnung gegen den Herrschaftsanspruch 
eines Systems, das diese, ihre eigene Marginalisierung betreibt. Die Revolte im Zei- 
chen der „Autonomie“ zielt auf die Sicherung subkultureller Freiräume und läuft 
dabei Gefahr, den eigenen Ausschluß aus der Gesellschaft zu sanktionieren (51). 
Wieviele Jugendliche sich den Autonomen oder den Stadtindianern zurechnen, ist 
kaum abzuschätzen. Die Bewegung hat sich aus tausend unterirdischen Strömungen 
gebildet in Gruppen, Zirkeln und Kollektiven, die ihre eigene Identität im „movi- 
mento“, in der Gesamtbewegung erkennen. 

In der kreativen Komponente der Bewegung verbindet sich das reale Bedürf- 
nis nach einer anderen Lebensweise mit dem Spontaneismus und Anti-Institutina- 
lismus der 68er Studentenbewegung (52). Ihren Ausdruck findet diese Bewegung in 


51 C. Donolo, Alla ricerca di un lavoro e di un‘identita, in: I Consigli, suppl. al n. 36 1977, 
Ss.7 

52 G. Pajetta, Il Lavoro, la politica, la violenza: l’esperienza dei circoli giovanili di Milano, 
in: I Consigli, suppi. 36, a.a.O., S. 32 
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einem Meer von Alternativ- und Gegenpresse, Festivals (Umbrien-Jazz) und Meetings 
(Bologna 77), Treffpunkte, wohin sich Zehntausende von Jugendlichen auf den 
Straßen in Bewegung setzen. 

Als unmittelbar politische Organisationsform entstanden 75/76 in den Groß- 
städten „proletarische Jugendzirkel“, zum Teil spontan, oder von Gruppen der 
Neuen Linken wie Lotta Continua oder Avanguardia Operaia initiiert. In Mailand 
gibt es über 40 dieser Jugendzirkel, vor allem in den tristen Stadtrandvierteln, wo 
die Disgregation am stärksten ausgeprägt ist. Diese Zirkel gehen von dem Selbstver- 
ständnis eines „jugendlichen Proletariats‘“ aus und begreifen sich als „neues soziales 
und politisches Subjekt‘ im revolutionären Prozeß. An den Aktivitäten beteiligen 
sich Studenten, Schüler, Arbeitslose, Lehrlinge, aber auch Jungarbeiter vor allem 
aus den kleinen Fabriken am Stadtrand, die ihre Identität nicht als Arbeiter finden, 
sondern als Jugendliche (53). 

Das Bedürfnis, der Isolierung zu entfliehen und in der Gruppe eine nicht ent- 
fremdete Beziehung untereinander zu entwickeln, führt sie zusammen. Sie teilen das 
Gefühl, „anders“ zu sein und grenzen ihre Aktivitäten und Beziehungen auf den ei- 
genen Alternativ-Kreis ein, in dem man sich gegenseitig Jobs verschafft und Hilfe 
bei persönlichen Problemen leistet. 

Ein gemeinsames Grundbedürfnis ist die Forderung, das Persönliche mit dem 
Politischen zu verbinden. Politik im traditionellen Stil, auch dem der Neuen Linken, 
lehnen sie ab. 75/76 gingen von diesen Zirkeln viele Aktionen wie Häuserbesetzun- 
gen und „proletarische Einkäufe‘ (,‚Aneignung‘‘ der Waren im Supermarkt) aus. 

Eine konstitutive Komponente der neuen Kultur steckt in dem Verhalten, die 
eigene soziale Ausgeschlossenheit, die der Einzelne in der Isolierung zunächst erlit- 
ten hat, im Kollektiv nun zu akzeptieren und ins Positive zu wenden. 

„Eine Sache ist es, die Marginalisierung zu erleiden, eine andere ist es, unsere Marginalisierung 
selbst zu konstruieren, unser Ausgeschlossensein aus ihrer Zitadelle. Eine Sache ist, zur Arbeits- 
losigkeit gezwungen zu sein, eine andere, zu entscheiden, für sie nicht beschäftigbar zu sein ... 


Wir sind draußen aus diesem Spiel. Wir bauen ein anderes auf, deren Regeln sie nicht kennen.“ 
(aus „Re Nudo“‘, No. 52 1977) 


In diesen Äußerungen wird auch das Verhältnis zur Arbeit berührt. Arbeit als ent- 
fremdete Arbeit wird verweigert, empfunden als totale Enteignung der eigenen Per- 
sönlichkeit, als Vergewaltigung der eigenen Bedürfnisse. 


„Die Arbeit ist schmutzig und gewalttätig: ein wirklicher Bandit. Wie könnt ihr sie aufsuchen?“ 
(aus ZUT) 

„In einer Situation wie der gegenwärtigen siehst du keine Perspektive für dein Leben, du siehst 
nicht wie du herauskommen sollst aus dieser Situation der Marginalisierung und der Armut in 
jeder Hinsicht, sowohl materieli wie der der Werte, Die einzige Alternative, die du siehst, ist also 
die, sofort daran zu gehen, dir die Sachen zu nehmen, die du willst ... Das Problem ist jedoch, 
kollektiv deine Bedürfnisse zu organisieren und dir kollektiv das zu nehmen, was dir zukommt, 
das heißt das Recht auf ein anderes Leben und das Recht auf eine Reihe von Gütern und Waren, 
die deine sind und alternativ zu dieser Gesellschaft sind“ (‚‚Re Nudo‘‘ No. 49/50, 1977). 


53  ebd.,S. 32/33 
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An diesem Punkt der Arbeitsverweigerung hat v.a. die PC in ihrer Jugendpolitik an- 
geknüpft. Sie sah darin den stärksten Ausdruck der Krise unter den Jugendlichen, 
das Schlüsselmotiv jener „Zweiten Gesellschaft‘‘, die von der Arbeit ausgeschlossen, 
auch deren „Ethik“ ablehnten. An diesem Kriterium machte sie die Trennlinie fest 
zwischen den „Guten und den Bösen“: jenen Jugendlichen, die weiter an den Wert 
der Arbeit glauben und sich in die von ihr protegierte Arbeitslosenbewegung einrei- 
hen, und jenen anderen, die mit der Ablehnung der Arbeit den „Irrwegen des Irra- 
tionalismus“ folgen. Für eine Linke, die von Opfern und Produktivitätsaufschwung 
spricht, ist der Zweifel an der Arbeit gleichbedeutend mit der Infragestellung der 
Arbeiterbewegung insgesamt. 

Erst in neueren Reflexionsansätzen zu diesem Thema aus den Reihen der PC 
wird erkannt, daß die „Arbeitsverweigerung‘“ der Jugendlichen primär als Verweige- 
rung der Ausbeutung und Entfremdung zu begreifen ist und daß weiterhin diese 
Haltung auch unter den beschäftigten Arbeitern geteilt wird. 


5. Inhalt und Verlauf der Arbeitslosenbewegung 
5.1 Das Gesetz zur Jugendbeschäftigung (54) 


Das Gesetz zur Jugendbeschäftigung vom 1. Juni 1977 kam als Kompromiß zwischen 
der Regierung und den Sozialisten und Kommunisten zustande. Es sieht vor, in ei- 
nem Zeitraum von vier Jahren, ausgehend von 1977, mit dem Einsatz von 1.060 
Mrd. Lire (ca. 2.65 Mrd. DM) Beschäftigungsmöglichkeiten für ca. 230 000 Jugend- 
liche im Alter zwischen 15 und 29 Jahren in der Privatindustrie, Landwirtschaft 
und im öffentlichen Dienstleistungsbereich zu schaffen. Die Mittel werden vom 
Staat als Zuschüsse an die Arbeitgeber verteilt, die für jeden eingestellten arbeitslo- 
sen Jugendlichen ca. DM 80 (im Süden DM 160) monatlich erhalten. Die Beschäfti- 
gung kann auf der Grundlage unbefristeter Arbeitsverträge erfolgen, in der Regel be- 
günstigt das Gesetz aber befristete Arbeitskontrakte, die an die Auflage gebunden 
sind, daß die einzustellenden Jugendlichen einen Berufskurs absolvieren. Für den 
Einsatz der Jugendlichen im öffentlichen Dienstleistungsbereich sind Regionen und 
Regierung aufgefordert, konkrete Projektvorschläge auszuarbeiten. Schließlich wird 
die Unterstützung auch für die Bildung von Kooperativen Jugendlicher in der Land- 
wirtschaft, im Bereich des Handwerks und der „sozial nützlichen Dienste‘ im Rah- 
men der regionalen Entwicklungsprogramme gewährt. 

Der Charakter dieses Gesetzes ist konjunkturell ausgerichtet. Es handelt sich 
um „außerordentliche“ Maßnahmen der Regierung, die nicht an den strukturellen 
Gründen der Jugendarbeitslosigkeit ansetzen. In der Erwartung eines allgemeinen 
ökonomischen Aufschwungs wird hingegen versucht, mit kurzfristigen Interventio- 
nen die soziale Sprengkraft der Arbeitslosigkeit unter den Jugendlichen zu entschär- 
fen. Zugleich wird der Gebrauch von Arbeitskräften in den Fabriken auf Zeit und 


54 Gesetz vom 1. Juni 1977, N. 285, „Maßnahmen zur Jugendbeschäftigung“. Abgedruckt 
und kommentiert in: L’occupazione giovanile, hrsg. v. S. Di Amato und A. Franchini, 
Rom 1977 
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niedriger Entlohnung legalisiert, gewissermaßen die marginale Arbeit institutionali- 
siert. Die Jugendlichen erhalten ein Einkommen zwischen 200-400 DM, was mit Si- 
cherheit den Rückgriff auf eine Zweitarbeit, Schwarz- oder Heimarbeit, stimulieren 
wird. 

Als positive Möglichkeiten des Gesetzes werden von Seiten der Gewerkschaft 
und der Arbeitslosenligen drei Momente hervorgehoben: 1) Die Einstellung der Ju- 
gendlichen nach dem numerischen Prinzip: bei den Arbeitsämtern werden aus den 
Speziallisten der Jugendlichen Rangordnungen erstellt, in die vor allem das Krite- 
rium der Bedürftigkeit eingeht. Dieses Verfahren soll die bisherige Einstellungspra- 
xis blockieren, wonach die persönliche Referenz, der Empfehlungsbrief, das wichtig- 
ste Requisit für den Zugang zu einem Arbeitsplatz darstellt. 2) Die Verbindung von 
Arbeit und Ausbildung: das Gesetz fordert, daß die Beschäftigung an Ausbildungs- 
kurse gekoppelt wird, die einen öffentlich anerkannten Abschluß garantieren. Die 
FLM sieht hier den Ausgangspunkt für eine Reform der Berufsbildung insgesamt, 
für eine neue integrative Verbindung von Arbeit und Bildung (55). 3) Orientierung 
auf „sozial nützliche Dienste“: Projekte im Bereich des Landschaftsschutzes, des 
Tourismus, der Sozialhilfe usw. Betont wird hier die „neue Qualität‘ der Arbeit. 
Wenn allerdings die neapolitanische Kommunalregierung 2 500 Jugendliche zur 
Pflege von Denkmälern (56) einsetzt, auf ein halbes Jahr, so scheint dieses Programm 
eher einer Sozialhilfelogik zu folgen, als der Idee einer Veränderung der Arbeit. 
4) Die Kooperativenbildung im Bereich der Landwirtschaft, des Handwerks und der 
sozialen Dienstleistungen als Typus neuer Vergesellschaftung. 

Es war von Anfang an absehbar, daß das Gesetz für sich gesehen keine Arbeits- 
plätze garantieren konnte, sondern nur eine breite Bewegung der Arbeitslosen, un- 
terstützt von Gewerkschaften und linken Parteien, in der Lage wäre, die im Gesetz 
angelegten Möglichkeiten in Realität umzusetzen. 


5.2 Die Ligenbewegung 


Auf der Grundlage des Gesetzes 285 wurden in allen Regionen Italiens Ligen der 
Arbeitslosen gegründet, wobei insbesondere die FGCI die treibende Kraft darstellte. 
Diese Ligen konnten an den Erfahrungen der Bewegung der „Organisierten Arbeits- 
losen“ in Neapel anknüpfen: Die Arbeitslosen in Neapel hatten sich bereits 1973 
nach dem Ausbruch der Cholera spontan in Kollektiven organisiert, um die Reini- 
gung der von der Cholera verseuchten Stadtteile selbst zu übernehmen. Diese von 
den „cantieristi‘‘ (Bauarbeiter) selbst geschaffenen Arbeitsmöglichkeiten wurden 
durch den Druck der PC und der Gewerkschaften von der DC-Kommunalregierung 
in die Kategorie sozial nützlicher Dienstleistungen aufgenommen und dementspre- 
chend entlohnt. Die in „Kampflisten‘‘ organisierten Arbeitslosen — 1975 hatten 
sich ca. 6 000 eingeschrieben — forderten den Vorzug vor den Klientel-Listen des 


55 Y " „II cortispondente operaio“ (Bologna) 
56 S. Massa/M. Raffa, Napoli, Il movimento dei Disoccupati Organizzati, Napoli 1975 


Arbeitsamtes. Durch den Druck der Gewerkschaften kam die „Vereinbarung des 19. 
Juni 76“ zustande: der damalige DC-Arbeitsuntersekretär von Neapel, Manfredi 
Bosco, versprach den „Organisierten Arbeitslosen‘, aus dem Ende 75 von Andreotti 
verkündeten Arbeitsbeschaffungsprogramm für Kampanien (,vertenza Campania‘“) 
5 016 Arbeitsplätze zu reservieren. Tatsächlich kamen aber nur 700 zu Arbeit und 
dies über die altbekannten Klientel-Kanäle. Seit dem Antritt der PC-Kommunalre- 
gierung hat die Bewegung der „Organisierten Arbeitslosen“ ihre Unterstützung sei- 
tens der PC und der Gewerkschaften verloren und läuft Gefahr, einerseits von reak- 
tionären Kräften aufgesogen, andererseits — und dies betrifft den linken, von Lotta 
Continua und Democrazia Proletaria unterstützten Teil der Bewegung — Kriminali- 
siert zu werden. Trotz versuchter Spaltungsmanöver der DC ist dieser linke, im Ko- 
mitee Vico Banchi Nuovi organisierte Teil im Wachsen begriffen. In klarer Abgren- 
zung zu diesen „Verbrechern“ (Repubblica, 5.2.78) hat die PC die Bildung von Ar- 
beitslosenligen in Neapel vorangetrieben, deren wichtigste Funktion in der Befrie- 
dung und Entschärfung des Pulverfasses Neapel liegt. Hauptbezugspunkt der PC und 
der Gewerkschaften bleibt die Bewegung der „Organisierten Arbeitslosen‘‘, mit der 
sie im Kampf stehen. 

Mit den Anfängen der neapolitanischen Arbeitslosenbewegung fällt auch die 
Bildung spontan gegründeter Kollektive „Organisierter Arbeitsloser‘ in Rom zusam- 
men, die aber mangels Unterstützung seitens der PC und der Gewerkschaften wieder 
zerfielen. 

„Wir hatten keine Ahnung, welche Rolle eine Arbeitslosenliga in den Parteien und Gewerkschaf- 
ten spielen würde. Sie verstanden uns auch nicht, da sie selbst erst lernen mußten, daß eine Ar- 
beitslosenbewegung der Arbeiterbewegung nicht widerspricht‘ (Norberto, FGCI-Genosse aus 


der römischen Vorstadt S. Basilio, Mitinitiator der ersten Liga in Primavalle, die wieder ausein- 
ander fiel). 


In der Vorphase des Gesetzes begann die PC die Bildung von Arbeitslosenligen vehe- 
ment zu unterstützen. Dennoch blieb der Erfolg verhältnismäßig begrenzt. In Nord- 
italien hatten die Ligen kaum Zulauf, in Süd- und Mittelitalien etwas mehr, Eine Ge- 
“ samtkoordinierung auf nationaler Ebene blieb aus. Dennoch ist das Gesetz beson- 
ders in Rom in Kreisen der PC, FGCI, PSI, Teilen der Neuen Linken und katholi- 
schen Kräften euphorisch aufgenommen worden. Für manche wurde es zum Mythos: 
„Wir Jugendliche, Arbeitslose, Marginalisierte bekamen durch das Gesetz ein ganz neues Selbst- 
verständnis. Wir hatten ja vorher in den Vorstädten nie auch nur das Geringste bedeutet, Jetzt 
gingen wir gemeinsam auf die Straße und spürten unsere politische Kraft‘ (Norberto, der nach 
dem Zerfallen der Liga in Primavalle aktiv an der Bildung der Liga in der römischen Industrie- 
zone Tiburtina beteiligt war).: 
Von Quartier zu Quartier, von den Schulen bis zur Universität bildeten sich Ligen. 
Die 30 in den Zonenräten der Provinz Rom organisierten Ligen ‚sind mit je 60 Einge- . 
schriebenen und 10 Aktiven besetzt. Im Rahmen des Programms einer Arbeitslosen- 
bewegung, die nicht nür die Jugendlichen miteinschließen soll, arbeiten in den Li- 
gen auch Arbeitslose über 29 Jahre mit. Der von den Ligen gewählte Koordinations- 
rat besteht aus 120 Delegierten und bildet Arbeitsgruppen zu den Sektoren: soziale 
Dienstleistung, Kooperativen, Industrie, Handwerk, Berufsbildung und Schule u.a. 
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Ihm übergeordnet ist der aus 16 Personen, darunter einigen Gewerkschaftsvertretern 
bestehende Exekutivrat. In den einzelnen Stadtteilen beteiligen sich die Ligen an 
den Kämpfen der Arbeiter, stellen Streikposten gegen Überstunden, kämpfen um 
Angleichung der Löhne an die nationalen Tarifverträge, schicken ihre Vertreter zu 
Verhandlungen mit Unternehmern. Ein wichtiger Bestandteil der Arbeitslosenbewe- 
gung ist die Bildung von Kooperativen im Bereich der Landwirtschaft und der sozia- 
len Dienstleistungen. Bisher haben sich insgesamt ca. 300 landwirtschaftliche Koope- 
rativen zumeist auf besetzten Ländereien gebildet, vor allem in den Gebieten der 
Abruzzen, Calabrien, Sizilien, Sardinien, Latium und Emilia. Sie versuchen unter 
größten Schwierigkeiten nicht nur eine wirtschaftliche Rentabilität zu erzielen, son- 
dern darüber hinaus die Arbeit qualitativ neu zu bestimmen. Die Kooperativen im 
Dienstleistungsbereich (Touristik, Altenhilfe, Sozialhilfe usw.) sind noch in der Ent- 
stehungsphase. Unklar ist noch, in welchem Verhältnis sie zu den öffentlichen 
Dienstleistungen stehen und wie ihnen längerfristig ein selbständiges Leben ermög- 
licht werden kann. 


5.3 Widerstände und Fehlschläge der Bewegung 


Die Widerstände gegen den Aufbau einer breiten Bewegung und gegen die Realisie- 
rung des Gesetzes 285 Kommen von den Unternehmern, den Öffentlichen Verwal- 

“tungen und auch von Seiten der Gewerkschaften. Zum vorgesehenen Zeitpunkt 
Ende September 77 hatten nur vier Regionen die gesetzlich geforderten Projektvor- 
schläge bei der Regierung eingereicht. Die Bewilligungsprozeduren und die Vertei- 
lung der finanziellen Mittel ziehen sich bis heute hin. 

im September 77 erklärte der Unternehmerverband Confindustria in einem 
Treffen mit der Regierung seinen Boykott des Gesetzes. Die Unternehmer machten 
deutlich, daß in der Industrie mit einem Abbau der Beschäftigung zu rechnen sei 
und von daher für die Jugendlichen keine Beschäftigungsmöglichkeiten vorhanden 
seien (57). Zugleich ließen sie aber eine gewisse Bereitschaft durchblicken unter der 
Voraussetzung, daß Modifikationen im Gesetz vorgenommen würden. So forderten 
sie u.a. die Kontrolle über die Berufsbildungskurse und die Abschaffung der numeri- 

schen Einstellung zugunsten des nominativen Verfahrens, d.h. im Klartext: die 
Rückgewinnung der klientelistischen Einstellungspraxis. 

Von größerer Tragweite ist die Haltung der Gewerkschaften. Ihr aktives Enga- 
gement für die Jugendlichen in der Anfangsphase wich mit dem Fortschreiten der 
Krise im 2. Halbjahr 77 einer zögernden bis widerstrebenden Haltung, sich die Pro- 
bleme der arbeitslosen Jugendlichen aufzuladen. Auf dem 9. Kongreß der CGIL im 
Juni 77 schlug B. Trentin vor, die Ligen in die territorialen Strukturen der Zonenrä- 
te aufzunehmen. Die Zonenräte sollen nach diesem Konzept die neuen Führungs- 
strukturen der Gewerkschaftsbewegung werden, in denen alle Entscheidungen des 


57 Vorschläge der Conindustria, Dokument abgedruckt in: Contrattazione, 25-26, Aug. 77, 
$.163 
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jeweiligen Territoriums gegenüber Unternehmern und öffentlichen Verwaltungen 
getroffen werden und zugleich die Verbindung der Beschäftigten mit den Arbeitslo- 
sen im Kampf gegen die „Balkanisierung‘‘ des Arbeitsmarktes (58). Vom Eintritt 
der jugendlichen Arbeitslosen verspricht sich Trentin den ersten Schritt zur organi- 
satorischen und kulturellen Transformation der Gewerkschaften. 

Noch auf dem nationalen Gewerkschaftskongreß im September 77 wird der 
Boykotterklärung der Unternehmer und der Untätigkeit des Staates lautstark der 
Kampf. angesagt. Daneben werden aber auch Befürchtungen laut, daß die Gewerk- 
schaften Gefahr laufen könnten, im Fall eines Scheitern des Gesetzes alle damit ver- 
bundenen enttäuschten Erwartungen der Jugendlichen auf sich zu ziehen (59). 

Auf der nationalen Konferenz der Gewerkschaftsbünde im Oktober 77 gehen 
sie von ihrem ursprünglichen Konzept ab, die Ligen als autonome Strukturen in die 
Gewerkschaft zu integrieren, und beschließen statt dessen die Einzelaufnahme der 
Jugendlichen. In Neapel bedeutet dies später im Zuge der Einschreibkampagne, daß 
der Koordinationsrat der Ligen in der Stadt aufgelöst wird und das autonome Eigen- 
leben der Ligen allmählich erstorben ist. Die Widerstände in den Gewerkschaften ge- 
genüber den Jugendlichen kommen aus den Reihen der CISL wie auch der CGIL. 
Die CISL will v.a. den Charakter der Gewerkschaften als eine Organisation der Be- 
schäftigten erhalten wissen, während die CGIL im Rahmen ihrer „Normalisierungs- 
tendenzen“, die in der gewerkschaftlichen Wende vom Februar 78 angelegt sind, 
den Ligen die verfaßte Ordnung der Gewerkschaft aufzwingt und jede Entfaltung 
von fruchtbaren Widersprüchen innerhalb der Gewerkschaften unterdrückt. Die bis- 
herige Einschreibquote der Jugendlichen in die Gewerkschaften ist entsprechend 
niedrig. Während die Zahl der in die Speziallisten Eingetragenen inzwischen auf über 
1 Mio. gestiegen ist, sind nur 83 000 Jugendliche Mitglied der Gewerkschaften ge- 
worden. 

Ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes und Aktivitäten der Ligen ist die Br- 
folgsbilanz insgesamt deprimierend (60): 

Nur 2000 Arbeitsplätze sind von den Unternehmern angeboten worden. 4000 
Plätze wurden in Öffentlichen Sektoren geschaffen, gegenüber einer angekündigten 
Mindestzahl von 60 000. 7 500 Plätze haben die Gewerkschaften in einzelbetriebli- 
chen Verhandlungen erkämpft, zum großen Teil bestehen sie aber bisher nur auf 
dem Papier. Die Gewerkschaften haben bisher keine einzige zentrale Kampfinitiati- 
ve ergriffen, die v.a. ein politisches Signal gesetzt hätte. 

Die Ligen sind zumeist „Köpfe ohne Körper“ geblieben. Haben sie bereits un- 
ter den eingeschriebenen jugendlichen Arbeitslosen wenig erreicht, so ist es ihnen 
umso weniger gelungen, eine Beziehung zu der Masse von Jugendlichen herzustellen, 
die verstreut aufdem Schwarzmarkt ihren täglichen Existenzkampf führt. Unter der 
Dominanz der PC und Gewerkschaft sind die Ligen heute auf die Funktion eines 


58 Bericht und Interview mit Bruno Trentin in: „Citta Futura“, 6, 1977 

59 Convegno un iterario delle strutture sindacali sull'occupazione giovanile, 21.9.77, Ro- 
ma. Einleitungsreferat und Abschlußdokument in: Contrattazione N. 25-26 Ag. 1977 

60 11 Manifesto v. 9.6.78 
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„Jugendamtes“ reduziert, das nur noch die Anwendung des Gesetzes „285“ im Au- 
ge hat. 

Der letzte Schlag gegen die Bewegung erfolgte im Juli 78 mit der Modifikation 
des Gesetzes in zwei wichtigen Punkten, die weitgehend die Forderungen der Unter- 
nehmer aufnahmen: für die Betriebe bis zu 10 Beschäftigten gilt nicht mehr das nu- 
merische Einstellungsverfahren, d.h. der klientelaren Auswahl unter den Jugendli- 
chen ist wieder der Weg geebnet worden. Zum zweiten wurde der Privatindustrie die 
unbeschränkte Möglichkeit eingeräumt, zeitlich befristete Arbeitsverträge mit Ju- 
gendlichen abzuschließen, eine Konzession, die im krassen Gegensatz zu den Errun- 
genschaften der Arbeiterbewegung steht (61). Ob das Gesetz überhaupt noch eine 
Chance auf Realisierung hat, wird sich im Herbst zeigen, wenn die wichtigsten Indu- 
striesektoren in eine neue Runde der Tarifverhandlungen einsteigen. 


61  L‘Unitav. 6.7.78 
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Thomas Bieling 

‚Wo die Macht aufhört, entsteht die Hoffnung“ 

Die zweite italienische Studentenbewegung 

zwischen sozialer Emanzipation und politischer Regression* 


Die italienische Studentenbewegung als Problem der bundesdeutschen Linken 


1. Die bürgerliche Presse in der BRD hat sofort — quasi instinktiv — begriffen, daß sich mit der 
neuen italienischen Studentenbewegung ein Problemfeld entwickelte, das ihr sehr viel nützt, 
weil es der Linken nicht unerheblich schadet, da sie es nicht bewältigen kann. Da sie die KPI, 
der sie aufgrund deren angeblicher Demokratiefeindlichkeit ohnehin mißtraut, weiter als ihren 
Haupigegner betrachtet, entwickelt sie eine doppelgleisige schadenfreudige Argumentation, die 
auf die folgenden banalen Vorstellungen hinausläuft: 
— seht, die Systemumstürzler sind sich untereinander uneinig und bekämpfen sich nunmehr 
selbst 
— seht weiter, auch die KPI hat sich verbürgerlicht und mit Privilegien gepanzert und wird nun 
zum Angriffsziel jener Kräfte, die sie einst selbst erzeugt hat. 
Da sie aus der ganzen Angelegenheit nur Vorteile ziehen konnte, zeichnet sie ein chaotisch-er- 
schreckendes Bild der Bewegung, ihrer Gewalttätigkeit und ihres Vandalismus und beutet mit 
Vorliebe jenen Teilaspekt aus, der das Gegeneinander der verschiedenen Teile der „kommunisti- 
schen Bewegung‘ in den Vordergrund stellt. Eine genauere Vorstellung über die tatsächliche 
Dynamik der Ereignisse vermittelt sie nicht. 

Die Berichterstattung in der bundesrepublikanischen linken Presse ist z.T. nicht viel bes- 
ser. Die der Sponti-Szene zuzurechnenden Blätter (BUG-Info, ID, Autonomie, Oh wie schön) 
befinden sich — mit Abstufungen -- auf vollem Identifikations-Kurs mit ihren italienischen 
Freunden, den Autonomisten, und berichten in bruchstückhafter, verfälschender, oft schlicht- 
weg skandalöser Art und Weise von den Geschehnissen, Die Benennung und Diskussion auch die 
bundesrepublikanische Linke betreffender Probleme liegt nicht in ihrem Interesse. Die „inoffi- 
zielle KP-Presse‘‘ (Beiträge zum wissenschaftlichen Sozialismus) berichtet gut dokumentiert und 
schafft sogar den Rückbezug zu hochschulpolitischen Problemen der BRD. Da aber auch sie sich 
mit einer Linie identifiziert, ist die Bewegung für sie nicht Anlaß, über noch offene Fragen zu 
reflektieren, sondern sie weiß schon stets alles: die etwas zur Gebetsmühle erstarrende Formel 
von der „Notwendigkeit eines neuen Typs gesellschaftlicher Entwicklung‘ läuft Gefahr, alle 
Probleme, Fragen und Zweifel zu überdecken. — Schließlich existiert noch eine dritte Linie der 
Berichterstattung (Wiener Tagebuch, links), die die Ereignisse zwar nicht identifikatorisch, dafür 
aber etwas teilnahmslos kommentiert. Die Blickrichtung nach Italien ist hier von einem linken 
intellektuellen Interesse bestimmt, Fragen der strategischen Orientierung und Neuorientierung 
stehen hier mehr im Vordergrund als die Verfolgung konkreter Problemfälle, die im Ausland da- 
rum nachvollzogen werden, weil sie die BRD-Linke im Inland bedrängen. 


2. Demgegenüber entwickelte sich der Anstoß der vorliegenden Überlegungen unter dem Ein- 
druck zweier in der BRD unmittelbar aktueller Themenkompiexe: der der sich gegen das Hoch- 
schulrahmengesetz an den Universitäten herausbildenden Bewegung, die gleichzeitig — jedenfalls 


* Der vorliegende Artikel wurde bereits im Januar 1978 verfaßt. Nachfolgende Entwick- 
lungen, wie insbesondere die Ereignisse um die Ermordung Aldo Moros und die Neubil- 
dung der Regierung Andreotti, konnten nicht mehr berücksichtigt werden. — Der Artikel 
wurde im Rahmen der Westberliner Italiengruppe erarbeitet. 
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ihrer Möglichkeit nach — eine Bewegung gegen die Akademikerarbeitslosigkeit ist, sowie der des 
Terrorismus. Beide Komplexe sollen im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen stehen. Sie 
sind in Italien viel ausgeprägter als in der BRD. Während die italienische Studentenbewegung ei- 
nen viel höheren Mobilisierungsumfang erreicht hat als alle Streikbewegungen an westdeutschen 
Universitäten während der letzten Semester, ist der Terrorismus dort schlichtweg ein Tagesphä- 
nomen, Überdies besteht zwischen beiden Momenten — Studentenbewegung und Terrorismus — 
ein innerer, wenn auch sehr vermittelter Zusammenhang, der im folgenden näher entwickelt 
werden soll. — Das Erkenntnis-Interesse kann in zwei Fragestellungen zusammengefaßt werden: 
— Aus welchem sozialen und kulturellen Zusammenhang ist die Studentenbewegung entstan- 
den; welche Antworten gibt sie auf das Problem der jugendlichen Massenarbeitslosigkeit und 
welcher politischen Strategien bedient sie sich dabei; wie sieht das innere Selbstverständnis 
aus, das sich dabei in ihrem Vorgehen reflektiert. 
— Wie verhält sich die Bewegung zu den Aktionen der sogenannten bewaffneten Gruppen und 
in welcher Weise konditioniert der Terrorismus neben der Studentenbewegung die gesamte 
anakanitalsheche Bewegung. 


3. Es kann hier neh darum gehen, Parallelen oder Modelle zu konstruieren, die dann auf die 
bundesrepublikanische Wirklichkeit übertragen oder hier zur Anwendung gebracht werden soll- 
ten, Dies in der einen oder anderen Form zu tun, kann anderen Untersuchungen ja gerade vorge- 
worfen werden. Die Situation Italiens und die der BRD ist unvergleichbar; eine Übertragung — 
auch eine modifizierte — ist daher nicht möglich. Die wesentlichen, auf der Hand liegenden Un- 
terschiede bestehen in der entfalteten italienischen Klassenbewegung mit ausgeprägten Organisa- 
tionen der Arbeiterklasse sowie einer strukturellen Schwäche und Abhängigkeit des italienischen 
Kapitalismus. Daraus folgt, daß sich die Jugend- und Studentenbewegung von vornherein in ei- 
nem von der Bundesrepublik völlig verschiedenen gesellschaftlichen Kontext entwickelt hat, der 
zwangsläufig andere politische Bezugspunkte, Möglichkeiten und Gefahren implizierte, und daß 
sie Probleme und Tendenzen antizipiert, die sich in der BRD aufgrund der Stärke, Abmilderungs- 
und Integrationskraft des hiesigen Kapitalismus nicht in dieser Tragweite stellen werden. 

Beispiele schonungsloser Übertragungsarbeit gibt es genug: Wenn sich der Stamm der FÜ- 
Indianer einen Hauch von Kreativität dadurch erstiehlt, daß er sein römisches Vorbild kopiert, 
dann handeln seine Mitglieder nur noch platt und einfallslos. Wer italienische Autonomisten an 
bundesdeutsche Universitäten einlädt, um aus der Diskussion mit ihnen heraus westdeutsche 
Verweigerungsstrategien zu formulieren („gegen die Arbeit — für die Aneignung des gesellschaft- 
lichen Reichtums‘‘), handelt mit dem Import andererorts produzierter Theorien, die in ihrem 
Entstehungsland vornehmlich den Status einer Ideologie haben, einfach verantwortungslos. 

Um diese Kurz- und Unschlüssigkeiten zu vermeiden, muß man sich darauf konzentrie- 
ren, die italienische Bewegung aus ihrer tatsächlichen geselischaftlichen Lage und ihrer inneren 
Dynamik zu entwickeln. Folgenzeich kann ein solches Vorgehen trotzdem (und gerade darum) 
sein. Wer die zeısetzerischen Folgen jugendlicher Arbeits- und Orientierungslosigkeit in Italien 
verfolgt hat, wird diesem Problem auch in der BRD einen größeren Stellenwert im Rahmen so- 
zialistischer Politik zumessen. Wem die Stellung der verschiedenen Teile der italienischen Lin- 
ken zu Projekten der Bekämpfung der Jugend- und Akademikerarbeitsiosigkeit bekannt ist, 
wird Anhaltspunkte dafür gewonnen haben, welche Strategien in der BRD tunlichst nicht einge- 
schlagen werden soliten. Zwei Beispiele, die verdeutlichen sollen, daß die italienischen Ereig- 
nisse nicht darum verfolgt werden, weil festgestellt werden soli, was dort überhaupt geschieht, 
oder weil das dort Geschehene als nachahmenswert empfunden wird, sondern weil sich bei der 
Rezeption gleicher Probleme in unterschiedlichen Ländern gemeinsame Diskriminanten soziali- 
stischer Politik herausschälen, die alleine hier interessieren. 
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Von Februar bis September 1977 


4. Betrachtet man die italienische Studentenbewegung in ihrem europäischen Kon- 
text, so ist der Unterschied zur 68er Situation frappierend. Deuteten damals — in 
der Zeit des Vietnam-Krieges — von Paris bis Prag alle Zeichen auf Revolution, so ist 
heute eine enorme Ungleichentwicklung zwischen den Ländern festzustellen. Wäh- 
rend sich die französischen Studenten 1977 fast gar nicht rührten, war die bundes- 
deutsche Streikbewegung gegen das Hochschulrahmengesetz doch weit davon ent- 
fernt, sich zu einer zweiten Studentenbewegung analog der 68er Erfahrungen zu 
entwickeln. Einzig in Italien explodierte das Universitätschaos und entwickelte sich 
eine Massenbewegung, die mit dem 68er Vorbild durchaus zu vergleichen war. Diese 
Ungleichzeitigkeit der Mobilisierung in den verschiedenen westeuropäischen Län- 
dern deutet auf die Besonderheit der italienischen Situation hin, auf die gleich noch 
einzugehen sein wird. 

Dennoch bestand zwischen der westeuropäischen (Neuen) Linken ein Zusam- 
menhang. Frankreich ist wieder zum bevorzugten Ort der Theorieproduktion gewor- 
den. Nach Sartre, Levi-Strauss und Althusser werden heute Foucault, Guattari, De- 
leuze u.a. nicht nur in Frankreich gelesen. Ihre Überlegungen wurden auch in Italien 
diskutiert und haben ihren Einfluß auf die kulturelle Orientierung der Studentenbe- 
wegung nicht verfehlt. Darüber hinaus schalteten sich diese französischen Intellektu- 
ellen über Artikel und Appelle direkt in die tagespolitische Auseinandersetzung Ita- 
liens ein. Felix Guattari erschien höchstpersönlich auf dem Bologneser Antirepres- 
sions-Kongreß und handelte sich auf seine Frage nach den neuen Philosophen die in- 
zwischen europaweit bekanntgewordene Antwort ein: „Diejenigen, die uns langwei- 
len“. 

Die italienische Linke hat zwar auch ihre Theoretiker, aber Italien wurde 
nicht zum Erzeugungsort neuer und schillernder Theoriegebilde, sondern hauptsäch- 
lich zum Land der großen Kämpfe, der Bewegung, der Aktionen. Hunderttausend in 
den Straßen von Rom! Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Studenten in 
Mailand! Barrikadenkämpfe in Bologna! Diese Fanale konnten auf Teile der bundes- 
deutschen Linken nicht ohne (magische) Wirkung bleiben. Selbst oft in trüber Ver- 
sunkenheit dahindämmernd, erblickten sie in der italienischen Bewegung das Wieder- 
aufbersten des politischen Lebens und begannen, mit dem Nachvollzug der dortigen 
Kämpfe auch verstärkt die französischen Theorien zu importieren. Felix Guattari 
reiste erneut herum; diesmal nicht nach Bologna, sondern zum Tunix-Treffen nach 
Berlin. Auch die italienischen Autonomisten fanden sich zur Berichterstattung über 
ihre Erlebnisse ein. Die „proletarischen Einkäufe‘‘, in Italien zuweilen gängige Pra- 
xis, fanden in Berlin allerdings nur verbal im Audi-Max der Technischen Universität 
statt. 

Im Resultat entwickelte sich so zwischen der westeuropäischen Linken eine 
neue Form der Arbeitsteilung, die vereinfacht ausgedrückt darin bestand: in Italien 
die Bewegung, in Frankreich die Theorie, und in der Bundesrepublik — die matte 
Wiederholung beider. 
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5. Die zweite italienische Studentenbewegung existierte als soziale Massenbewegung 
mit gesellschaftsveränderndem Anspruch eigentlich nur acht Monate, von der Beset- 
zung der Universitäten im Februar bis zum Antirepressionskongreß von Bologna im 
September 1977. Sie hatte eine Vorgeschichte, die sich im Winter 1976/77 entwik- 
keinde Bewegung zur Selbstherabsetzung von Preisen des Kulturbereichs (,‚‚autori- 
duzione“), und natürlich auch ein Nachspiel, die in einigen Metropolen kurz auf- 
flackernde Schülerbewegung, die allerdings nur einen schwachen und entwicklungs- 
unfähigen Abglanz ihres großen Bruders darstellte. 

Zwar hat sich die Bewegung nach dem Antirepressionskongreß nicht in ein 
Nichts aufgelöst — die sogenannte zweite Gesellschaft besteht unverändert weiter — 
und auch mangelte es nicht an Anlässen, bei denen man eine Wiedererstehung ihres 
Massencharakters zu erkennen glaubte, aber dennoch ist die Bewegung heute bereits 
„Geschichte“, ist ihr Anspruch nach Gesellschaftsveränderung uneingelöst geblieben, 
sind ihre Zielsetzungen praktisch gescheitert. Das, was sich im Jahre 1977 zu macht- 
vollen Massendemonstrationen zusammengefunden hatte, existierte im Jahre 1978 
bestenfalls noch in Form bestimmter Einzelinitiativen und Projekte. Die Bewegung 
hat sich aufgespalten. Die verbindenden Elemente sind verloren gegangen. An die 
Stelle des Engagements und der Hoffnung sind in vielen Fällen die Resignation und 
der Rückzug getreten. Andere politische Subjekte — und seien es die „Roten Briga- 
den“ — haben sich in den nachfolgenden Monaten in den Vordergrund geschoben. 
Die Bewegung der Studenten von 1977 existiert als politischer Faktor nicht mehr. 
Wer war sie? 


Die 77er Studentengeneration 


6. Die Bewegung an den Hochschulen ist auch und gerade in ihrem gewaltsam-ex- 
plosiven Aspekt Ausdruck und sichtbares Resultat der ökonomischen und politi- 
schen Krise der italienischen Gesellschaft, die bestimmte Schichten von Jugendli- 
chen in besonderem Maße betrifft. Der Hintergrund der Bewegung an den Universi- 
täten kann nur mit Hilfe einer sozialen und ökonomischen Analyse geklärt werden, 
die sowohl die Veränderungen in der Produktionsstruktur des Landes als auch deren 
Auswirkungen auf die gesellschaftliche Schichtung der Klassen nachvollzieht. Die 
Krise stellt sich in ihrem ökonomischen Aspekt — bezogen auf die Universitätssitua- 
tion — als Umstrukturierung des Arbeitsmarktes, als Verdrängung großer Massen 
von Jugendlichen aus dem Produktionsprozeß und ihre Hineindrängung in die Aus- 
bildungsinstitutionen, folglich als Funktionsveränderung der Universitäten und als 
Entwertung des Studiums dar. In ihrer politischen Dimensien beinhaltet sie einen 
Verlust an Integrationsfähigkeit des Systems bezüglich weiter Schichten dieser Ju- 
gedlichen, die das politische und soziale System auch darum nicht mehr wollen, 
weil es ihnen keinerlei Perspektive zu weisen vermag. 

Aus der Realität der BRD ist unsein Typ des Studenten vertraut, der regelmä- 
Big Vorlesungen und Seminare besucht, der sich entweder durch ein Stipendium 
‘oder eine Unterstützung von Seiten der Eltern finanziert — und sich durch eine Ar- 
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beit neben dem Studium und in den Semesterferien die nötigen Gelder hinzuver- 
dient —, der in der Mehrheit direkt von der Schule über das Abitur die Universität 
erreicht. Es war diese Art von Student, die auch in Italien die erste große Studen- 
tenbewegung, die Mobilisierung von 1968, getragen hat. Überwiegend die Söhne der 
Bourgeoisie und des Mittelstandes, wurden sie in einer numerisch noch begrenzten 
Universität auf ihre zukünftigen Leitungsfunktionen vorbereitet, ohne daß ihre zu- 
künftige Beschäftigung gefährdet gewesen wäre. 

Die Bewegung von 68 hat den freien Zugang zur Universität, ihre Öffnung für 
neue soziale Gruppen, erkämpft. Der sich in den folgenden 10 Jahren durchsetzen- 
de Zug zur Massenuniversität hat gleichzeitig eine neue Physiognomie des in den 
Universitäten hausenden Studenten hervorgebracht, eine „neue soziale Figur des 
Studenten‘ herausgebildet, die hauptsächlich dadurch gekennzeichnet ist, daß der 
normale Student tagsüber nicht studiert, sondern zu arbeiten genötigt ist. Das 
„Recht auf das Studium‘ konnte der schwache italienische Kapitalismus nicht mit 
einer Pflicht des Staates zur Finanzierung der materiell schwächergestellten Studen- 
ten untermauern, wie das beispielsweise in der Bundesrepublik geschehen ist. Das 
nach 1968 eingeführte Stipendiensystem, der „presalario‘‘, bietet als Höchstbetrag 
nur zwischen 20 und 25 % der deutschen BaföG-Gelder. Er ist zudem an bestimmte 
restriktive Bedingungen geknüpft und wird nur an jene Studenten ausbezahlt, die 
nicht bei ihren Eltern wohnen, die stets pünktlich ihre Examen ablegen etc. Er er- 
reicht faktisch nur eine kleine Minderheit der Studenten und stellt auch für diese 
nur einen geringen, keineswegs ausreichenden, Zuschuß dar. Kann ein bundesdeut- 
scher Student mit dem Höchstsatz gerade noch leben, so kann dies der italienische 
Student keineswegs. Er ist auch als Stipendienempfänger genötigt, sich entweder 
auf die Eltern zurückzubeziehen, oder aber selbst zu arbeiten. 

In der Tat geht der größte Teil der Studenten heute einer Arbeit nach, die er 
entweder als Neben- oder als Haupttätigkeit ausführt. Dies bedeutet, daß sich die- 
ser „Arbeiter-Student‘‘ gar nicht in der Universität präsentiert, er die Vorlesungen 
gar nicht frequentiert. Dieser Typ von Student betritt die Universität nur zur Able- 
gung der Examen bzw. zur Erledigung von Verwaltungsangelegenheiten; sein Stu- 
dium absolviert er abends, an Wochenenden, bei Arbeitsunterbrechungen etc. Die 
Beschäftigungsmöglichkeiten dieser Mehrheit von Studenten variieren je nach terri- 
torialer Lage: Während in den großen Fabrikstädten des Nordens die Möglichkeiten 
der industriellen Schwarzarbeit relativ gut sind (nicht unbegründete Gerüchte be- 
haupten, der Schwarzarbeitssektor dieser Städte wäre direkt von den großen Kon- 
zernen organisiert, die auf diese Weise die hohen Sozialkosten umgehen — ‚„‚decen- 
tramento produttivo‘“), stellen die Studenten in einigen Universitätsstädten der Po- 
Ebene das unqualifizierte Personal in der Landwirtschaft dar. In Rom sind die An- 
gebote von Studenten-Jobs bereits geringer; im Süden versiegen sie. Offizielle und 
stabile Beschäftigungsformen sind in allen Gebieten die Ausnahme. 

Der hier geschilderte Studenten-Typ trägt bereits mehr Charakteristika eines 
unqualifizierten Arbeiters als eines herkömmlichen Studenten, auch wenn er in der 
Universität einen — wenn auch oft illusorischen — Bezugspunkt hat. Dies bedeutet, 
daß die scharfen Grenzen, die früher zwischen Arbeiter, Arbeitslosem und Studen- 
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ten bestanden, in der ‚neuen sozialen Figur des Studenten‘ bereits etwas verwischt 

sind, ohne daß damit jedoch die Spezifität jeder einzelnen Gruppe aufgehoben wäre 

(wie es beispielsweise einige Sektoren der Autonomisten behaupten, die in der Figur 

des Studenten, des zukünftigen Arbeitslosen, des „‚Marginalisierten‘, das revolutio- 

näre Subjekt überhaupt sehen). 

Existiert für den Studenten durch die Unangemessenheit bzw. Abwesenheit 
des Stipendiums ein „Zwang zur Arbeit‘, so muß die Organisation des Lehr- und 
Prüfungssystems auch die ‚Möglichkeit zur Arbeit“, d.h. die Möglichkeit der Abwe- 
senheit vom täglichen Vorlesungsbetrieb, beinhalten. Dies ist dadurch gegeben, daß 
die Voraussetzung zur Examensablegung nicht die Mitarbeit in universitären Klein- 
Gruppen, die Erstellung von Seminarpapieren o.ä. ist, sondern das orts- und zeitun- 
abhängige (Auswendig-)Lernen eines bestimmten Stoffquantums, vorgegeben in ei- 
ner gewissen Anzahl von Büchern. Eine Dequalifizierung des arbeitenden Studenten 
dürfte bereits durch diese Methode der Wissensaneignung gegeben sein. Seine mas- 
senhafte Abwesenheit ist aber erst die Voraussetzung dafür, daß der Lehrbetrieb für 
die frequentierenden Studenten überhaupt noch aufrechterhalten werden kann, da 
die gleichzeitige Präsenz aller Studentenkategorien das sofortige Auseinanderbersten 
des gesamten Universitätsapparates nach sich ziehen würde. — Man sieht, daß die 
Hochschulwirklichkeit ein kompliziertes Gebilde insichgreifender und sich bedin- 
gender Momente ökonomischer, arbeitsmarktpolitischer, stipendienmäßiger, uni- 
versitätsorganisatorischer etc. Art darstellt — einen Teufelskreis, der über eine Uni- 
versitätsreform nur dann in den Griff bekommen werden kann, wenn diese Reform 
gleichzeitig von tiefgehenden Eingriffen in die Produktions- und Reproduktions- 
struktur der Gesellschaft begleitet wird. 

Auf der Basis der skizzierten Entwicklungen können als soziale Pusachen der 
Bewegung drei Faktoren benannt werden: 

a) Die Lebenssituation der Studenten, d.h. die Wohnungsnot, die ee, 
die allgemeine Perspektivlosigkeit, ihre Vereinzelung und Ghettoisierung in den 
großen Städten, die Verarmung breiter Schichten von ihnen. 

b) Die Studienbedingungen, die die Universitätsfülle, das Mensaproblem, der Mangel 
an kulturellen und kommunikativen Einrichtungen, die klientelare Verfilzung be- 
sonders an den Universitäten des Südens. 

c) Die Berufsperspektive, d.h. die relative Gewißheit, nach Abschluß de Studiums 
keinen der Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatz zu erhalten, sich also auf 
einem Akademikerparkplatz (oder besser -friedhof) zu befinden, den man zT. 
gerade deshalb aufsuchte, weil keine Arbeitsmöglichkeiten aufzutreiben waren, 

Diese drei Faktoren stellen sich je nach Region, territorialer Herkunft und finanziel- 

ler Ausstattung des Studenten in unterschiedlicher Schärfe dar und betreffen ins- 

besondere die aus dem Süden kommenden Jugendlichen, nicht nur weil die Arbeits- 
losigkeit im Mezzogiorno am größten ist (die Metropole Neapel ist sowohl die Stadt, 
die ca. 25 % der nationalen Arbeitslosen beherbergt, als auch der Ort, an dem sich 
die erste Organisation der arbeitslosen Akademiker bildete), die Berufschancen da- 
her am geringsten sind, sondern weil sie — in die großen Universitätsstädte Mittel- 
und Norditaliens gezogen — das Objekt besonderer Ausbeutung, spekulativer Ge- 
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schäfte und Vereinzelung sind. Während die Bewegung von 1968 an der staatlichen 
Universität von Mailand, der ‚Statale‘‘, begann und dort ihren Höhepunkt fand, 
wurde 1977 die erste Universität nicht zufällig im Süden, in Palermo, besetzt. Und 
die „fuorisede‘“ (d.h. die aus anderen Landesteilen zugereisten Studenten) stellen, 
zuweilen in besonderen Komitees organisiert, in den Universitäten Norditaliens 
einen wichtigen, oftmals sehr radikalisierten, Bestandteil der Bewegung dar. (Das 
hier angesprochene Problem verweist erneut auf die Tatsache, daß die italienische 
Bourgeoisie in ihrer 100jährigen Geschichte nicht das ‚‚historische‘“ Problem des 
Dualismus von Nord und Süd in der italienischen Gesellschaft zu lösen vermochte, 
der sich in den 50er Jahren in der Form der Bauernkämpfe des Südens, in den 60er 
Jahren bei den Arbeiterkämpfen des Nordens und heute in der Bewegung der Stu- 
denten reproduziert, ohne daß die Studentenbewegung freilich auf die Problema- 
tik des Dualismus reduzierbar wäre.) 

Die Träger der Bewegung, die hier summarisch mit Studentenbewegung be- 
zeichnet wird, können jedoch nicht mit den Hörern von Universitätsvorlesungen 
- oder den an der Universität eingeschriebenen Studenten gleichgesetzt werden. Zu 
ihnen gesellen sich ganze Schichten des urbanen jugendlichen Proletariats und Sub- 
proletariats, all diejenigen, die ohne stabile Arbeit an den Rand der Gesellschaft ge- 
drängt wurden und die in der Bewegung an den Universitäten einen Bezugspunkt 
für die Veränderung ihrer eigenen Situation erleben. Es wird daher oft anstatt des 
Begriffs „Studentenbewegung‘“ der Ausdruck ‚‚movimento dei non garantiti“ be- 
nutzt, d.h. die Bewegung all derjenigen, die in unabgesicherten Situationen leben, 
als Arbeitslose, zukünftige Arbeitslose, Teil- und Unterbeschäftigte, Schwarzarbeit 
Verrichtende und Arbeit Ablehnende. 


Der politische Bezugsrahmen 


7. Diese ökonomischen und sozialen Ursachen können natürlich den besonderen 
politischen Verlauf, die spezifische ideologische und theoretische Ausrichtung und 
die neuen Ausdrucksformen der Bewegung nicht erklären. Hinzu treten zwei Fakto- 
ren, die beleuchten, warum sich die Bewegung sofort in einem so scharfen Gegen- 
satz zur traditionellen Arbeiterbewegung konstituierte: 

— Die Unterstützung der christdemokratischen Regierung Andreotti durch die „hi- 
storischen‘“ Parteien der italienischen Arbeiterbewegung KPI und PSI nach den 
Wahlen des 20. Juni 1976, die eine völlig neue und einmalige Lage auf der Ebene 
der Regierungsmacht schuf. Diese Transformation der KPI von einer Oppositons- 
partei zu einer Partei der Regierungsmehrheit ohne Regierungsmacht hatte zur 
Folge, daß auf der parlamentarischen Ebene eine Opposition gegen das fortbe- 
stehende Regime der DC nicht mehr klar sichtbar wurde, daß die KPI als Teilha- 
ber und Komplize des alten Machtsystems erschien. Die sich außerhalb des Parla- 
ments bildenden Massenbewegungen finden in den politischen Parteien einen nur 
noch sehr vermittelten und vorwiegend negativ bestimmten Bezugspunkt; eine 
parlamentarische Vertretung und Umsetzung der Forderungen der Beweßung ist 
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nur noch marginal gegeben. 

— Die Studentenbewegung fügte sich in die Tradition politisch-theoretischer Ver- 
arbeitung der italienischen Realität durch die Neue Linke ein, eine Tradition, die 
hier nicht im einzelnen nachgezeichnet werden kann, die aber bestimmend durch 
die Kritik an der KPI und den Gewerkschaften gekennzeichnet ist. Zwar ist diese 
Kritik der gesamten Neuen Linken gemein, doch verstehen es einige Teile auch, 
die Grenzen dieser Kritik zu formulieren, um so zu einem kritisch-solidarischen 
Verhältnis mit der KPI zu gelangen, die immer noch als Hauptfaktor jeder mögli- 
chen Veränderung begriffen wird, während bei anderen Teilen der Linken die 
Ablehnung grenzenlos ‚‚nach links‘‘ ausuferte und zu einer Strategie der Bekämp- 
fung der KP] umschlug. Das geflügelte Wort Negris, er verstehe den Reformismus 
als eine Initiative, die die Arbeiterbewegung zum Motor der kapitalistischen Ent- 
wicklung machen will, ist ein frühes Resultat der zweiten Variante. Die Neue 
Linke muß sich heute zu Recht unter Anschauung der ideologischen Produkte 
der Studentenbewegung selbstkritisch fragen, ob sie nicht in der Vergangenheit 
hätte stärker auf die Auseinandersetzung mit verzerrten linken Positionen drän- 
gen müssen und ob sie nicht selbst eine gewisse Verantwortung für die jetzige 
KPI- und gewerkschaftsfeindliche Orientierung vieler Jugendlicher trägt. 

Beide Momente — die Metamorphose der KPI zur Regierungspartei und die Mißdeu- 

tung dieser Metamorphose durch Teile der Linken — haben die entstehende Studen- 

tenbewegung entscheidend geprägt und den Rahmen abgesteckt, in dem sie sich be- 


wegt. 


8. Eine soziale Bewegung entsteht nie aus wirtschaftlicher Bedrängnis allein, son- 
dern stets aus einem ganzen Ensemble ökonomischer, sozialer und politischer Moti- 
ve, die sie teilweise erst im Verlauf ihrer Bewegung als solche erkennt und formu- 
liert. Die Malfatti-Reform (d.h. die vom christdemokratischen Minister Malfattiein- 
gebrachten Vorschläge zur Universitätsrestrukturierung) allein hätte wohl kaum ei- 
ne solch breite Protestwelle hervorzubringen vermocht. Notwendige „Begleiterschei- 
nungen‘ waren die faschistischen Gewalttätigkeiten und die Repression der Polizei, 
die die Bewegung vom ersten Tag an umspannten, ja ihr sogar vorausgingen und ih- 
ren eigentlichen Geburtshelfer darstellten. Sie waren der unmittelbare Anstoß zum 
Entstehen der Bewegung und das Element, das ihr stets erneut auf ihre eigenen Fü- 
ße verhalf. 


Die Binnenstraktur der Bewegung 


9. Die äußeren Merkmale der Bewegung sind zunächst ihre Heterogenität und ihre 
Sttukturlosigkeit. Die Heterogenität — das Koexistieren verschiedenster Strömun- 
gen, organisatorischer Zusammenhänge und ideologischer Ausrichtungen — verbie- 
tet es eigentlich, von einer Bewegung an und für sich zu sprechen. Die verschiedenen 
Teilmomente konstituieren sich erst bei den und durch die großen Demonstrationen 
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immer wieder zu einer Gesamtbewegung, um danach erneut in die gleichen partiku- 
lären Bildungselemente zu zerfallen. Dieses Phänomen der Atomisierung der Bewe- 
gung hängt eng mit dem der inneren Strukturlosigkeit zusammen. Da es die Bewe- 
gung aus politisch-ideologischen Gründen ablehnt, Diskussions- und Entscheidungs- 
strukturen herauszubilden, die vom Prinzip der Vollversammlungs-Entscheidungen 
abweichen — also Delegationsstrukturen, seien sie auch räteartig —, kann sich eine 
Kontinuität nur durch die Durchführung gemeinsamer Kampfaktionen herstellen. 
Die bestehenden politischen Kollektive und Parteien gewinnen so eine besondere 
Bedeutung für die Entscheidungsfindung, da sie der einzige Ort sind, an dem tatsäch- 
lich kontinuierlich diskutiert wird und die gewonnenen Erfahrungen kollektiv aufge- 
speichert werden; sie stellen die eigentliche Verkörperung der Kontinuität dar (ihrer 
eigenen freilich), während die große Masse der Einzelindividuen und -gruppen mehr 
über einen gemeinsamen Erfahrungszusammenhang verfügt, insofern sie in einer 
Verbindung mit den durchgeführten Kampfmaßnahmen stehen, Dies gilt umso mehr, 
als die Anlässe zu Aktionen zumeist durch Polizeiprovokationen vorgegeben wer- 
den. Die Bewegung verflacht damit zu einer Art Movimentismus, indem sie sich nur 
noch reaktiv auf von außen gesetzte Ereignisse verhält — die damit in Inhalt und 
Ebene gesetzt sind — und sich durch diese Reaktionen ohne innere Strukturierung 
als Bewegung zu konstituieren versucht. Die Existenz zweier nationaler Diskussions- 
tagungen sowie des Kongresses von Bologna kann dieses Urteil nicht aufheben. Ein 
Mailänder Genosse formulierte auf der Bologneser Zusammenkunft: „Der Wert un- 
serer Bewegung kann nicht darin bestehen, ein großer monolithischer Block zu sein, 
sondern aus sehr vielen kleinen Gruppen zu bestehen, die sich auf ihre Weise auf 
den Rest der Gesellschaft beziehen ...‘‘ Hier wird nicht nur ein Bewußtsein des ‚wir 
und der Rest der Welt“ formuliert, sondern die Atomisierung der Bewegung auch 
noch zur endlich gefundenen Lösung des Organisationsprinzips erhoben; der Movi- 
mentismus ist nicht schlecht, sondern gut! 

Ein weiteres Merkmal, das genauer ihr inneres Selbstverständnis benennt ‚liegt 
in der starken Betonung des Persönlichen und des Privaten, der Umwälzung der Ver- 
haltens- und Verkehrsformen, der Ausbildung einer neuen Kommunikation etc. Die- 
se Thematisierung „kulturrevolutionärer Momente‘ macht zweifellos die Anzie- 
hungskraft und Stärke der Bewegung aus; auf die einfache Formel ‚„stare insieme e 
essere felice‘“ gebracht (etwa: zusammen sein und sich gut fühlen) drückt sie zu- 
gleich eine apolitische Gefahr, eine Überbetonung des Persönlichen und eine Ab- 
kehr vom Politischen aus. In diesem Falle stellen sie eine abstrakte Negation der 
durchaus umwälzungsbedürftigen traditionellen Parteipolitik dar, die aus dem Kri- 
tikprozeß heraus bestimmte Kritikpunkte vereinseitigte. Dennoch ist die Wiederent- 
deckung und systematische Verwendung von Ironie, Expressivität und Kreativität 
als Mittel politischer Darstellung und Vermittlung zunächst positiv zu beurteilen, 
stellen sie doch u.a. eine Anknüpfung an noch wirksame Elemente der regionalen 
italienischen Volkskultur dar, wie sie beispielsweise im napoletanischen Theater 
weiter lebendig sind. Wichtige Erfahrungsmomente, wie sie in dem auch in der BRD 
bekannten Buch „Porci con le ali“ (‚Schweine mit Flügeln‘‘) beschrieben werden, 
drücken die reale Interessenslage bestimmter Schichten von Jugendlichen aus, die 
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für eine sozialistische Politisierung als solche auch ernst genommen werden müssen. 
Die von Agnes Heller formulierte und in Italien bereitwillig aufgenommene „Theo- 
rie der Bedürfnisse‘ zeichnet sich durch eine erfrischende Radikalität aus, die ge- 
rade als Komponente einer Überwindung ökonomistischer und deterministischer 
Marxismus-Verständnisse verstanden werden kann. 

Doch die von der Bewegung dargebotenen Verhaltensformen, der purzelbaum- 
schlagende Clown unter den bologneser Arkaden, der bemalte und vor dem großen 
Autobus auf der Straße sitzende Gitarren-Spieler in der Via Zamboni, drücken zu- 
gleich eine gehörige Portion Resignation vor einer für unveränderbar gehaltenen 
feindlichen Umwelt aus. Wie anderenorts richtig festgestellt wurde, beinhaltet die 
Identifikation mit dem ‚‚roten Manne“‘, das Wiederaufgreifen der Indianerrolle, 
auch das diffuse Bewußtsein von der Nichtveränderbarkeit der gesellschaftlichen 
Realität, von der Unüberwindbarkeit des Klassengegners. Insofern produzieren diese 
Vorstellungen falsches Bewußtsein, indem sie zu einer Abschottung von den ande- 
ren gesellschaftlichen Realitäten führen, zu einer Suche der Stärke in der Betonung 
der inneren Gemeinsamkeiten. 

Die kulturrevolutionären Elemente formulieren sich nicht zu einer „kultur- 
revolutionären Perspektive“ aus, zu einem revolutionstheoretischen Gesamtentwurf, 
sondern verfestigen sich zu vereinzelten Elementen einer politischen Subebene; die 
„Wiederaneignung des Lebens‘ wird nicht zu einer Revolutionierung der Lebensfor- 
men der Gesamtgesellschaft, sondern bleiben in dem berechtigten, aber nicht ausrei- 
chenden Bedürfnis stecken: „Eirie Kultur schaffen, uns kennenlernen, vergnügen“. 
Eine Konzentration auf das Innenleben, während die Außenwelt fertig abgeteilt 
nicht mehr zur Diskussion steht. Es ist Klar, daß eine soiche Optik nicht auf die Her- 
ausbildung vereinheitlichender organisatorischer Strukturen drängen kann. Sie ist 
vielmehr das Komplementär zur Strukturlosigkeit und findet in der unbestimmten 
Autonomie der Kleingruppen den Raum, in dem sie sich am besten entfalten kann. 


10. Zu Selbstverständnis und Organisationsweise gesellt sich schließlich ein drittes 
Element, das mit den ersten beiden vollständig harmoniert: es ist die Negativbe- 
stimmtheit der Bewegung, das Fehlen fast jeglichen „konstruktiven Moments‘. Die 
Studenten lehnen die Universität, die bürgerlichen Lebensformen, die politischen 
Parteien, die kapitalistische Produktionsweise und die Gesellschaft überhaupt mit 
großer Radikalität ab. Ihre Kritik ist eine globale: Berlinguer hat bei ihnen nicht 
mehr zu lachen als Andreotti. Sie ist gleichzeitig eine undifferenzierte und begriffs- 
lose: Die KPI ist im besten Falle eine bürgerliche, im schlechtesten eine sozialdemo- 
kratisch-stalinistische Partei (nicht eine sozialfaschistische, wie es die entrücktesten 
bundesdeutschen K-Gruppen sagen würden!). Sie ist aber vor allem eine Kritik, die 
es nicht vermocht hat, ihren negierenden Charakter zu überwinden, um zu einer kon- 
struktiven Vorstellung über das zunächst Anstrebbare voranzuschreiten. Die Kritik 
bleibt auf halbem Wege stecken und verharrt in ihrer Ablehnung. 

Ein ökonomisches Programm bzw. eine Perspektive der Hochschulreform 
wurden nicht formuliert. Ansatzpunkte bei der Veränderung der Universitätsstruk- 
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tur wurden nicht gesehen. Die einzige Veränderungsmöglichkeit wird in der Revolu- 
tionierung der Gesamtgesellschaft gesehen, eine Revolutionierung jetzi und sofort 
und nach der Art des bewaffneten Aufstandes. Daher die starke Tendenz der Bewe- 
gung, sofort überden Rahmen der Hochschule hinauszugehen, ja die Universitätspro- 
bleme unbearbeitet hinter sich liegen zu lassen. Diesen Schritt einmal vollzogen, traf 
sie relativ schnell auf jene Kräfte, die in der ‚äußeren Gesellschaft“ herrschen: die 
Polizei. Polizei und Innenminister wurden so zum bevorzugten Interakteur der Be- 
wegung. Die Überbetonung der Repression ist eine zwangsläufige Folge der Vernach- 
lässigung der Universität. 

Die Negativbestimmtheit, verbleibt sie in den engen Grenzen der Ablehnung, 
erlaubt es nicht, konkrete Schritte zur Überwindung der Ausgangslage zu entwickeln. 
Perspektivlosigkeit und Maximalismus reichen sich die Hände. Die Empörung gegen 
die Verhältnisse verfängt sich in der Scheinalternative von Revolution und Resigna- 
tion. Sie wird nicht zu einer gesellschaftlich relevanten Kraft, die eine Ausstrahlung 
auch auf andere Bereiche der Gesellschaft auszuüben vermag. 

Diese „realpolitische Phantasielosigkeit‘‘ hat aber einen realen Hintergrund, 
der in der objektiven Schwierigkeit der Herausbildung einer gangbaren Perspektive 
liegt. Diese Perspektive muß aus dem Dilemma herausfinden, daß das System öko- 
nomisch immer mehr Menschen die Möglichkeit eines menschenwürdigen Daseins 
raubt, deshalb aber politisch noch nicht als ganzes überwindbar ist. Das Drängen auf 
revolutionäre Veränderungen drückt das Bewußtsein aus, daß es für die Masse der 
Jugendlichen ohne radikale Änderungen der italienischen Gesellschaft keine Zukunft 
geben kann. Aber das Verlangen nach „Kommunismus — jetzt‘ beinhaltet eben 
noch nicht eine Strategie zur Erreichung desselben, schafft noch nicht die politi- 
schen Bedingungen seiner Verwirklichung. Es ist nicht nur ein Ausdruck der Krise 
der bürgerlichen Gesellschaft, sondern auch der Krise sozialistischer Politik, die das 
Dilemma nicht — die Ausrichtung der Jugendbewegung zeigt es — in eine realistische 
und massenwirksame Strategie auflösen konnte. 

Die Problematik der Ablehnungshaltung kommt besonders stark bei der sche- 
matischen Negierung der KPI als Partei, als Strategiekonzept und als tagtägliches 
Verhaltensmuster zum Ausdruck. Die Ideologie des „Dissens gegen den Historischen 
Kompromiß‘“, wie sie sich auch im „Appell der französischen Intellektuellen gegen 
die Repression in Italien“ ausdrückt (unterzeichnet u.a. von Deleuze, Foucault, 
Guattari, Macciocchi, Sartre und zuerst veröffentlicht in „Lotta Continua‘‘ vom 
7.77), geht von einem bereits realisierten Regime des Historischen Kompromisses 
aus, gegen dessen repressive soziale Kontrolle und Macht- und Pfründeteilung die ju- 
gendlichen Proletarier und intellektuellen Dissidenten rebelliert haben. Der Kampf 
der „vom Historischen Kompromiß Vergessenen“ richtet sich gegen diesen Kompro- 
miß selbst, weil er als Moment der bürgerlichen Herrschaftssicherung begriffen wird, 
der mit der proletarischen Emanzipation nichts mehr zu tun hat. Der Versuch, die 
traditionelle Arbeiterbewegung „von links‘ zu überholen, folgt aus dieser Einschät- 
zung als ungeschriebene Konsequenz. Die Bedeutung, die ein Regierungseintritt der 
KPI haben könnte, und die Widerstände, die ihn bisher verhinderten, die also das 
Zusammengehen von DC und KPI gerade vereitelten, können so gar nicht mehr ge- 
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faßt werden. Die Legitimierung der Repression durch die KPI wird als Indiz dafür 
genommen, daß sie sie selbst ausübt (nach dem Motto: ‚‚Im entscheidenden Moment 
reduziert sich die Partei auf den Panzer“). Es ist letztendlich eine Orientierung an 
Phänomenen. Der kurze Zeit später publizierte „Appell der italienischen Intellek- 
tuellen“, getragen von Lombardi, Natoli, Foa, Cortesi, Stame und anderen, betont 
auch die Ablehnung der Repression, verweigert sich aber gerade einer Orientierung 
der frontalen Ablehnung der Kommunistischen Partei. 


KPI und Movimento 


11. Ging es in den vorherigen Überlegungen darum, das Verhältnis Partei — Studen- 
ten aus der Optik der Bewegung zu beschreiben, so soll jetzt der umgekehrte Blick- 
winkel der KPI skizziert werden. Die KP! ist nicht nur auf dem Felde der Hochschu- 
le, der Jugend und der jugendlichen Arbeitslosigkeit tätig, sondern hat sich in die 
Poren der gesamten Gesellschaft eingegraben. Die Studentenbewegung kann daher 
nicht der Nabel sein, um den ihr ganzes Denken, ihre ganze politische Aktion, kreist. 
Andere gesellschaftliche Bereiche dürfen nicht aus den Augen verloren werden. Der 
entscheidende Kampfplatz ist nicht die Hochschule, sind nicht die Straßenzüge von 
Rom. Die KPI hat die verschiedensten gesellschaftlichen Realitäten vor Augen; es 
verwundert daher nicht, daß sie die Bewegung anders aufnimmt, als jene es selbst 
tut. 

Das Ausmaß allerdings, mit dem die Partei die Bewegung wahrnimmt, und die 
Bedeutung, die sie ihr zumißt, unterscheidet die verschiedenen Tendenzen innerhalb 
der KPT. Ist sie für die einen eher ein Verunsicherungsfaktor und eine Gefahr, die 
die eigenen Projekte zu behindern droht, so stellt sie für die anderen mehr eine Her- 
ausforderung dar. Die Namen Berlinguer und Lama sowie Ingrao und Trentin ver- 
körpern diese beiden Tendenzen.Die erste entwickelt eine funktionale Betrachtungs- 
weise nach dem Schema: Wenn die Bewegung einen Faktor darstellt, der die Regie- 
rungsbeteiligung der Partei erschwert, dann kann sie nicht fortschrittlich sein ... Die 
zweite guckt mit den Augen des Historischen Kompromisses durch das Brennglas ei- 
nes zu Konstruierenden antikapitalistischen Blocks: Gelingt es der Partei nicht, diese 
neuen Bedürfnisse und die Schichten, die sie tragen, in sich aufzunehmen, welche 
Erfolgschancen kann die Arbeit der Partei und ihr Eintritt in die Regierung dann ha- 
ben. Es handelt sich zwar nur um Tendenzen einer Gesamtpartei, aber um Akzent- 
verschiebungen in der Wahrnehmung, die eine entscheidende Differenz ausdrücken. 

Die KP-Haltung gegenüber den Studenten reicht von verständnisvoll-ermahnend 
bis feindlich-ablehnend. In der Parteipresse wird das Problem der Jugendrevolte vor 
allem unter dem Blickwinkel der Hegemonie gesehen. Die von der Bewegung ausge- 
drückten Bedürfnisse erscheinen dort als ‚‚Verteidigungsformen des sozialen status 
quo der Mittelklassen‘, als das Festhalten an traditionellen Lebensmodellen, als 
Fortdauern einer alten Werthierarchie. Diese ideologischen Formen werden als grund- 
sätzlich negativ begriffen. Universitätsproblem und Jugendfrage können ihrer Mei- 
nung nach nur als Bestandteile des Gesamtprojekts der Gesellschaftstransformation 
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abgehandelt werden. Anstatt der Gesellschaft die unbefriedigten Bedürfnisse und 
Erwartungen entgegenzuhalten und auf ihre Befriedigung zu pochen, müsse umge- 
kehrt von den Möglichkeiten der sozialen Erneuerung ausgegangen werden, von der 
komplexen Strategie der Arbeiterklasse und ihrer Partei, um ihnen die Befriedigung 
der unmittelbaren Bedürfnisse unterzuordnen. Alle anderen Wege führen in eine 
Sackgasse oder zu neuen Formen des Korporativismus, der Privilegienverteidigung, 
der Versorgungsmentalität (‚„assistenzialismo‘‘, ‚‚garantismo‘‘), die die Grundlage für 
neue Varianten des Antikommunismus darstellen. Hier ist die KPI-Argumentation 
das genaue Gegenteil von der der Studenten: Fordern jene eine Veränderung mit 
unmittelbaren Resultaten für die heutige Gegenwart, ohne sich um ihre Bedingthei- 
ten zu kümmern, so verfolgt sie ein langfristiges abgewogenes Übergangskonzept, in 
dem die konkrete Existenz der Jugendlichen in der Form eines „objektiv drängen- 
den und zu lösenden Problems‘ der Dynamik der Realpolitik einverleibt wird, die 
auf die Tagesnöte nur noch sehr vermittelt eingehen kann. 

Wurden 1969 die Studentenführer vom damaligen Parteisekretär Longo emp- 
fangen, so würde sich Berlinguer heute lieber vom Papst empfangen lassen. (Dies soll 
kein bedeutungsloser Witz sein: die katholischen Mittelschichten sind der Partei aus 
verständlichen Gründen wichtiger als die brotlosen Studentenmassen. Jene kann 
man mithilfe einer langfristigen Strategie gewinnen, diese tauchen unvermittelt und 
mit großem Getöse aus ihrem universitären Dämmerdasein auf und überraschen die 
Partei.) Obwohl die KPI die Giftwolke des Hochschulchaos herannahen sah, stand 
sie ihrer Entladung unvorbereitet gegenüber. Dieses überraschende Unvorbereitetsein 
kann nur damit erklärt werden, daß ihre Energien und Interessen seit dem 20. Juni 
1976 auf andere Ziele gerichtet waren. Ein später selbstkritisch eingestandener 
Rückstand, der den negativen Zug ihrer ersten, unmittelbaren Reaktion beeinflußt 
haben mag. Je mehr die Bewegung als Störmanöver des reaktionären Gegners begrif- 
fen wird, desto größer die Versuchung innerhalb der Partei, die Jugendlichen zuför- 
derst als Problem der öffentlichen Ordnung abzuhandeln. Je verantwortlicher das 
Handeln der Bewegung, desto größer die Parteineigung, sie als soziales Problem än- 
zuerkennen und sich ihrer Anliegen anzunehmen. 

Wie kommt es aber, daß die KPI für große Teile der Jugendlichen so unattrak- 
tiv ist? Welche Elemente weist die Aktion und Programmatik der Partei selbst auf, 
die ihre Anziehungskraft auf Studenten und Arbeitslose mindert oder zerstört? Es 
sind im wesentlichen zwei: Ihr ökonomisches Übergangsprogramm enthält für ju- 
gedliche Arbeitslose wenig Perspektiven; ihr politisches Verhalten wird als nicht-de- 
mokratisch und repressiv empfunden. 

a) Die wirtschaftlichen Transformationsvorstellungen der KPI sind in anderen Publi- 
kationen ausführlich dargestellt worden (siehe Verlagsprogramm VSA sowie die 
Debatte in der Prokla). Die Überwindung des Beschäftigungsproblems soll durch 
die in einen „neuen Typ gesellschaftlicher Entwicklung“ eingebettete Auswei- 
tung der produktiven Basis und die Aufwertung der „sozial nützlichen Arbeit“ 
gefunden werden. Dieses Konzept — sollte es überhaupt zu seiner Realisierung 
kommen — ist allerdings auf lange Zeiträume angelegt. Die Erweiterung der pro- 
duktiven Basis kann die normale (nicht konjunkturelle) Massenarbeitslosigkeit 
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zwar graduell vermindern, aber auf absehbare Zeit nicht beseitigen. Ob die Ver- 
wirklichung dieses Konzepts kurzfristig die politisch notwendigen spürbaren Aus- 
wirkungen auf den Arbeitsmarkt haben würde, ist zunächst völlig unbestimmt. 
Es kalkuliert das Fortbestehen eines hohen — wenngleich sich stetig vermindern- 
den — Arbeitslosensockels mittelfristig mit ein. Eine schlagartige Herstellung der 
Vollbeschäftigung liegt nicht in seinen Möglichkeiten. 

Diese Problematik gilt besonders für Jugendliche mit akademischer Ausbildung. 
Adäquate Arbeitsmöglichkeiten von Universitätsabgängern sind zum großen Teil 
über den staatlichen Apparat vermitteit; sie finden als Lehrer, Mediziner, Juristen, 
Ingenieure etc. im sozialen Sektor oder in anderen Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung Beschäftigung. Die Ausdehnung kann aber aufgrund von Charakter 
und Schranken der Staatsausgaben nicht unbegrenzt vorangetrieben werden. So- 
zialausgaben dienen nicht der Produktion von Reichtum, sondern der Reproduk- 
tion der Arbeitskraft; sie haben einen konsumtiven und keinen produktiven Cha- 
rakter. Daß sich das Niveau staatlicher Reproduktionsleistungen in Italien nicht 
auf europäischem Standard bewegt, ist auch und vor allem Ausdruck der unent- 
wickelten Leistungsfähigkeit des italienischen Kapitalismus. Selbst bei sofortiger 
Liquidierung von Korruption, Pfründenwirtschaft und Klientelwesen wäre dieser 
Standard unter kapitalistischen Verhältnissen nur in einem langwierigen Prozeß 
industrieller Entwicklung erreichbar. Aber die Wiederbelebung und Ausweitung 
der Wirtschaftstätigkeit (die zu einer Vermehrung industrieller Arbeitsplätze füh- 
ren würde) ist ja gerade das Ziel, dem das Gros der Staatsmittel zufließen soll. 
Kann unter diesen Bedingungen das Teilungsverhältnis von produktiven und kon- 
sumptiven Staatsausgaben so beschaffen sein, daß die Entwicklung der sozialen 
Infrastruktur ein großes Auffangbecken für jugendliche Akademiker wird? 

Die Absorptionsmöglichkeiten scheinen auf diesem Gebiet höchst unklar und 
problematisch zu sein. Der Logik der Sachzwänge folgend konzentriert sich die 
KPI zunächst auf die Schaffung der Bedingungen einer jugendlichen Vollbeschäf- 
tigungspolitik. Bevor der Reichtum über den Staat redistribuiert werden kann 
und beschäftigungswirksam wird, müssen die Bedingungen seiner Produktion ge- 
schaffen werden. Diesen sich stets erweiternden Produktionsprozeß zu ermögli- 
chen und zu gewährleisten ist das Ziel, auf das sich das allgemeine Wirtschaftspro- 
gramm der KPI darum konzentriert, weil es die Voraussetzung jeder sozialen 
Verbesserung und jeder Hebung des Lebensstandards darstellt. Spürbare kurzfri- 
stige Verbesserungen kann die Partei den Jugendlichen nicht anbieten. Damit 
sind ihre Möglichkeiten, sich über den Weg einer realistischen ökonomischen Ar- 
gumentation Gehör zu verschaffen, bedeutend eingeengt. 

b) Weit verheerender waren aber ihre Schritte auf dem Felde der politischen Demo- 
kratie. Sich mit der Christdemokratischen Partei in einem prekären Gleichgewicht 
befindend, fand sie gegen die scharfen Repressionsmaßnahmen, die die Regierung 
Andreotti gegen die Bewegung ergriff, keine angemessenen Worte des Protestes 
mehr. Es schien, als halte sie die Anwendung polizeilicher Repressionsakte für 
einen notwendigen und geeigneten Bestandteil einer Politik der Lösung der Ju- 
gendfrage, als ein Mittel, auf das der demokratische Staat zur Verteidigung der 
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republikanischen Institutionen nicht verzichten könne. Ihre früheren Bedenken 
gegen freiheitseinschränkende Gesetze gab sie unter dem Druck der Verhältnisse 
auf; präventive Verhaftungen und Telefonüberwachungen können nach der Mo- 
difizierung des „‚legge Reale‘“ als legitime Maßnahmen zur Verteidigung der anti- 
faschistischen Ordnung gelten. Diesem Prozeß der Aushöhlung demokratischer 
Rechte — in Italien mit dem Stichwort „germanizzazione‘ benannt — setzte die 
Partei einen wesentlich reduzierteren Widerstand entgegen, als dies früher der 
Fall gewesen war. Dieses parlamentarische Verhalten mit seinen legislativen Fol- 
gen verdeutlicht, daß sich im Zuge des Jugendprotestes das Selbstverständnis der 
KPI über das Verhältnis Partei — soziale Massenbewegung verändert hat. 
Die KPI hat durch ihre Argumentation und ihr Verhalten eine ganz direkte und un- 
mittelbare Verantwortung auf sich geladen, die die gegen sie gerichtete Verbitterung 
der Studenten miterklärt. Daß Skepsis und Gleichgültigkeit in militante Ablehnung 
und Haß umschlagen konnten, ist auch ihr Werk. Durch ihre Enthaltungspolitik ge- 
genüber der Regierung Andreotti in den Augen der Jugendlichen unglaubwürdig ge- 
worden, keinen realistisch erscheinenden Ausweg aus der Arbeitslosigkeit aufzei- 
gend, verspielte sie durch das Aufweichen ihrer Funktion als demokratisches Schutz- 
schild ihren letzten Kredit bei der Bewegung. Die KPI hat eindrücklich erfahren, wel- 
che Schwierigkeiten es bereitet, „sowohl Regierungspartei als auch Partei des sozia- 
len Kampfes‘‘ sein zu wollen. 


Ein „giolittianisches Projekt‘ der italienischen Bourgeoisie? 


12. Aber die italienische Gesellschaft besteht nicht nur aus Autonomisten und Partei-Kommuni- 
sten. Die Polemik zwischen KPI und Bewegung spielt sich im Rahmen einer gesamtgesellschaftli- 
chen Klassenauseinandersetzung ab, die noch einige Komponenten mehr enthält. Es drängt sich 
daher die Frage nach der spezifischen Rolle und Funktion der Studentenbewegung und ihres 
Spannungsverhältnisses mit der KPI in dieser politischen Gesamtsituation auf, eine Frage, die 
oftmals gar nicht mehr gestellt wird oder aber — wie oben angedeutet — funktional und schema- 
tisch beantwortet wird. 

Auch das italienische Kapital hat einen Willen. Er ist weder einheitlich noch drückt er 
sich in einer — „‚seiner‘‘ — politischen Partei aus. Dennoch besteht er in der Überzeugung, die 
materiellen Voraussetzungen ihrer eigenen Reproduktion als Klasse gewährleisten zu müssen; 
der Christdemokratischen Partei fiel dabei in der abgelaufenen 30jährigen Periode die Funktion 
des Zusammenhaits der Gesellschaft als kapitalistischem Reproduktionszusammenhang zu. Die 
Klassenauseinandersetzung verlief in dieser Periode — zugespitzt auf die politischen Organisatio- 
nen — zwischen der DC und der KPI als Repräsentanten zweier antagonistischer Klassenblöcke. 
Daran hat sich bis heute grundsätzlich nichts geändert. 

Durch den Verlauf der Ereignisse ist relativ klar geworden, daß die Christdemokratische 
Partei über den Staatsapparat den Versuch unternimmt, die Studentenbewegung gegen die KPI 
zu instrumentalisieren. Damit ist der Jugendbewegung der widersprüchhche Ort zugemessen, 
den sie im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Auseinandersetzung einnimmt. Diese Feststel- 
lung steht in dem Rahmen, daß im heutigen Italien konkret der Versuch einer „subalternen In- 
tegration‘‘ der KPI seitens der DC in einen bürgerlichen Reproduktions- und Herrschaftszusam- 
menhang beobachtet werden kann. Ein Versuch wehlgemerkt, der die politische Absicht be- 
schreibt und nicht eine realisierte Bewegung ausdrückt. Es ist der Versuch einer „gielittiani- 
schen Lösung‘“, das Bestreben der Transformation der (Arbeiter-)Opposition in Regierungsbe- 
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standteil durch Integration der politischen Spitze und Kompromißpolitik mit deren sozialer Ba- 
sis unter Ausgrenzung bestimmter sozialer Schichten, denen der ökonomische Preis der Krisen- 
bewältigung aufgebürdet wird. Die Grundlage einer solchen Operation besteht in der durch die 
Wahlen des 20. Juni 1976 geschaffenen Kräftekonstellation auf parlamentarischer Ebene. Da 
das bürgerliche Lager gegen die Linke nicht regieren kann — und die Linke überdies nicht gegen 
die DC regieren will —, muß sie die Linke, will sie sich von ihr nicht regieren lassen, selbst da- 
durch regieren, daß sie ihr das Rückgrat bricht und sie integriert. Dies ist der mögliche Mittel- 
weg der Bouıgeoisie zwischen autoritärer Stabilisierung und sozialistischer Transformation. 

Dieser Versuch stellt unter den aktuellen Kräfteverhältnissen die einzige Möglichkeit der 
bürgerlichen Kräfte dar, dem System der Mehrwertproduktion eine halbwegs entsprechende po- 
litische Form zu geben. Er trifft aber auf eine Arbeiterklasse, die ihm aufgrund des gewonnenen 
Standes an Klassenerfahrung nicht funktional ist. Diese Nicht-Funktionalität gilt auch für die 
Gewerkschaften und die KPI. Das Projekt muß versuchen, diese aus der Arbeiterbewegung her- 
vorgegangenen Widerstände zu brechen. Ob es gelingen kann, ist durchaus zweifelhaft, aber die 
Instrumente sind vielfältig: internationaler Druck, ökonomische Disgregation, politische Erpres- 
sung (in Bezug auf diesen Maßnahmenkatalog kann das Lehrstück der Bildung der Mitte-Links- 
Regierung in den 60er Jahren doch sehr instruktiv sein: die reaktionären Kräfte gingen bis zur 
Drohung des Bürgerkrieges und des völligen Abschaffens der demokratischen Freiheiten, um die 
Durchsetzung bestimmter PSI-Initiativen abzublocken.) An dieser Stelle ist der Versuch feststell- 
bar, die Studentenbewegung zu einem Vehikel dieser Bemühungen zu machen. Durch ein be- 
stimmtes politisches Verhalten soll sie in eine Situation gebracht werden, die der KPI so viel wie 
möglich schadet: sei es, indem verschiedene Bevölkerungsteile oder Abteilungen der Linken ge- 
geneinander aufgespalten werden, sei es, indem die KPI in eine Zwangslage gebracht wird, in der 
sie durch ihre Aktion bestimmte Verbündete oder potentielle Verbündete verschreckt, sei es, in- 
dem sie ihre eigene soziale Basis disgregiert. 

Mit diesem Erklärungsansatz soll keinen agententheoretischen Versionen das Wort gere- 
det werden. Jede politische Partei kann nur an die Tendenzen anknüpfen, die in der Gesellschaft 
real vorhanden sind. Bei der Ausbeutung dieser Tendenzen, bei ihrer Umsetzung in politische 
Aktion, hat sie allerdings einen breiten Spielraum. Die DC wußte, daß die dem 20. Juni folgen- 
de Situation ein zerbrechliches Gleichgewicht darstellte. Ein Eintritt der KPI in die Regierung 
war auf absehbare Zeit nicht auszuschließen. Die DC mußte die ihr verbleibende Zeit nutzen, 
das reale Kräfteverhältnis so zu verändern, um entweder den Kelch der Machtteilung an sich 
vorübergehen zu lassen, oder aber die Gegebenheiten der Regierungsbeteiligungen so zu gestal- 
ten, daß sie für die KPI am ungünstigsten ausfallen, ihre Bewegungs- und Durchsetzungsmöglich- 
keiten maximal verengen. Die Instrumentalisierung der Studentenbewegung erlaubte es ihr, den 
Ort der eigentlich drängenden Auseinandersetzung — die Wirtschaftspolitik, die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit — scheinbar in den Hintergrund treten zu lassen, um das Problem der öf- 
fentlichen Ordnung hochzuspielen, wohl wissend, daß sie ihren Gegner dabei in eine Auseinan- 
dersetzung verwickelt, in der er sich fast nur noch defensiv und nicht mehr vorwärtstreibend be- 
wegen kann. 


Kreative und organisierte Autonomisten 


13. Diese Instrumentalisierungsversuche konnten nur gelingen, weil die innere Struk- 
tur der Studentenbewegung diese Möglichkeit überhaupt zuließ. Zwar zerfällt die 
Bewegung in hundert Grüppchen und Komponenten, aber dennoch lassen sich zwei 
große Bereiche ausmachen, in die sie grob betrachtet zerfällt: Es sind zwei Arten 
von Autonomisten mit jeweils sehr verschiedenen Politikverständnissen, die nicht 
zwei Seelen in einer Biust vorstellen, sondern eigentlich zwei ganz verschiedene 
Körper. Über die ‚„‚kreativen Autonomisten“, die den numerisch am weitaus größten 
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Bereich darstellen, wurde im Abschnitt über die Binnenstruktur bereits ausführlich 
gesprochen. Auf die „autonomia organizzata‘“, die organisierten und „militarisierten 
Autonomisten‘‘, soll im folgenden noch kurz eingegangen werden. 

Als kulturelf-theoretischen Ausdruck beider großer Strömungen können die 
Zeitschriften „Ombre rosse‘“ sowie „Rosso‘‘ gelten, an denen sich auch die Unter- 
scheidungsmerkmale der Komponenten der Bewegung ablesen lassen. Sie bestehen 
in der Frage der Organisation sowie in Intensität und Ausmaß der Gewaltanwen- 
dung gegen den Staatsapparat. Die „‚Kreativen‘‘ lehnen es ab, sich in lauter kleine 
„soldatini“ zu verwandeln, eine militärische Mentalität und Betrachtungsweise an- 
zunehmen, die nur dann wirkungsvoll in die Praxis umgesetzt werden kann, wenn 
sie mit einer entsprechend straffen Organisationsweise korrespondiert. Der Avant- 
garde-Anspruch der ‚‚Militarisierten“ ist ihnen fremd. 

Existieren so zwischen den beiden Bereichen mehr Elemente, die sie auseinan- 
derdividieren, als sie vereinen, so wurde ihr Zusammenhalt lange Zeit von ‚Lotta 
Continua‘‘ hergestellt. Als auf ihrem letzten Kongreß im November 1976 der Fehl- 
schlag ihrer ‚‚leninistischen Wende“ sichtbar wurde, begann die Organisation, in ihre 
Teilmomente zu zerbröckeln. Mit dem Entstehen der Studentenbewegung löste sie 
sich — unter. Aufrechterhaltung bestimmter organisatorischer Strukturen — in die 
Bewegung hinein auf; ihre Tageszeitung wurde zum Sprachrohr des aufkommenden 
Protests. „Lotta Continua‘‘ gehört eigentlich dem kreativen Flügel der Bewegung an 
und stellt einen sehr einflußreichen, weil noch organisierten, Subbestandteil dieses 
Sektors dar; da sie aber auf die Einheit „der‘‘ Bewegung drängte und sich selbst zur 
Brücke zwischen beiden Komponenten machte, geriet sie selbst in ein Spannungs- 
verhältnis, das beispielsweise die Spaltung einiger Sektionen herbeigeführt zu haben 
scheint. Waren die organisierten Autonomisten für die KPI schlichtweg „Faschisten“, 
für die Manifesto-Gruppe „keine Genossen“, so wurden sie von Lotta Continua als 
„Genossen“ kritisiert, „die irren‘. Drückt sich in dieser Ambivalenz der politischen 
Haltung die ganze Unklarheit über die einzuschlagende Strategie aus, über die eigene 
Daseinsberechtigung als politische Organisation, so erklärt sie gleichzeitig den Erfolg 
der Mitglieder dieser Organisation: Während die Studentenkader ‚Lotta Continuas‘ 
führend in der Bewegung tätig waren, fristeten die anderen beiden Parteien der Neu- 
en Linken, die „PdUP per il communismo‘“ und ‚‚Avanguardia operaia‘“ (AO), ein 
eher marginalisiertes Dasein. Die Auflösungstendenzen ‚Lotta Continuas‘‘ sowie die 
Spaltungen und Neuzusammensetzungen von PdUP und AO verdeutlichen, daß die 
Studentenbewegung parallel mit einer Identitätskrise der „traditionellen‘‘ Neuen 
Linken einherschritt, ein Zusammenhang, der an anderer Stelle eingehender unter- 
sucht werden muß. 

Die Studentenbewegung eröffnete andererseits eine Periode, in der die organi- 
sierten Aufonomisten zum ersten Male wirkungsvoll an das Licht der Öffentlichkeit 
traten. Hatten sie sich in den vergangenen Jahren aus Abspaltungen und neuen Zu- 
sammenschlüssen langsam herausgebildet und eine eigene Ideologie entwickelt (an 
deren Entstehen die „paduaner Schule‘‘ um Antonio Negri und Sergio Bologna gro- 
ßen Anteil haben), so wurden sie im Sommer 1977 ein wichtiger Bestandteil der Be- 
wegung, bis sie sich im Herbst immer mehr in eine sektiererische Sackgasse manö- 
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vrierten. Auch sie stellen keinen einheitlichen nationalen Zusammenhang dar. Das 
von der bürgerlichen Presse ins Maßlose aufgebauschte Kollektiv der Via dei Volsci 
aus Rom, die Mailänder Gruppe um Oreste Scalzone, die bologneser Parteigänger 
„Bifos‘‘, die Gruppen aus Padua sowie zahlreiche Kollektive aus Süditalien decken 
ein sich ungleichzeitig entwickelndes und spannungsgeladenes Spektrum ab, in dem 
auch die politischen Schwerpunkte verschiedenartig gesetzt werden. Die „Militari- 
sierten‘“ besitzen einen engen, teilweise persönlichen, Kontakt mit bestimmten Sek- 
toren der französischen Linksintellektuelien, das Abfassen des erwähnten ‚‚Appells 
der französischen Intellektuellen“ ist ihr Werk. Beziehungen zu den ‚‚Neuen Philo- 
sophen““ — wie von der KPI aus zweifelhaften Vereinfachungsgründen unterstellt — 
bestehen allerdings kaum. In ihrem Denken ist eher eine libertäre Komponente fest- 
stellbar. Zwei Momente sind in ihrem praktischen Verhalten hervorzuheben: Zum 
einen ihr organisiertes Auftreten bei Auseinandersetzungen mit der Polizei, der Ge- 
brauch von Schußwaffen bei Straßenschlachten, das planmäßige Zerstören faschi- 
stischer Treffpunkte (bei diesen Aktionen wurden zwei Polizisten erschossen und 
ein unbeteiligter Passant in einer Bar verbrannt), sowie andererseits ihr sektiereri- 
sches, gewalttätiges und undemokratisches Auftreten bei Versammlungen und De- 
monstrationen der Bewegung selbst. Beiden Aspekten — Außenwirkung und Innen- 
verhalten — kann man einen inneren Zusammenhang nicht absprechen.. Ihre Kritik 
ist nicht nur an KPI und Gewerkschaften knallhart, sondern auch an „Lotta Conti- 
nua“ beißend. Da die übrige Bewegung ihrer Einschätzung nach nicht radikal genug 
bzw. weiter in Illusionen befangen ist, demonstriert sie in Rom immer häufiger al- 
leine. Der Isolierung als Strafe des Sektierertums entgehen also auch die harten Au- 
tonomisten nicht. Es ist hauptsächlich diese Komponente, mit der der bürgerliche 
Staatsapparat Politik macht. 


Terrorismus und Klassenbewegung 


14. Zwischen Studentenbewegung und Terrorismus gibt es keine unmittelbare Ver- 
bindung, noch eine einfache Identität. Trotzdem sind beide Phänomene insofern 
verbunden, als die Studentenbewegung zum einen Opfer bestimmter Formen des 
Terrorismus ist, und sie zum anderen selbst eine sich terroristischer Methoden be- 
dienende Komponente enthält, die ihrerseits das Verbindungsglied zum eigentlichen 
„linken“ Terrorismus darstellt. Als „linker Terrorismus‘ werden hier die klandesti- 
nen Gruppen (Rote Brigaden, Bewaffnete Proletarische Zellen etc.) bezeichnet, 
die eine linke: Vergangenheit haben und deren Mitglieder und Freunde in dem Be- 
wußtsein agieren, einen sozialen Befreiungskampf zu führen. Allerdings sind ihre 
Aktionen — etwa die sich häufenden Pistolenattentate auf Journalisten, denen die 
Beine zerschossen werden — immer weniger von den Anschlägen polizeilicher oder 
faschistischer Phantomgruppen (etwa ‚‚Prima linea““) unterscheidbar; das Kriterium 
ihrer Einordnung und Unterscheidung wird die Funktionalität ihrer Aktion. 

Von den klandestinen Gruppen ist die ‚autonomia operaia organizzata‘‘ zu 
unterscheiden, die weder in Aktionsformen, noch in der Theoriebildung, noch in ih- 
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rer Wirkungsweise mit den Roten Brigaden konform gehen. Die militarisierten Auto- 
nomisten stellen darum das Verbindungsglied zwischen „linkem Terrorismus“ und 
Bewegung dar, weil sie zwar in der letzteren agieren, aber zum ersteren ein ungebro- 
chenes kritisch-solidarisches Verhältnis haben. Sie unterwerfen zwar die Form des 
bewaffneten Kampfes der BR einer Kritik, betreiben aber selbst eine andere Form 
derselben: nicht aus dem Untergrund heraus, sondern aus einer Situation der Halb- 
legalität; nicht abgetrennt von der sozialen Bewegung, sondern aus ihrer Mitte her- 
aus und unter ihrem Schutz. 

Die Aktionsformen der ‚Militarisierten‘‘ fallen daher auf die Bewegung der 
„Kreativen“ zurück. Der Staat reagiert so, als müßte er bei ihren Demonstrationen 
eine Anhäufung bewaffneter Banden bekämpfen. Er kann dies tun — und tut esex- 
zessiv — weil er die Legitimation seines Handelns aus der Aktion eines Teils der Be- 
wegung selbst bezog. Das Handeln dieses Teils bewirkt, daß die Bewegung als ganze 
Opfer der Polizeirepression. wird — mit der Folge, daß die verschiedenen Kompo- 
nenten durch den äußeren Druck wiederum zusammengeschweißt werden, sich ihre 
innere Widersprüchlichkeit nur mühsam entfalten kann. Dies erklärt, warum die Be- 
wegung nicht in der Lage war, ihre terroristische Komponenten abzuwerfen, um 
sich aus dem Teufelskreis zu befreien, in dem sie verstrickt war. Die terroristische 
Aktion war die Bedingung ihrer gesellschaftlichen Isoliertheit und die Vorausset- 
zung der gegen sie gerichteten Repression, während die Repression die Vorausset- 
zung und Legitimierung der Aktion der „harten‘‘ Autonomisten darstellte. Die alte 
Koalition fand sich so stets erneut in der gleichen Isoliertheit zusammen, um die 
stets gleiche Bewegung zu vollziehen: Der Provokation folgte die Revolte der Em- 
pörten und das Zurückschlagen der Organisierten, um schließlich in der allgemeinen 
Repression unterzugehen, bis eine neue Provokation das Karussell erneut in Bewe- 
gung versetzte. Das Bewußtsein über diesen Funktionszusammenhang hat sich bei 
den Jugendlichen erst langsam durchgesetzt; der Ausscheidungsprozeß der militari- 
sierten Autonomisten aus der Bewegung ist noch nicht abgeschlossen. 


15. Zur Illustration dieses Sachverhaltes sei auf einen der letzien Kampfzyklen in 
der bewegten Geschichte der Bewegung verwiesen, der auch die komplementäre 
Wirkung des Auftretens der organisierten Autonomisten und des „linken Terroris- 
mus“ verdeutlicht. Am 7. November wird der Sitz des Kollektivs der Via dei Volsci 
in Rom von der Polizei geschlossen und damit das Datum gesetzt, das eine Reaktion 
der Bewegung nach sich ziehen wird. In der Bewertung der Reaktionsmöglichkeiten 
gespalten, wird die Protestdemonstration der Bewegung von einem Verbot des Poli- 
zeipräsidenten getroffen. Am 12. November kommt es in Rom zu den üblichen, fast 
schon traditionellen Straßenschlachten, während in Turin ein Kommando der Auto- 
nomisten eine Bar mit Molotov-Cocktails bewirft und dabei ‚„versehentlich‘‘ einen 
unbeteiligten Passanten mitverbrennt. Noch während sich die verschiedenen Kom- 
ponenten der Bewegung über diesen niederschmetternden Vorfall auseinandersetzen 
— die Reaktionen reichen von selbstkritischer Betroffenheit bis zu arroganter Selbst- 
gefälligkeit (im Lager der Organisierten wird der Tod des Mannes als Problem man- 
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geinder organisatorischer Sorgfalt, als technischer Ausrutscher, übergangen und ab- 
getan), schießt am Nachmittag des 16. November ein Exekutionstrupp, der sich 
nach eigenen Angaben den Roten Brigaden zugehörig fühlt, dem stellvertretenden 
Redaktionschef der zum FIAT-Konzern gehörenden Zeitung „La Stampa‘ — Carlo 
Casalegno — vier Kugeln ins Gesicht. Casalegno stirbt 13 Tage später, am 29. No- 
vember. Sein Tod kommt pünktlichst, um noch den größtmöglichen Effekt auf die 
zwischenzeitlich entbrannte Auseinandersetzung über die Opportunität der zentra- 
len Streikdemonstration der Metallarbeiter am 2. Dezember in Rom, unter den To- 
ren der Regierung und mit unabsehbaren politischen Folgen zu haben. Die KPI, auf 
eine Nichtabhaltung der Demonstration drängend, weil sie Provokationen und Stra- 
ßenunruhen befürchtet, kann die Initiative der FLM nicht zurückschrauben. Der 
enorme Mobilisierungserfolg — 200 000 Arbeiter und Studenten in den Straßen von 
Rom -- gewinnt sofort eine nationale politische Bedeutung und beginnt, die Grund- 
lage der Einparteienregierung Andreotti zu unterminieren. Während sich die Studen- 
tenbewegung der Arbeiterdemonstration anschloß, die Gewerkschaften durch ihr 
kämpferisches und zielstrebiges Auftreten die Jugendlichen aggregieren konnten, 
verweigerten sich die organisierten Autonomisten einem derartigen Zusammengehen 
und demonstrierten isoliert. Ihr lächerlicher Versuch, sich als 4000köpfige ‚‚revolu- 
tionäre Avantgarde‘ der gewerkschaftlichen Massenmob ilisierung gegenüberzustel- 
len, scheiterte an dem Verhalten der Polizei, die sie die ganze kritische Zeit über in 
der Universität einschloß und so zum traurigen Fäusteschwingen verurteilte. 

Aus dieser gedrängten Darstellung der Ereignisse eines knappen Monats wird 
nicht nur die zurückzerrende und rückwärtsgewandte Rolle der organisierten Auto- 
nomisten erkennbar, das klaffende Auseinanderfallen von Anspruch und Realität. 
Während die Bewegung im Verlaufe des Novembers in Positionsbestimmungen bzw. 
Abgrenzungsbewegungen gegenüber dem „linken Terrorismus‘ verstrickt ist, mobi- 
lisiert sich das, was man als Klassenbewegung bezeichnen kann, auf einem ganz an- 
deren Feld. Während die klassenkämpferischsten Teile der Gewerkschaftsbewegung, 
die FLM, ihre Demonstrationsvorschläge auch gegenüber Widerständen aus dem La- 
ger der eigenen linken Parteien durchsetzen muß, befindet sich die Studentenbewe- 
gung noch in einem Verdauungsprozeß des Pistolenattentats auf Casalegno. Bei ihr 
entscheidet die Bewertung des letzteren das Urteil gegenüber dem ersteren. Die Be- 
wegung, die sich auf revolutionärem Vorposten der Gesamtgesellschaft wähnt, be- 
findet sich tatsächlich in skandalösem Rückstand zur realen Klassenbewegung. Sie 
muß sich erst entscheiden, ob sie der einzigen Bewegung, die heute überhaupt Macht 
und Einfluß zur Durchsetzung sozialistischer Veränderungen besitzt, eine solche 
vorwärtstreibende Rolle überhaupt zusprechen möchte. 


16. Die Studentenbewegung hat die staatliche Repression mit vollem Recht zu ei- 
nem ihrer Interventionsfelder gemacht. Das Ausmaß der Repression scheint in Ita- 
lien zunächst viel stärker zu sein als in der Bundesrepublik; die in der. Nachkriegszeit 
nie abgerissene Kette erschossener Bauern, Arbeiter und Studenten wird als ein- 
drückliches Beispiel dafür aufgeführt. Dieses erste Bild trügt jedoch. In Italien ist die 
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Repression dort, wo sie auftritt, viel unmittelbarer und brutaler, die Unterdrückung 
viel ungeschminkter. Der Schußwaffengebrauch durch Polizei und Carabinieri bei 
sozialen Konflikten ist durch den Artikel 53 des ‚‚Codice Rocco“, einem aus der fa- 
schistischen Zeit übernommenen Gesetz, sowie durch das 1975 verabschiedete und 
1977 verschärfte „Legge Reale“ abgesichert — während die bundesdeutsche Diskus- 
sion um den „gezielten Todesschuß‘‘ noch einer gesetzlichen Umsetzung hartt. 
Doch gemessen an den demokratischen Äußerungs- und Aktionsmöglichkeiten, die 
der sozialistischen und Arbeiterbewegung zur Verfügung stehen — ein besonders ein- 
dringliches Beispiel sind die freien Radiosender, die eine ungeheure Potenzialität 
politischer Intervention in sich tragen — hat Italien durchaus einen repressiven 
„Nachholbedarf‘‘ gegenüber der BRD, in der die Repression subtiler und daher in- 
tensiver greift. 

Dieses widersprüchliche Bild erklärt sich durch einige Besonderheiten der 
Entwicklung der italienischen Gesellschaft. Die verspätete Entwicklung des produk- 
tiven Apparats, die mangelnde soziale Integrationsfähigkeit des Systems wies der 
Aktion des Staates ein besonderes Gewicht zu und machte die ausgeprägte Repres- 
sion gegen bestimmte soziale Gruppen zu einem Mittel der Tagespolitik. Gleichzei- 
tig ist eine ungebrochene Kontinuität des faschistischen Terrors feststellbar, der sich 
mit den „terroristischen Elementen‘ des von der DC besetzten Staatsapparates ver- 
band und als repressives Mischungsverhältnis eigener Art wirksam wurde, Dieses ter- 
roristische Element des bürgerlichen Staatsapparates ist in der BRD nicht in dem 
gleichen Maße vorhanden gewesen, auch wenn es in einer bestimmten Dosierung zu 
den normalen Komponenten bürgerlicher Herrschaftsausübung gehört. In der BRD 
fehlt überdies jener ausgeprägte Antifaschismus, der in Italien von den Parteien der 
Arbeiterbewegung zu einem grundlegenden Bestandteil sozialistischer Politik erho- 
ben wurde. 

Ein in der Bevölkerung verwurzelter Antifaschismus stellt eine gute Grundla- 
ge für die Kritik und Zurückdrängung des „linken Terrorismus“ und seiner politi- 
schen Folgen dar, insofern er ihn offensiv als ein Problem sozialer Zerrüttung und 
Veränderung und nicht als eins der Polizeitechnik zu begreifen und zu bekämpfen 
vermag. Dies gilt um so mehr, als der „linke Terrorismus‘‘ in Italien viel ausgepräg- 
ter ist als in der BRD: seine Gruppen sind quantitativ umfangreicher, seine Aktio- 
nen vielfältiger und „phantasievoller“, das soziale Spektrum, das ihn unterstützt, 
ist weitläufiger. Seine Funktion ist zwar in beiden Ländern die gleiche — hier wie 
dort ist er ein wesentlicher Baustein zur Erringung eines reaktionären Massenkon- 
senses, zur Einleitung einer autoritären, die demokratischen Äußerungsmöglichkei- 
ten einengenden Bewegung, die sich nachweisbar auch in Italien vollzieht —, aber 
sein gesellschaftliches Wirkungsfeld ist höchst verschieden. Existiert die sozialisti- 
sche Linke in der BRD in der Form eines Zwergleins, bar jeder Veränderungsmög- 
lichkeit, so hat sie in Italien die Gestalt einer Masseninitiative angenommen, die 
nach der Regierung greift. Seine Funktion der Verschiebung des realen Kräftever- 
hältnisses zuungunsten der Arbeiterbewegung drückt sich in der italienischen Situa- 
tion entfalteter Klassenkämpfe dadurch aus, daß die Linksparteien Positionen auf- 
geben oder verlieren, die sie für eine sozialistische Umgestaltung, die aktuelle Not- 
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wendigkeit geworden ist, dringend benötigten. 

Die Möglichkeiten der Massenmobilisierung, der Demonstrations- und Infor- 
mationsfreiheit, wurden im Verlaufe der Studentenbewegung in einem bisher nicht 
gekannten Maße ausgehöhlt. Die Ausbildung eines bürgerkriegsartigen Standards der 
Demonstrationsbekämpfung wurde zwar anhand der Studentenbewegung und unter 
dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung vollzogen, hängt aber als Damokles- 
schwert auch über den Initiativen der KPI und wurde bei Einsätzen gegen gewerk- 
schaftliche Kampfaktionen bereits real wirksam. Wenn die KPI bestrebt war, diesen 
Prozeß der „germanizzazione“ lediglich abzudämpfen, dann ist dies ein Zeichen der 
Defensive und Schwäche. Die Massenmobilisierung ist das Durchsetzungsmittel 
einer Arbeiterbewegung, deren Stärke die KPI an die Regierung gebracht hat. Diese 
Mobilisierungsmöglichkeiten zu erhalten, sie auszubauen und zu vervielfältigen, ist 
Voraussetzung und Bedingung einer erfolgreichen Regierungsarbeit. Die Studenten- 
bewegung muß sich bewußt werden, daß sie selbst Glied in einem Prozeß der Ein- 
engung realer Möglichkeiten politischen und gewerkschaftlichen Kampfes war, und 
die KPI muß sich fragen lassen, ob sie in der Lage war, einen „sozialistischen Anti- 
faschismus“ zu einem „antifaschistischen Antiterrorismus“ weiterzuentwickeln. 


Die Arbeitdosigkeit als Zentralproblem 


17. Auf den Zusammenhang von sozialem Elend, Arbeitslosigkeit und Perspektiv- 
losigkeit mit Studentenbewegung und Formen des bewaffneten Kampfes ist bereits 
eingegangen worden. Nicht nur in den Reihen der KPI, sondern auch bei den Partei- 
en der Neuen Linken (PdUP, Ao) hat sich nun die Erkenntnis breitgemacht, daß die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eins der wesentlichsten Momente sozialistischer 
Politik darstellen muß, um das Auseinanderfallen der Arbeiterklasse in Beschäftigte 
und Arbeitslose, um das Auseinanderbrechen eines möglichen antikapitalistischen 
Blockes zu verhindern. Das Aufgreifen eines solchen Ziels — die Herstellung der 
Vollbeschäftigung als vordringliches Ziel einer alternativen sozialistischen Wirtschafts- 
politik — bedeutet aber zwangsläufig, daß die bestehenden Sachzwänge und Kiräfte- 
verhältnisse als Ausgangsdaten einer Veränderungsstrategie als solche akzeptiert 
werden müssen. Ein solches widersprüchliches Akzeptieren des Bestehenden als Vor- 
aussetzung seiner Veränderung wird von radikalen und „kompromißlosen‘‘ Strömun- 
gen der sozialistischen Bewegung als erster Schritt der Identifikation mit dem und 
der Integration in das bestehende System angesehen und abgelehnt. Die Alternative 
zu einer positiven Lösung dieses Strategieproblems hat sich historisch jedoch als un- 
tauglich, ja gefährlich erwiesen. Die verheerenden Folgen einer abstrakt negatori- 
schen, sich verweigernden Strategie, die auf den Zusammenbruch oder den Aufstand 
setzt, haben sich nicht nur in der Geschichte der Weimarer Republik, sondern auch 
— in kleinerem Maßstab freilich — an den Verlaufsformen der Studentenbewegung 
gezeigt. Wie hat die Bewegung auf dieses brennende Problem geantwortet? 

Die unterschiedlichen Einschätzungen der Bedeutung der Arbeitslosigkeit 
wurde an der verschiedenartigen Stellung der linken Parteien zum Gesetz zur Be- 
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kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit deutlich, das am 28. April 1977 vom Senat 
verabschiedet wurde. Ohne auf die Einzelheiten des Gesetzes einzugehen, sieht es in 
den Grundzügen die Eröffnung einer speziellen Arbeitslosenliste vor, in die sich ar- 
beitslose Jugendliche im Alter von 15 bis 29 Jahren innerhalb sechs Monaten eintra- 
gen konnten, um eine zeitweilige oder stabile Beschäftigung in Industrie, Landwirt- 
schaft und öffentlicher Verwaltung zu erhalten, zu deren Finanzierung der Staat in- 
nerhalb von 3 Jahren 1060 Mrd. L. (ca. 2.6 Mrd. DM) ausgeben will. Als besondere 
Knüller enthält das Programm die Aufgabe der Wiederaneignung unbebauten Bo- 
dens, die Ausführung ‚sozial nützlicher Dienste‘‘ sowie die Möglichkeit der Koope- 
rativenbildung. 

Die Polemik über die Sinnhaftigkeit des Gesetzeswerks begann innerhalb der 
Linken schon vor seiner Verabschiedung. Die Problematik der vorgeschlagenen Maß- 
nahmen besteht einfach darin, daß sie das Problem der Jugendarbeitslosigkeit keines- 
wegs zu lösen vermögen, sondern nur einem Bruchteil der sich eintragenden Interes- 
senten eine überaus zweifelhafte Beschäftigung gewähren, die ihre Unsicherheit kei- 
neswegs aufzuheben vermag. Seine eigentliche Bedeutung besteht darin, einen ex- 
plosiven Komplex etwas zu entschärfen und zeitlich hinauszustrecken. Mit der Exi- 
stenz des Gesetzes konfrontiert, stellte sich jeder linken Formation die Frage, ob sie 
ein solches Machwerk rundherum ablehnen sollte, da es nichts entscheidend verän- 
dert und bei den beteiligten Jugendlichen eher zu Frustrationen führt, die später auf 
die das Gesetz bejahenden politischen Organsationen zurückfallen würden, oder 
aber, von dem Datum seiner Existenz ausgehend versuchen, an den positiven Ansatz- 
punkten entlang eine eigene Strategie zu entwickeln. 

An dieser Frage differenzierte sich das linke Lager.Die KPI bejahte das Gesetz 
eindeutig, auf das sie gedrängt und an derem Entstehen sie mitbeteiligt war; die ne- 
gativen Züge — deren sie sich bewußt war — traten in ihrer Argumentation in den 
Hintergrund, um den positiven Möglichkeiten Platz zu machen, die sie ausschöpfen 
wollte. Sie war bereits seit längerem damit beschäftigt, sogenannte Arbeitslosenligen 
aufzubauen, Selbstorganisationsformen jugendlicher Arbeitsloser, die aus ihrem 
kollektiven Zusammenschluß heraus Kampfschritte zur Aneignung und Ausnutzung 
des Gesetzes entwickeln konnten. Gleichzeitig sah sie die Möglichkeit, über die re- 
gionalen und lokalen Verwaltungen, in denen sie oftmals stark vertreten ist und de- 
nen die Aufgabe der Erstellung der Arbeitsbeschaffungsprogramme zufällt, Einfluß 
auf die Realisierung des Gesetzes auszuüben. Sie glaubte genügend Hebel in der 
Hand zu haben, um eine erfolgreiche Wendung des eher dürftigen Ausgangsmaterials 
herbeiführen zu können. 

Die PdUP-manifesto argumentierte schon wesentlich kritischer. Den unzurei- 
chenden, verschleiernden, letztendlich jugendfeindlichen Charakter des Gesetzes 
klar vor Augen, plädierte sie zwar auch für seine Benutzung mithilfe der Arbeitslo- 
senligen, an deren Aufbau sie ebenfalls beteiligt war, rückte aber die Notwendigkeit 
eines radikalen Kurswechsels in der Wirtschaftspolitik in den Vordergrund, ohne 
den alle Programme nur parteiliches Stückwerk bleiben würden. Ihr Interesse galt 
vor allem dem kollektiven Zusammenschluß der Jugendlichen, der durch die mate- 
riellen Mittel der, staatlichen Initiative ein gewisses realisierbares Ziel erhalten, also 
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nicht ins Bodenlose verlaufen würde. Die Aufschrift der Plakate, die sie massenweise 
drucken und kleben ließ — „Für die Arbeit — Gegen diese Arbeit‘ — verdeutlicht 
klar den differenzierten, manchmal etwas intellektualistisch wirkenden Charakter 
ihrer Stoßrichtung, die die staatliche Aktion aufnahm, ohne sich mit ihr zu identi- 
fizieren, sie im Gegenteil als unzureichend denunzierte und so den Weg freilegte für 
eine über den engen Rahmen des Vorgegebenen hinaustreibende Argumentation. 

Lotta Continua empfahl zwar nach heftigem innerem Gerangel die Einschrei- 
bung in die Listen, ohne aber an das Programm irgendwelche Hoffnungen zu knüp- 
fen und ohne der ganzen Aktion einen gesteigerten Wert beizumessen. Dabei drück- 
te sie wieder einmal die Stimmung aus, die bei den tatsächlich betroffenen Jugend- 
lichen die vorherrschende gewesen sein mag: Das Gesetz als „Betrugsgesetz““ („‚Leg- 
ge truffa‘“ in Anspielung auf das Wahlbetrugsgesetz der DC in den 50er Jahren) ab- 
lehnend, stellte es für sie nur eine Möglichkeit dar, irgendwo einer bezahlten Tätig- 
keit nachzugehen, wie die Schwarzarbeit oder das Baby-Sitten eine andere dar- 
stellt. Gemessen an den realen Auswirkungen des Gesetzes — vielleicht wird es 
100 000 Einstellungen bei knapp 800 000 Einschreibungen geben — ist diese Hal- 
tung berechtigt. Sie ist nur etwas unpolitisch, auch wenn Lotta Continua meint, die 
Politik werde nicht über staatliche Programme betrieben, sondern über Massen- 
kämpfe in den Arbeitsplätzen und auf der Straße. 

Es ist fast überflüssig, noch auf die organisierten Autonomisten einzugehen, 
deren Interesse an Arbeitsbeschaffungsprogrammen aufgrund ihrer Forderung „Ge- 
gen die Arbeit‘ sowieso gering sein dürfte. Sie drängen weniger auf Massenbeschäf- 
tigung denn auf „Massenillegalität‘‘. — Der ‚linke Terrorismus‘‘ schließlich hat auf- 
gehört, sich zu diesen profanen Dingen zu äußern. — Zieht man das Resultat aus 
dieser Konfrontation mehr oder weniger linker Standpunkte, so kommt man zu 
dem Ergebnis, daß sich sozialistische Politik darauf konzentrieren muß, die arbeits- 
losen Jugendlichen zu organisieren bzw. Bedingungen ihrer Selbstorganisation zu 
schaffen, um Aggregationspole herauszubilden, die die Voraussetzung für die Entfal- 
tung sozialistischer Tätigkeit in diesem Bereich überhaupt darstellen. Es muß verhin- 
dert werden, daß sich die Arbeitslosen dermaßen zerstreuen und vereinzeln, daß 
die Möglichkeit kollektiven Widerstandes durch die natürlichen Disgregationsmecha- 
nismen kapitalistischer Reproduktion von vornherein zunichte gemacht wird. (Ein 
Beispiel für diese naturwüchsige Disgregation ist das buchstäbliche Unsichtbarwer- 
den der Berliner arbeitslosen Lehrerstudenten, die sich in den Poren der Stadt atomi- 
siert haben.) Zur Herausbildung dieser Aggregationspole kann die Inanspruchnahme 
staatlicher Arbeitsbeschaffungsprogramme einen nützlichen Ansatzpunkt darstellen. 
Insofern würde es sich lohnen, sich von sozialistischer Seite aus für die Erstellung 
und Realisierung solcher Programme einzusetzen, wenn sie einen organisationsstif- 
tenden Charakter in sich tragen. 

Die Entwicklung der italienischen Arbeitslosenligen sowie ihr Verhältnis zu 
den Gewerkschaften ist dabei von besonderem Interesse. Selbst die im Vergleich 
zum DGB fortschrittliche Gewerkschaftskonföderation CGIL-CISL-UIL tut sich er- 
staunlich schwer damit, die organisierten Arbeitslosen in sich aufzunehmen. Auch 
dort, wo die Entwicklung der Ligen das größte Ausmaß und den höchsten Organisa- 
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tionsstand erreicht haben — in der Region Abruzzen — bedurfte es einer zähen Aus- 
einandersetzung, bis die gewerkschaftsinternen Widerstände, die der Austeilung der 
normalen Gewerkschaftsausweise an die Jugendlichen und ihre Einbeziehung in die 
gewerkschaftliche Alltagsarbeit entgegenstanden, überwunden werden konnten. In 
der KPI existieren ebenfalls widerstreitende Tendenzen: Das erste nationale Fest 
der Ligen im August in Aquila wurde von der FGCI fast bis zum Mißerfolg reduziert. 
Die Analyse dieser Ereignisse, die Untersuchung der Landbesetzungsbewegung und 
der Kooperativenbildung im Dienstleistungssektor sowie die sich daraus ergebenden 
Möglichkeiten muß anderen Arbeiten vorbehalten werden. 


Die Macht und die Hoffnung 


18. Die Studentenbewegung ist — ähnlich der Bewegung der Frauen — zunächst und 
vor allem eine soziale Befreiungsbewegung, die über den Rahmen der bürgerlichen 
Gesellschaft hinaustreibt und ein tiefes „‚Bedürfnis nach Kommunismus“ ausdrückt. 
Dieser ihr fundamentaler Charakter muß herausgekehrt und unterstrichen werden. 
Er widerspricht nicht den politisch regressiven Zügen der Bewegung, die in den obi- 
gen Abschnitten dargestellt wurden und die ein fehlendes kritisches Selbstbewußt- 
sein über ihre eigene Rolle und Bedeutung ausdrücken. Da sie nur ein partikuläres 
Moment im Gesamtprozeß gesellschaftlicher Emanzipation darstellt, kann sie ihre 
Bedürfnisse weder den anderen sozialen und parteilichen Bewegungen oktroyieren, 
noch ihre Kampfformen zum aligemeinverbindlichen Modell der Gesamtgesellschaft 
erheben. Sie stellt nicht denjenigen Kern dar, der die anderen Bewegungen aggre- 
gieren oder integrieren könnte. — Andererseits konkretisiert sich das große Wort 
von der Hegemonie der Arbeiterklasse in Italien heute dahingehend, daß die Arbei- 
terbewegung noch größte Mühe hat, selbst die in Bewegung geratenen Schichten 
der Bevölkerung zu hegemonisieren. Der antikapitalistische Block, auf dessen Ba- 
sis sie sich „zum Staate machen‘ könnte, droht zu zerbröckeln, noch bevor er 
überhaupt geschmiedet wurde. Das Entstehen von autonomen sozialen Bewegungen 
stellt der Arbeiterbewegung das Problem der Hegemonie und seines konkreten In- 
halts stets erneut als zu erkämpfendes Ziel. Die Studentenbewegung ist zu einem 
Faktor geworden, der sich diesen Hegemonisierungsbestrebungen bewußt-unbewußt 
entzogen hat, der glaubt eine fragwürdige, neue, eigene Hegemonie errichten und 
ausbreiten zu müssen. Sie hat dem Bedürfnis nach Kommunismus nicht die realpoli- 
tischen Möglichkeiten seiner Realisierung zusetzen können, sie hat durch ihr Agie- 
ren die Voraussetzungen einer Gesamtveränderung nicht geschaffen, sondern sie ver- 
mindert. In diesem paradoxen Resultat besteht die Widersprüchlichkeit ihres Cha- 
rakters. 

Die vorliegenden Ausführungen hatten weder die Aufgabe, auf das von der Be- 
wegung produzierte Neue „abzufahren‘‘, noch sie als wirr oder reaktionär abzutun. 
Es war nicht ihr Zweck, eine Bewunderung oder Abneigung zu begründen. Es ging 
lediglich darum, sie in ihrer eigenen Problematik zu fassen, in der sie lebt und die sie 
prägt, und einige ihrer Dimensionen aufzunehmen, die an anderer Stelle auszuführen 
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sind. Wenn dennoch oft kritisch-negative Bemerkungen im Vordergrund standen 
und die Behandlung der sübversiven und emanzipatorischen Inhalte nicht in der an- 
gemessenen Weise zur Geltung kamen, so geschah dies nicht mit dem Ziel, ihre Be- 
deutung zu negieren, wohl aber mit der Absicht, zu einer bestimmten Publikations- 
praxis (jüngstes Beispiel: das im Trikont-Verlag erschienene Buch „Indianer und P 
38°“) deutliche Gegengewichte zu setzen. 

Wenn esin einem bekannten Lied der italienischen Frauenbewegung program- 
matisch heißt: „Wo die Macht aufhört, entsteht die Hoffnung‘‘, dann ist dies ein 
treffender Ausdruck für soziale Subversivität, die die Studentenbewegung mit Ener- 
gie gegen das kapitalistische Unterdrückungssystem zur Geltung gebracht hat. Doch 
die Macht ist kein metaphysisches Ding; im gesellschaftlichen Klassenkampf hört sie 
nicht auf, sondern kann nur konkret überwunden werden. 
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in der BRD 

mit Beiträgen von 

Martin Walser, Ernst Volland, Werner 
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Sozialistische Zeitung 


bringt monatlich auf etwa 28 Seiten Informationen und Anregun- 
gen für die politische Arbeit, Beiträge zur sozialistischen Theo- 
rie und Strategie, Berichte aus der Linken international. „links“ 
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Praxis und für Praxis der Theorie. 
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ARGUMENT- 
SONDERBÄNDE 


AS 25/26 
Burkhard Tuschling: 
Habermas 

Die „offene“ und die 
„abstrakte“ Gesellschaft 


Das Buch enthält u. a.: 
® Einzelanalysen der wichtigsten Habermasschen Schriften 


8 einen Vergleich des Habermasschen und des Popperschen Modells einer 
„offenen“ Gesellschaft 

® Interpretationen der Rechts-.und Staatsphilosophie von Hobbes. Locke, 
Rousseau, Kant und Hegel, aufbauend auf einem neuen Ansatz zu einer mate- 
rialistischen Theorie des Staats und des Rechts, in Auseinandersetzung u. a. 
mit der Interpretation Macphersons 

® eine Einschätzung von Habermas’ „Kritischer Theorie vor dem Hintergrund 
dieser ideologischen Tradition 


Zum Schluß wird versucht, die „Kritische Theorie’ von Habermas aus der poli- 
tischen, ökonomischen und ideologischen Konstellation der Epoche nach 
1945 verständlich zu machen. 


Das Buch wendet sich vor allem an Philosophen, Soziologen, Politikwissen- 
schaftler, Juristen; es ist auch als Einführungstext gedacht. 


AS 32 
Gesellschaftsformationen 
in der Geschichte 


Erstmalig wird von Gesellschafts- und Geschichtswissenschaftlern der BRD 
versucht, einen Überblick über den Diskussionsstand zum Problem der Gesell- 
schaftsformationen in der Geschichte zu gewinnen und diese Kategorie in der 
forschenden Erörterung einzeiner Gesellschaftsformationen zu erproben. 
Trotz unterschiedlicher Positionen im einzelnen, von denen aus auch die mar- 
xistische Theorie kritischer Reflexion unterzogen wird, erhärtet sich doch ins- 
gesamt die Aussage des historischen Materialismus, daß ohne die Aufarbei- 
tung der Geschichte aus der Folge ihrer ökonomischen Strukturen heraus ge- 
selischaftliches Sein und Bewußtsein nicht hinreichend erforscht werden kön- 
nen. 

Die Beiträge behandeln die Periodisierungsfrage (L. Krader), archaische Ge- 
seilschaften (H. D. Seibel), die Antike (M. Schmidt), den Feudalismus {L. Ku- 
chenbuch, 8. Michael und H.H. Nolte) den Kapitalismus (K. H. Tjaden), die 
DOR-Diskussion {(K. Naumann), Probleme des Kommunismus, der Plan-Kate- 
gorie und des Geschichtsbewußtseins {P. Brockmeier/B. Heidtmann/F. Tom- 
berg). 


Einzelpreis: 15,50 DM, im Abo 13,- DM 
Schüler und Studenten 12,- DM, im Abo 10,- DM 


Argument-Vertrieb - Tegeler Str. 6 - 1000 Berlin 65 


Paul Mattick® 
Zur Kritik der Überakkumulationstheorie von Beckenbach und Krätke 


Da das Gesetz vom Fall der Profitrate von Marx aufgestellt wurde, ist es verständ- 
lich, daß sich seine heutigen Vertreter weitgehend auf Marx berufen. Die Marxsche 
Theorie mag sich als falsch herausstellen; sie könnte nicht aufrecht erhalten werden, 
wenn ihr die wirkliche Entwicklung des Kapitals widerspräche. Damit wäre aber 
mehr als das Gesetz vom Fall der Profitrate kompromittiert, da es sich hier um die 
auf die kapitalistische Entwicklung bezogene Wert- und Mehrweritheorie handelt, 
deren Aussagekraft damit ebenfalls erschüttert wäre. Die Akkumulationsfähigkeit 
des Kapitals erbringt den Nachweis, daß das Gesetz vom Fall der Profitrate perio- 
disch aufgehoben wird, wie ein Aussetzen der Akkumulation nur besagen kann, daß 
eine unzureichende Ausbeutungsrate den Fail der Profitrate nicht aufzuhalten ver- 
mochte. Kann sich das Kapital nicht verwerten, d.h. den Mehrwert produzieren, der 
die weitere Akkumulation garantiert, so befindet sich das Kapital in einer Verwer- 
tungskrise, die sich nur auf dem Wege größerer Ausbeutung überwinden läßt. 

Dieser hier einfach ausgedrückte Prozeß ist in Wirklichkeit ein sehr kompli- 
zierter, dem das ganze Werk von Marx gewidmet ist. Die Komplexität erheischt ei- 
ne sie durchschauende Theorie, die nicht unmittelbar mit der Wirklichkeit zusam- 
menfällt, sondern diese zu erklären versucht. Die Marxsche Wertlehre erfüllt diese 
Aufgabe durch die abstrakte Analyse der Warenproduktion und der kapitalistischen 
Akkumulation. Nun haben Beckenbach und Krätke nichts gegen die Marxsche Wert- 
theorie einzuwenden und selbst nichts gegen den tendenziellen Fall der Profitrate, 
nur halten sie den tatsächlichen Krisenzyklus für einen aus der Zirkulation und 
nicht aus der Produktion hervorgehenden Tatbestand. Nicht die Überakkumulation, 
sondern die Überproduktion von Waren erklärt für sie die Krise, die sich nicht als 
Verwertungsproblem, sondern als Realisierungsproblem darstellt. Sie wenden sich 
auch nicht an Marx, sondern an die Vertreter der Überakkumulationstheorie, die 
ihrer Ansicht nach die Marxsche Einstellung zum Krisenproblem mißverstanden hät- 
ten. 

Wenn auch falsch, so ist Beckenbach‘s und Krätke‘s Auffassung doch verständ- 
lich, da die Überakkumulation des Kapitals auf dem Marktgelände als Überproduk- 
tion von Waren bzw. als ungenügende Nachfrage auftritt. Dies umsomehr, als die 
Mehrzahl der Krisentheorien, einschließlich der bürgerlichen, das Resultat der Über- 
akkumulation zur Ursache der Krise machen. So werfen sie den Vertretern der Über- 
akkumulationstheorie vor, daß sie „der Sphäre der ‚Zirkulation‘, in der die Preisbil- - 
dung, die ‚Realisation‘ der produzierten Werte vor sich geht, eine mindere Realität, 
wenn nicht gar ein bloßes Scheinleben zusprechen, gegenüber der das Wesen (des 
Kapitals} beherbergenden Sphäre der ‚Produktion‘, die mit der eigentlichen Sphäre 
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der ‚Verwertung‘ zusarmmenfallen soll.“ Allein gesehen ist die Produktion, nach 
Beckenbach und Krätke, genau so abstrakt wie die isolierte Zirkulation; erst der Ge- 
samtreproduktionsprozeß nähert sich der konkreten Wirklichkeit, in der sich die 
Verwertung des Kapitals vollzieht. Nichtsdestoweniger behandelte Marx den Produk- 
tionsprozeß als solchen, ohne Rücksicht auf seine Erscheinungsform im Gesamtre- 
produktionsprozeß, wie er auch den Zirkulationsprozeß gesondert betrachtete, oh- 
ne vorerst auf seine konkrete Erscheinung einzugehen. Erst zum Schluß wird die 
Verbindung beider Prozesse in seiner wirklichen Gestalt dargestellt. Dieses methodi- 
sche Herangehen an das Problem kapitalistischer Produktion ist eben die Wert- und 
Mehrwertanalyse, die es ermöglicht, die inneren Zusammenhänge der kapitalisti- 
schen Produktionsweise und damit ihre Entwicklungstendenz bioßzulegen. 

Abgesehen davon, daß sich Marx kritisch gegen die bürgerliche Arbeitswert- 
theorie wandte und deshalb mit der Wertanaiyse begann, war er sich doch von vorn- 
herein im klaren, daß nicht der Wert, sondern der Preis den Markt beherrscht. Aber 
jede Preisanalyse, wenn konsequent durchgeführt, kann nur in die dem System un- 
terliegenden Wertrelationen münden. Das ganze System, wie auch immer durch sei- 
ne spezifischen Reproduktionsnotwendigkeiten modifiziert, basiert auf nichts wei- 
ter als der Trennung der notwendigen von der Mehrarbeit, die sich im Kapitalismus 
in der abstrakten Form von Wertrelationen darstellt. Diese beziehen sich auf die ka- 
pitalistischen Produktionsverhältnisse, nämlich die Mehrwertproduktion. Die Pro- 
duktionsverhältnisse selbst sind nicht abstrakt, sondern konkret; ohne sie gäbe es 
keine kapitalistische Gesellschaft. Die Wertverhältnisse sind die fetischistische Form 
der realen Produktionsverhältnisse, bestimmen aber als solche den tatsächlichen Re- 
produktionsprozeß. 

Was immer sich im Reproduktionsprozeß abspielen mag, bleibt stets von den 
sich wandelnden Vorgängen in der Sphäre der Mehrwertproduktion bestimmt. Marx 
wies deshalb darauf hin, daß die Höhe der gesellschaftlich-durchschnittlichen Profit- 
rate von der Masse des tatsächlich erzeugten Mehrwerts abhängig ist, womit zugleich 
gesagt ist, daß der Mehrwert als solcher, unabhängig von der durch die Konkurrenz 
vermittelten Durchschnittsprofitrate, die Bewegung des Kapitals bestimmt. Es ist 
daher mögllich, sich ein Gesamtkapital vorzustellen, das sich ohne Rücksichtnahme 
auf den Zirkulationsprozeß den wechselnden Wertverhältnissen entsprechend ent- 
wickelt und den Fall der Profitrate im Laufe der wachsenden organischen Zusam- 
mensetzung des akkumulierenden Kapitals nachweist. Obwohl es einen solchen Ka- 
pitalismus nicht gibt, so unterschiede er sich vom wirklichen Kapitalismus doch nur 
darin, daß die sich aus der Vielzahl der Kapitaleinheiten ergebenden Modifikationen 
des Akkumulationsprozesses fortfallen, ohne damit die Grundlage dieser Modifika- 
tionen aufzuheben. Jedenfalls entwickelte Marx die Theorie der fallenden Profitrate 
aus der kapitalistischen Produktion ohne Bezugnahme auf den Zirkulationsprozeß. 

Beckenbach und Krätke zufolge läßt sich nun überhaupt nicht von der „Profit- 
rate, von der allgemeinen Durchschnittsprofitrate zumal“, sprechen, ohne den Zir- 
kulationsprozeß des Kapitals in Betracht zu ziehen. Wenn es auch stimmt, daß die 
Durchschnittsprofitrate die kapitalistische Konkurrenz voraussetzt, so unterschei- 
det sich für das Gesamtkapital die Mehrwertrate von der Profitrate dadurch, daß 
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die erste sich auf das Verhältnis des variablen Kapitals zum Mehrwert bezieht, wäh- 
rend die letztere dem Verhältnis des Mehrwerts zum Gesamtkapital — dem variablen 
und konstanten Kapital zusammengenommen — Ausdruck verleiht. Es sind eben die 
Veränderungen dieser Kapitalteile,die,mit oder ohne Einbeziehung der Zirkulation, 
zur Senkung der Profitrate führen. Die Zirkulation kann wohl die Durchschnittspro- 
fitrate herstellen, aber nichts an dem ausschließlich aus der Produktion stammenden 
Gesamtprofit ändern. Fällt die Profitrate, so auch die Durchschnittsprofitrate, die 
nur mit der Verteilung des gesellschaftlichen Profits zu tun hat, nichts mit seiner 
Größe. 

In diesem Zusammenhang stellen Beckenbach und Krätke die Behauptung auf, 
daß die Vertreter der Überakkumulationstheorie nicht von den gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnissen ausgehen, sondern von „Naturschranken der Arbeiterbe- 
völkerung, des Arbeitstages und der Arbeitsintensität.‘‘ Was sie dazu veranlaßt, ist 
nicht zu erraten, da die Wertlehre, als Basis der Überakkumulationstheorie, von der 
Dominanz des Tauschwerts über den Gebrauchswert ausgeht und damit die Schran- 
ken des Kapitals nicht in den materiellen Bedingungen der Produktion, sondern in 
der Produktion von Kapital findet. Natürlich läßt sich die Gebrauchsweitseite nicht 
von der des Tauschwerts trennen, nur ist es der letztere und seine Vermehrung, die 
den Gang des Kapitals bestimmt. Fehlinterpretationen dieser Art durchziehen die 
ganze „Kritik“ von Beckenbach und Krätke und finden ihre Ursachen einerseits in 
einer irrigen Rezeption der Marxschen Werttheorie und andererseits in dem Bedürf- 
nis nach einer Lösung desKrisenproblems innerhalb der kapitalistischen Produktions- 
weise. 

Ihrer Ansicht nach stützt sich die Überakkumulationstheorie auf die unberech- 
tigte Annahme, daß die kapitalistische Produktion nur mit einer Mindestprofitrate 
stattfinden kann und daß ein Absinken der Profitrate in der Regel zur Abnahme der 
Akkumulation führt. Da nun der Profit das Ziel kapitalistischer Produktion ist, ist 
es offensichtlich, daß jede Akkumulation eine bestimmte Profitrate erfordert. Und 
da durch die Verflechtung der gesellschaftlichen Produktion die Akkumulation der 
einzelnen Kapitale von der des Gesamtkapitals abhängt, muß der gesellschaftliche 
Profit groß genug sein, um den Ansprüchen erweiterter Reproduktion zu genügen. 
Eine niedrige Profitrate impliziert eine verlangsamte Akkumulation, wie Profitlosig- 
keit sie völlig ausschließt. Wie groß muß nun die Profitrate sein, um die Akkumula- 
tion überhaupt zu ermöglichen? Das hängt von dem bereits akkumulierten Kapital 
ab. Sie muß groß genug sein, um das schon vorhandene Kapital weiter auszudehnen. 
Da das vorhandene Kapital eine unbekannte Größe ist, bleibt auch der zu seiner 
Vermehrung notwendige Profit unbestimmt. Es ist dann die Akkumulation selbst, 
die erst den Nachweis liefert, daß die erzielten Profite der weiteren Verwertung des 
Kapitals gewachsen waren. 

Wo kein Profit ist, da raucht kein Schornstein, wie das alte Sprichwort sagt. 
Nun geben Beckenbach und Krätke ohne weiteres zu, daß für die Einzelkapitale ein 
Mindestprofit für ihre Erhaltung notwendäg ist, nicht jedoch für das Gesamtkapital, 
für das Profitmangel „keine rationale Krisenerklärung im Kontext der Marxschen 
ökonomischen Theorie ist“, und zwar deshalb nicht, weil ein „Mißverhältnis zwi- 


165 


schen der produzierten oder realisierten Mehrwertmasse und der Masse des vorge- 
schossenen Kapitals erst dann sinnvoll gedacht werden kann, wenn diese Beziehun- 
gen durch ein Drittes — nämlich bestimmte Wertgrößen bestimmter Warenkatego- 
rien — vermittelt wird.‘ Unsere Autoren geben hier dem Begriff Gesamtkapital em- 
pirische Bedeutung, um dann zu zeigen, daß was für das Einzelkapital in Frage 
kommt, nicht für das Gesamtkapital zutrifft. Der Begriff Gesamtkapital hat jedoch 
nur einen erklärenden Zweck. Obwohl alle Kapitale zusammengenommen das Ge- 
samtkapital darstellen würden, existieren in Wirklichkeit doch nur die Einzeikapita- 
le und es bedarf eines gedanklichen Experiments, sie als Gesamtkapital zusammenzu- 
fassen. Geschieht das, dann unterscheidet sich das Kapital im allgemeinen nicht von 
jedem besonderen Kapital und setzt wie jedes individuelle Unternehmen eine Min- 
destprofitrate voraus. 

Die kapitalistische Produktion ist gesellschaftliche Produktion auf Basis priva- 
ter Kapitaleinheiten. Da jedes Kapital Profit bringen muß, um sich als Kapital zu er- 
halten, ergibt sich der gesellschaftliche Profit aus den diesbezüglichen Bestrebungen 
aller Kapitale, auch dann, wenn die wirklichen Kapital- und Profitmassen empirisch 
unfaßbar sind. Dies läßt sich durch die Annahme willkürlich gewählter Kapital- und 
Profitrelationen illustrieren, die den aktuellen Produktionsverhältnissen und der Ak- 
kumulation entsprechen. Allerdings ist dies nur ein Hilfsmittel, um die unsichtbaren 
Tendenzen kapitalistischer Entwicklung sichtbar zu machen, in demselben Sinne, in 
der die Werttheorie die Preisrelationen erklärt. 

Eine Krise der Kapitalproduktion setzt ein, wenn die blinde Akkumulation 
die organische Zusammensetzung des Kapitals so verändert, daß auch eine größere 
Mehrwertmasse eine verminderte Profitrate impliziert, die die weitere Expansion 
des Kapitals beeinträchtigt. Dieser Zustand macht sich für alle Kapitale bemerkbar 
durch die Senkung der Durchschnittsprofitrate, ohne Rücksicht auf „bestimmte 
Wertgrößen und bestimmte Warenkategorien‘‘, wenn auch manche Kapitale stärker 
als andere betroffen werden, da die Durchschnittsprofitrate keine direkt gegebene 
definitive Größe ist, sondern sich nur als Tendenz durchsetzt. Das Abfallen der sich 
auf die Konkurrenz beziehenden Durchschnittsprofitrate kann nichts weiter aus- 
drücken als die Verminderung der Profitmasse im Verhältnis zum existierenden Ka- 
pital. Der Durchschnitt bezieht sich auf die Verteilung dieser Profitmasse, nicht 
aber auf ihre absolute Größe, womit von der Konkurrenz und Zirkulation abgese- 
hen werden kann, wenn vom Fall der Profitrate die Rede ist. Da sich die Senkung 
der Profitrate aus der Akkumulation ergibt, das Kapital aber akkumulieren muß, 
um sich als Kapital zu erhalten, ist die Krise unabwendbar. Abwendbar wäre sie 
nur, wenn der Expansionsprozeß bewußter Kontrolle unterläge, womit allerdings 
der ans Privateigentum gebundene Kapitalismus aufgehört und die Werttheorie ihre 
Funktion verloren hätten. 

Die Reaktionen des Kapitals auf die Krise werden durch die Krise selbst be- 
stimmt. Da sie sich als aussetzende oder unzureichende Verwertung des Kapitals 
darstellt, hängt ihre Überwindung von der Wiederherstellung der Verwertung ab. 
Die mit der Krise verbundene Entwertung des Kapitals und die aufgezwungene Ver- 
mehrung des absoluten und relativen Mehrwerts verbessern die Profitrate relativ 
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zum vorhandenen Kapital, bis die strukturellen Veränderungen der Wert- und Mehr- 
wertrelationen eine weitere Ausdehnung des Kapitals erlauben. Wie vielseitig die 
Krisenreaktionen des Kapitals auf dem Marktgelände auch sein mögen, sie beinhal- 
ten nichts anderes als die Wiederherstellung einer der weiteren Akkumulation adä- 
quaten Profitrate. Wenn Beckenbach und Krätke verwundert fragen, „warum die 
Kapitalisten sich bei sinkenden Profiten resignierend ihren ‚pessimistischen Gewinn- 
erwartungen‘ hingeben sollen“, so ist das eine falsche Frage, da es gerade die Krisen- 
situation ist, in der sich der Konkurrenzkampf des Kapitals äußerst verschärft und 
in dem alle erreichbaren Mittel angewandt werden, um die Profitabilität des Kapi- 
tals wiederherzustellen. Und wenn Beckenbach und Krätke die „Ausdehnung des 
äußeren Feldes der Produktion“ als ausreichende Gegentendenz zum Fall der Pro- 
fitrate ansehen, so ist dazu zu sagen, daß das „‚äußere Feld‘ nur durch die Akku- 
mulation ausgedehnt werden kann und die Akkumulation eine ausreichende Pro- 
fitrate voraussetzt. 

Am Ende drehen Beckenbach und Krätke den Spieß herum und finden es 
mehr plausibel, daß eine Abnahme der Profitrate zu einer Erhöhung der Akkumu- 
lationsrate und damit des Profits führt. Und in der Tat, im Rückblick gesehen, läßt 
sich vor dem Ausbruch der Krise eine Kreditausweitung registrieren, da die einzel- 
nen Kapitale, durch die Vergrößerung und Verwohlfeilerung ihrer Produktion, sich 
im verschärften Konkurrenzkampf auf Kosten anderer Kapitale zu behaupten ver- 
suchen. In diesem Sinne ist die Erhöhung der Akkumulationsrate jedoch ein Zei- 
chen der sich nähernden Krise, die ihr Einsetzen verzögern, aber nicht zu vermei- 
den vermag, da die höhere Akkumulationsrate ein schon vorhandenes Mißverhält- 
nis zwischen Kapital- und Mehrwertmasse noch schärfer hervorhebt. Der Erhöhung 
der Akkumulationsrate folgt dann ein dramatischerer Zusammenbruch der Verwer- 
tung und eine einschneidendere Entwertung des Kapitals. 

An diesem Punkt behaupten Beckenbach und Krätke jedoch, daß die Akku- 
mulation der Kontrolle der Kapitalisten unterläge, die in der Lage wären, zwischen 
Investitionen zur Kapazitätserhöhung und solchen, die nur kostensenkend sind, zu 
wählen. In anderen Worten, sie bilden sich ein, daß die Kapitalisten den Markt be- 
herrschen anstatt von ihm beherrscht zu werden. Sie haben auch vergessen, daß die 
Kostensenkung sich in einer größeren Masse von Gebrauchswerten auszudrücken 
hat. Kostensenkung heißt immer größere Produktivität der Arbeit, in der eine grö- 
ßere Warenmenge den verminderten Wert der einzelnen Ware zu kompensieren hat. 

Um die eigene Krisentheorie zu rechtfertigen, versuchen Beckenbach und 
Krätke der Überakkumulationstheorie die Inkonsequenz einer „heimlichen“ Reali- 
sationstheorie zuzuschreiben. Ihrer Ansicht nach führt eine vom Sinken der Profit- 
rate abgeleitete Krise entweder zu einer Überproduktion der Abteilung I oder der 
Abteilung II der Marxschen Reproduktionsschemata. Damit zerfiele die Krisener- 
klärung durch Überakkumulation „in zwei unverbundene Teilstücke: den Versuch 
nachzuweisen, daß die Profitrate bei fortgesetzter Akkumulation zu fallen beginnt 
und daß dies die Akkumulationsrate senken muß, und den Versuch zu zeigen, daß 
dies Sinken der Akkumulationsrate das mögliche Gleichgewicht der erweiterten Re- 
produktion des gesellschaftlichen Kapitals gründlich — bis hin zur Krise — durchein- 
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ander bringen muß.“ In enger Anlehnung an die bürgerlichen ‚‚Wachstumstheoreti- 
ker‘‘ wird ausgeführt, daß sich für jedes beliebige Niveau der Akkumulationsrate ein 
möglicher „gleichgewichtiger Wachstumspfad‘““ ermitteln läßt, der allerdings durch 
einen die Gleichgewichtsbedingungen aufhebenden Wechsel der Akkumulationsrate 
verlassen werden kann. Beckenbach und Krätke schließen daraus, daß die Krisen- 
erklärung der Überakkumulationstheorie nur ‚eine Variante der Überproduktions- 
theorie“ sein kann. 

Da Beckenbach und Krätke die Krise als ein Problem der Mehrwertrealisierung 
begreifen, dessen Ursachen in Disproportionalitäten der Zirkulation zu suchen sind, 
bleibt ihnen nichts übrig, als von den Marxschen Reproduktionsschemata auszuge- 
hen, da die Zirkulation des Kapitals zumindest zwei verschiedene Produktionsgebie- 
te haben muß. Sie nehmen ohne weiteres an, daß die Überakkumulationstheoretiker 
die Reproduktionsschemata ebenfalls zu beachten hätten, was jedoch nicht der Fall 
ist, da sie vom Gesamtkapital und seiner Produktion ausgehen, Wir müssen uns hier 
daran erinnern, daß die Marxschen Reproduktionsschemata für lange Zeit im Mittel- 
punkt der Diskussion um die Krisen- und Zusammenbruchstheorie des Kapitals stan- 
den. Wie die Werttheorie selbst, wurden auch die Diagramme der Reproduktion als 
Theorie des gesamtgesellschaftlichen Gleichgewichts verstanden. Sie wiesen angeb- 
lich nach, daß einer reibungslosen erweiterten Reproduktion nichts im Wege stünde, 
wenn nur die dazu notwendige Proportionalität der beiden Produktionsabteilungen 
eingehalten würde. Aber Marx war kein Gleichgewichtstheoretiker, wie auch die Dy- 
namik der Akkumulation jede Art von Gleichgewicht ausschließt. 

Das anscheinende „Gleichgewicht“ der Marxschen Reproduktionsschemata, 
in dem der Austausch der beiden Produktionsabteilungen so verläuft, daß sich das 
Gesamtkapital auf erweiterter Stufenleiter reproduzieren kann, legt keinen Anspruch 
auf Realität, was schon daraus ersichtlich ist, daß es mit Werten rechnet, nicht mit 
den Preisrelationen der wirklichen Welt. Es ist eine illustrierende, abstrakte Darstel- 
lung notwendiger gesellschaftlicher Beziehungen der Reproduktion. Aber die Vor- 
aussetzungen der Reproduktionsschemata, nämlich die proportionale Verteilung der 
gesellschaftlichen Arbeit zur Reproduktion des Systems, muß sich in Wirklichkeit 
durch die unkoordinierten blinden Aktivitäten aller Kapitale in ihrer Jagd nach 
Mehrwert vollziehen und führt, Marx zufolge, von einem Krisenzustand in den an- 
deren, da unter kapitalistischen Bedingungen ein Gleichgewichtszustand höchstens 
rein zufällig eintreten kann. 

Wie man über die Reproduktionsschemata auch denken mag, sie implizieren 
nicht die Möglichkeit einer „gleichgewichtigen‘‘ kapitalistischen Entwicklung. Das 
hinderte manche Leute jedoch nicht daran, sich einen Kapitalismus vorzustellen, 
der durch die Überwindung auftreiender Disproportionalitäten seiner Krisenanfällig- 
keit zu entgehen vermag. Tugan-Baranowsky, Hilferding, Lenin, um nur ein paar 
Namen zu nennen, ließen sich durch die Reproduktionsschemata davon überzeugen, 
daß dem Kapitalismus keine ihm immanente Grenze gesetzt ist, während Rosa Lu- 
xemburg es für notwendig erachtete, aus denselben Reproduktionsschemata die Un- 
möglichkeit der Mehrwertrealisierung innerhalb der. Kapital-Arbeit Verhältnisse 
nachzuweisen. Beide Schlußfolgerungen führten von der Marxschen Theorie der fal- 
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lenden Profitrate, als dem der Kapitalproduktion eigentümlichen Widerspruch, zu 
der Verlegung des Problems in die Sphäre der Zirkulation, und damit zu Überpro- 
duktionstheorien, auf die sich Beckenbach und Krätke noch heute berufen. 

Nun ist es klar, daß die Überproduktion in einer oder mehreren Branchen der 
Produktion durch Abwanderung von Kapital beendet werden kann. Eine allgemeine 
Überproduktion ist der Zustand, in dem dies nicht möglich ist, da nicht besondere 
Profitraten, sondern die allgemeine Profitrate gefallen ist, was sich nicht aus den 
aufkommenden Disproportionalitäten der Prdouktion erklären läßt, sondern nur 
aus den Bedingungen der Akkumulation des Gesamtkapitals. Unterkonsumtion ist 
ein Dauerzustand, der nichts anderes als den Tatbestand der Mehrwertproduktion 
besagt. Was immer auch die notwendige Arbeit mit Bezug auf den proletarischen 
Lebensstandard beinhalten vermag, sie kann nicht die Mehrarbeit aufheben, ohne 
zugleich den Kapitalismus zu beseitigen. Und diese als Mehrwert auftretende Mehr- 
arbeit muß den Akkumulationsansprüchen des Gesamtkapitals entsprechen, d.h. die 
Profitrate muß den Anforderungen des Gesamtkapitals gewachsen sein, um die Ex- 
pansion zu ermöglichen. 

Ohne die Verwertung des schon vorhandenen Kapitals liegt ein Teil des Kapi- 
tals brach und verliert seine Kapitalfunktion. So stellt sich der Fall der Profitrate als 
Unterbrechung der Akkumulation dar, was sich auf dem Marktgelände, wie schon 
gesagt, als Überproduktion der für die Akkumulation notwendigen Waren heraus- 
stellt. Und da sich diese Waren nicht in Kapital verwandeln lassen, ergibt ihre Über- 
produktion die Überproduktion von Konsumgütern, die, unter umgekehrten Zu- 
ständen, dem variablen Kapital zukommen würden. So zeigt sich die Überakkumu- 
lation als allgemeine Überproduktion und nicht als Gegensatz zur letzteren, zu der 
„heimlich“ zurückgegriffen werden muß, „um auf die Gleichgewichtsbedingungen 
der erweiterten Reproduktion einzugehen‘. Die Überakkumulationstheorie wird 
damit nicht zu „einer Variante der Überproduktionstheorie‘, sondern erklärt die 
Überproduktion. 

Bei der Überakkumulation handelt es sich um eine Verwertungskrise, die di- 
rekt aus den Wertrelationen kapitalistischer Ausbeutung hervorgeht und diese selbst 
in Frage stellt. Damit ist nicht gesagt, daß sich die kapitalistischen Schwierigkeiten 
darin erschöpfen. Auch in der Zirkulation, auch bei der Mehrwertrealisierung, tre- 
ten Widersprüche auf, die sich jedoch nicht direkt auf die Ausbeutungsverhältnisse 
beziehen, sondern auf die sich blind durchsetzende Verteilung der gesellschaftlichen 
Arbeit und der sich ebenso blind vollziehenden Verteilung des gesellschaftlichen Ge- 
samtprofits; auf Disproportionalitäten, die sich innerhalb des Marktgeschehens über- 
winden lassen, um allerdings stets von neuem aufzutauchen. Die Überakkumulation 
schließt diese Disproportionalitäten in sich ein, da sie sich als Überproduktion von 
Waren manifestiert, während — umgekehrt — diese Disproportionalitäten keinen 
Aufschluß über die Verwertungsmöglichkeiten des Kapitals zu geben imstande sind. 
Es bedarf der Wert- und Mehrwerttheorie, um von den Symptomen der Krise auf ih- 
re Ursache zu stoßen, obwohl die Ursache sich nicht in ihrer eigenen Gestalt, son- 
dern als Überproduktion zeigt, wie auch der Wert sich nicht als Wert, sondern nur 
als Preis zu äußern vermag. 
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Wenn der hier zur Verfügung gestellte Raum es schon ausschließt, auf alle Ein- 
wendungen von Beckenbach und Krätke einzugehen, so ist es noch weniger möglich, 
ihnen die aus der Werttheorie abgeleitete Akkumulationstheorie klar zu machen, da 
ihnen die Voraussetzungen ihres Verstehens entweder noch fehlen oder von ihnen 
bereits aufgegeben wurden. Es sollte selbstverständlich sein, daß Theorie und Empi- 
tie nicht zusammenfallen, sondern daß die Durchdringung der letzteren der Theorie 
bedarf. Erst in der Verständlichmachung der konkreten Welt findet die abstrakte 
Theorie ihre Bewährung. Man kann nicht den Preis aus dem Preis erklären, die Ak- 
kumulation nicht aus der Akkumulation, die Krise nicht aus der Krise, wie auch der 
Wert nicht aus dem Wert erklärt werden kann, sondern seine Erklärung in den kon- 
kreten Produktionsverhältnissen findet, unter denen Arbeit zum Wert und Mehrar- 
beit zum Mehrwert wird. Erst auf dem Boden dieser Bedingungen erklärt die fetisch- 
istische Werttheorie den fetischistischen Verlauf der Akkumulation, dem die kapita- 
listische Welt untergeordnet ist. So ergibt sich von selbst, daß die auf dem Wert ba- 
sierende Theorie kapitalistischer Akkumulation die Zwiespältigkeiten der aktuellen 
Akkumulation erklären muß, d.h. ihre Möglichkeiten und ihre Schranken, die sich 
im Krisenzyklus zeigen. 

Ein Wertmodell kapitalistischer Akkumulation ist keine Darstellung des sich 
konkret vollziehenden Expansionsprozesses, sondern dient seiner Erklärung, die 
sich nicht ohne weiteres von den Marktvorgängen ablesen läßt. Es hebt das zentrale 
Moment der Akkumulation hervor, durch die vorläufige Nichtbeachtung all der Mo- 
difikationen, durch die es verdeckt wird, nicht um diese Modifikationen zu verleug- 
nen, sondern um deren Bedeutung zu erfassen. So unterscheidet sich die abstrakte 
Theorie von den empirischen Vorgängen, ohne sich von ihnen zu trennen. Aber da- 
mit wird der „Unterschied zwischen Wertmodell und Wirklichkeit“ nicht verwischt. 
Z.B. beziehen sich die Marxschen Gegentendenzen zum Fall der Profitrate restlos 
auf Marktvorgänge, ohne damit die zentrale Tendenz der Akkumulation aufzuheben, 
da sie nur in zwei Richtungen wirken können: entweder durch die Vergrößerung 
des Mehrwerts und damit der Profitrate des Gesamtkapitals, oder durch die Zurück- 
haltung der wachsenden organischen Zusammensetzung des Kapitals. So drücken 
die Gegentendenzen Reaktionen zum Fall der Profitrate aus, oder, was dasselbe ist, 
das dauernde Bestreben aller Kapitale, ihren Profit zu sichern oder zu vermehren. 
Erst wenn es sich herausstellt, daß die aktuellen Profite, trotz dieser Bestrebungen, 
fallen, tritt die Dominanz des tendenziellen Falls der Profitrate über die ihr entge- 
genwirkenden Tendenzen als allgemeine Krise zutage. Es ist die Krise selbst, die den 
tendenziellen Fall der Profitrate bestätigt. 

Da die der Produktion unterliegenden gesellschaftlichen Wertrelationen unbe- 
kannt bleiben, kann sich eine auftretende Diskrepanz zwischen Mehrwert und Ver- 
wertung des Gesamtkapitals erst auf dem Markt, durch den aktuellen Fall des Pro- 
fits und damit der gesellschaftlichen Produktion bemerkbar machen. Der Weg aus 
der Krise ist ein größerer Mehrwert relativ zu den sich in der Krise vollziehenden 
strukturellen Veränderungen des Kapitals. Was die Krise überwindet, ist Mangel an 
Profit, ohne damit den tendenziellen Fall der Profitrate aufzuheben, der über kurz 
oder lang zu einer neuen Krise führen muß, da die Entwicklung der gesellschaftli- 
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chen Produktivkräfte auf kapitalistischer Basis es immer schwieriger macht, aus dem 
sich relativ vermindernden veriablen Kapital einen zunehmenden Mehrwert zu erzie- 
len. Wann dieser Prozeß an sich selbst zugrunde geht, läßt sich nicht ermitteln, son- 
dern nur erwarten. 

Wenn Beckenbach und Krätke einmal richtig bemerken, daß die Überakkumu- 
lationstheorie wohl den Trend kapitalistischer Entwicklung angeben kann, aber 
nicht den Zeitpunkt des Eintretens einer Krise, so trifft dieser Mangel auch ihre 
eigene Theorie, da auch sie nicht in der Lage ist anzugeben, wann und unter welchen 
Umständen die Disproportionalitäten der Produktion und die mangelnde Konsum- 
kraft die Krise verhindern und wann nicht. Die Krise setzt sich eben blindlings 
durch, ähnlich wie „das Gesetz der Schwere, wenn einem das Haus über dem Kopf 
zusammenpurzelt,‘‘ wie Marx es ausdrückte. Weiterhin sind Trend und Zyklus wohl 
verschiedene Dinge, aber keine Gegensätze, es sei denn, daß Theorie und Empirie als 
Gegensätze aufgefaßt werden, obwohl.sie nur einander ergänzen. 

Es hat aber wenig Sinn, die zahlreichen Einwendungen von Beckenbach und 
Krätke im einzelnen zurückzuweisen, da es sich dabei stets nur um die angebliche 
Unhaltbarkeit der Überakkumulatonstheorie handelt. Wer auf dem Boden dieser 
Theorie steht, kann sich nur wiederholen, wenn vielleicht auch mit zusätzlichen Ar- 
gumenten. Es ist deshalb einträglicher, ihre eigene Theorie näher zu betrachten und 
auf ihren Erklärungswert zu überprüfen. Angeblich im Einklang mit Marx entstehen 
die Krisen für sie „aus der Produktivkraftentwicklung einerseits und der Dispropor- 
tionalität der Produktionszweige sowie der Konsumkraft auf Basis antagonistischer 
Distribution andererseits.‘ Damit ist natürlich nur gesagt, daß Krisen entstehen, 
weil der Kapitalismus Kapitalismus ist, ohne daß auf ihre Ursache eingegangen wird, 
da Disproportionalität, wie auch die mangelnde Konsumkraft, einen Dauerzustand 
bilden, was sich ohne weiteres aus der Werttheorie und der kapitalistischen Produk- 
tionsweise ergibt. Der Kapitalismus müßte sich in einer permanenten Krise befinden, 
was jedoch nicht der Fall ist. Die Überakkumulation, als Resultat der Akkumula- 
tion, vermag hingegen beides zu erklären, den Aufschwung wie den Niedergang der 
Kapitalproduktion, trotz der ihr innewohnenden Disproportionalitäten und des be- 
schränkten Arbeiterkonsums. 

Zwar halten Beckenbach und Krätke es für legitim‘, bei der Begründung der 
ökonomischen Krisen von den Bestimmungen des Akkumulationsprozesses auszuge- 
hen, aber es ist doch das „Marktgeschehen‘“, das für sie wie für die Bourgeoisie im 
allgemeinen die „Produktion bzw. Akkumulation‘ begrenzt. Sie bestreiten nicht, 
daß absolute Überakkumulation „ein denkbarer Grenzfall kapitalistischer Entwick- 
lung ist‘, sondern nur, daß dies irgend einen Erklärungswert für das Auftreten pe- 
tiodischer Krisen hat. Um den Gegensatz zu dem Überakkumulationstheorem her- 
vorzuheben, behaupten sie, „daß periodisch allgemeine Krisen auch bei steigender 
Profitrate möglich sind.“ Kurzum, es handelt sich hier um die von Sweezy und Ba- - 
ran vertretene Theorie, daß die Marxsche Weitlehre nicht mehr auf den durch die 
Monopolisierung veränderten Kapitalismus zutrifft, da unter diesen neuen Bedingun- 
gen die Profite wachsen anstatt zu fallen. Obwohl der „letzte Grund‘ aller Krisen 
für Beckenbach ‘und Krätke „in der Entwicklung der für die Kapitalistische Produk- 
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tionsweise spezifischen Art und Weise der Exploitation menschlicher Arbeitskraft‘ 
zu sehen ist, so beziehen sich die aktuellen Krisen doch nur auf eine ‚fundamentale 
Disproportionalität zwischen den Bedingungen der Mehrwertproduktion und der 
Realisierung kapitalistisch produzierter Waren.‘‘ Und damit ließen sich letztenendes 
„die Bedingungen der Vermeidung derartiger allgemeiner Überproduktion entwik- 
keln.“ 

Mit dieser Einstellung berufen sich Beckenbach und Krätke auf den Harmo- 
nietheoretiker Otto Bauer und auf die ‚„‚marxistische‘‘ Wetterfahne Paul M. Sweezy. 
Während Bauer sich selbst zu überzeugen verstand, daß sich — wenigstens in theore- 
tischer Hinsicht — das „Mißverhältnis zwischen dem absolut wachsenden Massen- 
konsum und der absolut wachsenden Warenmasse schon unter kapitalistischen Be- 
dingungen aufheben ließe, wenn nur die richtige Proportionalität der Reproduktion 
eingehalten würde, ist Sweezy heute weniger optimistisch, da die Theorie Keynes‘, 
der er sich für eine Zeit verschrieben hatte, inzwischen Bankrott gemacht hat, So 
versucht er von neuem zu Marx zurückzufinden und die Krisengesetzlichkeit als 
Verwertungsproblem zu verstehen. Aber wir haben es hier nicht mit Bauer und 
Sweezy zu tun, sondern mit Beckenbach und Krätke und können uns ein Eingehen 
auf ihre Vorläufer ersparen. Stehen sie den Auffassungen Bauers und Sweezys wenn 
auch zum Teil kritisch so doch positiv gegenüber, so erscheint ihnen auch ihre eige- 
ne Version der Unterkonsumtionstheorie noch der weiteren Ausarbeitung bedürftig 
und damit der Zukunft vorbehalten. 

Dieser Rückstand der wissenschaftlichen Forschung ist für Beckenbach und 
Krätke besonders beklagenswert, da sie leider zugeben müssen, daß „wenn Krisen 
mit dem ‚gesetzmäßigen‘ Fallen der Profitrate erklärt werden, erscheinen sie — der 
Beschränkung auf den ‚wesentlichen‘ Produktionsprozeß wegen — immanent begrün- 
det und daher unvermeidlicher als wenn sie mit der Tendenz zur Überproduktion 
erklärt werden.‘ Aber diese Krisentheorie kann, ihrer Meinung nach, ‚‚nur einen 
ohnmächtigen, für die Arbeiterbewegung unfruchtbaren Antireformismus begrün- 
den; sie läßt theoretisch keine Alternativen zu den Krisenüberwindungsrezepten der 
Unternehmer zu.“ Beckenbach und Krätke suchen jedoch nach einem Rezept, das 
„sowohl eine für die Arbeiterklasse günstigere und schnellere ‚Überwindung‘ der 
Krise, (...) als auch langfristig eine Milderung weiterer Krisen und eine Abflachung 
des Krisenzyklus einleiten kann.“ 

Was nach Beckenbach und Krätke die dummen Unternehmer, zusammen mit 
den Überakkumulationstheoretikern, nicht verstehen, ist die Möglichkeit eines Ka- 
pitalismus, in dem die „vergrößerte zahlungsfähige Nachfrage der Lohnarbeiter auf 
Kosten der zahlungsfähigen Nachfrage der Kapitalisten‘ den Krisenzustand zu über- 
winden vermag. Eine Änderung in der Distribution des Gesamteinkommens würde 
mit der Verminderung der ‚„Wachstumsrate‘‘ zugleich zu einem besseren wirtschaft- 
lichen Gleichgewicht führen. Was die Produzenten zusätzlicher Produktionsmittel 
in der Abteilung I verlören, käme den Kapitalisten in den Konsumtionsmittelindu- 
strien der Abteilung Il zum Teil zugute, was einen Großteil der Unternehmer veran- 
lassen würde, in der Abteilung II anstatt der Abteilung I zu akkumulieren. So wäre 
es die Aufgabe eines „gewerkschaftlichen Radikalismus‘‘, den Kapitalismus mittels 
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einer „expansiven Lohnpolitik“ erträglicher zu machen und von seiner Krisenge- 
setzlichkeit zu befreien. Allerdings halten Beckenbach und Krätke es für verfrüht, 
„die möglichen Wirkungen und Erfolgschancen expansiver Lohnpolitik im Detail zu 
erörtern“, da auch „die Aktion des Staates im Akkumulationsprozeß des Kapitals 
und die Entstehung und Auswirkung chronischer Inflation“ in Betracht zu ziehen 
sind, um auf die „Konzepte alternativer Wirtschaftspolitik der Arbeiterbewegung 
einzugehen, in die ihre jeweilige Lohnpolitik als zentraler Hebel wirtschaftlicher 
Aktion eingebaut sein muß.“ 

Nun hat die praktisch mögliche ‚‚expansive Lohnpolitik‘“ es bisher nicht ver- 
mocht Krisen abzuschwächen, geschweige denn zu verhindern, wie es auch dem Ka- 
pital bisher nur möglich war, die Krisen auf Kosten der Arbeiter zu bewältigen. Wo 
der Konsum schneller zunahm als die Gesamtproduktion, wie z.B. in der amerikani- 
schen Expansion nach 1921, mündete diese kapitalistische Abnormität nur in eine 
größere Krise. Jeder Krise ging eine fallende Profitrate voran, was sich nicht nur aus 
der Marxschen Theorie ergibt, sondern sich auch auf dem Boden der kapitalistischen 
ökonomischen Kategorien nachweisen läßt. Die Krise selbst schließt jede „expansive 
Lohnpolitik“‘ aus und zwingt die Gewerkschaften zu einer dem Kapital genehmen 
Lohnpolitik, wofür die heutige Situation ein gutes Beispiel bietet. Aber wie die Pro- 
sperität, schließt auch die Krise den Klassenkampf nicht aus, der nicht von irgend 
einer Theorie abhängig ist, sondern sich aus den kapitalistischen Produktionsverhält- 
nissen ergibt, die unter allen Umständen eine rationale Verteilung der gesellschaftli- 
chen Produktion ausschließen. Angesichts der wirklichen Zustände erscheint eine 
Widerlegung der Unterkonsumtionstheorie Beckenbach‘s und Krätke‘s mehr über- 
flüssig als notwendig zu sein. 
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